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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Sozialbericht 1970 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Der Sozialbericht enthält in seinem Teil A erstmalig eine zu- 
sammenfassende Darstellung von Problemen und Aufgaben 
der Sozialpolitik auf kürzere und mittlere Sicht. Der Teil B 
besteht aus dem Sozialbudget 1969/70, das eine Übersicht und 
Vorausschau der öffentlichen Sozialleistungen bis zum Jahre 
1973 — gegliedert nach Institutionen und Funktionen — enthält. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Sozialbericht ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates 
ebenfalls zugeleitet worden. 


Brandt 
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Vorwort 


Mit diesem Bericht legt die Bundesregierung erstmalig eine zusam- 
menfassende Darstellung von Problemen und Aufgaben der Sozial- 
politik sowie das Sozialbudget 1969/70 vor. Damit wird der Anfang 
einer Berichterstattung gemacht, die kontinuierlich fortgesetzt werden 
soll. Sie orientiert sich an den Entwicklungstendenzen unserer gesell- 
schaftlichen Ordnung und versucht, die Anforderungen an die Sozial- 
politik und die anderen Bereiche der Gesellschaftspolitik herauszu- 
arbeiten. 

Der vorliegende Bericht verzichtet bewußt auf eine deskriptive Dar- 
stellung und Erläuterung der gegenwärtig geltenden Systeme und 
Gesetze. Er geht vielmehr von der Notwendigkeit innerer Reformen 
aus und versucht aufzuzeigen, wo sich für eine Weiterentwicklung 
der Sozialpolitik neue Ansätze und Möglichkeiten ergeben. Auf dieser 
Basis will die Bundesregierung sozial- und gesellschaftspolitische 
Vorhaben entwickeln und zur Diskussion stellen. Sie folgt damit der 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969. Darin hat sie ange- 
kündigt: 

„Wir wollen mehr Demokratie wagen. Wir werden unsere 
Arbeitsweise öffnen und dem kritischen Bedürfnis nach Infor- 
mation Genüge tun. Wir werden darauf hinwirken, daß durch 
Anhörungen im Bundestag, durch ständige Fühlungnahme mit 
den repräsentativen Gruppen unseres Volkes und durch eine 
umfassende Unterrichtung über die Regierungspolitik jeder 
Bürger die Möglichkeit erhält, an der Reform von Staat und Ge- 
sellschaft mitzuwirken." 

Die Bundesregierung legt den Sozialbericht dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat vor, um die gesetzgebenden Körperschaften über 
die Pläne und Vorhaben der Regierung in einem bedeutsamen Bereich 
der Innenpolitik zu unterrichten. Der Sozialbericht besteht aus zwei 
Teilen. Im Teil A unterbreitet die Bundesregierung der Öffentlichkeit 
ihre sozialpolitischen Ziele und zeigt übergreifende Zusammenhänge 
zu anderen Bereichen der Gesellschaftspolitik auf. Im Teil B — dem 
Sozialbudget — gibt sie einen quantitativen Überblick über die 
Leistungsströme der sozialen Sicherung sowohl in institutioneller als 
auch in funktionaler Betrachtungsweise. Die Bundesregierung möchte 
auf diese Weise dazu beitragen, daß sich das Verständnis für die 
Fortentwicklung der Sozialpolitik vertieft und neue Fragestellungen 
und Aufgaben im Dialog zwischen den sozialen Gruppen und Ver- 
bänden in weiten Kreisen unseres Volkes und im Bereich der Sozial- 
wissenschaften aufgegriffen werden. 

Zur Klarstellung sei hier noch auf folgendes hingewiesen: 

Als Sozialbericht wurde bisher der Bericht bezeichnet, den die Bundes- 
regierung aufgrund der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze 
seit 1958 alljährlich im Zusammenhang mit der Rentenanpassung über 
die Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherungen, die Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der Produktivität 
sowie über die Veränderungen des Volkseinkommens je Erwerbs- 
tätigen im vorausgegangenen Kalenderjahr zu erstatten hatte. Dieser 
Bericht soll inhaltlich abgewandelt und als Rentenanpassungsbericht 
auch in Zukunft vorgelegt werden. 
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TEIL A 

Entwicklungstendenzen und Aufgaben der Sozialpolitik 
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I. Grundlinien des sozialen Wandels 


Sozialer Wandel 

1 . Sozialpolitische Überlegungen müssen heute 
mehr denn je von Bestandsaufnahmen und Analysen 
der Wandlungen von Gesellschaft und Wirtschaft 
ausgehen. Diese Veränderungen sind zur täglichen 
Lebenserfahrung aller Menschen unseres Volkes ge- 
worden, auch wenn sie längst nicht in ihrer Verur- 
sachung und in ihrer Tragweite vom einzelnen in 
vollem Umfang erfaßt werden. Der Wandel gesell- 
schaftlicher Strukturen reicht von sozialwirtschaft- 
lichen Gegebenheiten bis zum Wandel von Wert- 
vorstellungen. Eine umfassende Darstellung sowohl 
der ökonomischen, technischen und sozialen Struk- 
turen als auch des Selbstverständnisses und des Be- 
wußtseins unserer Gesellschaft und ihrer Gruppen 
gibt es zur Zeit nicht. Dennoch zeigt sich, daß viele 
der scheinbar selbständig ablaufenden Prozesse mit- 
einander verbunden sind und in ihrem Zusammen- 
hang gesehen werden müssen. Auf einige für die 
Weiterentwicklung der Sozialpolitik wichtige Ver- 
änderungen der gesellschaftlichen Strukturen soll 
im folgenden eingegangen werden. 


Wandel der Bevölkerungs- und Erwerbsstruktur 
Bevölkerungsentwicklung 

2 . Ein Bereich, in dem sich der Wandel deutlich 
abzeichnet und aus der Tatsache des Wandels selbst 
sozialpolitische Probleme erwachsen, ist die Bevöl- 


kerung und ihre Entwicklung. Hier haben wir ein 
Feld nachhaltiger Veränderungen. 

Ende 1968 lebten in der Bundesrepublik Deutschland 
rund 60,5 Millionen Menschen. Im Bundesgebiet 
leben damit dreimal soviel Einwohner wie vor 100 
Jahren. Rund 22 v. H. der Bevölkerung sind Kinder 
und Jugendliche im Alter bis zu 14 Jahren (1950 
= 21,8 V. H.), im Alter bis zu 65 Jahren waren 65,2 
V. H. (1950 = 68,9 v. H.). Rund 13 v. H. (1950 = 9,3 
V. H.) waren älter als 65 Jahre. Die letzte Gruppe 
wird bis 1980 auf nahezu 15 v. H. anwachsen (vgl. 
Übersicht 1). Sie stellt die Sozialpolitik vor beson- 
dere Probleme. Demnach wird die jetzt schon vor- 
handene Begrenzung des Arbeitskräftepotentials auf 
lange Sicht bestehenbleiben. 


Private Haushalte 

3. Die Bevölkerung des Bundesgebietes lebte Ende 
1968 in rund 22 Millionen Privathaushalten ; 26 v. H. 
(5,61 Millionen) der Haushalte sind Ein-Personen-, 
28 V. H. (6,19 Millionen) Zwei-Personen-, 20 v. H. 
(4,38 Millionen) Drei-Personen- und 26 v. H. (5,80 
Millionen) Vier- und Mehr-Personenhaushalte (vgl. 
Übersicht 2). 

Um die Jahrhundertwende lebten in über 60 v. H. 
aller Haushalte vier und mehr Personen. Damals 
betrug der Anteil der Ein-Personen-Haushalte 
7 V. H., 1939 waren es 10 v. H., 1950 schon 19 v. H. 
und 1968 schließlich 26 v. H. Die Zahlen weisen aus, 


Übersicht 1 


Altersgliederung der Bevölkerung 


Stichtag 

Bevölkerung 

insgesamt 

davon im 

Alter von .... 

. . bis unter 

Jahren 

bis unter 

14 

14 bis 

unter 65 

65 und mehr 

1 000 1 

v. H. 

1 000 1 

V. H. 

1 000 

1 v.H. 

1 000 

1 v.H. 

1. Dezember 1871 

Im 

41 059 

100 

13 265 

32,3 

25 873 

63,0 

1 921 

4,7 

17. Mai 1939 

r’ 

69 314 

100 

15 025 

21,6 

48 899 

70,5 

5 390 

7,8 

17. Mai 1939 > 


39 338 

100 

8 682 

22,1 

27 768 

70,6 

2 888 

7,3 

13. September 1950 


47 696 

100 

10 436 

21,8 

32 836 

68,9 

4 424 

9,3 

31. Dezember 1968 

P 

60 463 

100 

13 271 

22,0 

39 441 

65,2 

7 751 

12,8 

1. Januar 1980 


62 638 

100 

13 528 

21,6 

40 018 

63,9 

9 092 

14,5 

1. Januar 1985 


63 852 

100 

13 828 

21,7 

41 949 

65,7 

8 075 

12,6 


9 Reichsgebiet 
-) Bundesgebiet 
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Privathaushalte nach der Zahl der Personen 




Davon mit . . 

. . . Personen 

Personen 

Stichtag bzw. Monat ^) 

insgesamt 

1 

2 

3 

4 und 
mehr 

Je 

Haushalt 


1 000 

«/o 

Anzahl 

1. Dezember 1900 

12 179 

7,1 

14,7 

16,9 

61,2 

4,49 

1. Dezember 1910 

14 283 

7,3 

15,2 

17,7 

59,8 

4,40 

16. Juni 1925 

15 275 

6,7 

17,7 

22,5 

53,1 

3,98 

17. Mai 1939 

20 335 

Qß 

27,2 

26,4 

36,6 

3,27 

13. September 1950 

16 650 

19 ß 

25,3 

23,0 

32,3 

2,99 

6. Juni 1961 

19 399 

21,3 

27,4 

22,5 

28,8 

2,82 

April 1968 

21 976 

25,5 

28,1 

19,9 

26,4 

2,67 


h 1900 bis 1939 Reichsgebiet, jeweiliger Gebietsstand; Volkszählimgsergebnisse. Ab 1950 Bundesgebiet; 1950 und 1961 
Volkszählungsergebnisse; (in 1950 sind die Ergebnisse für das Saarland vom 14. November 1951 mitenthalten), 
1968 Mikrozensusergebnisse 


daß sich in unserem Land neue Lebensformen ent- 
wickelt haben: einmal hat die durchschnittliche Fa- 
miliengröße erheblich abgenommen, zum anderen 
leben junge und alte Menschen zunehmend unab- 
hängig von einem größeren Familienhaushalt. 

Lebenserwartung 

4 . Bei der Diskussion über die gestiegene Lebens- 
erwartung wird vielfach angenommen, daß sich in 
den vergangenen 100 Jahren die biologische Alters- 
spanne verbreitert habe. Gestiegene Lebenserwar- 
tung heißt jedoch nichts anderes, als daß immer 
mehr Menschen in die höheren Altersgruppen ein- 
treten. Belief sich vor 100 Jahren die Lebenserwar- 
tung eines männlich Geborenen auf 35,6 Jahre, so 
beträgt sie heute 67,6 Jahre; bei den weiblich Ge- 
borenen lauten die Zahlen 38,4 bzw. 73,6 Jahre. Er- 
reichten z. B. vor 100 Jahren von 100 000 männlich 
Geborenen nur 24 800 (weiblich Geborene 29 700) 
das 65. Lebensjahr, so sind es heute 68 100 (81 000). 

Eine bedeutsame Veränderung ist nicht nur in der 
Zahl der älteren Menschen eingetreten, sondern 
auch in ihren Vorstellungen vom Inhalt des Lebens- 
abends und in ihren Ansprüchen und Erwartungen. 
Immer mehr alte Menschen wünschen, ein selbstän- 
diges Leben zu führen und das Alter nach eigenen 
Vorstellungen zu gestalten. Daraus ergeben sich 
auch an die Sozialpolitik eine Reihe von konkreten 
Forderungen nach bestimmten Dienstleistungen. 

Wanderungen 

5 . Die Zuwanderung in das Bundesgebiet gewinnt 
für die Bevölkerungsentwicklung — und damit für 
die Erwerbsbevölkerung — an Bedeutung. Der Wan- ] 


derungsgewinn der letzten Jahre bestand im we- 
sentlichen aus dem Zuzug ausländischer Arbeit- 
nehmer und deren Familienangehörigen. Dazu trug 
auch die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeits- 
kräfte innerhalb der EWG bei. Im Jahre 1968 ergab 
sich beispielsweise ein Wanderungsgewinn gegen- 
über dem Ausland von 253 000 Personen. Darunter 
befanden sich 199 000 ausländische Erwerbsperso- 
nen. 

Auch die Binnenwanderung hat einen erheblichen 
Umfang. Sie hat eine Reihe von Problemen für die 
Raumordnung, den Städtebau, die Wirtschafts- und 
Sozialpolitik zur Folge. Im Jahre 1968 sind rund 
3,6 Millionen Personen innerhalb des Bundesgebie- 
tes umgezogen. Anlaß war in vielen Fällen eine 
notwendige Anpassung an wirtschaftliche Verände- 
rungen. 

Erwerbsstruktur 

6 . Besonders deutlich wird der Wandel in der Ver- 
änderung der Erwerbsstruktur. Nach den Ergebnis- 
sen des Mikrozensus waren 1968 über zwei Fünftel, 
nämlich rund 45 v. H. oder 26,77 Millionen der B'e- 
völkerung des Bundesgebietes erwerbstätig. Davon 
waren 17,16 Millionen Männer und 9,61 Millionen 
Frauen. Das entsprach einer Erwerbsbeteiligung von 
60,2 V. H. bei der männlichen und 30,4 v, H. bei der 
weiblichen Wohnbevölkerung. 

Sowohl bei den Männern als auch bei den Frauen 
der jüngeren Altersgruppen (von 15 bis 25 Jahren) 
sind die Erwerbsquoten gegenüber 1950 rückläufig. 
In dieser Entwicklung wird die Tendenz zur ver- 
längerten Ausbildung deutlich. 

Die Struktur der Erwerbsbeteiligung der männlichen 
Wohnbevölkerung im Alter von 25 bis 70 Jahren hat 
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sich im genannten Zeitraum nicht wesentlich geän- 
dert. Von den Männern im Alter von über 65 Jahren 
sind noch gut ein Fünftel erwerbstätig. 

Die Erwerbsbeteiligung der Frauen im Alter von 
25 bis 55 Jahren liegt zwischen 50 und 44 v. H. In 
diesen Altersgruppen wird — insbesondere bei ver- 
heirateten Frauen — eine Tendenz zur zunehmen- 
den Erwerbsbeteiligung deutlich. Waren von den 
verheirateten Frauen im Jahre 1950 nur ein Viertel 
erwerbstätig, so waren es 1968 über ein Drittel. 
Diese Tendenz ist vor allem durch den ständig ge- 
stiegenen Arbeitskräftebedarf und die zunehmende 
berufliche Qualifizierung der Frauen zu erklären. 

Lebensunterhalt 

7 . Rund 24,6 Millionen oder 40 v. H, der Bevölke- 
rung bestreiten ihren Lebensunterhalt durch eigene 
Erwerbstätigkeit, 9 Millionen (15 v. H.) durch Renten 
und andere Transferzahlungen, 26,8 Millionen (45 
V. H.) sind in ihrem Lebensunterhalt auf Angehörige 
angewiesen. 

Allein zwei Drittel dieser von Angehörigen wirt- 
schaftlich Abhängigen sind Frauen, darunter 56 v. H. 
verheiratete. Insgesamt hat sich von 1961 an der 
Anteil der wirtschaftlich von Angehörigen Abhän- 
gigen gemessen an der Wohnbevölkerung von 42 
auf 45 V. H. erhöht. Von 10 Personen, die ihren 
Lebensunterhalt überwiegend selbst bestreiten, 
waren 1961 sieben, 1968 hingegen acht wirtschaftlich 
Abhängige. Rund 600 000 von 9 Millionen Rentnern 
üben noch eine Erwerbstätigkeit aus, aus der sie 
allerdings nicht überwiegend ihren Lebensunterhalt 
bestreiten. 

Struktur der Erwerbstätigen 

8 . In den vergangenen 20 Jahren haben sich in der 
Verteilung der Erwerbstätigen auf die Wirtschafts- 
bereiche erhebliche Umschichtungen ergeben (vgl. 
Übersicht 3). Besonders ausgeprägt sind der Rück- 
gang der Erwerbstätigen in der Land- und Forstwirt- 
schaft und die Zunahme der Zahl der Erwerbstätigen 
im Bereich der Dienstleistungen. Noch 1950 arbeite- 
ten in der Land- und Forstwirtschaft 25 v. H. aller 
Erwerbstätigen (5 Millionen), heute nur noch rund 
9 V. H. (rund 2,3 Millionen). 

Die Zahl der Erwerbstätigen in der Land- und Forst- 
wirtschaft wird sich weiter stark verringern. Auf- 
grund einer Modellrechnung mit zwei Preishypo- 
thesen und bei unverändertem relativen Einkom- 
mensabstand zwischen der Landwirtschaft und den 
übrigen Wirtschaftsbereichen wird 1980 die Wert- 
schöpfung der Landwirtschaft einschließlich der 
Forstwirtschaft und Fischerei nur noch den Einkom- 
menserwartungen von 1,2 bis 1,4 Millionen Erwerbs- 
tätigen entsprechen (vgl. Bericht über die Lage der 
Landwirtschaft 1970, S, 140 ff.). 

Die aus der Landwirtschaft ausscheidenden Erwerbs- 
tätigen sind vielfach nur mangelhaft gegen soziale 
Risiken gesichert. Diejenigen unter ihnen, die eine 
Dauerbeschäftigung als Arbeitnehmer aufnehmen, 
sind oft nicht mehr in der Lage, zu einer ausreichen- 


den Alterssicherung im Rahmen der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu gelangen. 

Im Bereich der Dienstleistungen (einschließlich Han- 
del und Verkehr) nahm die Zahl der Beschäftigten 
stark zu. Hier stieg der prozentuale Anteil der Be- 
schäftigten von einem Drittel (6,7 Millionen im 
Jahre 1950) auf über zwei Fünftel im Jahre 1968 
(11,2 Millionen). Im produzierenden Gewerbe ver- 
lief die Entwicklung dagegen weniger sprunghaft. 
1950 waren in diesem Wirtschaftsbereich 43 v. H. 
(8,7 Millionen), 1968 dagegen 48 v. H. (12,5 Mil- 
lionen) Erwerbstätige beschäftigt. 


Stellung der Erwerbstätigen im Beruf 

9 . Auch hinsichtlich der Stellung der Erwerbstätigen 
im Beruf sind erhebliche Umschichtungen festzu- 
stellen. Im Jahre 1950 waren 16 v. H. (3,25 Mil- 
lionen) der Erwerbstätigen Selbständige und 15 v. H. 
(3,17 Millionen) mithelfenden Familienangehörige. 
1968 waren diese Gruppen auf 11 v, H. (2,95 Mil- 
lionen) bzw, 8 V. H. (2,07 Millionen) zurückgegan- 
gen, Der Anteil der abhängig Beschäftigten dage- 
gen erhöhte sich von 69 v. H. (13,96 Millionen) auf 
81 V. H. (21,33 Millionen). 

Unter den abhängig Beschäftigten nimmt die Gruppe 
der Angestellten immer mehr zu. Im Jahre 1950 
war das Zahlenverhältnis zwischen Arbeitern und 
Angestellten 1000 : 324, 1969 war es 1000 : 596. Bei 
einer Gesamtzahl von 20 Millionen Arbeitnehmern 
im Jahre 1969 waren 12,53 Millionen Arbeiter und 
1 7,47 Millionen Angestellte. Dabei ist zu beachten, 

I daß die Unterscheidung zwischen Arbeitern und 
' Angestellten immer problematischer wird. Diese 
Umschichtungsprozesse haben für das System der 
sozialen Sicherung nachhaltige Wirkungen. 

! Qualitative Veränderungen 

10 . Mit dem technischen und wirtschaftlichen Fort- 
j schritt sind eine Reihe qualitativer Veränderungen 

I verbunden. Viele Berufe sterben aus und neue ent- 
stehen. Berufsinhalte, Berufsanforderungen und 
Berufsqualifikationen wandeln sich. Verändert 
haben sich auch der Arbeitsvollzug im Betrieb, die 
I Beschäftigungschancen für bestimmte Berufe wie für 
bestimmte Altersgruppen. Das berufliche Wissen 
und Können jedes Arbeitnehmers kann schnell ver- 
alten. Für den einzelnen ergeben sich daraus Pro- 
bleme der Anpassung, für die Gesellschaft die Ver- 
pflichtung, die Selbstbehauptung des einzelnen zu 
ermöglichen. 

Dem dienen vor allem die Maßnahmen der sozialen 
Sicherung einschließlich der Gesundheitsversorgung 
und der beruflichen Bildung, die sich an der Erhal- 
tung der beruflichen Leistungsfähigkeit und des er- 
worbenen Leistungsstandards orientieren. 

Ausbildung 

11 . Mehr denn je entscheidet die Schulbildung über 
berufliche und soziale Chancen. Im schulischen Be- 
reich ist Chancengleichheit jedoch noch nicht ver- 
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Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen und Stellung im Beruf 

( J ahresdurchschnitte) 


Jahr 


Erwerbstätige 

insgesamt 


Land- und 
Forstwirtschaft 


Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen 

Produzierendes Handel und 

Gewerbe Verkehr 


Sonstige 

Wirtschaftsbereiche 



1 000 1 

1 000 

1 V. H. 

1 000 

1 v.H. 

1 000 

1 V. H, 

1 000 

1 V. H. 

1950 1) 

! 

20 376 

5 020 

24,6 

8 689 

1 

42,6 

2 918 

14,3 

3 749 

18,4 

1960 

26 247 

3 623 

13,8 

12 518 

47,7 

4 515 

17,2 

5 591 

21,3 

1968 

26 342 

2 630 

10,0 

12 479 

47,4 1 

' 1 

4 703 

17,9 

6 530 

24,8 


ohne Berlin 


wirklicht. Die Arbeiterkinder sind in den Gymna- 
sien unterrepräsentiert. Im Jahre 1966 betrug ihr 
Anteil in der Abgangsklasse (13. Schuljahr) 6,4 v. H. 
Kinder aus ländlichen Gebieten besuchen weniger 
häufig weiterführende Schulen als die aus Städten, 
Kinder aus kinderreichen weniger häufig als aus 
kleineren Familien. 

Obwohl der größte Teil aller Jugendlichen nach dem 
Schulabschluß in das Berufsleben eintritt, sind die 
Bildungsinhalte der allgemeinbildenden Schulen oft 
weit davon entfernt, auf die Berufswahl und die 
Anforderung der Arbeitswelt genügend vorzuberei- 
ten. Ein berufsbezogener Bildungsweg, der von der 
Hauptschule bis zur Hochschulreife führt, ist noch 
nicht in allen Ländern ausgebaut. 

Im Jahre 1969 gab es 573 registrierte Ausbildungs- 
berufe. Die Mehrzahl der Ausbildungsverhältnisse 
konzentrierte sich jedoch auf eine Gruppe von Aus- 
bildungsberufen. Von den männlichen Lehrlingen 
wählten 77 v. H. 30, von den weiblichen Lehrlingen 
92 V. H. sogar nur 20 Ausbildungsberufe. Ein Fünf- 
tel der männlichen Lehrlinge aus den 30 am stärk- 
sten besetzten, überwiegend männlichen Lehrberu- 
fen wird nach Ausbildungsordnungen ausgebildet, 
die aus der Zeit vor 1940 stammen. Für über ein 
Viertel der Lehrlinge in den 40 am stärksten besetz- 
ten Lehrberufen vollzieht sich die Ausbildung nach 
Ausbildungsordnungen, die in der Nachkriegszeit 
bis 1960 und für rund ein Drittel nach solchen, die in 
der Zeit nach 1964 entwickelt wurden. 

Lehrlinge 

12 , Ende des Jahres 1968 befanden sich in der 
Bundesrepublik Deutschland rund 1,4 Millionen 
Jugendliche in einem Ausbildungsverhältnis als 
Lehrling oder Anlernling. Die Zahl der Lehr- und 
Anlernverhältnisse stieg in den Jahren 1950 bis 
1956 von 0,97 auf 1,46 Millionen und fiel dann 
— eine Folge der geburtenschwachen Kriegsjahr- 
gänge — ■ bis auf 1,22 Millionen im Jahre 1962. Im 
Vergleich der Jahre 1950 und 1968 hat sich der 


Anteil der Mädchen bei den Lehr- und Anlernlingen 
von 25 auf 37 v. H. beträchtlich erhöht. Der Anteil 
der Hauptschulabgänger (Volksschulabgänger), die 
als Lehrling oder Anlernling direkt in das Erwerbs- 
leben eintraten, blieb mit rund 70 v. H. in den 
letzten Jahren annähernd konstant ebenso wie die 
Zahl derjenigen, die als ungelernte Arbeiter eine 
Tätigkeit aufnahmen (rund 11 v. H.). Nicht angestie- 
gen ist die Zahl der Besucher von weiterführenden 
Berufsfachschulen (rund 14 v. H.). 

Soziale Dienstleistungen 

13 . Diese strukturellen Veränderungen erfordern 
künftig einen verstärkten Ausbau der sozialen 
Infrastruktur. Insbesondere nimmt der Bedarf an 
sozialen Dienstleistungen stark zu. Beratung wird 
zu einer wichtigeren Funktion der Arbeits- wie der 
Sozialverwaltungen. Im schulischen wie im betrieb- 
lichen Bildungswesen steigt der Bedarf an Lehrkräf- 
ten und Ausbildern. Sozialpädagogische Fachkräfte 
fehlen für Kindergärten und Kindertagesstätten, für 
die Jugendarbeit, Alten- und Familienhilfe, für 
Heime und Anstalten aller Art. Mit der medizini- 
schen Entwicklung werden mehr qualifizierte Heil- 
und Pflegekräfte gebraucht. Ob genügend soziale 
Dienstleistungen bereitgestellt werden, hängt nicht 
zuletzt von der Bewertung ab, die sie in der Gesell- 
schaft finden. Ausbildungsnormen und -Systeme, 
Arbeitsorganisation und Arbeitsbedingungen, Ver- 
gütungsordnungen sowie Fortbildungs-' und Auf- 
stiegsmöglichkeiten werden den gestiegenen Anfor- 
derungen angepaßt werden müssen, wenn der Man- 
gel an qualifizierten Kräften nicht in vielen lebens- 
wichtigen Bereichen zu einem Notstand werden soll. 

Ausländische Arbeitnehmer 

14 . Die jetzt 1,6 Millionen beschäftigten Ausländer 
stellen der Sozialpolitik neuartige Probleme. Die 
Einbeziehung in das Arbeits- und Sozialversiche- 
rungsrecht allein reicht nicht aus. Spezielle Leistun- 
gen sind erforderlich von der Wohnungs verso r- 
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Übersicht 3 


Erwerbstätige nach Stellung im Beruf 


Von den Abhängigen waren 


Selbständige 

Mithelfende 

Familienangehörige 

Abhängige 

Arbeiter 

Angestellte 

1 000 

1 v.H. 

1 1 000 

1 V. H. 

1 000 1 

V. H. 

1 000 

1 000 

3 245 

15,9 

3 168 

15,5 

13 963 

68,5 ! 

9 900 

3711 

3 284 

12,5 

2 632 

10,0 

20 331 

77, S 

12 992 

5 835 

2 946 

11,2 

2 066 

7,S 

21 330 

81,0 

12 179 

7 724 


gung über die berufliche Bildung bis hin zu den 
Inhalten der Freizeit. Viele ausländische Arbeitneh- 
mer bleiben längere Zeit in der Bundesrepublik 
Deutschland (z. B. lebten 1968 28 v. H. der italieni- 
schen Gastarbeiter sieben und mehr Jahre in der 
Bundesrepublik). Viele haben ihre Ehepartner nach- 
geholt bzw. deutsche Frauen geheiratet. 1968 lebten 
in der Bundesrepublik schätzungsweise 400 000 Kin- 
der ausländischer Arbeitnehmer, von denen 36 v. H. 
in einer Schulausbildung waren. Gerade das Pro- 
blem der Schulausbildung dieser Kinder ist jedoch 
noch keineswegs befriedigend gelöst. Die Woh- 
nungsversorgung erfordert noch erhebliche Anstren- 
gungen, die Mithilfe und das Verständnis der 
Öffentlichkeit. 


Gruppen in besonderen Lebenslagen 


Behinderte 

15 . In unserer Gesellschaft gibt es große soziale 
Gruppen, die aus eigener Kraft nicht an der allge- 
meinen Wohlstandssteigerung und am sozialen 
Fortschritt teilhaben. Sie sind deshalb auf personelle, 
finanzielle und institutioneile Hilfen — sowohl vom 
Staat als auch von seiten aller sozialen Gruppen der 
Gesellschaft — angewiesen. Das gilt insbesondere 
für die rund 4 Millionen körperlich, geistig und 
seelisch Behinderten. Hierzu zählen die rund 1,2 Mil- 
lionen Kriegsbeschädigten ebenso wie die mehr als 
1,5 Millionen Frühinvaliden und die rund 500 000 
behinderten Kinder und Jugendlichen. Verstärkt 
soll diesen Behinderten Hilfe zur Eingliederung 
oder Wiedereingliederung in Arbeit, Beruf und Ge- 
sellschaft zuteil werden. Der medizinisch-technische 
Fortschritt kann nicht nur vielen das Leben erleich- 
tern oder erhalten, sondern auch helfen, aus der 
schicksalsbedingten Isolierung heraus den Weg in 
die Gesellschaft zu finden. Der Bedarf und die An- 
forderungen an die verschiedenartigen Einrichtun- 
gen der Rehabilitation steigen deshalb an. Es fehlt 


an Einrichtungen im schulischen und vorschulischen 
Bereich zur Betreuung der behinderten Kinder und 
Jugendlichen, es fehlt an Spezialeinrichtungen im 
Bereich der medizinischen Rehabilitation, es fehlen 
Ausbildungs- und Umschulungsplätze für die beruf- 
liche Rehabilitation, es fehlt an Fachkräften für die 
verschiedenen Bereiche der Rehabilitation, an Pfle- 
gekräften, Erziehern, Ausbildern und Sozialberatern. 
Es muß deshalb mehr geleistet werden, damit die 
Erkenntnisse, insbesondere der Medizin und der 
Sozialwissenschaften, verstärkt in Hilfen für die be- 
hinderten Menschen umgesetzt werden können. 

2,6 Millionen Kriegs- und Wehrdienstopfer sind 
auch 25 Jahre nach dem Ende des 2. Weltkrieges 
versorgungsberechtigt. Davon sind allein 150 000 
Beschädigte aus der Zeit vor dem 1. 9. 1939 und 
7000 Wehrdienstopfer nach dem 2. Weltkrieg. Mit 
dem Ersten Anpassungsgesetz vom Januar 1970 ist 
die Grundlage für eine jährliche Anpassung der 
Rentenleistungen an die wirtschaftliche Entwicklung 
geschaffen worden. Berücksichtigt man das steigende 
Durchschnittsalter der Leistungsempfänger — es be- 
trägt bei den Beschädigten 57,6 Jahre und bei Wit- 
wen 62,2 Jahre — so wird deutlich, daß neben den 
Geldleistungen die anderen Leistungsarten wie 
Heil-, Krankenbehandlung und Kriegsopferfürsorge 
sowie weitere soziale Dienstleistungen vordringlich 
werden. 


Strafvollzug 

16 , Während der letzten Jahre befanden sich durch- 
schnittlich 50 000 bis 60 000 Personen in der Bundes- 
republik Deutschland in Strafanstalten. 38 v. H. da- 
von waren Rückfalltäter. Der Strafvollzug entspricht 
in der Bundesrepublik Deutschland noch nicht den 
international anerkannten Richtlinien und Erkennt- 
nissen der neueren Forschung, die verstärkt eine 
Wiedereingliederung der Verurteilten in die Ge- 
sellschaft zum Ziele haben und damit den Straffäl- 
ligen vor neuen Rückfällen wie auch die Gesell- 
schaft dauerhaft schützen können. 
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Einkommens- und Vermögensverteilung 
Einkommensverteilung 

17. Wer über die Notwendigkeit und Rechtfertigung 
sozialpolitischer Maßnahmen urteilen will, muß 
einige Grunddaten der Einkommens- und Vermö- 
gensverteilung kennen. Die Lohnquote, die dem An- 
teil des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Ar- 
beit am Volkseinkommen entspricht, betrug 1950 
58,6 V. H. und ist 1969 auf 65,3 v. H. gestiegen. Be- 
reinigt man sie aber um die Zunahme der Zahl der 
Arbeitnehmer (Pro-Kopf-Quote), so ist sie leicht zu- 
rückgegangen (1950 rund 59 v. H., 1969 rund 
55v. H.). Interessant für die Sozialpolitik — soweit 
sie Umverteilungspolitik ist — sind aber nicht pri- 
mär die Angaben über die Entwicklung und absolute 
Höhe der Einkommen insgesamt, sondern die Daten 
über die Entstehung und die Verteilung der verfüg- 
baren Einkommen in den verschiedenen Gruppen der 
Bevölkerung. 

Wenn auch Angaben über die Einkommensvertei- 
lung nur in ungenügender Form vorhanden sind, 


soll hier doch versucht werden, einen ersten Über- 
blick zu geben. Aktuelle Zahlen zur Einkommens- 
verteilung ergeben sich aus der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1969. Dabei handelt es sich 
allerdings um eine Einkommensschichtung der 
Nettoeinkommen pro Haushalt, d. h. die Einkommen 
aller Haushaltsmitglieder wurden addiert. 

Ferner gilt es zu berücksichtigen, daß diese Statistik 
keine Angaben über die Einkommen der Selbstän- 
digen-Haushalte enthält. 

Die Ergebnisse zeigen, daß 1969 je nach Haushalts- 
größe knapp 10 V. H. der Angestellten- und Beam- 
tenhaushalte und rund 25 v. H. der Arbeiterhaus- 
halte ein Nettoeinkommen unter 800 DM bezogen. 
40 V. H. der Angestellten- und Beamtenhaushalte — 
dagegen nur 20 v. H. der Arbeiterhaushalte — 
beziehen ein monatliches Nettoeinkommen von 
1200 DM bis 1800 DM. In der Gruppe über 1800 DM 
sind Arbeiterhaushalte auch 1969 nur noch in Aus- 
nahmefällen anzutreffen, während fast jeder fünfte 
Angestellten- oder Beamtenhaushalt über mehr als 
1800 DM verfügen kann (vgl. Übersicht 4). 


Übersicht 4 


Schichtung der Haushaltsnettoeinkommen von Arbeitnehmerhaushalten 
mit zwei und mehr Haushaltsmitgliedern 

in V. H. 


Monatliches Haushalts- 
nettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 

Erhe- 

bungs- 

jahr 

Soziale Stellung des Haushaltsvorstandes 


Beamter 



Angestellter 


Arbeiter 





Zahl der Haushaltsmitgliede 

r 




2 

3 

4 

5 und 
mehr 

2 

3 

4 

5 und 
mehr 

2 1 

3 

4 

5 und 
mehr 

unter 600 

1957 

55 

48 

37 

18 

61 

52 

42 

26 

88 

78 

69 

51 


1969 

— • 

— 

— 

— 

(2) 

— 

— 

— 

7 

3 

(2) 

( 2 ) 

600 bis 800 

1957 

26 

29 

29 

24 

24 

29 

29 

28 

11 

18 

20 

23 


1969 

( 7 ) 

8 

( 3 ) 

— 

9 

7 

4 

3 

31 

24 

21 

16 

800 bis 1 200 

1957 

17 

20 

28 

41 

13 

17 

25 

35 

(1) 

4 

11 

22 


1969 

30 

33 

33 

21 

35 

37 

37 

30 

43 

51 

56 

54 

1 200 und mehr 

1957 

(2) 

3 

6 

17 

(2) 

(2) 

4 

11 

— 

— 

— 

4 


1969 

62 

59 

64 

79 

54 

55 

58 

67 

19 

22 

21 

28 

davon 














1 200 bis 1 800 

1969 

41 

37 

40 

43 

36 

36 

35 

41 

18 

20 

18 

23 

1 800 bis 2 500 

1969 

18 

18 

20 

28 

14 

15 

17 

18 

1 

2 

3 

5 

2 500 und mehr 

1969 

1 

(3) 

( 4 ) 

( 4 ) 

(8) 

4 

5 

6 

8 

— 

— 

— 

— 


— = kein Nachweis wegen mangelnder Repräsentation 
( ) = Fehler möglich wegen geringer Repräsentation 
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Vermögensverteilung 

18 . Im Bereich der privaten Haushalte ist die Ver- 
teilung besonders ungleichmäßig. In einem vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung in 
Auftrag gegebenen und 1968 veröffentlichen Gut- 
achten wurde geschätzt, daß sowohl 1935 als auch 
25 Jahre danach auf 0,1 v. H. der privaten Haushalte 
14 V. H. des privaten Gesamtvermögens entfiel. 
1,7 V. H. der privaten Haushalte besaßen 1960 ca. 
35 V. H. des Gesamtvermögens aller privaten Haus- 
halte und 70 v. H. des produktiv genutzten Vermö- 
gens in privater Hand. 

Die Statistik über die gesamtwirtschaftliche Vermö- 
gensverteilung iist sehr unbefriedigend. Der von der 
Bundesregierung angekündigte Vermögensbildungs- 
bericht, der im Dezember dieses Jahres erstellt wer- 


II. Weiterentwicklung der Sozialpolitik 


Sozialpolitik 

in der innenpolitischen Auseinandersetzung 

20 . Angesichts des sozialen und wirtschaftlichen 
Wandels stellen sich für die Sozialpolitik neue Auf- 
gaben. Staat und Gesellschaft sind aufgerufen, mehr 
als in der Vergangenheit den sozialen Entwicklungs- 
prozeß zu gestalten mit dem Ziel, allen Bürgern die 
Voraussetzungen für ihre Entfaltung in unserer Ge- 
sellschaft zu schaffen. Das kann in einer Zeit, in der 
isich die Wandlungen in allen Lebensbereichen be- 
schleunigen, nur durch eine ausgewogene Reform- 
und Anpassungspolitik im sozialen Bereich geleistet 
werden. 

Die Bundesregierung wird sich infolgedessen nicht 
darauf beschränken, die bestehenden Leistungen der 
sozialen Sicherung zu verteidigen. Sie verfolgt viel- 
mehr das Ziel, durch Weiterentwicklung und Re- 
form die bestehende Sozialverfassung auszubauen. 
Dabei geht es einmal darum, die bestehenden So- 
zialleistungssysteme und die sozialpolitischen Akti- 
vitäten den gewandelten Verhältnissen anzupassen. 
Viele gesetzliche Regelungen und Einrichtungen 
sind zu überprüfen und neue Modelle müssen ent- 
wickelt werden, um zu einem zeitgemäßen System 
der sozialen Sicherheit zu gelangen. Zum anderen 
wird die Bundesregierung, soweit es sich als not- 
wendig und geboten erweist, Reformen einleiten 
und durchführen, um den Menschen die Chance zu 
bieten, sich in einer wandelnden Umwelt zu be- 
haupten. 

Nur so wird es möglich sein, soi^iale Spannungen 
und Widersprüche und die damit verbundenen 
Wachstums- und Entwicklungsstörungen in unserer 
Gesellschaft zu mindern. 


den soll, wird versuchen, das Bild der Verteilung 
des Vermögensbestandes und der Vermögenszu- 
wächse im Rahmen der beschränkten statistischen 
Möglichkeiten deutlicher zu zeichnen. 


Rentenschichtung 

19 . Unter den Einkommen der Nichterwerbstätigen 
haben die Renten aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung die größte Bedeutung. Uber die Renten- 
schichtung finden sich Angaben in dem Rentenan- 
passungsbericht 1970, der kürzlich dem Bundestag 
vorgelegt wurde. Außerdem wird die Bundesregie- 
rung in diesem Jahr einen Bericht über Härten und 
Unzulänglichkeiten in der Rentenversicherung vor- 
legen. 


21 . Um diesem Anspruch gerecht zu werden, muß 
die Sozialpolitik drei Anforderungen erfüllen: 

a) Sie muß als Bestandteil einer umfassenden Poli- 
tik angelegt werden, die darauf hinzielt, unsere 
Gesellschaft mitzugestalten. 

b) Um dieses Ziel zu erreichen, ist es erforderlich, 
mit allen gesellschaftlichen Gruppen und Orga- 
nisationen, die in eigener Verantwortung Sozial- 
politik betreiben, zum Gespräch und zur Koope- 
ration zu kommen. 

c) Die Ziele und Maßnahmen der Sozialpolitik 
müssen mit der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
und anderen Bereichen der Gesellschaftspolitik 
wechselseitig abgestimmt werden; gleichzeitig 
gilt es, in diesen Bereichen soziale Zielsetzungen 
zur Geltung zu bringen. 

22 . Diese Anforderungen sind bisher nur in An- 
sätzen erfüllt. Die Bundesregierung ist deshalb be- 
müht, organisatorische und materielle Vorausset- 
zungen zu schaffen, die dem Anspruch genügen, der 
an eine moderne Sozialpolitik gestellt wird. Das 
vollzieht sich bereits und wird in den nächsten Jah- 
ren noch verstärkt. 

Im einzelnen ist hier auf die folgenden Vorgänge 
hinzuweisen. 

a) Für alle wichtigen Vorhaben, die von der Bun- 
desregierung in den letzten Monaten in Angriff 
genommen wurden, sind Kommissionen oder Ar- 
beitsgruppen eingesetzt worden mit dem Auf- 
trag, alle Initiativen und Maßnahmen in sach- 
licher und zeitlicher Hinsicht zu prüfen und Lö- 
sungsvorschläge vorzubereiten. 
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b) Um den gesellschaftlichen Abstimmungsprozeß 
in unserer demokratischen Ordnung zu versach- 
lichen, ist eine rechtzeitige und breit angelegte 
Abklärung der sozialpolitischen Zielsetzungen 
und Vorhaben erforderlich. Nicht nur für die 
Sozialgesetzgebung, sondern auch für alle übri- 
gen staatlichen Maßnahmen wird der soziale 
Dialog zwischen den großen Gruppen sowie zwi- 
schen den staatlichen Instanzen und den Grup- 
pen eine politische und sachliche Notwendigkeit. 
Dabei hat der Staat eine besondere politische 
Verantwortung. Er muß vor seiner Entscheidung 
verdeutlichen, daß seine Absichten und Vorha- 
ben über partielle Interessen hinausgehen. 

Die Bundesregierung ist dabei, Voraussetzungen 
für das sozialpolitische Gespräch mit und zwi- 
schen den Gruppen zu schaffen. Der Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung hat inzwi- 
schen in enger Zusammenarbeit mit den betei- 
ligten Ressorts die „Sozialpolitische Gesprächs- 
runde" gebildet. In ihr sollen wichtige Grund- 
fragen der Sozialpolitik und neue Plane und 
Vorhaben zur Diskussion gestellt werden. An 
diesem Gespräch sind die Spitzenorganisationen, 
die sich mit sozialpolitischen Fragen befassen, be- 
teiligt, insbesondere die Organisationen der Ar- 
beitnehmer und der Arbeitgeber. 

c) Das Gesamtvolumen der öffentlichen Soziallei- 
stungen hat gegenwärtig einen Anteil von rd. 
18 V, H. am Bruttosozialprodukt. Sozialpoliti- 
sche Maßnahmen wirken heute quantitativ und 
qualitativ auf die Wirtschafts- und Finanzent- 
wicklung ein. Das zwingt zur ständigen Abstim- 
mung zwischen der Wirtsdiafts-, Finanz- und So- 
zialpolitik hinsichtlich der Ziele und Methoden, 
der Finanzierung und der Leistungen, 

Eine quantitive Grundlage für diese Koordination 
ist das Sozialbudget, das zusammen mit diesem 
Bericht von der Bundesregierung vorgelegt wird. 
Das Sozialbudget gibt einen Überblick über Ent- 
wicklung und Struktur der öffentlichen Sozial- 
leistungen und ihre Finanzierung. Bedeutsam ist 
vor allem die mehrjährige Vorausschau der Ent- 
wicklung, die in ihren Grundannahmen und in 
ihrer Größenordnung sowohl mit der mittelfristi- 
gen Wirtschaftsprojektion wie mit der mehrjäh- 
rigen Finanzplanung abgestimmt wird. 

Die mehrjährige Vorausschau des Sozialbudgets 
kann, wenn sie voll entwickelt ist, zwar nur dar- 
stellen, wie sich bestimmte sozialpolitische Vor- 
haben, die sich quantifizieren lassen, innerhalb 
des sozialpolitischen Finanzierungs- und Lei- 
stungssystems und darüber hinaus auf andere 
volkswirtschaftliche und finanzpolitische Größen 
auswirken. In Kenntnis dieser Wirkungen lassen 
sich Für und Wider neuer Vorhaben rational 
abwägen oder auch Alternativlösungen ent- 
wickeln. Das Sozialbudget soll also bessere Be- 
urteilungsmöglichkeiten schaffen, die politische 
Entscheidungen erleichtern und die Entschei- 
dungsgründe transparenter machen. 


Chancen und Spannungen 
in einer wachsenden Wirtschaft 

23. In einer wachsenden Wirtschaft mit aktiver So- 
zialpolitik gewinnen diese Instrumente eine zuneh- 
mende Bedeutung. Sie vermitteln den Trägern der 
Sozialpolitik Einblick in die Verteilungs- und Um- 
schichtungsvorgänge, die mit wirtschaftlichem 
Wachstum verbunden sind. Die Bundesregierung 
wird diesem Aspekt der Sozialpolitik in Zukunft 
große Aufmerksamkeit widmen. Sie ist sich bewußt 
und wird bei ihren politischen Entscheidungen be- 
rücksichtigen, daß Verteilungs-, Produktivitäts- und 
Wachstumsfragen aufs engste miteinander ver- 
knüpft sind. 

Wirtschaftswachstum ist zweifellos eine der wich- 
tigsten Voraussetzungen für sozialen Fortschritt; 
nur in einer wachsenden Wirtschaft ist es möglich, 
Handlungs- und Gestaltungsspielraum für die So- 
zialpolitik zu gewinnen. 

Aber Wirtschaftswachstum vollzieht sich nicht har- 
monisch; es setzt Veränderungen (regionale, sekto- 
rale und berufliche Umschichtungen) voraus oder 
löst sie aus, so daß soziale Spannungen unvermeid- 
lich sind. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
sich dieser Prozeß in Zukunft noch beschleunigt. In 
diesem Zusammenhang sei auf folgende Tatbestände 
hingewiesen: 

— Neben der Steigerung des individuellen Wohl- 
stands wird es immer dringlicher, die öffent- 
lichen Einrichtungen und Dienste zu verbessern. 
In Großstädten und Verdichtungsräumen mit 
hoher Wirtschafts- und Einkommenskraft ent- 
stehen sonst soziale Umweltprobleme, die 
sdiließlidi auch die Wachstumsdynamik zum Er- 
liegen bringen. 

— Gleichzeitig bilden sich im Wachstumsprozeß 
Disparitäten zwischen industriellen Wachstums- 
regionen und ländlichen Problemgebieten heraus. 
Die sozialen Probleme, die damit verbunden sind, 
können von den Betroffenen allein nicht gelöst 
werden. 

— Soziale Risiken sind auch mit dem beruflichen 
Umschichtungs- und Mobilitätsprozeß verbunden, 
der sich in einer wachsenden Wirtschaft vollzieht. 
In diese Entwicklung sind auch viele Selb- 
ständige einbezogen. 

— In einer wachsenden Wirtschaft kann nicht er- 
wartet werden, daß sich untragbare Einkommens- 
und Vermögensunterschiede automatisch aus- 
gleichen. Es ist, wenn nichts geschieht, vielmehr 
damit zu rechnen, daß große Gruppen von der 
Vermögensbildung ausgeschlossen bleiben. 

24. Die Bundesregierung vertraut nicht darauf, daß 
sich diese wachstumsbedingten Disparitäten von 
selbst auflösen. Um die Spannungen zu mildern und 
das Wirtschafts- und Wohlstandswachstum lang- 
fristig zu sichern, ist sie vielmehr der Meinung, daß 
eine vorausschauende Sozial- und Gesellschafts- 
politik notwendig ist, die sich diesen Problemen 
stellt. 
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Für die Weiterentwicklung der Sozialpolitik ergeben 
sich daraus folgende Konsequenzen: 

— • Sozialpolitische Maßnahmen sind zunehmend 
final und weniger kausal auszurichten, d. h. die 
sozialen Leistungen müssen sich weniger nach 
einer unterschiedlichen Verursachung als nach 
den sozialen Notwendigkeiten richten; 

— keine sozialpolitische Maßnahme darf sich mehr 
auf Hilfen bei akuten Notlagen beschränken, 
alle müssen sich vielmehr zunehmend auf Vor- 
sorgehilfen richten. Das macht Vorausschau und 


III. Sozialpolitische Vorhaben 


Die Bundesregierung ist bemüht, die Probleme des 
gesellschaftlichen Wandels offen anzusprechen, über 
ihre Vorhaben zu informieren und zu diskutieren 
und daraus Folgerungen für die Politik zu ziehen. 
In dieser Absicht werden Vorhaben der Arbeits- 
markt- und Berufsbildungspolitik, der Politik der 
sozialen Sicherung, der Familien- und Jugendpolitik, 
der Vermögenspolitik sowie Überlegungen zur Be- 
triebs- und Unternehmensverfassung dargestellt. 

Arbeit und Beruf 

25 . Auf lange Sicht muß unsere Wirtschaft mit 
einer allgemeinen Knappheit an Arbeitskräften 
rechnen. Gleichzeitig verändern sich tiefgreifend die 
Anforderungen an die arbeitenden Menschen. Der 
Bedarf einer wachsenden Wirtschaft, Nachfragever- 
schiebungen und der technologische Wandel erzwin- 
gen regionale und berufliche Anpassungen, die den 
Betroffenen erhebliche Schwierigkeiten bereiten 
können. 

Eine große Hilfe zur Entspannung der Arbeitsmarkt- 
lage war bisher die Beschäftigung ausländischer Ar- 
beitnehmer, Gegenwärtig beträgt ihre Zahl rund 
1,6 Millionen, so daß — bei anhaltend guter Kon- 
junkturlage — im Herbst des Jahres etwa 1,8 Mil- 
lionen Ausländer beschäftigt sein dürften. 

Die Bundesregierung ist dankbar, daß durch die Mit- 
arbeit der ausländischen Arbeitnehmer die Wachs- 
tumsprobleme unserer Volkswirtschaft wesentlich 
leichter zu lösen waren. Sie sieht aber auch die Be- 
lastungen, die sich für die ausländischen Arbeitneh- 
mer in einer ihnen fremden Umwelt und Arbeits- 
weise, oft genug bei Trennung von der Familie, 
ergeben. Um so wichtiger erscheinen ihr die Ver- 
pflichtungen, die unsere Wirtschaft und Gesellschaft 
damit eingehen. Volle Eingliederung ins Arbeits- 
leben ohne Aufgabe der nationalen Eigenart, soziale 
Sicherung und andere Dienstleistungen einschließlich 
der Weiterbildung sind selbstverständliche Erforder- 
nisse, von denen sich die Arbeitsmarktpolitik, ins- 
besondere aber die Bundesanstalt für Arbeit leiten 
lassen müssen. 


Planung notwendig, damit rechtzeitig individuel- 
len Notlagen, Krisen und sozialen Spannungen 
vorgebeugt werden kann. Die Sozialpolitik wird 
damit — neben ihrer vorrangigen humanitären 
Bedeutung — in steigendem Umfang auch Be- 
stimmungsfaktor des wirtschaftlichen Wachstums. 

— Aus einer Gesamtsicht der Gesellschaft sind die 
spezifischen Bedürfnisse einzelner sozialer Grup- 
pen zu beurteilen und Maßnahmen zu ergreifen, 
die Gesamtinteresse und Gruppeninteresse in 
Übereinstimmung bringen. 


Arbeits- und Berufsförderung 

26 . Im Wandel der Arbeitsanforderungen gewinnen 
Eigenschaften wie geistige Beweglichkeit, Lernver- 
mögen, Denk- und Urteilsfähigkeit sowie Verant- 
wortungsbewußtsein immer mehr an Bedeutung. 
Hier ist der wichtigste Ansatz der Arbeits- und 
Berufsbildungsförderung, der systematisch weiter 
ausgebaut werden muß. Deutlich ist die Verschie- 
bung der Gewichte von bloßer Absicherung und Ver- 
mittlung zur aktiven und geplanten Arbeitsmarkt- 
politik am Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
abzulesen. Von den für 1970 vorgesehenen Haus- 
haltsausgaben in Höhe von rund 3 Mrd, DM ent- 
fallen etwa 1,4 Mrd. DM auf arbeitsmarktpolitische 
und berufsfördernde Maßnahmen. Von der rund 
6 Mrd. DM betragenden Rücklage der Bundesanstalt 
für Arbeit ist etwa die Hälfte revolvierend — ent- 
sprechend den Zielen des Arbeitsförderungsgesetzes 
— zur Schaffung und Umstrukturierung von Arbeits- 
plätzen eingesetzt. Im Ansatz ist diese Arbeilsmarkt- 
politik bereits mit der regionalen und sektoralen 
Strukturpolitik gekoppelt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß eine ak- 
tive Arbeitsmarktpolitik die Fähigkeiten und Nei- 
gungen der Berufstätigen in freiheitlichen Formen 
mit den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen in 
Einklang bringen. Dazu gehört die Weiterentwick- 
lung und Verfeinerung der Vermittlungs- und Be- 
ratungstätigkeit, die sich mehr und mehr auf das 
ganze Arbeitsleben erstrecken muß. Die Bundesre- 
gierung unterstützt die Bemühungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit, den Berufstätigen und den Unter- 
nehmen die geeigneten Dienstleistungen bereitzu- 
stellen. 


Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

27 . Eine derartige Politik setzt die rechtzeitige 
Kenntnis der Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt 
und möglicher Spannungen oder Fehlentwicklungen 
voraus. Deshalb wird die Arbeitsmarkt- und Berufs- 
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forschung weiterentwickelt und eine umfassende 
Beschäftigtenstatistik geschaffen. Das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesan- 
stalt für Arbeit hat in letzter Zeit auf diesem Gebiet 
bereits grundlegende Arbeiten vorgelegt. Im Auf- 
träge des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird zur Zeit ein Modell für mittel- und 
längerfristige Arbeitsmarktprognosen in regionaler 
Gliederung erarbeitet 

Von großem praktischen Nutzen wird die Beschäftig- 
tenstatistik sein, die unter Anwendung der elek- 
tronischen Datenverarbeitung und in Kombination 
mit der Speicherung der Versichertendaten in der 
sozialen Rentenversicherung aufgebaut wird. Dieses 
Instrumentarium wird vielen sozial-, arbeits- und 
wirtschaftspolitischen Bedürfnissen gerecht werden. 
Es wird ein Bild der Beschäftigungs- und Berufs- 
strukturen sowie von deren Wandel vermitteln, das 
sich gliedert nach Wirtschaftszweigen, Geschlecht 
und Alter und beruflicher Tätigkeit und Ausbildung 
der Beschäftigten. 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus der Auffas- 
sung, daß die wissenschaftlichen Grundlagen einer 
modernen Arbeitsmarktpolitik weiter auszubauen 
sind. Sie wird deshalb darauf hinwirken, daß sich 
die wissenschaftlichen Hochschulen stärker als bis- 
her mit den Fragen der Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung befassen. Besonders erwünscht ist es, neue 
Lehrstühle für dieses Gebiet an den Hochschulen zu 
errichten. 


Technischer Fortschritt 

28 . Schwer überschaubare Auswirkungen des tech- 
nisch-wissenschaftlichen Fortschritts auf Arbeits- 
leben und Beruf schaffen oft das Gefühl einer 
zwangsläufigen und anonymen Entwicklung, die den 
menschlichen Freiheitsspielraum einengt. Wenn auch 
die allgemeine Angst vor der Automation zurück- 
gegangen ist, bleiben für eine große Zahl von 
Arbeitnehmern neben den unmittelbaren Verbesse- 
rungen der Arbeitsbedingungen viele Unsicherheiten 
und Belastungen, die eine gezielte Anwendung des 
sozial- und wirtschaftspolitischen Instrumentariums 
erfordern. 

Daneben fördert die Bundesregierung die Erfor- 
schung der Zusammenhänge von technischem Fort- 
schritt und sozialen Umweltbedingungen. Dabei 
werden u. a. Probleme der Raumordnung und des 
Städtebaus wie auch die besonderen Fragen des 
Menschen am Arbeitsplatz und in der betrieblichen 
Organisation untersucht. 

Ein beachtlicher Teil dieser Forschung entfällt auf 
den Arbeitskreis „Automation", der im Rahmen der 
Konzertierten Aktion gebildet wurde und in dem 
Vertreter der Sozialpartner und wissenschaftlicher i 
Institutionen mit der Bundesregierung Zusammen- 
arbeiten. Die Bundesregierung stellt in diesem Jahr 
erhebliche Mittel hierfür bereit. Sie verfolgt darüber 
hinaus das Ziel, die wissenschaftliche Organisation 
und Unabhängigkeit dieses Arbeitskreises weiter zu 
verbessern. i 


Landwirtschaft 

29 . Eine enge Verbindung von Struktur- und Ar- 
beitsmarktpolitik wird besonders dort notwendig 
sein, wo der Strukturwandel die wirtschaftliche 
Existenz des einzelnen unmittelbar bedroht. Das ist 
gegenwärtig und für die nächsten Jahre z. B. in der 
Landwirtschaft der Fall, sowie in anderen wachs- 
tumsgefährdeten Bereichen. 

In der Landwirtschaft ist es trotz einer erheblichen 
Steigerung der Produktivität in den letzten Jahren 
nicht gelungen, den Abstand in der Einkommensent- 
wicklung zur übrigen Wirtschaft aufzuholen. Auch 
weitere Produktivitätssteigerungen werden diesen 
Abstand nicht verringern, weil das erzielbare Ge- 
sammteinkommen der Landwirtschaft begrenzt ist. 
Die Einkommenserwartungen in der Landwirtschaft 
können nur erfüllt werden, wenn weiterhin ein erheb- 
licher Teil der landwirtschaftlichen Erwerbsperso- 
nen eine Beschäftigung in der Industrie oder im 
Dienstleistungsbereich aufnimmt. Dieser Struktur- 
wandel, der mit vielen Schwierigkeiten und Härten 
verbunden ist, muß durch Berufsförderungs- und Bil- 
dungsmaßnahmen sowie durch soziale Sicherungs- 
maßnahmen des Staates erleichtert werden. 

Dieser Berufswechsel darf nicht zu einer Entvölke- 
rung der landwirtschaftlichen Problemgebiete füh- 
! ren. Notwendig ist vielmehr eine wirtschaftliche 
Aktivierung durch Ansiedlung von Industrie und 
Gewerbe in ausbaufähigen Schwerpunktorten, eine 
Anhebung des allgemeinen Bildungsniveaus und 
eine rechtzeitige berufliche Neuorientierung der 
ausscheidenden landwirtschaftlichen Erwerbstätigen. 
Da die Unternehmen bei ihrer Standortwahl in 
starkem Maße davon ausgehen, ob sie qualifizierte 
Arbeitskräfte gewinnen können, hat die voraus- 
schauende berufliche Bildung an Gewicht gewonnen. 
Es muß daher ein Angebot an qualifizierten Arbeit- 
nehmern geschaffen werden, um Investitionsanreize 
auszulösen. Allerdings müssen die neuen Arbeits- 
plätze rechtzeitig zur Verfügung stehen. 

Grundvoraussetzung für den Erfolg einer wirtschaft- 
lichen Aktivierung ist der Ausbau von allgemeinen 
und beruflichen Bildungseinrichtungen auf dem 
Lande, die gegenwärtig nur unzureichend oder zu 
wenig differenziert vorhanden sind. Es müssen 
daher nach den regionalen Gegegebenheiten grö- 
ßere Bildungszentren errichtet werden, deren Bil- 
dungsangebot auch künftigen Anforderungen ent- 
spricht. Sollten sich keine anderen Träger hierfür 
finden, müßte die Bundesanstalt für Arbeit solche 
Einrichtungen selbst schaffen und unterhalten. 

Bergbau 

30 . Auch im Steinkohlenbergbau wird sich die An- 
passung an die veränderte Lage auf dem Energie- 

i markt fortsetzen. Die Bundesregierung und die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften ge- 
währen gemäß Art. 56 § 2 des EGKS-Vertrages zu- 
sätzlich zu allen anderen Leistungen der sozialen 
Sicherheit Anpassungshilfen, um den Übergang der 
Bergleute auf angemessene neue Arbeitsplätze zu 
i erleichtern oder unbillige Einkommensminderungen 
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zu vermeiden. Ältere Arbeitnehmer, vor allem l^en- 
tenbezieher, erhalten einmalige Abfindungen für 
den Verlust ihres Arbeitsplatzes. 

Leiharbeit 

31 . Die anhaltende starke Nachfrage der Wirtschaft 
nach Arbeitskräften verlangt weitere Anstrengun- 
gen, um bisher Nichtberufstätige für das Erwerbs- 
leben zu gewinnen. Das bezieht sich sowohl auf die 
berufliche Bildung und Beschäftigung der Frauen 
als auch auf die Leistungen der Rehabilitation. Wel- 
che Probleme mit der Knappheit an Arbeitskräften 
verbunden sind, zeigt sich z. B. in der sog. „Leih- 
arbeit", die in letzter Zeit stark zugenommen hat. 
Eine Reihe von Unternehmen werben Arbeitskräfte 
an, um sie anderen Betrieben gegen Entgelt zur Ver- 
fügung zu stellen („auszuleihen"). Damit wird eine 
spezifische Dienstleistung erbracht, die in bestimm- 
ten Bereichen der Wirtschaft eine Lücke schließen 
kann. Es ist aber nicht zu verkennen, daß eine Reihe 
von Miß ständen aufgetreten ist, wie die Nicht- 
entrichtung von Steuern und Sozialabgaben oder die 
Verletzung arbeitsrechtlicher Pflichten. Diese Ent- 
wicklung erfordert eine stärkere Kontrolle und 
neue flexible Vermittlungsverfahren der Bundes- 
anstalt für Arbeit. 

Am ehesten sind zusätzliche Arbeitskräfte für zeit- 
lich befristete Tätigkeiten und für Teilzeitarbeit 
(halbtägige oder stundenweise Beschäftigung) zu 
gewinnen, ln diese Richtung zielt die sog. „Job- 
Vermittlung" der Bundesanstalt für Arbeit, die zur 
Zeit in 29 Großstädten mit zunehmendem Erfolg 
tätig ist. 

Frau im Beruf 

32 . Die angemessene Eingliederung der Frau in das 
Berufs- und Erwerbsleben ist noch keineswegs be- 
friedigend gelöst. Die Bundesregierung wird des- 
halb die Frauenenquete fortsetzen und prüfen, wel- 
che Konsequenzen für die Gesetzgebung und Ver- 
waltung gezogen werden müssen, um noch vor- 
handene Diskriminierungen abzubauen und Bedin- 
gungen zu schaffen, die der Frau eine stärkere 
Beteiligung am beruflichen und gesellschaftlichen 
Leben ermöglichen. 

Grundlage dafür ist für die weiblichen Jugendlichen 
eine möglichst qualifizierte Ausbildung. Bildungs- 
und Berufsberatung sollten die Berufswahl vorberei- 
ten und die Mädchen nicht nur auf die traditionel- 
len Tätigkeiten der Frau hinweisen, sondern sie 
mit der gesamten Arbeitswelt, auch mit den neu 
entstehenden Berufen bekanntmachen. Die Dienst- 
leistungen und Förderungsprogramme der Bundes- 
anstalt für Arbeit sind deshalb im Hinblick auf die 
Bedürfnisse der erwerbstätigen Frauen auszubauen. 
Auch den verheirateten, verwitweten oder geschie- 
denen Frauen sind Chancen für die Rückkehr ins 
Erwerbsleben anzubieten. Der Wunsch, wieder ins 
Berufsleben zurückzukehren, hat bei vielen Frauen 
zugenommen. Er entspricht einer veränderten 
Lebenseinstellung, gleichzeitig aber auch den Be- 
dürfnissen der Wirtschaft. Bei einer längeren Unter- 


brechung der beruflichen Tätigkeit ist allerdings das 
erworbene Wissen und Können in den meisten 
Fällen veraltet und unzulänglich geworden. Dieses 
Auseinanderfallen von Wunsch und Qualifikation 
muß durch rechtzeitige Kontakte mit der beruflichen 
und sozialen Umwelt überwunden werden. 

Soweit noch Diskriminierungen der Frauenarbeit 
bestehen in Form von Einstufungen in Leichtlohn- 
gruppen, ist die Bundesregierung um Prüfung und 
Abhilfe bemüht. Das gilt auch für die Beschäfti- 
gungsverbote wie z. B. die Anordnung über die 
Beschäftigung von Frauen auf Fahrzeugen, die heute 
ihren Schutzcharakter verloren haben und die Frau 
in ihrer beruflichen Wahlfreiheit einschränken. 

Für viele verheiratete Frauen bietet sich die Teil- 
zeitarbeit als geeignete Arbeitsform an. Die Bun- 
desregierung wird die Möglichkeit von Änderungen 
solcher gesetzlichen Vorschriften prüfen, die die 
Ausweitung von Teilzeitarbeitsplätzen hemmen. Im 
Zusammenwirken mit den Gemeinden und den 
freien Wohlfahrtsverbänden wird die Bundesanstalt 
für Arbeit die Einrichtung von Kindertagesstätten 
fördern, die berufstätige Mütter entlasten. Der Be- 
darf an Kindertagesstätten ist gewachsen. 1968 hat- 
ten allein 2,4 Millionen erwerbstätige Frauen Kin- 
der unter 15 Jahren. 

Der Erfolg dieser Maßnahmen hängt insbesondere 
von der Flexibilität der Arbeitgeber bei ihrer Per- 
sonalpolitik und Arbeitsplanung ab. 

Ältere Arbeitnehmer 

33 . Im Herbst vorigen Jahres ging die Zahl der 
Arbeitslosen auf fast 100 000 zurück. Dies waren 
vor allem Arbeiter und Angestellte im Alter von 
über 45 Jahren. Vermutlich handelt es sich dabei 
um Arbeitnehmer, von denen ein Teil schon in der 
I Rezession 1966/67 entlassen wurde. Ihre Wieder- 
! eingliederung stößt auch in der Hochkonjunktur 
auf erhebliche Schwierigkeiten. Die Arbeits- und 
Berufsprobleme, die sich mit zunehmendem Alter 
ergeben, haben nicht nur konjunkturpolitische 
Gründe, sondern tiefere Ursachen. Sie hängen ein- 
mal von dem beruflichen Bildungsgang des Arbeit- 
nehmers ab, der fachlich eng und wenig flexibel 
angelegt war. Hier wird die Berufsbildungspohtik 
Vorbeugen müssen. Zum anderen sind in vielen 
Betrieben eine vorausschauende Personalplanung 
und die rechtzeitige Synchronisierung von Fortbil- 
dung, Umschulung und Umsetzungen noch nicht aus- 
reichend entwickelt. Fortschrittliche Planungen, wie 
sie längst auf anderen Gebieten der Unternehmens- 
führung angewandt werden, müssen auch sinnvolle 
und produktive Beschäftigungsmöglichkeiten für 
ältere Arbeiter und Angestellte sichern. Die betrieb- 
liche Personalpolitik muß das noch weit verbreitete 
Vorurteil überwinden, daß in der zweiten Hälfte 
des Arbeitslebens eine allgemeine Minderung des 
Leistungsvermögens eintritt. Neuere Untersuchun- 
gen, die vom Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung veranlaßt worden sind, decken auf, 
daß die Leistungsstruktur des älteren Menschen 
nicht einfach vom Alter abhängt, sondern von vie- 
len anderen beeinflußbaren Faktoren. Die Bundes- 
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regierung wird Forschungen auf diesem Gebiet 
unterstützen. 

Zur beruflichen Wiedereingliederung älterer, 
schwervermittelbarer Arbeitsloser sind neuartige 
Einrichtungen erforderlich. Neben der Vermittlung 
neuer beruflicher Fähigkeiten und Kenntnisse soll- 
ten Leistungsreserven geweckt und das Selbstver- 
ständnis positiv beeinflußt werden, um häufig vor- 
handene Verhaltensstörungen zu beseitigen. Dazu 
bedarf es der Mitarbeit fachlich und pädagogisch be- 
sonders qualifizierter Kräfte. Die Bundesregierung 
erwägt, eine Modelleinrichtung zu schaffen, die 
gleichzeitig berufliche Bildungs- und Beschäftigungs- 
werkstätte sein soll. Aufbauend auf Maßnahmen der 
Arbeitsplatzfindung und Berufserprobung sollen 
durch Fort- und Weiterbildung, durch Anpassung 
und Eingewöhnungsbeschäftigung Ansatzpunkte für 
eine Wiedereingliederung in das Berufs- und 
Arbeitsleben geschaffen werden. 

Für ältere Arbeitslose, die nicht mehr auf deip 
Arbeitsmarkt vermittelt werden können, ist zum 
Beispiel mit der „Gesellschaft zur Verbesserung der 
Beschäftigungsstruktur" ein Instrument für ihre be- 
rufliche Wiedereingliederung geschaffen worden. 
Diese Gesellschaft, die u. a. vom Bund und vom 
Land Nordrhein-Westfalen getragen wird, beschäf- 
tigt zur Zeit in zwei Produktionsbetrieben etwa 
100 Arbeitnehmer im Alter bis zu 65 Jahren mit 
geeigneten Fertigungen im Bereich der industriellen 
Zulieferung. 

Diese Maßnahme, die nach den bisherigen Erfah- 
rungen wirtschaftlich und sozial erfolgreich verläuft, 
darf nicht mit den sog. Altenwerkstätten verwech- 
selt werden, die Menschen über 65 Jahren Betäti- 
gungsmöglichkeiten bieten. Auf diese Weise kann 
nur in Grenzfällen geholfen werden, sicherlich auch 
nur in einem quantitativ sehr begrenzten Maße. 

Damit ist aber ein soziales Demonstrationsobjekt 
geschaffen, das praktische Erfahrungen in die Dis- 
kussion einbringt. 

Arbeitslosenversicherung 

34 . Im Leistungsrecht der Arbeitslosenversicherung 
erwägt die Bundesregierung Verbesserungen. So 
wird zur Zeit geprüft, ob der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld seiner Höhe und Dauer nach nicht für den 
Arbeitslosen einheitlicher und günstiger geregelt 
werden muß. Die Anspruchsdauer ist gegenwärtig 
je nach Dauer der beitragspflichtigen Beschäftigung 
vor der Arbeitslosigkeit stark abgestuft (13, 20, 26, 
39 und 52 Wochen Arbeitslosengeld). Diese Staffe- 
lung könnte durch eine einheitliche Bezugsdauer 
ersetzt werden. 

Arbeitsschutz 

35 . Die steigenden Anforderungen des hochtechni- 
sierten Arbeitslebens stellen neue Aufgaben an den 
technischen und medizinischen Arbeitsschutz und die 
Unfallverhütung. 

Zur Humanisierung des Arbeitslebens gehört, daß 
der Arbeitssicherheit in den Betrieben mehr Geltung 


und Wirksamkeit verschafft wird. Zwischen techni- 
schem und medizinischem Arbeitsschutz muß ein 
enger Zusammenhang hergestellt werden. Die Bun- 
desregierung erwägt eine einheitliche gesetzliche 
Grundlage für die innerbetriebliche Arbeitssicher- 
heit. Ziel , ist dabei, die betriebliche Arbeitssicher- 
heitsorganisation auszubauen und den werksärzt- 
lichen Dienst weiterzuentwickeln, um die erforder- 
lichen Fachkräfte zu gewinnen. 

Dringend notwendig ist eine bessere Organisation 
der Erforschung der Unfallursachen und der Um- 
setzung der neuen Forschungsergebnisse in die 
Praxis. Die Einzelforschungen auf diesem Gebiet 
müssen zu einer Gemeinsdiaftsforschung aller 
wissenschaftlichen Disziplinen von den Naturwissen- 
schaften, der Medizin, der Psychologie bis zur 
Betriebswirtschaftslehre und Technologie zusam- 
mengeführt werden. Aus diesem Grunde soll das 
jetzige Bundesinstitut für Arbeitsschutz in eine Bun- 
desanstalt für Unfallforschung und Arbeitsschutz 
umgewandelt und seine Arbeitsweise und Aufgaben- 
stellung erweitert werden. Die Bundesregierung 
erwartet, daß durch diese Initiativen der Arbeits- 
schutz im Spannungsfeld von Mensch und Technik 
höher bewertet und in seiner Effizienz gestärkt 
wird. 

Resozialisierung 

36 . Die Bundesregierung plant für diese Legislatur- 
periode die Neuordnung des Strafvollzugs mit dem 
Ziel einer besseren Wiedereingliederung des Ver- 
urteilten in das Berufsleben und in die Gesellschaft 
(Resozialisierung). 

Die Arbeit während des Strafvollzugs darf nicht 
mehr als Teil der Strafe angesehen werden. Lei- 
stungsfähigkeit und Leistungswilligkeit des Strafge- 
fangenen müssen gefördert und der Übergang in 
das Berufs- und Arbeitsleben erleichtert werden. 

Nach den Vorstellungen der Kommission für die 
Strafvollzugsreform soll die Gefangenenarbeit mög- 
lichst den Arbeitsbedingungen in der freien Wirt- 
schaft angeglichen werden. Das gilt hinsichtlich der 
Arbeitszeit, des Arbeitsschutzes, der beruflichen 
Aus- und Fortbildung und auch hinsichtlich der Ent- 
lohnung. Damit werden Grundlagen geschaffen für 
die volle Einbeziehung der Strafgefangenen und 
ihrer Familien in die Sozialversicherung. Auch aus 
volkswirtschaftlicher und arbeitsmarktpolitischer 
Sicht ist die völlige Ausgliederung der Strafgefan- 
genen (z. Z. rund 60 000) aus dem Arbeitsprozeß 
nicht zu vertreten. 

Die Bundesregierung sieht es als ihre Pflicht an, die 
Strafgefangenen nicht nur in den Arbeitsprozeß ein- 
zugliedern, sondern sie auch in die soziale Siche- 
rung einzubeziehen. Lösungsvorschläge für die So- 
zial- und Arbeitslosenversicherung der Gefangenen 
sind bereits ausgearbeitet. 

Arbeitsrecht 

37 . Veränderte Tatbestände im Arbeitsleben, die 
Rechtsprechung und auch die Ordnungsfunktion der 
Tarifparteien fordern die Weiterentwicklung des 
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kollektiven Arbeitsrechts. Einer weiteren Klärung 
bedürfen insbesondere Umfang und Art des Betäti- 
gungsrechts der Gewerkschaften in den Betrieben 
sowie tarifvertragliche Differenzierungs- und Effek- 
tivlohnklauseln. Die Bundesregierung läßt sich bei 
diesen Überlegungen nicht zuletzt von der Absicht 
leiten, die Tarifautonomie im Tarifvertragsrecht zu 
stärken. 

Der Weg einer stufenweisen Anpassung und Neuge- 
staltung, der mit dem Ersten Arbeitsrechtsbereini- 
gungsgesetz eingeschlagen wurde, wird in enger 
Zusammenarbeit mit den Tarifpartnern fortgesetzt. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, Anfang 1971 den 
gesetzgebenden Körperschaften den Entwurf eines 
Zweiten Arbeitsrechtsbereinigungsgesetzes vorzu- 
legen. In diesem Entwurf soll eine Bereinigung der 
arbeitsrechtlichen Vorschriften insbesondere im Han- 
delsgesetzbuch und in der Gewerbeordnung vorge- 
nommen werden; weiter sollen aktuelle arbeits- 
rechtliche Probleme, wie z. B. eine arbeitsrechtliche 
Absicherung der Leiharbeitsverhältnisse, behandelt 
werden. 

ln der Regierungserklärung wurde die Zusammen- 
fassung des unübersichtlich gewordenen Arbeits- 
rechts in einem Arbeitsgesetzbuch angekündigt. An- 
gesichts der dynamischen Entwicklung des Arbeits- 
rechts kann es nicht Zweck dieses großen Gesetzge- 
bungsvorhabens sein, lediglich das geltende Recht 
in einem einheitlichen Gesetzbuch zusammenzufas- 
sen. Wenn dieses Vorhaben von Bestand sein soll, 
müssen auch erkennbare Entwicklungstendenzen be- 
rücksichtigt werden. Darin und in den zahlreichen 
offenen Fragestellungen liegt die Schwierigkeit die- 
ses Vorhabens. Dies gilt insbesondere für das kol- 
lektive Arbeitsrecht, aus dessen Bereich nur das 
Tarifvertragsrecht und vielschichtige Fragen der Be- 
triebs- und Unternehmensverfassung erwähnt seien. 
Diese Problematik einer Neugestaltung des kollek- 
tiven Arbeitsrechts wirkt auch auf die Entwicklung 
des individuellen Arbeitsrechts ein. Eine Kodifizie- 
rung und damit Stärkung nur des Einzelarbeitsrechts 
könnte nicht zuletzt im Zusammenhang mit Fragen 
der negativen Koalitionsfreiheit zu unerwünschten 
Rückwirkungen auf die Entwicklung des kollektiven 
Arbeitsrechts führen. 

Darüber hinaus ist zu beachten, daß der Wandel in 
der gesellschaftlichen Einordnung der Arbeitnehmer 
noch nicht abgeschlossen ist, was sich insbesondere 
in den Schwierigkeiten einer Aufhebung der arbeits- 
rechtlichen Unterscheidung von Arbeitern und Ange- 
stellten ausdrückt. 

In die Vorbereitungsarbeiten für ein Arbeitsgesetz- 
buch soll von vornherein der Sachverstand aller be- 
teiligten Kreise einbezogen werden, damit unter- 
schiedliche Interessen berücksichtigt und gegenein- 
ander abgewogen werden können. 

Zur Abklärung der Voraussetzungen und Grundfra- 
gen für eine umfassende Kodifikation des Arbeits- 
rechts wird daher nodi im Jahre 1970 eine Sachver- 
ständigenkommission einberufen, der Vertreter der 
Tarifvertragsparteien, der Wissenschaft, der Recht- 
sprechung und der Länder angehören werden. 


Berufliche Bildung 

38 . Bildungschancen wirken in einer Gesellschaft, 
die von Wissenschaft und Forschung entscheidende 
Impulse erhält, nachhaltig auf Berufschancen und 
Einkommen und damit auf die gesellschaftliche Stei- 
lung und die soziale Sicherung ein. Gleiche Bildungs- 
chancen für alle, unabhängig von ihrer Geschlechts-, 
Schicht- und Konfessionszugehörigkeit sowie von 
ihrem Wohnort sind somit ein vorrangiges Ziel der 
Bildungs- und der Sozialpolitik. 

Besondere Aufmerksamkeit muß der beruflichen Bil- 
dung gelten, die — als geschichtliches Erbe des Bil- 
dungsbürgertums — auch heute noch zu sehr von 
der Allgemeinbildung isoliert ist und vielfach gerin- 
ger eingeschätzt wird. Berufliche Bildung muß als 
Teilaspekt des Bildungsprozesses verstanden wer- 
den. In die Bildungspläne der allgemeinbildenden 
Schulen sollte die vorberufliche Bildung mehr als 
bisher Eingang finden. Dringlich erscheint die be- 
schleunigte Einrichtung von weiteren Lehrstühlen 
für die Einführung in das Arbeitsleben (Arbeits- 
lehre) vor allem an den Pädagogischen Hochschulen. 
Berufsbezogene Bildungswege sollten so aufgebaut 
werden, daß sie bis zur Hochschule führen. Der insti- 
tutionelle und personelle Ausbau des Berufsbil- 
dungswesens ist ebenso zu fördern wie der der übri- 
gen Bildungsbereiche. 

Berufliche Bildung ist zu einem für das Wirtschafts- 
wachstum entscheidenden Faktor geworden. Finan- 
zielle Aufwendungen für Bildung sind Investitions- 
ausgaben, die planvoll eingesetzt werden müssen. 
Untersuchungen auf dem Gebiet der Bildungspla- 
nung und der Bildungsökonomie gewinnen neben 
pädagogischen und sozialwissenschaftlichen For- 
schungen an Gewicht. Ziel dieser Bemühungen ist 
die Integration der Berufsbiidungsplanung in die 
allgemeine Bildungsplanung. 

Die Reformen des gesamten beruflichen Bildungs- 
wesens können nur in enger Zusammenarbeit von 
Wissenschaft und Praxis, von den sozialen Gruppen, 
von Bund und Ländern erreicht werden. In dem 
kürzlich konstituierten Bundesausschuß für Berufs- 
bildung hat diese Zusammenarbeit eine Basis ge- 
funden, von der Impulse für Zielvorstellungen und 
Reformmaßnahmen erwartet werden können. 

Berufsbildungsgesetz 

39 , Neue gesetzliche Grundlagen der Berufsbil- 
dungspolitik sind das Berufsbildungsgesetz, das Ar- 
beitsförderungsgesetz und das Ausbildungsförde- 
rungsgesetz. Die Bundesregierung hat unverzüglich 
auf der Basis dieser Gesetze Initiativen entwickelt. 
Der im Berufsbildungsgesetz vorgesehene Bundes- 
ausschuß für Berufsbildung ist erstmals am 23. Ja- 
nuar 1970 einberufen worden. Der Hauptauschuß für 
das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung trat 
am 11. Februar 1970 zu seiner ersten Sitzung zusam- 
men. Diese Gremien haben den gesetzlichen Auftrag, 
die bildungspolitischen Entscheidungen der Bundes- 
regierung vorzubereiten und Vorschläge für die An- 
passung des beruflichen Bildungswesens an die Er- 
fordernisse der modernen Gesellschaft und der in 
ihr lebenden Menschen zu erarbeiten. 
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In enger Zusammenarbeit der Organisationen der 
Arbeitnehmer und der Arbeitgeber mit der Bundes- 
anstalt für Arbeit und mit dem Deutschen Bildungs- 
rat sowie mit den beteiligten Bundesministerien und 
den Ländern sollen die vordringlichen Aufgaben be- 
wältigt werden, 

Planung und Forschung 

40. Die Bundesregierung wird bemüht sein, die 
Hindernisse abzubauen, die dem Recht auf Bildung, 
das die berufliche Bildung einschließt, noch ent- 
gegenstehen. Ein zentrales Problem äst dabei, wie 
Wünsche, Neigungen und Bildungsstand des einzel- 
nen mit den Anforderungen des Arbeitsmarktes ohne 
einseitigen Anpassungszwang in Übereinstimmung 
zu bringen sind. Berufsbildungspolitik muß sich hier- 
für auf zuverlässige Ergebnisse der Arbeitsmarkt-, 
der Berufs- und der Berufsbildungsforschung stützen. 
Eine Koordinierung von allgemeiner und beruf- 
licher Bildungspolitik ist dringend erforderlich. Dem- 
entsprechend werden institutioneile, finanzielle und 
inhaltliche Aspekte der beruflichen Bildung in dem 
von der Bundesregierung vorgesehenen Bildungsbe- 
richt und dem Bildungsbudget stärker berücksichtigt 
werden. Geplante Reformen in den schulischen Bil- 
dungsgängen müssen immer auch auf ihre prakti- 
schen Auswirkungen auf Beruf und Arbeitswelt 
überprüft werden. 

Die Berufsbildungsforschung, die in einem neuen 
Bundesinstitut in Berlin konzentriert wird, soll die 
Grundlagen der Berufsbildung klären, Inhalte und 
Ziele der Berufsbildung ermitteln, und die Anpas- 
sung an die technische, wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Entwicklung vorbereiten. Die Forschungs- 
ergebnisse sollen möglichst bald auf die Neugestal- 
tung der Ordnungen für die berufliche Ausbildung 
sowie eine Ordnung für Fortbildung und Umschu- 
lung angewandt werden. Es wird ein berufliches Bil- 
dungssystem zu entwickeln sein, das durch eine 
breite allgemeine und berufliche Grundbildung so- 
wie durch eine qualifizierte berufliche Fachbildung 
den steigenden beruflichen Anforderungen gerecht 
wird und eine flexible Anpassung an die sich rasch 
verändernden Anforderungen erlaubt. 

Wegen der Bedeutung des Fernunterrichts für die 
berufliche Erwachsenenbildung und wegen nach- 
weislicher Mißstände wurde das Bundesinstitut für 
Berufsbildungsforschung beauftragt, den berufsbil- 
denden Fernunterricht zu untersuchen, Vorschläge 
für seine Weiterentwicklung zu machen und unter 
bestimmten Voraussetzungen Fernlehrgänge anzuer- 
kennen. Die Bundesregierung mißt dem mit dem 
Fernsehen kombinierten Unterricht für die Weiter- 
entwicklung der Erwachsenenbildung und der be- 
ruflichen Bildung besondere Bedeutung zu. 

Schule und berufliche Bildung 

41. Soweit die Bundesregierung für die Berufsbil- 
dungspolitik verantwortlich ist, wird sie in enger 
Zusammenarbeit mit allen Bildungsträgern geeig- 
nete Maßnahmen vorschlagen, um auch das beruf- 
liche Bildungswesen in die gesamte Bildungsreform 
einzubeziehen. 


Sie strebt an: 

— die Berücksichtigung der vorberuflichen Bildung 
in den Bildungsplänen allgemeinbildender Schu- 
len; 

— mehr berufsbezogene Abschlüsse im Schul- und 
Hochschulwesen, die sowohl den Übergang ins 
Berufsleben erleichtern als auch eine spätere be- 
rufsbezogene Fortbildung gestatten; 

— eine verbesserte Durchlässigkeit der einzelnen 
Bildungsgänge. Nach Möglichkeit sollte in allen 
Bundesländern ein berufsbezogener Bildungsweg 
ausgebaut werden, der es ermöglicht, von der 
Hauptschule bis zur Hochschulreife zu gelangen; 

— eine bessere Koordinierung von schulischer und 
betrieblicher Berufsausbildung. 

Berufsberatung 

42. Die Bildungs- und Berufsberatung soll sich in 
Zukunft auf zuverlässigere wissenschaftlich erarbei- 
tete Informationen für die Berufswahl stützen kön- 
nen. Dazu gehören: 

— eine enge Zusammenarbeit zwischen Bildungs- 
beratung in den Schulen und der Berufsberatung 
der Arbeitsverwaltung, 

— der quantitative und qualitative Ausbau der Be- 
rufsberatung, die sich auf mittel- und langfristige 
Arbeitsmarktprognosen stützen kann, und 

— die Vermittlung junger Menschen in Ausbildungs- 
stellen mit erkennbaren Aussichten. 

Ausbildung 

43. Aufgrund des Berufsbildungsgesetzes werden 
Ausbildungsberufe durch Rechtsverordnung staatlich 
anerkannt und die Ausbildungswege durch Ausbil- 
dungsordnungen geregelt. Neue Ausbildungsformen 
wie die Stufenausbildung und die erkennbaren Ten- 
denzen zu neuen Grundberufen werden geprüft und 
berücksichtigt werden. Auch für die berufliche Fort- 
bildung und Umschulung, die für die ständige An- 
passung der Arbeitskräfte an die technische und wirt- 
schaftliche Entwicklung wie für ihren beruflichen 
und sozialen Aufstieg von zunehmendem Wert ist, 
sollen Ordnungen und staatlich anerkannte Ab- 
schlüsse geschaffen werden. Dadurch läßt sich die 
Effizienz der Bildungsmaßnahmen im Interesse des 
einzelnen wie der Wirtschaft steigern und die 
Transparenz des Bildungsangebots verbessern. 

Ausbildungssystem 

44. Die schulische und die betriebliche Berufsausbil- 
dung müssen den Anforderungen des Berufsbil- 
dungsgesetzes gemäß in Übereinstimmung gebracht 
werden. In der betrieblichen Berufsausbildung be- 
steht ein erhebliches Qualifikationsgefälle, das mit 
der unterschiedlichen Ausbildungszeit, dem Zahlen- 
verhältnis von Ausbildern und Auszubildenden, von 
haupt- und nebenberuflichen Ausbildern und der 
Ausstattung der Ausbildungstätten zusammen- 
hängt. Eine pädagogische Ausbildung der Ausbilder 
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war bisher entweder überhaupt nicht vorgeschrie- 
ben oder sie entspricht vielfach nicht den neueren 
Erkenntnissen der Pädagogik und Psychologie. Die 
Verzahnung von schulischer und betrieblicher Aus- 
bildung ist noch nicht gewährleistet. Da fast 15 000 
Berufsschullehrer fehlen, d. h. 39 v. H. aller Stellen 
nicht ordnungsgemäß besetzt sind, wird auch die 
gesetzlich vorgeschriebene Stundenzahl in keinem 
Bundesland vollständig erreicht. Struktur und Lehr- 
stoff der Berufsschulen sind in vieler Hinsidit re- 
formbedürftig. 

Die Bundesregierung wird in enger Zusammen- 
arbeit mit dem Bundesausschuß sowie den Landes- 
ausschüssen für Berufsbildung Initiativen zum Aus- 
bau und zur Verbesserung des Ausbildungssystems 
ergreifen. 

i 

Berufliche Bildung für besondere Gruppen 

45 . Die Berufsbildungspolitik der Bundesregierung 
wird ihre Aufmerksamkeit auch den Bereichen und 
Gruppen zuwenden, die sich ohne besondere Maß- 
nahmen im Strukturwandel und im Leistungswett- 
bewerb nicht behaupten können. 

— Für Erwerbstätige, die aus der Landwirtschaft , 
ausscheiden wollen, werden vermehrt Bildungs- , 
hilfen bereitgestellt. 

— In neuen Bildungszentren sollen Ausbildungs- 
methoden für Erwachsene erprobt und gleichzei- 
tig Fachkräfte als Ausbilder geschult werden. In 
Essen wird in Kürze ein derartiges Zentrum mit 
Internat seine Arbeit aufnehmen. In Berlin sind 
Vorbereitungsarbeiten für ein solches Zentrum | 
in Angriff genommen. 

— Verheiratete Frauen, die oft eine ungenügende ; 
Ausbildung haben, soll die Wiedereingliederung 
in das Erwerbsleben durch bildungspolitische 
Maßnahmen mehr als bisher erleichtert werden. 

— Älteren Arbeitnehmern sollen durch geeignete | 
berufliche Bildungsmaßnahmen ihnen gemäße I 
Arbeitsplätze erhalten und sie selbst vor beruf- ' 
liebem und sozialem Abstieg bewahrt werden. 

— Ausländische Arbeitnehmer sollen die Chance 
einer beruflichen Bildung entweder schon vor der 
Arbeitsaufnahme in ihrem Heimatland oder auch 
bei erwiesener Leistungs- und Bildungsfähigkeit 
in der Bundesrepublik erhalten. 

Förderung 

46 . Die steigenden Anforderungen an die berufliche 
Bildung bedingen auch zunehmende Kosten. Das 
Arbeitsförderungsgesetz gewährt einen Rechtsan- 
spruch auf individuelle Förderung der betrieblichen 
Ausbildung sowie der beruflichen Fortbildung und 
der Umschulung. Ein wichtiger Teil der individuel- 
len Förderung der beruflichen Bildung ist damit der 
Bundesanstalt für Arbeit als zentrale Aufgabe über- 
tragen worden. Etwa die Hälfte aller Lehrlinge wird 
schätzungsweise einen Anspruch auf Beihilfe nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz haben. Zur Verstär- 
kung des Bildungsanreizes und zur besseren sozia- 


len Sicherung der Teilnehmer während der Dauer 
der Fortbildung oder Umschulung wurde durch das 

1969 in Kraft getretene Erste Gesetz zur Änderung 
des Arbeitsförderungsgesetzes das Unterhaltsgeld 
erhöht und dynamisiert. 

Die Ausbildung in den Schulen und Hochschulen 
wird zur Zeit noch teils vom Bund und teils von 
den Ländern gefördert. Dies geschieht vom 1. Juli 

1970 an für Besucher von weiterführenden allge- 
meinbildenden Schulen, von Einrichtungen des 
Zweiten Bildungsweges, von Berufsfachschulen und 
Fachschulen aus Bundesmitteln nach dem Ersten 
Ausbildungsförderungsgesetz. Die lindividuelle För- 
derung der Ausbildung in den übrigen Schulberei- 
chen — höhere Fachschulen, Ingenieurschulen, Aka- 
demien und Hochschulen — soll vom 1. Oktober 

1971 an ebenfalls vereinheitlicht und bundesgesetz- 
lich geregelt werden. Die augenblickliche (institutio- 
neile Trennung der Förderung der betrieblichen und 
schulischen Ausbildung ist noch nicht befriedigend. 
Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden Kör- 
perschaften nach § 239 Arbeitsförderungsgesetz bis 
Ende 1972 über den Umfang der von der Bundes- 
anstalt für Arbeit durchgeführten beruflichen Bil- 
dung, die Höhe der finanziellen Anforderungen, un- 
tergliedert nach beitragspflichtigen und nichtbei- 
tragspflichtigen Personen, sowie über alternative 
Finanzierungsmöglichkeiten zu berichten. Bei einer 
Neuordnung der finanziellen Förderung der beruf- 
lichen Bildung sollte langfristig eine einheitliche 
Regelung vor allem im Interesse der Auszubilden- 
den erstrebt werden. 

Die Bemühungen um eine verbesserte berufliche Bil- 
dung verlangen auch von der Wirtschaft erhebliche 
finanzielle Anstrengungen. Die Bundesregierung be- 
grüßt daher alle Initiativen der Wirtschaft zur Wei- 
terentwicklung des betrieblichen Bildungswesens. 
Das Arbeitsförderungsgesetz sieht eine linstitutio- 
nelle Förderung der beruflichen Bildung vor; dabei 
kommen insbesondere überbetriebliche Lehrwerk- 
stätten, Gewerbeförderungszentren und sonstige 
Einrichtungen der überbetrieblichen Ausbildung, 
Fortbildung und Umschulung in Betracht. 

Bildungsurlaub 

47 . Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die bildungspolitischen Bemühungen durch die Ein- 
führung eines Bildungsurlaubs für Arbeitnehmer 
nachhaltig unterstützt werden können. Sie sieht im 
Bildungsurlaub eine besondere und erwünschte 
Form der Verwendung wachsender Freizeit. Sie be- 
grüßt, daß in einigen Tarifverträgen bereits Rege- 
lungen für einen Bildungsurlaub getroffen worden 
sind. Es ist jedoch nicht sicher, ob die bildungs- und 
gesellschaftspolitischen Ziele allein auf diesem 
Weg erreicht werden können. Aus diesem Grunde 
arbeitet die Bundesregierung an einem Gesetzent- 
wurf zur Einführung eines Bildungsurlaubs. Hierbei 
ergeben sich bildungspolitische, wirtschaftliche und 
arbeitsrechtliche Fragen, die noch mit den sozialen 
Gruppen geklärt werden sollen. 

Ein Bildungsurlaub auf gesetzlicher Grundlage 
sollte jedoch nicht allein der beruflichen Bildung 
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dienen, sondern auch andere gesellschaftliche und 
politische Bildungsinhalte umfassen. Bildungsmaß- 
nahmen, die in Frage kommen, müssen Mindestan- 
forderungen hinsichtlich der Dauer und Qualität er- 
füllen. Sicherlich werden nicht sofort alle Arbeit- 
nehmer jährlich einen bestimmten Bildungsurlaub in 
Anspruch nehmen können. Es wird im Gespräch mit 
den sozialen Gruppen erörtert werden, wie die 
Funktion des Bildungsurlaubs am wirkungsvollsten 
erfüllt werden kann. 

Eine Regelung, die zunächst den Kreis der Berechtig- 
ten entsprechend einer bildungspolitischen Dring- 
lichkeit auswählt, dürfte sich auch volkswirtschaft- 
lich in vertretbaren Grenzen halten, sowohl in bezug 
auf die Wirkungen auf das Arbeitskräftepotential 
wie auf die Kosten der Unternehmen. In diesem Zu- 
sammenhang ist auch in die Überlegungen einzube- 
ziehen, wie künftig mögliche Arbeitszeitverkürzun- 
gen verwendet werden sollen. 


Rehabilitation 

Aktionsprogramm 

48 . Die Bundesregierung hat in der Regierungs- 
erklärung angekündigt, sie werde sich verstärkt | 
darum bemühen, den Behinderten in Beruf und Ge- | 
Seilschaft Chancen zu eröffnen, wo immer dies mög- t 
lieh sei. Diesem Ziele dient ein Aktionsprogramm 
der Bundesregierung zur Förderung der Rehabilita- 
tion der Behinderten. 

Es ist das vorrangige Ziel des Aktionsprogramms, i 
daß allen Behinderten die gebotenen medizinischen, 
erzieherischen, beruflichen und sozialen Hilfen 
schnell und unbürokratisch erreichbar sind, unab- 
hängig davon, ob es sich um Kinder, Jugendliche 
oder Erwachsene handelt und ob die Behinderung 
angeboren ist, auf einer Erkrankung, einem Unfall 
oder einer Kriegsbeschädigung beruht. Hierzu be- 
darf es folgender Maßnahmen: 

Koordinierung 

49 . In der Bundesrepublik Deutschland bemüht sich 
eine Vielzahl von Behörden, Stellen und Organisa- 
tionen um die Eingliederung der Behinderten. Die 
Zuständigkeiten sind für den Behinderten oft nur 
schwer überschaubar. Hier ist daher eine Koordinie- 
rung notwendig, sowohl im Einzelfall, als auch im 
organisatorischen und institutioneilen Bereich, um 
zwischen allen Beteiligten eine nahtlose Zusammen- 
arbeit zu gewährleisten und die notwendigen Reha- 
bilitationseinrichtungen zu schaffen. 

Die für Fragen der Rehabilitation Behinderter inner- 
halb der Bundesregierung zuständigen Ressorts sind 
daher bemüht, künftig noch enger mit den zustän- 
digen obersten Landesbehörden, den Trägern der 
Rehabilitation, der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation sowie den Verbänden und Institutio- 
nen zusammenzuarbeiten. Hierzu bietet § 62 des 
Arbeitsförderungsgesetzes für den Bereich der Ein- 
gliederung in Beruf und Arbeit eine ausdrückliche 


I gesetzliche Grundlage. Die Bundesregierung wird 
mit allen beteiligten Stellen, die zu einer wirk- 
samen Koordinierung der Rehabilitation notwendi- 
gen Maßnahmen verstärken. Das Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung und das Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
haben zur Durchführung dieses Aktionsprogramms 
einen gemeinsamen Arbeitsausschuß gebildet. 

Einrichtungen 

50 . Für die verschiedenen Phasen der Rehabilitation 
müssen die notwendigen Einrichtungen bereitge- 
stellt werden. Erforderlich ist eine gemeinsame Klä- 
rung von Bedarfs- und Standortfragen, das Abstim- 
men der Planungen und der Finanzierung, um bald 
über eine ausreichende Zahl von geeigneten Reha- 
bilitationseinrichtungen zu verfügen. Anzustreben ist 
ein möglichst geschlossenes System von Einrichtun- 
gen, das alle Teilbereiche der Rehabilitation einbe- 
zieht: 

a) Zentren der medizinischen Rehabilitation ein- 
schließlich von Rehabilitations-Krankenhäusern 
mit Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, 

b) Rehabilitationszentren für spezielle Krankheits- 
oder Behinderungsarten, beispielsweise für Herz- 
und Kreislauferkrankungen, Schädel-Hirnverlet- 
zungen, Querschnittslähmungen, rheumatische 
Erkrankungen usw., in denen bereits am Kran- 
kenbett mit Maßnahmen zur beruflichen Reha- 
bilitation begonnen wird, 

c) Einrichtungen zur beruflichen Ausbildung und 
Umschulung der Behinderten, 

d) Werkstätten für Behinderte, wo diejenigen arbei- 
ten können, für die der freie Arbeitsmarkt nicht 
oder noch nicht zugänglich ist, 

e) Sondereinrichtungen für behinderte Kinder und 
Jugendliche, z. B. Sonderkindergärten, Horte, 
Sonderschulen, Sonderberufsschulen und heilpäd- 
agogische Beratungsstellen, 

f) Wohnheime für Behinderte einschließlich für be- 
hinderte Studenten. 

Beratung 

51 . Ein optimaler Erfolg des Rehabilitationsverfah- 
rens setzt voraus, daß die Behinderten frühzeitig 
beraten werden. Die einzelnen Phasen der Rehabili- 
tation müssen zügig und kontinuierlich verlaufen. 
Die Bundesregierung wird bemüht sein, in Zusam- 
menarbeit mit allen Beteiligten einen optimalen 
Verlauf des Rehabilitationsverfahrens sicherzustel- 
len. Die Dienststellen der gesetzlichen Leistungs- 
träger, die Gesundheits-, Sozial-, Jugend- und Ar- 
beitsämter stehen jedem Behinderten ebenso bera- 
tend zur Seite wie sonstige Fachleute und Vereini- 
gungen, die sich um die Behinderten bemühen. 

Fachkräfte 

52 . Der Erfolg aller Rehabilitationsbemühungen 
hängt wesentlich davon ab, daß in den Rehabili- 
tationseinrichtungen das erforderliche Fachpersonal 
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zur Verfügung steht. Die verschiedenen Aspekte der 
Rehabilitation müssen auch in die Aus-, Fort- und 
Weiterbildung der Ärzte und Erzieher stärkeren 
Eingang finden. Eine gemeinsame Fortbildung von 
Fachkräften der verschiedenen Rehabilitationsträger 
und der Rehabilitationseinrichtungen fördert zu- 
gleich auch die Zusammenarbeit der Trägergruppen. 
Darüber hinaus müssen für die Fachkräfte der Reha- 
bilitation neue Berufsbilder und Berufsordnungen 
entwickelt werden, beispielsweise für den Rehabili- 
tationsberater, den Heimerzieher und den Arbeits- 
therapeuten. Dabei sollte eine leistungsgerechte Be- 
soldung selbstverständlich sein. I 

Verbesserung der gesetzlichen Grundlagen 

53 . Durch das Arbeitsförderungsgesetz und die Neu- 
fassung des Bundessozialhilfegesetzes und des Ju- 
gendwohlfahrtsgesetzes sind in jüngster Zeit Nor- 
men geschaffen worden, die den heutigen Forderun- 
gen einer modernen Rehabilitation der Behinderten 
Rechnung tragen. Eine wirksame Eingliederung ver- 
langt jedoch auch künftig eine ständige Anpassung 
und Verbesserung der gesetzlichen Grundlagen. 

Das in erster Linie zur Überwindung der Kriegs- 
folgen geschaffene Schwerbeschädigtengesetz ist den 
veränderten Verhältnissen, insbesondere den mo- 
dernen Gedanken einer umfassenden Rehabilitation 
aller Behinderten, anzupassen. In den geschützten 
Personenkreis sollten unabhängig von der Ursache 
der Behinderung alle Behinderten einbezogen wer- 
den, bei denen ein Schutzbedürfnis besteht. Das Ver- 
waltungsverfahren ist zu vereinfachen, die Beschäf- 
tigungspflicht, das Quotensystem und die Funktion 
der Ausgleichsabgabe sind zu überprüfen, den Werk- 
stätten für Behinderte muß dm Schwerbeschädigten- 
gesetz ebenso Rechnung getragen werden wie den 
Schwerbeschädigtenbetrieben. 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Rehabilitation 
finden sich in verschiedenen Gesetzen (beispiels- 
weise der Reichsversicherungsordnung, dem Bundes- 
versorgungsgesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und 
dem Arbeitsförderungsgesetz). Eine weitestgehende | 
Angleichung der Rechtsgrundlagen sowohl hinsicht- 1 
lieh der dem einzelnen Behinderten gewährten Lei- 
stungen als auch hinsichtlich der Terminologie ist 
anzustreben. 

Von besonderer Bedeutung ist die Harmonisierung 
der Unterhaltsleistungen für die Zeit der beruflichen 
Ausbildung oder Umschulung. 

Soweit dies nicht im Verwaltungswege geschehen 
kann, sind auch die Nebenleistungen wie beispiels- 
weise Taschengeld und Familienheimfahrten usw. 
durch Änderung der gesetzlichen Vorschriften anzu- 
gleichen. 

Neue Berufsmögiiehkeiten 

54 . Die Ausbildung und Umschulung muß über die 
herkömmlichen Behindertenberufe hdnausgehen. Dies 
gilt insbesondere für die berufliche Rehabilitation 
der behinderten Mädchen und Frauen. Eine zukunfts- 
orientierte Ausbildung soll den Behinderten in die 


Lage versetzen, sich im Wettbewerb zu behaupten. 
So eröffnet der technische Fortschritt beispielsweise 
im Bereich der Elektronik und der Datenverarbei- 
tung den Körperbehinderten gute Berufschancen. 
Der Arbeitsmarkt muß ständig auf geeignete Be- 
schäftigungsmöglichkeiten für Behinderte überprüft 
werden, um frühzeitig Folgerungen für die Aus- und 
Fortbildung ziehen zu können. 


Forschung, Dokumentation und Statistik 

55 . Notwendig ist eine gegenseitige Unterrichtung 
und Abstimmung über laufende oder geplante For- 
schungsvorhaben und ein Austausch der Forschungs- 
ergebnisse, um Doppelarbeit zu vermeiden. Hier 
kommt beispielsweise der Entwicklung und For- 
schung auf dem Gebiet der technischen Rehabilita- 
tionshilfen ebenso Bedeutung zu wie der Entwick- 
lung besonderer Methoden für die Ausbildung und 
Umschulung der Behinderten oder der Erforschung 
der Umwelteinflüsse sowie der Reaktion der Um- 
welt auf den Behinderten. 

Eine einheitliche, auch die Erfahrungen des Aus- 
landes einbeziehende, allgemein zugängliche Doku- 
mentation der Rehabilitation würde einer allseitigen 
Information sehr nützlich sein. 

Zuverlässige Unterlagen über Zahl und Art der 
Behinderten sind bisher nur für einzelne Teilgebiete 
der Rehabilitation vorhanden; in weiten Bereichen 
ist man auf Schätzungen angewiesen. Benötigt wer- 
den jedoch umfassende statistische Unterlagen über 
den jährlichen Zugang an Behinderten, über ihren 
Altersaufbau, über die verschiedenen Gruppen von 
Einrichtungen der Rehabilitation, ihre Belegung und 
I die anfallenden Kosten sowie über den Erfolg der 
! Rehabilitationsmaßnahmen. Sie sind zu schaffen, 
j Gesetzliche Grundlage hierfür bietet insbesondere 
I der XII. Abschnitt des Bundessozialhilfegesetzes 
über die Sicherung der Eingliederungshilfe für 
Behinderte. 


Öffentlichkeitsarbeit 

56 . Alle Förderungsmaßnahmen werden letztlich 
nicht zur erfolgreichen Eingliederung des behinder- 
ten Menschen in die Gesellschaft führen, wenn es 
nicht gelingt, die in der Öffentlichkeit oftmals noch 
bestehenden Vorurteile gegenüber den Behinderten 
abzubauen und ihnen so die Chance zu geben, sich 
als vollwertige Mitglieder der modernen Gesell- 
schaft zu begreifen. Hierzu ist die Intensivierung 
einer gezielten und sorgfältig abgestimmten Auf- 
klärungsarbeit sowohl gegenüber den Behinderten 
als auch den nichtbehinderten Mitbürgern erforder- 
lich. 

In engem Zusammenhang damit stehen jene Maß- 
nahmen, die dem Behinderten die Teilnahme am täg- 
lichen Leben außerhalb von Arbeit und Beruf er- 
leichtern sollen. Es muß gewährleistet sein, daß auch 
den Behinderten in gleicher Weise wie den Nicht- 
behinderten die für die Allgemeinheit geschaffenen 
Einrichtungen zur Verfügung stehen. Die öffentlichen 
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Dienststellen, Gebäude und Verkehrsmittel müssen 
den Behinderten ebenso zugänglich sein wie Theater, 
Kirchen und Einkaufszentren. Die Bau- und Ver- 
kehrsplanung muß den Belangen der Behinderten 
Rechnung tragen. Erforderlich ist auch die Schaffung ' 
von Begegnungsmöglichkeiten für Behinderte mit 1 
Nichtbehinderten und eine auf die speziellen Wün- 
sche und Bedürfnisse der Behinderten abgestellte 
Freizeitgestaltung und Erholungsfürsorge. 

Das behinderte Kind ist in besonderem Maße auf 
die Hilfe und Betreuung angewiesen; die Öffent- 
lichkeit hierauf aufmerksam zu machen, ist ein 
wesentliches Anliegen des Programms. 

Dieses Aktionsprogramm bedarf der Mitarbeit aller 
an der Rehabilitation beteiligten Stellen in Bund, 
Ländern und Gemeinden, der gesetzlichen Träger 
der Rehabilitation, der Sozialpartner, der Kirchen, 
der Wohlfahrtsverbände, der Organisationen der 
Beschädigten und Behinderten und ihrer Familien. 

Es ändert nichts an bestehenden Zuständigkeiten, ! 
sondern fordert auf zu einer engen und Vertrauens- ' 
vollen Zusammenarbeit, 

I 

I 

Betriebsverfassung und Mitbestimmung i 

I 

57 , In seiner Regierungserklärung vom 26. Oktober i 
1969 hat der Bundeskanzler eine Reform des Be- , 
triebsverfassungsgesetzes auf der Grundlage der in ! 
der 5. Legislaturperiode eingebrachten Gesetzent- , 
würfe angekündigt. Die Arbeiten an diesem Vor- 
haben sind unverzüglich aufgenommen worden. Im 
Zuge dieser Arbeiten wurden Gespräche mit den j 
beteiligten Gruppen und Institutionen, insbesondere ^ 
den Tarifpartnern, geführt. Bei der beabsichtigten j 
umfassenden Novellierung des Gesetzes sind außer i 
den bereits formulierten Gesetzesvorlagen auch | 
Wünsche, Anregungen und Erfahrungen vor allem | 
der Praxis in die Überlegungen und Erörterungen i 
einzubeziehen. Im übrigen sollen auch die Vorstei- j 
lungen der Mitbestimmungskommission, soweit dar- j 
in der Bereich der Betriebsverfassung angesprochen j 
wird, ausgewertet werden. Der Gesetzentwurf wird | 
noch in diesem Jahre vorgelegt werden. 

Auch das Problem der Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der 
Unternehmen muß neu überdacht werden. Im Jahre 

1951 wurde die paritätische Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Aufsichtsrat und die Bestellung 
eines Arbeitsdirektors im Vorstand einer Kapital- 
gesellschaft bei den Schlüssel- und Grundstoffindu- 
strien eingeführt. Diese Regelung berücksichtigte 
die besondere Bedeutung der Montanindustrie für 
die heimische Energieversorgung und damit für den 
Wiederaufbau der Industrie und den Aufstieg unse- j 
rer Wirtschaft insgesamt. In den übrigen Kapital- 
gesellschaften wurde den Arbeitnehmern im Jahre 

1952 durch das Betriebsverfassungsgesetz ein Drittel 
der Sitze im Aufsichtsrat eingeräumt. Inzwischen 
wurde die Diskussion darüber vertieft, ob und wie 
die bestehenden Regelungen weiterzuentwickeln 
sind. Um fundierte Grundlagen für die weiteren 
Überlegungen auf dem Gebiet der Mitbestimmung zu 
schaffen, hat die Bundesregierung 1968 eine Kommis- 


sion unabhängiger Sachverständiger eingesetzt und 
sie mit der Auswertung der bisherigen Erfahrungen 
mit der Mitbestimmung beauftragt. Die Kommission 
hat umfangreiche Anhörungen und Befragungen 
durchgeführt, deren Ergebnisse dokumentiert und 
daraus Empfehlungen abgeleitet. Das umfassende 
Gutachten der Mitbestimmungskommission wird 
von der Bundesregierung eingehend geprüft — ins- 
besondere daraufhin, welche Konsequenzen für die 
politische Willensbildung sich einerseits aus den 
Feststellungen und Erkenntnissen der Kommission 
sowie andererseits aus ihren Empfehlungen, erge- 
ben. Dabei werden auch die Stellungnahmen der 
Gewerkschaften und der Arbeitgeberverbände zu 
beachten sein. 

Die Bundesregierung hat die Absicht, ihre Stellung- 
nahme zu diesem Bericht in einer besonderen Vor- 
lage dem Deutschen Bundestag zuzuleiten. 


Soziale Sicherung 

58 . Der Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft 
bringt auch Veränderungen der Art und Häufigkeit 
der Risiken für die Menschen mit sich und zwingt 
dazu, die Maßstäbe für den Umfang, den Grad und 
die Qualität der Maßnahmen des Systems der sozia- 
len Sicherheit zu überdenken. Es ist unverkennbar, 
daß mit zunehmenden gesellschaftlichen Verflech- 
tungen der Bedarf an sozialer Sicherung zunimmt. 
Einkommensbelastungen, die Krankheit, Arbeits- 
losigkeit, Invalidität, Alter sowie der Tod des Er- 
nährers, aber auch die Belastungen durch Kinder mit 
sich bringen, können von dem einzelnen oder von 
der Familie nicht mehr allein getragen werden. Um 
den einmal erworbenen Lebensstandard zu wahren, 
sind größere Solidargemeinschaften erforderlich. 

Die noch außerhalb des Systems der sozialen Siche- 
rung stehenden Gruppen melden heute ihren An- 
spruch auf Einbeziehung an. Nur einzelne kammer- 
pflichtige Berufe haben sich auf landesgesetzlicher 
Grundlage eine adäquate Sicherung schaffen kön- 
nen. Die soziale Rentenversicherung wird sich für 
die noch nicht gesicherten Gruppen der Selbständi- 
gen öffnen müssen. Auch in der Krankenversiche- 
rung ist die Sicherung auf weitere Bevölkerungs- 
gruppen auszudehnen. Gleichzeitig ergeben sich 
wichtige Aufgaben der Anpassung des sozialen 
Leistungssystems aufgrund des Tatbestandes, daß 
Gesundheit und Alter im Bewußtsein unserer Ge- 
sellschaft eine viel größere Bedeutung gewonnen 
haben als in früheren Zeiten. 

Die Institutionen und Instrumente der sozialen 
Sicherung müssen überschaubar und verständlicher 
werden. In der Sozialversicherung muß jeder wis- 
sen, welche Ansprüche er hat, welche Beiträge er 
erbringt und wie sich das Verhältnis von Leistun- 
gen und Kosten entwickelt. Bei dem Einsatz elektro- 
nischer Datenverarbeitung in der Sozialversicherung 
wie bei den Arbeiten für ein Sozialgesetzbuch geht 
es um mehr als nur um Verwaltungsvereinfachung. 
Das System der sozialen Sicherung soll verständ- 
licher, kontrollierbarer und effektiver werden. 
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a) Ausweitung des Personenkreises 

Krankenversicherungspflichtgrenze 

59 . In der sozialen Krankenversicherung scheiden 
mit steigendem Einkommen immer mehr Angestellte 
infolge der starren Versicherungspflichtgrenze aus. 
Um zu verhindern, daß der Versicherungsschutz sich 
nur auf die unteren Einkommensschichten erstreckt 
und dadurch das System der solidarischen Sicherung 
ausgehöhJt wird, wird die Bundesregierung die 
Höhe der Krankenversicherungspflichtgrenze für An- 
gestellte überprüfen und vorschlagen, diese zu dyna- 
misieren. Außerdem wird eine gesetzliche Ver- 
pflichtung der Arbeitgeber eingeführt, auch den nicht 
versicherungspflichtigen Angestellten den Beitrags- 
anteil zu ihrer freiwilligen Krankenversicherung zu 
zahlen. 


3 Millionen Personen, die ihren Lebensunterhalt 
überwiegend aus selbständiger Erwerbstätigkeit 
bestreiten, sind bereits heute zwei Drittel — vor 
allem Handwerker, Landwirte und Angehörige der 
Heilberufe — in Pflichtversicherungen unterschied- 
licher Art einbezogen. 

Die Bundesregierung betrachtet es als wichtige 
soziale Aufgabe, auch für die übrigen Selbständigen 
eine gesetzlich geregelte Alterssicherung zu ermög- 
lichen. Soweit Selbständige keine Existenz mehr fin- 
! den, wird ihnen dadurch der Übergang zu einer 
I abhängigen Beschäftigung erleichtert und zugleich 
I ein Beitrag zur notwendigen strukturellen Umstel- 
I lung geleistet. Die Lösung dieser Frage sollte im 
Rahmen des gegenwärtigen Systems der sozialen 
Rentenversicherung gesucht werden. Die Bundes- 
regierung erarbeitet zur Zeit eine Konzeption. 


Den Angestellten sollen folgende Wahlmöglichkei- 
ten eingeräumt werden: 

Angestellte, 

— - die wegen Erhöhung der Jahresarbeitsverdienst- 
grenze versicherungspflichtig werden, erhalten 
einmalig das Recht, sich von der Versicherungs- 
pflicht befreien zu lassen, wenn sie einen ange- 
messenen Versicherungsschutz in der privaten 
Krankenversicherung nachweisen, 

— deren Einkommen die Jahresarbeitsverdienst- 
grenze überschreitet, erhalten die Möglichkeit, 
innerhalb einer angemessenen Frist sich für die 
gesetzliche oder private Krankenversicherung zu 
entscheiden. 

Angestellte, die zum erstenmal in ein Beschäfti- 
gungsverhältnis eintreten und deren Einkommen 
oberhalb der Versicherungspflichtgrenze liegt, erhal- 
ten ebenfalls die Möglichkeit, sich innerhalb einer 
bestimmten Frist für die gesetzliche oder private 
Krankenversicherung zu entscheiden. 

Nachdem das Lohnfortzahlungsgesetz im Krankheits- 
fall die Arbeiter mit den Angestellten gleichgestellt 
hat, wird damit ein Schritt zur Gleichstellung der 
Angestellten mit den Arbeitern in der Krankenver- 
sicherung getan. 

Die finanziellen und wirtschaftlichen Auswirkungen 
der vorgesehenen Maßnahmen werden zur Zeit nach 
den verschiedenen Alternativen im Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung geprüft und mit 
allen Beteiligten abgestimmt. 

Öffnung der Rentenversicherung für Selbständige 

60 . Die Strukturveränderungen treffen in hohem 
Maße auch die selbständigen Erwerbstätigen. Für 
einen großen Anteil von ihnen sind die Einkommens- 
und Lebensverhältnisse mit denen der abhängig 
Beschäftigten vergleichbar. Die meisten können auf 
ausschließlich privatrechtlicher Basis keine ange- 
messene Sicherung für die Lebensabschnitte schaf- 
fen, in denen sie nur noch beschränkt oder nicht 
mehr tätig sein können. Von den gegenwärtig knapp 


Soziale Krankenversicherung für Landwirte 

61 . Die selbständigen Landwirte und ihre mit- 
helfenden Familienangehörigen sind heute zu einem 
großen Teil gegen Krankheit unzureichend gesichert. 
Die Bundesregierung strebt an, sie in die soziale 
Krankenversicherung einzubeziehen. In einem 
Arbeitskreis v/erden zur Zeit mögliche Regelungen 
erarbeitet. 

Soziale Sicherung der Frau 

62 . Die gegenwärtige Regelung der sozialen 
Sicherung der Frau, die im allgemeinen an die 
Berufstätigkeit des Mannes anknüpft, wird der ge- 
wandelten gesellschaftlichen Position der Frauen- 
tätigkeit und vor allem auch den Bedürfnissen einer 
zunehmenden Zahl von Frauen, abwechselnd in 
Beruf und Familie tätig zu sein, nicht gerecht. 

Die Bundesregierung hält eine eigenständige soziale 
Sicherung der Frau für erforderlich. 

ln welcher Form eine Verbesserung der sozialen 
Sicherung der Frauen von der Bundesregierung be- 
fürwortet werden kann, ist noch nicht zu übersehen. 
Es müssen insbesondere die Finanzierung der in 
Frage kommenden Möglichkeiten sowie ihre Ein- 
ordnung in das derzeitige System des Soziallei- 
stungsrechts, auch im Hinblick auf die Hinterbliebe- 
nenversorgung, geprüft werden. 

Unfallversicherung für Schüler 

63 . Zunehmende Gefährdung infolge längerer 
Schulwege erfordert eine besondere soziale Siche- 
rung der Schüler allgemeinbildender Schulen, die vor 
allem bei schweren Unfällen mit bleibenden Folgen 
keinen ausreichenden Schutz genießen. Ähnlich wie 
bei den Lehrlingen, Berufs- und Fachschülern sowie 
den Teilnehmern an Aus- und Fortbildungskursen 
ist daher auch für die Schulkinder eine eigene um- 
fassende Sicherung im Rahmen der gesetzlichen 
Unfallversicherung anzustreben. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, einen entsprechenden Gesetzent- 
wurf noch in diesem Jahr vorzulegen. 
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b) Leistungsverbesserungen 

Krankenversicherungsbeitrag für Rentner 

64 . Das Sozialleistungssystem muß den sich ständig 
wandelnden Anforderungen angepaßt werden. Die 
Einführung der dynamischen bruttolohnbezogenen 
Rente im Jahre 1957 hat das System der Rentenver- 
sicherung entscheidend umgestaltet. Die Rentner er- 
halten seitdem ein Einkommen, das den steigenden 
Löhnen und Gehältern regelmäßig angeglichen wird. 
Der im Jahre 1968 zur Entlastung der Rentenver- 
sicherungsträger eingeführte Beitrag der Rentner zur 
Krankenversicherung in Höhe von 2 v. H. ist rück- 
wirkend vom 1. Januar 1970 an wieder beseitigt 
worden. Dadurch erhöhen sich die Renten in diesem 
Jahre zusätzlich um etwas mehr als 2 v. H. Die 
entstehenden Mehraufwendungen können von den 
Trägern der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten getragen werden, ohne daß ihre 
künftigen Leistungsverpflichtungen und die laufen- 
den bruttolohnbezogenen Rentenanpassungen ge- 
fährdet sind. Die Mehraufwendungen der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung werden vom Bund 
getragen. 


sieht in der Auflockerung der bisherigen starren 
Altersgrenze einen wichtigen Schritt in der Fortent- 
wicklung der sozialen Rentenversicherung. Es ist ein 
schrittweises Abgehen von der festen Altersgrenze 
anzustreben. Durch die Einführung einer flexiblen 
Altersgrenze soll es dem Arbeitnehmer ermöglicht 
werden, innerhalb eines bestimmten Lebenszeit- 
raums den Zeitpunkt für den Beginn seines Renten- 
bezugs selbst zu wählen. Damit ergäbe sich in der 
sozialen Sicherung ein zusätzlicher Spielraum für 
eigene Gestaltung. 

Im Zusammenhang mit diesem Vorhaben stellen sich 
vor allem volkswirtschaftliche, arbeitsmarktpoliti- 
sche und finanzwirtschaftliche Fragen. Es geht dar- 
um, die möglichen Auswirkungen einer solchen 
Regelung zu quantifizieren. Eine Arbeitsgruppe im 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
erarbeitet zur Zeit Modelle, um die Voraussetzungen 
für' diese Rechnung zu schaffen. 

Auf der Grundlage dieser Vorarbeiten wurde eine 
Umfrage in Auftrag gegeben, die Aufschluß über die 
Einstellung der Bevölkerung zur Einführung der 
flexiblen Altersgrenze und über Tendenzen zum 
früheren oder späteren Ausscheiden aus dem Arbeits- 
leben geben soll. 


Kriegs- und Wehrdienstopfer 

65 . Von 1971 an werden auch die Renten der 
Kriegs- und Wehrdienstopfer jährlich in gleichem 
Maße wie die Bestandsrenten der Arbeiterrentenver- 
sicherung an die Entwicklung der Löhne und Ge- 
hälter angepaßt. Mit dieser wichtigen sozialpoliti- 
schen Maßnahme ist sichergestellt, daß die Kriegs- 
und Wehrdienstopfer ständig ihren vollen Anteil an 
der allgemeinen Einkommensentwicklung haben. 
Neben der Dynamisierung der Rentenleistungen hat 
das Erste Anpassungsgesetz zum Bundesversor- 
gungsgesetz vom 26. Januar 1970 strukturelle Ver- 
besserungen zugunsten der Schwer- und Schwerst- 
beschädigten sowie der Witwen gebracht. 

Der Kreis dieser Anspruchsberechtigten besteht zu- 
nehmend aus älteren Menschen. Deswegen werden 
im Rahmen der Bestimmungen für die Heil- und 
Krankenbehandlung von Beschädigten und Hinter- 
bliebenen Voraussetzungen für Maßnahmen geschaf- 
fen werden müssen, die den zusätzlichen Altersbe- 
schwerden Rechnung tragen. 

AiU5erdem gewinnen in der Kriegsopferfürsorge die 
Hilfen für besondere Lebenslagen, insbesondere auch 
Dienstleistungen, in Zukunft erhöhte Bedeutung. Es 
wird einer verstärkten persönlichen Beratung und 
einer engeren Zusammenarbeit aller beteiligten Stel- 
len und auch der Ärzte bedürfen, um der besonderen 
Lage der Kriegs- und Wehrdienstopfer gerecht zu 
werden. 

Flexible Altersgrenze 

66. Die gegenwärtige Regelung der Altersgrenze in 
den gesetzlichen Rentenversicherungen trägt der 
unterschiedlichen Entwicklung der Arbeits- und Lei- 
stungsfähigkeit der einzelnen Versicherten im Alter 
nur unzureichend Rechnung. Die Bundesregierung 


Betriebliche Altersversorgung 

67 . Für einen großen Teil der Arbeitnehmer in der 
Privatwirtschaft ist die betriebliche Altersversor- 
gung zu einer Ergänzung der gesetzlichen Alters- 
sicherung geworden. Die Bundesregierung er- 
kennt grundsätzlich die sozialpolitischen Funktionen 
! der betrieblichen Alterssicherung an. Sie verkennt 
j aber nicht, daß bei diesem System noch erhebliche 
Mängel bestehen, die die ergänzende Sicherungs- 
funktion beeinträchtigen. Es handelt sich vor allem 
um folgende Tatbestände: 

1. Der Arbeitnehmer verliert bei freiwilligem 
Arbeitsplatzwechsel oder auch bei Kündigung 

, durch den Arbeitgeber in der Regel seine An- 
wartschaften. 

2. Bei Zahlungsunfähigkeit des Unternehmens 
gehen die Rentenansprüche der Arbeitnehmer 
unter. 

3. In vielen Fällen wird die Betriebsrente durch 
Anrechnung der steigenden gesetzlichen Rente 
gemindert. 

4. Die häufig fehlende Anpassung an veränderte 
wirtschaltliche Verhältnisse. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
untersucht zur Zeit die betriebswirtschaftlichen, 
finanziellen, arbeits- und steuerrechtlichen Aspekte 
der betrieblichen Altersversorgung, 

Die Vorarbeiten für eine Verbesserung der betrieb- 
lichen Altersversorgung sind auf eine mobilitätsge- 
rechte Lösung gerichtet, die vor allem die Verfall- 
barkeit der Versorgungsansprüche bei Betriebs- 
wechsel und bei betrieblicher Insolvenz und bei 
Kündigung durch den Arbeitgeber vermeidet. Bei 
den Überlegungen der Bundesregierung werden die 
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Organisationen der Arbeitgeber und der Arbeitneh- 
mer ständig beteiligt werden. 

Die bisherigen Angaben über den Umfang, die Struk- 
tur und die Finanzierung der betrieblichen Alters- 
versorgung sind unzureichend. Sie entstammen 
größtenteils nur privaten Quellen. 

Angesichts der quantitativen Bedeutung der be- 
trieblichen Altersversorgung sowohl für die Arbeit- 
nehmer wie für die Unternehmen ist eine größere 
statistische Transparenz anzustreben. 

Im Gespräch mit der Spitzenorganisation der Arbeit- 
geber soll zunächst geprüft werden, wie weit die 
Arbeitgeberorganisationen hierbei mitwirken kön- 
nen. 

Versicherung ausscheidender Landwirte 

68. Besondere Maßnahmen der sozialen Sicherung 
erfordert der Strukturwandel in der Landwirtschaft 
Die Bundesregierung hat im Bericht über die Lage 
der Landwirtschaft 1970 die Notwendigkeit hervor- 
gehoben, durch sozialpolitische Maßnahmen die Aus- 
wirkungen dieses Strukturwandels für die Betroffe- 
nen zu mildern und damit den Wandel zu beschleu- 
nigen. Erst eine ausreichende soziale Sicherung wird 
es vielen Landwirten ermöglichen, unrentable Be- 
triebe aufzugeben. 

Eine sozialpolitische Maßnahme, die dazu beitragen 
soll, einen nicht entwicklungsfähigen Betrieb auf- 
zugeben und dessen Fläche zur Aufstockung lei- 
stungsfähiger Betriebe oder für Vorhaben zur Ver- 
besserung der Infrastruktur zu verwenden, ist die 
Landabgaberente. Sie soll in erster Linie den älte- 
ren Inhabern kleiner landwirtschaftlicher Betriebe 
das Ausscheiden aus der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit erleichtern und die freiwerdende 
Nutzfläche der Verbesserung der Agrar- und Infra- 
struktur zuführen. Bisher ist diese Maßnahme von 
den Landwirten nur zögernd in Anspruch genommen 
worden. Es ist deshalb vorgesehen, die Landabgabe- 
rente zu erhöhen und den begünstigten Betriebs- 
größenbereich zu erweitern. 

Weiterhin wird erwogen, die Prämie zur Förderung 
der langfristigen Verpachtung des landwirtschaft- 
lichen Unternehmens zu einer wirksamen sozial- und 
strukturpolitischen Maßnahme für jüngere Land- 
wirte auszubauen. Der begünstigte Betriebsgrößen- 
bereich und die Vergabebedingungen sollen den 
Regelungen der Landabgaberente angepaßt werden. 
Jüngeren Landwirten, die ihren Hof aufgeben und 
eine Dauerbeschäftigung als Arbeitnehmer aufneh- 
men, soll die Möglichkeit eröffnet werden, zu einer 
ausreichenden Alterssicherung zu kommen. Sie und 
ihre mithelfenden Familienangehörigen sollen das 
Recht erhalten, Beiträge zur Rentenversicherung 
nachzuentrichten. 

Verheirateten-Ausschlußklausel 

69 . Die im sozialen Leistungsrecht und im Recht des 
öffentlichen Dienstes vorgesehenen Kinderzulagen 
einschließlich des gesetzlichen Kindergeldes, Kin- 
derzuschüsse und Waisenrenten werden für Kinder 


über 18 Jahre in der Ausbildung nur gewährt, so- 
lange sie unverheiratet sind und entfallen mit der 
Verheiratung ( „ Verheirateten-Ausschlußklausel" ) . 
Diese Regelung wird den heutigen Verhältnissen 
nicht mehr gerecht. Es kann nicht davon ausgegan- 
gen werden, daß die verheirateten Kinder — im 
Unterschied zu den unverheirateten — typischer- 
weise in der Lage sind, Ausbildung und Unterhalt 
aus eigenen Mitteln oder mit Hilfe des Ehegatten 
selbst zu bestreiten. 

Die Bundesregierung prüft daher — auch im Hin- 
blick auf die zu erwartenden Mehraufwendungen — 
die Möglichkeiten einer Änderung oder eines Weg- 
falls der Verheirateten-Ausschlußklausel. 

Soziale Krankenversicherung 

70 . Die Bedeutung der gesundheitspolitischen Funk- 
tion der sozialen Krankenversicherung wird heute 
schon dadurch unterstrichen, daß sie rund 86 v. H. 
der Bevölkerung umfaßt. Das Sozialbudget 1969/1970 
macht deutlich, in welchem Umfang die Ansprüche 
an die Krankenversicherung wachsen. Das gilt nicht 
nur für die Aufwendungen der gesetzlichen Kranken- 
kassen, sondern ebenso auch für die der privaten 
Krankenversicherungen. Hierin spiegeln sich vor 
allem die gestiegenen Ansprüche der Bevölkerung 
an die Gesundheitsversorgung sowie verbesserte 
Möglichkeiten der medizinischen Praxis. Die soziale 
Krankenversicherung muß sich den sich wandelnden 
Lebens- und Arbeitsbedingungen anpassen. 

Weiterentvidcklung 

71 . Die Bundesregierung hat deshalb in ihrer Regie- 
rungserklärung die Weiterentwicklung der sozialen 
Krankenversicherung als ein vordringliches sozial- 
politisches Vorhaben angekündigt. Sie sieht hierbei 
insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Neuen und verstärkt auftretenden Formen der 
Gefährdung und Störung der Gesundheit (Zu- 
nahme chronischer und altersbedingter sowie 
psychischer Erkrankungen) muß Rechnung ge- 
tragen werden. 

b) Es muß gesichert sein, daß der rasche medizi- 
nisch-technische Fortschritt auf sämtlichen Ge- 
bieten der ärztlichen Diagnose und Therapie allen 
Versicherten und ihren Familien unverzüglich 
zugute kommen kann. 

c) Der mit wachsendem Arbeitseinkommen erreichte 
Lebensstandard sollte nach Möglichkeit auch den 
Kranken und Arbeitsunfähigen erhalten blei- 
ben. 

d) Krankheitsvorsorge und Früherkennung von 
Krankheiten müssen ausgebaut werden, wobei 
noch zu klären ist, welche Leistungen praktikabel 
und im Rahmen der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung wirtschaftlich vertretbar erscheinen. 

e) Die Leistungsfähigkeit des vertrauensärztlichen 
Dienstes, der durch das Lohnfortzahlungsgesetz 
auch eine sozial- und arbeitsmedizinische Bera- 
tungsfunktion erhalten hat, soll weiter verbes- 
sert werden. Die Bundesregierung wird die Er- 
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fahrungen mit dieser Weiterentwicklung des ver- 
trauensärztlichen Dienstes sorgfältig auswerten 
und dem Parlament darüber berichten. 

f) Zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der 
Krankenkassen, der Krankenhäuser und der ärzt- 
lichen Praxen sollen moderne ürganisationsmit- 
tel, insbesondere der Einsatz der elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen für die medizinische 
Versorgung, für die Verwaltung und die Statistik 
nutzbar gemacht werden. 

Sachverständigenkommission 

72 . Die Weiterentwicklung der sozialen Kranken- 
versicherung soll durch eine Sachverständigenkom- 
mission vorbereitet werden. Dieser Kommission sol- 
len Sachverständige der Arbeitgeber, der Arbeit- 
nehmer, der Arzte und der Krankenkassen sowie 
Wissenschaftler angehören. Sie wird im Rahmen der 
genannten Zielsetzung eine Bestandsaufnahme und 
Vorschläge für eine moderne Gesetzgebung erarbei- 
ten. Die Bundesregierung hat sich zu dieser umfas- 
senden Vorbereitung der Gesetzgebungsarbeit ent- 
schlossen, um eine breite, auch wissenschaftlich fun- 
dierte Meinungsbildung zu erreichen. 


Gesundheitsleistungen 

73 . Eine angemessene Ausgestaltung des gesetz- 
lichen Leistungskatalogs und die sinnvolle Abgren- 
zung des Kreises der Leistungsbereditigten vermag 
jedoch für sich allein nicht zu gewährleisten, daß die 
gesetzliche Krankenversicherung ihren gesellschaft- 
lichen Auftrag ausreichender Gesundheitssicherung 
erfüllen kann. Da Produktion und Verteilung von 
Gesundheitsleistungen nach den Gesetzen des Mark- 
tes dem Bedarf und wirtschaftlichen Leistungsver- 
mögen oft nicht entsprechen, ergibt sich die Notwen- 
digkeit, das Angebot an Leistungen im gesundheit- 
lichen Bereich (ärztliche Versorgung, Krankenhäuser, 
Apotheken usw.) zu verbessern und die Leistungs- 
fähigkeit der hier tätigen Einrichtungen zu fördern. 
In diesem Zusammenhang gilt die besondere Auf- 
merksamkeit der Bundesregierung z. Z. vor allem 
der kassenärztlichen Versorgung auf dem Lande und 
in den Stadtrandgebieten, der Krankenhausversor- 
gung sowie der Preisgestaltung auf dem Arznei- 
mittelmarkt. Die Bundesregierung wird möglichst 
bald den Entwurf eines Gesetzes zur wirtschaftlichen 
Sicherung der Krankenhäuser vorlegen. Der Bund 
wird sich im Rahmen dieser Neuregelung an den 
Investitionskosten der Krankenhäuser beteiligen; 
entsprechende Mittel sind im Finanzplan des Bundes 
bereits vorgesehen. Die Finanzierung der Investi- 
tionskosten der Krankenhäuser durch öffentliche 
Mittel ist im Zusammenhang mit der Planung und 
der verstärkten Rationalisierung des Krankenhaus- 
wesens zu sehen. Aus diesem Grunde ist es notwen- 
dig, daß alle an der Finanzierung der Krankenhäuser 
Beteiligten mit dem Ziele Zusammenwirken, ein 
bedarfsgerecht gegliedertes System leistungsfähiger 
und wirtschaftlich arbeitender Krankenhäuser zu 
schaffen. 


I Überschaubarkeit der sozialen Sicherung 

I 74 . Bis heute sind nur wenige Versicherte über die 

: Höhe ihres jeweiligen Rentenanspruchs informiert. 

I Im Interesse seiner persönlichen Lebensplanung 
braucht der Arbeitnehmer Klarheit über den Stand 
seiner Rentenanwartschaft. Neben diesem unmittel- 
baren Interesse des Versicherten besteht für die 
Sozial- und Finanzpolitik der Bundesregierung die 
Notwendigkeit, über die Entwicklung des Beitrags- 
aufkommens und der Leistungsansprüche der sozia- 
len Rentenversicherung informiert zu sein. 

Es ist deshalb geplant, die Daten des Versicherungs- 
verhältnisses nicht mehr wie bisher in Form von 
Versicherungskarten, sondern auf maschinell les- 
baren Datenträgern beim Arbeitgeber zu erfassen 
(Magnetbänder oder mit Schreibmaschine ausge- 
füllte Versicherungsschecks). 

Die Auswertung dieser Daten erlaubt individuelle 
Kontoauszüge mit genauer Berechnung der erwor- 
benen Rentenansprüche. Da jedoch die alten Ver- 
sicherungskarten noch auf elektronische Datenträger 
übertragen werden müssen, wird dieser Übergang 
zum Kontoauszug noch einige Jahre dauern. Auf 
jeden Fall sollen spätestens bis 1972 individuelle 
Konten eröffnet werden. 


Sozialgesetzbuch 

75 . Die zunehmende Kompliziertheit und Unüber- 
sichtlichkeit der sozialrochtlichen Vorschriften ver- 
hindern das notwendige Verständnis des Staatsbür- 
gers für die Sozialgesetzgebung und die Einsicht in 
seine eigenen Rechte. Außerdem schwächen sie die 
Funktioiis- und Leistungsfähigkeit der Sozialver- 
sicherung. 

Transparenz und Vereinfachung unserer sozialen 
Rechtsordnung können dadurch erreicht werden, daß 
jene Bereiche des Sozialrechts, die sozial- und rechts- 
politische Gemeinsamkeiten aufweisen und sich für 
die Einordnung in ein Gesetzgebungswerk eignen, 
nach einheitlichen Grundsätzen und unter Anpas- 
sung an strukturelle Veränderungen überarbeitet, in 
einem Gesetzbuch zusammengefaßt und dabei grund- 
sätzlich alle gemeinsamen Tatbestände in einem 
Allgemeinen Teil dieses Gesetzbuches geregelt wer- 
den. 

Dieses Vorhaben kann im Hinblick auf seinen Um- 
fang nur stufenweise verwirklicht werden. Der 
Allgemeine Teil soll noch in dieser Legislaturperiode 
verabschiedet werden. Zur Durchführung dieses 
rechtlich schwierigen und politisch bedeutsamen 
Vorhabens wurde eine Sachverständigenkommis- 
sion eingesetzt. Ihre Aufgabe ist es, die Bundes- 
regierung bei der Erarbeitung des Entwurfs eines 
Sozialgesetzbuches zu unterstützen. Diese wird aus 
Vertretern der Sozialpartner, der Wissenschaft, der 
Rechtsprechung, der Spitzenverbände der Gemein- 
den und Sozialversicherungsträger, der Kriegsopfer- 
verbände sowie der Bundesländer bestehen und ihre 
Arbeit im Mai 1970 aufnehmen. 
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Selbstverwaltung 

76 . In der Sozialversicherung findet die Mitwir- 
kung der Versicherten und der Arbeitgeber ihren 
sichtbaren Ausdruck in der Selbstverwaltung. Die 
Selbstverwaltung der Sozialversicherung ist ein 
Bereich bereits praktizierter gesellschaftlicher Mit- 
bestimmung,. der über das allgemeine politische Mit- 
wirken hinaus Raum für Eigenverantwortung und 
-initiative läßt. Unverkennbar ist, daß mit der allge- 
meinen Verbesserung der gesetzlichen Barleistungen 
eine Einengung des Entscheidungsspielraums der 
Selbstverwaltung verbunden ist, während bei den 
Sach- und Dienstleistungen noch ein erheblicher 
Spielraum besteht. Dies ist Anlaß, das heutige 
System der Selbstverwaltung zu überprüfen und die 
Beziehungen zwischen Staat und Selbstverwaltung 
neu zu überdenken. Dringend notwendig sind hierzu 
Funktions- und Aufgabenanalysen. Die Bundesregie- 
rung wird entsprechende Forschungsaufträge veran- 
lassen. 

Vermögenspolitik 

77 . Die gegenwärtige gesamtwirtschaftliche Vermö- 
gensverteilung ist unbefriedigend. Auf die Arbeit- 
nehmer, zu denen etwa 80 v. H. der Erwerbstätigen 
zählen, entfällt nur ein geringer, wenn auch nicht 
genau bekannter Anteil am Geld- und Sachver- 
mögen und auch am jährlichen Vermögenszuwachs. 
Die Gründe für diese einseitige Verteilung sind 
unterschiedlich und vielseitig, sie reichen von Ver- 
teilungsmängeln unserer Wirtschaftsordnung über 
die bisherige Steuerpolitik bis hin zu investitions- 
fördernden Maßnahmen, die die einseitige Ver- 
mögensverteilung verstärken. 

Die gegenwärtige Struktur der Vermögensvertei- 
lung läßt sich kurzfristig nicht wesentlich ändern. 
Das gilt auch für die Spargewohnheiten, die Ge- 
winnerwartungen und die Anschauungen über eine 
als notwendig angesehene Selbstfinanzierung. Eine 
wirksame und nachhaltige Beeinflussung ist auch 
nidit mit einer einzigen Maßnahme möglich, son- 
dern nur durch ein System verschiedener Metho- 
den, die bei gleicher Zielsetzung unterschiedliche 
Ansatzpunkte wählen. 

Die bisherige staatliche Sparförderung einschließ- 
lich des Vermögensbildungsgesetzes hat sicher- 
lich auch den Arbeitnehmern das Sparen erleichtert, 
sie sogar in vielen Fällen erstmalig an eine länger- 
fristige Ersparnisbildung herangeführt. Sie hat je- 
doch noch keine ausreichende Beteiligung der Ar- 
beitnehmer am Produktivkapital der Wirtschaft be- 
wirkt. Damit ergibt sich in einer rasch wachsenden 
Wirtschaft mit einem hohen jährlichen Vermögens- 
zuwachs die Notwendigkeit, weitere Schritte einer 
gezielten sozialen Vermögenspolitik einzuleiten. 

Ziele 

78 . Die Bundesregierung sieht zwei wichtige Ziele 
der Vermögenspolitik. Das eine ist auf die Ge- 
sellschaft im ganzen bezogen und zielt auf eine 
weniger einseitige Verteilung und breite Streuung 
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des Vermögens auf alle Gruppen unseres Volkes. 
Das andere ist an der Lebenssituation der abhän- 
gig Beschäftigten in Wirtschaft und Gesellschaft 
orientiert. 

Gelegentlich wird noch die Meinung vertreten, mit 
verstärkter Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
könne man die jetzige soziale Sicherung nach und 
nach abbauen; Vermögenspolitik könne die Politik 
der sozialen Sicherung zunehmend ablösen. Dem- 
gegenüber ist die Bundesregierung der Auffassung, 
daß die Vermögenspolitik keine Alternative zur 
sozialen Sicherung, wie sie heute erreicht ist, sein 
kann. Insbesondere können an dem jetzt erreich- 
ten Rentenniveau keine Abstriche hingenommen 
werden. Die Vermögensbildung kann aber die 
wirtschaftliche Abhängigkeit des bisher vermögens- 
losen Arbeitnehmers mindern und den Spielraum 
für eigene Lebensgestaltung vergrößern. Sie soll 
dem Arbeitnehmer neue Möglichkeiten geben, den 
wechselnden Anforderungen im Arbeits- und Be- 
rufsleben gerecht zu werden. 

Drittes Vermögensbildungsgesetz 

79 . Das Kabinett hat am 26. Februar 1970 den Ent- 
wurf eines Dritten Gesetzes zur Förderung der 
Vermögensbildung verabschiedet und den gesetz- 
gebenden Körperschaften vorgelegt. Die wichtig- 
sten Punkte der vorgeschlagensn Novellierung sind 

— ■ die Einführung eines Zulagensystems vom 1. Ja- 
nuar 1971 an; die bisherige Befreiung vermö- 
genswirksamer Anlagen von der Lohnsteuer 
und den Sozialbeiträgen wird ersetzt durch eine 
Sparzulage in Höhe von 30 v. H. der vermö- 
genswirksamen Anlagen, 

— die Verdoppelung des begünstigten Höchstbe- 
trages für vermögenswirksame Anlagen von 
312 DM auf 624 DM jährlich (bei Arbeitnehmern 
mit drei und mehr Kindern von 468 auf 936 DM) 
schon für das Jahr 1970. 

Mit der Einführung des Zulagensystems will die 
Bundesregierung vor allem die bisher sehr unter- 
schiedlichen Steuervorteile bei vermögenswirk- 
samen Sparen und die Nachteile in der Sozialver- 
sicherung beseitigen. Die bisherige Befreiung ver- 
inögenswirksainer Anlagen von den Sozialabgaben 
führte zu entsprechenden Minderungen der Renten 
und zu Nachteilen in der Kranken- und Arbeits- 
losenversicherung. Die Rentenminderung konnte ins- 
besondere bei Frühinvalidität beachtliche Ausmaße 
annehmen. 

Von der Steuerbefreiung vermögenswirksamer Lei- 
stungen hatten gerade die besonders förderungs- 
würdigen Gruppen der Bevölkerung bisher keine 
Steuervorteile, da sie auf Grund ihres geringen 
Einkommens oder ihrer Kinderzahl keine Lohn- 
steuer zu entrichten brauchten (das trifft auf schät- 
zungsweise 4 Millionen Arbeitnehmer zu). Erwerbs- 
tätige mit einem hohen Einkommen dagegen wur- 
den überproportional gefördert. 

Die neue Regelung der pauschalen Zulagen von 
30 V. H. hingegen vermeidet die Kürzung der zu 
erwartenden Renten und führt zu einer Begünsti- 
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gung der Bezieher geringer Einkommen, während 
die Förderung des Sparens sehr gut verdienender 
Arbeitnehmer nach oben begrenzt wird. 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes erwartet die 
Bundesregierung, daß die Tarifvertragsparteien die 
verstärkten gesetzlichen Anreize nutzen und in 
großem Umfang vermögenswirksame Leistungen 
tariflich vereinbaren. Die Tarifparteien des öffent- 
lichen Dienstes haben bereits einen ersten Schritt 
in diese Richtung getan. Ebenso beabsichtigt die 
Bundesregierung, für die Beamten im Bundesdienst 
vermögenswirksame Leistungen vom 1. Januar 
1970 an vorzuschlagen. Die zunächst für das Jahr 
1970 eingeführte Begrenzung der vermögenswirk- 
samen Zuwendungen auf Arbeitnehmer und Beamte 
mit einem Monatseinkommen von unter 1 000 DM 
soll nach Ansicht der Bundesregierung vom 1. Ja- 
nuar 1971 an aufgegeben werden. 


Vermögensbericht 

80 . Die Bundesregierung sieht in der Verbesserung 
des Vermögensbildungsgesetzes nur einen Anfang 
ihrer Vermögenspolitik. Die weiteren Maßnahmen 
im Bereich der Vermögenspolitik werden sich noch 
stärker auf das verteilungspolitische Ziel richten 
müssen. Die Sparförderung sollte auf die unteren 
Einkommensschichten konzentriert werden. Dabei 
ist auch eine verstärkte Beteiligung der Arbeitneh- 
mer am Produktivkapital der Volkswirtschaft an- 
zustreben. Hierfür müssen zusätzlich neue Anlage- 
formen entwickelt werden. 

Im Dezember dieses Jahres wird der in der Re- 
gierungserklärung angekündigte Vermögensbericht 
vorgelegt. Darin werden neben den vorhandenen 
Angaben und Schätzungen über die Vermögens- 
verteilung Grundsätze und Modellvorstellungen für 
den weiteren Weg der Vermögenspolitik entwickelt. 

Vermögensstatistik 

81 . Alle Darstellungen der gegenwärtigen Vermö- 
gensverteilung leiden unter dem Mangel, daß die 
amtliche Einkommens- und Vermögensstatistik für 
diesen Zweck völlig unzureichend ist. Die statisti- 
schen Lücken wurden bisher durch wissenschaftlich 
begründete Schätzungen zum Teil ausgefüllt. Die 
Bundesregierung hält den Ausbau einer umfassen- 
den Einkommens- und Vermögensstatistik für drin- 
gend erforderlich. Sie bereitet deshalb neue ge- 
setzliche Grundlagen vor. Wünschenswert wäre es, 
wenn die Statistik der Anwendung des Vermö- 
gensbildungsgesetzes auf eine gesetzliche Grund- 
lage gestellt und damit verbessert würde. 

Steuerreform und Vermögenspolitik 

82 . Eine aktive Vermögenspolitik ist in vielfacher 
Weise mit der Steuerpolitik verknüpft. Die Bundes- 
regierung plant für die kommenden Jahre eine 
große Steuerreform, in die die Einkommen-, Lohn- 
und Körperschaftsteuer, die Steuerbegünstigungen, 
die Sparprämiengesetze sowie die Vermögen- und 


Erbschaftsteuer einbezogen werden. Ziel der Reform 
ist es. ein gerechtes und einfaches Steuersystem zu 
schaffen. Damit sollen auch die Voraussetzungen 
für eine breitere Vermögensbildung verbessert 
werden. Das setzt Belastungsverschiebungen inner- 
halb des Steuersystems zugunsten der Einkommens- 
schwachen voraus. 


Familien- und Jugendpoiitik 

83 . Die Familie hat unter den gewandelten Bedin- 
gungen in unserer Gesellschaft elementare soziale 
und pädagogische Leistungen zu erbringen. Es ist 
Aufgabe der Gesellschaftspolitik, die Familie dn den 
Stand zu setzen, ihren gesellschaftlichen Auftrag 
optimal zu erfüllen. Das aber bedeutet, daß die Fa- 
milie in den verschiedenen gesellschaftspolitischen 
Aktionsbereichen zu einem wesentlichen Orientie- 
rungspunkt für das Planen und Handeln gemacht 
werden muß, in der Sozial- und Wirtschaftspolitik 
ebenso wie in der Gesundheitspolitik, in der Woh- 
nungs- und Städtebaupolitik ebenso wie in der Bil- 
dungspolitik. 

Familienlastenausgleich 

84 . Eine wichtige Aufgabe wird während der näch- 
sten Jahre sein, die strukturelle Neugestaltung des 
Famildenlastenausgleichs in die Wege zu leiten. 
Die direkten Leistungen bestehen aus Kindergeld 
und den Zuschlägen für Kinder der Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes und der Sozialleistungs- 
empfänger. Die indirekten Leistungen des Familien- 
lastenausgleichs im engeren Sinne umfassen die Ein- 
kommensteuerermäßigung für Kinder. 

Die einzelnen Lerstungssysteme sind nach unter- 
schiedlichen Prinzipien ausgestaltet, und zwar so- 
wohl was die Leistungsgewährung als auch, was die 
Aufbringung der Mittel anbelangt. 

Die indirekten Leistungen des steuerlichen Familien- 
lastenausgleichs kommen den Beziehern geringerer 
Einkommen nicht oder nicht in der Höhe wie den 
Beziehern höherer Einkommen zugute. Die Bundes- 
regierung erstrebt deshalb im Zusammenhang mit 
der geplanten Steuerreform eine Zusammenführung 
und chancengerechtere Ausgestaltung des bisheri- 
gen zweigleisigen Familienlastenausgleichs. 

Noch in diesem Jahr ist eine Verbesserung des seit 
1964 stagnierenden gesetzlichen Kindergeldes vor- 
zunehmen. Das Kindergeld hat erheblich an Real- 
wert verloren. Die Bundesregierung hat für 1970 
Mittel eingeplant, um das Kindergeld zu verbessern. 

Familienförderung 

85 . Neben diese einkommenspolitischen Maßnah- 
men zur Sicherung der Aufgabenerfüllung der Fa- 
milien müssen jedoch weitere Ansatzpunkte einer 
systematischen Familienpolitik treten. So ist ein 
familiengerechter Wohnungsbau im Zusammenwir- 
ken mit den Ländern zu fördern und dabei vor allem 
sicherzustellen, daß die Wohnbedürfnisse der kin- 
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derreichen und jungen Familien sowie der älteren 
Menschen in dem erforderlichen Umfang berücksich- 
tigt worden. Es ist nach Wegen zu suchen, wie ange- 
sichts der im 1. Familienbericht der Bundesregie- 
rung dargestellten, besonders ungünstigen Verhält- 
nisse in den städtischen Verdichtungsräumen, aber 
auch in den ländlichen Gebieten, durch Bereitstel- 
lung größerer Wohnungen und entsprechend Ver- 
besserung des Wohngeldes die Angebotsstruktur so 
geändert werden kann, daß die Bedürfnisse der 
Mehrkinderfamilien noch besser berücksichtigt wer- 
den. Dringlich erscheint auch die Entwicklung von 
neuen Wohnformen, um einer Isolierung der Fami- 
lien entgegenzuwirken. 


Elternbildung 

86. Darüber hinaus müssen den Kindern bessere 
Bildungschancen eingeräumt werden, die durch die 
soziale Herkunft der Eltern immer noch benachtei- 
ligt sind. Hier muß ein Schwerpunkt der Bildungs- 
politik liegen. In diesem Zusammenhang stellen sich 
als vordringliche Aufgaben für die nächsten Jahre 
die Intensivierung der Elternbildung und Elternbe- 
ratung, die Förderung der Zusammenarbeit zwi- 
schen der Familie und den verschiedenen außerfami- 
lialen Erziehungs- und Bildungseiniiichtungen sowie 
die Entwicklung von Modellen für Elternkreise, in 
denen die Eltern u, a. gemeinsam Erziehungsziele 
und Erziehungsstile erörtern können. Bei alledem ist 
eine enge Kooperation von Bund, Ländern und Ge- 
meinden wie auch der freien gesellschaftlichen Or- 
ganisation unerläßlich. Ein Ziel der Bildungspolitik 
muß sein, das z. T. noch erhebliche Bildungsgefälle 
zwischen Verdichtungsräumen und zurückgebliebe- 
nen ländlichen Problemgebieten zu verringern. 

Soziale Infrastruktur 

87 . Die familienpolitischen Ziele müssen beim Aus- 
bau der sozialen Infrastruktur unserer Gesellschaft 
zur Geltung kommen. Die vordringlichsten Aufgaben 
liegen hier auf dem Gebiet der Hauspflege, der haus- 
wirtschaftlichen und gesundheitlichen Beratung, des 
Baues und der Unterhaltung von Kindergärten sowie 
von unfallsicheren und möglichst auch pädagogisch 
betreuten Spielplätzen wie auch der Freizeit- und 
Erholungseinrichtungen für Familien und sozial- 
kulturellen Zentren. 

Zwischen dem Aufwand für Leistungen für Kinder 
an die einzelnen Familien und den Aufwendungen 
für eine familienbezogene Infrastruktur muß ein 
ausgewogenes Verhältnis bestehen. 

88. Verstärkte Aufmerksamkeit ist schließlich 
Familien in besonderen Lebenssituationen zu wid- 
men. Hier ist nicht nur an die junge Ehe zu denken, 
deren Start angesichts der weithin verlängerten Aus- 
bildungszeiten spürbar erleichtert werden sollte, 
sondern ebenso an die alleinstehenden Mütter mit 
Kindern, die viel häufiger als verheiratete Mütter 
aus wirtschaftlichen Gründen eine außerhäusliche 
Erwerbstätigkeit mit der Betreuung kleiner Kinder 
verbinden müssen. 


Forschung 

89 . Unerläßliche Voraussetzungen für die Fortent- 
wicklung einer zeitgemäßen Familienpolitik bildet 
die Verbesserung der wissenschaftlichen Grundlagen 
und Orientierungshilfen für rationale familienpoli- 
tische Entscheidungen. Auf die Dauer ist eine Inten- 
sivierung der Forschungsarbeiten erforderlich. Wich- 
tige Ansatzpunkte wird auch der nächste Familien- 
bericht der Bundesregierung bieten, der schwer- 
punktmäßig die Leistungen und Leistungsbehinde- 
rungen der Familie im Erziehungs- und Bildungspro- 
zeß behandeln wird. Auf die Dauer ist eine wissen- 
schaftlich fundierte Überprüfung der Wirksamkeit 
familienpolitischer Maßnahmen erforderlich. Zu- 
gleich müssen die verschiedenen Familienförde- 
rungsmaßnahmen vor allem auf Bundesebene noch 
überschaubarer werden. Familienpolitik darf sich 
nicht in der Addition vielfältiger und verschieden- 
artiger familienfördernder Maßnahmen erschöpfen; 
alle Einzelmaßnahmen müssen vielmehr einer Kon- 
zeption entsprechen, die sich an den tatsächlichen 
Gegebenheiten von Familie und Gesellschaft orien- 
tiert und die geltenden Wertvorstellungen der 
Gesellschaft beachtet. 

Jugendpolltlk 

90 . Für die spätere berufliche und soziale Stellung 
des Jugendlichen wird eine solide und zukunfts- 
orientierte Ausbildung immer entscheidender. Damit 
alle Jugendlichen die Chancen der Bildung wahrneh- 
men können, müssen sie auch materiell in der Lage 
sein, eine Ausbildung zu beginnen. Davon geht das 
Erste Ausbildungsförderungsgesetz aus, das die 
Basis für eine individuelle Ausbildungsförderung 
durch die öffentliche Hand darstellt. Jeder Auszu- 
bildende soll in der Wahl des Ausbildungszieles und 
der Ausbildungsstätte frei sein. Zu den Voraus- 
setzungen dieser Förderung gehört, daß die unmittel- 
baren Angehörigen des Auszubildenden wirtschaft- 
lich nicht in der Lage sind, für die Kosten der Aus- 
bildung aufzukommen. Dieser Grundsatz, der auf 
bürgerlich-rechtlichen Vorstellung beruhenden „fami- 
lienabhängigen" Förderung ist im Gesetz nur durch- 
brochen, soweit die Ausbildung an Abendgymnasien 
und Kollegs durchgeführt wird. 

Im mehrjährigen Finanzplan des Bundes sind Mittel 
für die schrittweise Verwirklichung einer umfassen- 
den gesetzlichen Regelung der Ausbildungsförde- 
rung in allen Ausbildungsbereichen, also von der 
Schule bis zum Studium, vorgesehen. Die Bundes- 
regierung hat dementsprechend beschlossen, in die- 
ser Gesetzgebungsperiode Vorschläge für die Ver- 
vollständigung des Ersten Ausbildungsförderungs- 
gesetzes vorzulegen. Der noch nicht einbezogene 
Bereich der Höheren Fachschulen, Ingenieurschulen, 
Akademien und Hochschulen soll vom 1. Oktober 
1971 an im Rahmen eines neuen Bundesgesetzes in 
die Förderung einbezogen werden. Die bisherige 
Förderung nach dem Honnefer bzw, Rhöndorfer 
Modell kann damit aufgegeben werden. Nach Bera- 
tungen im Kabinettausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft erarbeitet eine Projektgruppe unter Feder- 
führung des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit Grundlagen und Einzelheiten eines 
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neuen Gesetzentwurfs. Dabei wird die Frage der 
elternunabhängigen oder familienunabhängigen För- 
derung — unter Berücksichtigung wissenschaftlicher 
Untersuchungen — eingehend geprüft werden. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß vom 
1. Januar 1973 an das Erste Ausbildungsförderungs- 
gesetz voll in Kraft gesetzt werden sollte. Danach 
würden von diesem Zeitpunkt an die Schüler weiter- 
führender allgemeinbildender Schulen auch von der 
Klasse 10 an ebenso wie die Schüler aller berufsbil- 
denden Schulen gefördert werden. 

Bundesjugendplan 

91 . Wirkungsvollstes Instrument der Jugendpolitik 
des Bundes ist der Bundesjugendplan. Für 1970 sind 
mit den Mitteln für Baumaßnahmen einschließlich 
der Errichtung von Studentenwohnheimen und für 
Beihilfen zur Eingliederung von jugendlichen Ein- 
wanderern rund 83 Millionen DM vorgesehen. Ge- 
fördert werden: politische Bildung, Jugendsozial- 
arbeit, sonstige zentrale Aufgaben der außerschuli- 
schen Bildung, Fortbildung von Mitarbeitern in der 
Jugendarbeit, Jugendarbeit zentraler Organisatio- 
nen sowie internationale Jugendarbeit. 

Sozialpolitisch bedeutsam sind vor allem folgende 
Programme des Bundesjugendplanes: 

— Eingliederungshilfen für junge Menschen aus der 
DDR und den Aussiedlungsgebieten; 

— Betreuung jugendlicher Helfer, die freiwillige 
soziale Dienste leisten; 

— Förderung von berufseinführenden Seminaren; 

— erzieherische Betreuung behinderter Kinder und 
Jugendlicher; 

— zentrale Beratung von Heimerziehern und Heim- 
leitern 

— Förderung von Heimen und Wohnungen für 
Studenten. 

Jugendhilfe 

92 . Das Gesetz für Jugendwohlfahrt ist bemüht, den 
Anspruch eines jeden Minderjährigen im Wandel 
der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Struktur 
unseres Volkes auf all das sicherzustellen, dessen er 
je nach seinen Fähigkeiten und Anlagen bedarf, um 
voll in die Gesellschaft integriert zu werden. Die 
Durchführung des letztlich auf das Reichsjugend- 
wohlfahrtsgesetz vom 9. Juli 1922 zurückgehenden 
Gesetzes hat gezeigt, daß es sich bei diesem Gesetz 
zwar um ein brauchbares Instrument handelt, hat 
aber auch seine Ergänzungsbedürftigkeit erwiesen. 

Die Bundesregierung ist deshalb der Ansicht, statt 
einer erneuten Novelle ein neues Bundesjugend- 
hilfegesetz konzipieren zu sollen, das den Ansprü- 
chen des jungen Menschen besser gerecht zu wer- 
den vermag. Dieses neue Recht soll den Erziehungs- 
anspruch eines jeden jungen Menschen stärker als 
bisher konkretisieren und in einzelne Leistungsan- 
sprüche — seien es Teilhaberechte oder subjektiv 
öffentliche Rechtsansprüche — , gliedern. Leistungen, 
die die Erziehungskraft der Familie unterstützen, 
ergänzen oder gegebenenfalls ersetzen, sind dabei 


in gleicher Weise zu berücksichtigen. In diesem Zu- 
sammenhang wird ferner zu prüfen und zu entschei- 
den sein, ob eine positive Abgrenzung der Jugend- 
hilfe von der Schule erforderlich und möglich ist. 

Das neue Recht wird sich daneben insbesondere mit 
den bisher unter dem Begriff der „öffentlichen 
Ersatzerziehung“ zusammengefaßten Hilfen dahin 
gehend auseinanderzusetzen haben, ob diese in 
ihren Voraussetzungen und in ihrer gegenwärtigen 
Differenzierung ausreichen oder ob neue Wege ge- 
funden oder gegangen werden müssen. 

Schließlich werden die Pflichtaufgaben der Träger 
der Jugendhilfe, die Organisation der Jugendwohl- 
fahrtsbehörden und die Zumutbarkeit eigener Lei- 
stungen des jungen Menschen selbst und seiner 
Unterhaltsverpflichteten neu überdacht werden 
müssen. 

Zur Durchführung der Vorarbeiten für die Neuord- 
nung des Jugendhilferechts beruft die Bundesregie- 
rung namhafte Persönlichkeiten in eine besondere 
Kommission. 

Die Bundesregierung ist bemüht, noch im Laufe die- 
' ser Legislaturperiode einen ersten Entwurf des 
neuen Jugendhilferechts den Ländern und Kommu- 
nen, den Fachverbänden und allen fachlich Inter- 
essierten zur Diskussion zu unterbreiten, um Erfah- 
rung und Rat möglichst weiter Kreise in das neue 
zukunftsorientierte Gesetz einarbeiten zu können. 

Sozialhilfe 

93 . Die Sozialhilfe ist ein unentbehrlicher Teil des 
I Sozialleistungssystems. Zum Wesen des sozialen 
I Rechtsstaats gehört es, sich der Menschen anzu- 
nehmen, die wegen ihrer besonderen Lage der Hilfe 
der Allgemeinheit bedürfen. Die individuellen Lei- 
stungen im Rahmen der Sozialhilfe sollen nach 
Möglichkeit den persönlichen Notstand des Hilfe- 
suchenden soweit überwinden, daß auch er mit 
Arbeitsverdienst und typischen Sozialleistungen 
eigenverantwortlich in der Gesellschaft bestehen 
kann. 

Oft ist in besonderen Lebenslagen — wie langdau- 
ernder Krankheit, körperlicher oder geistiger Be- 
hinderung, sozialer Gefährdung und Alter — der 
einzelne auf die Unterstützung der Allgemeinheit 
angewiesen. Das Bundessozialhilfegesetz räumt je- 
dem Bürger je nach seiner Notlage einen Rechts- 
anspruch auf persönliche Hilfe, auf Geld- oder Sach- 
leistungen ein. Entsprechend der allgemeinen sozia- 
len und wirtschaftlichen Entwicklung müssen die im 
Gesetz vorgesehenen Maßnahmen immer wieder an- 
gepaßt werden. Die Bundesregierung wird auch 
weiterhin bemüht sein, aus der Änderung der sozia- 
len Verhältnisse und Anschauungen die notwendi- 
gen Folgerungen für das Sozialhilferecht zu ziehen. 
Das gilt auch für die Regelsätze und ihre Bemes- 
sungsgrundlage. Letzteres wird zur Zeit von einer 
Expertenkommission mit dem Ziel einer Leistungs- 
verbesserung überprüft. 

Aufklärung 

I 

94 . Wenn die Möglichkeiten dieses Gesetzes noch 
i nicht überall voll ausgeschöpft werden, so liegt das 
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daran, daß auch heute noch einzelne bedürftige 
Menschen Hemmungen haben, ihren Anspruch gel- 
tend zu machen. Völlig unberechtigt wird die Sozral- 
hilfe oft noch mit der entwürdigenden Armenpflege 
der Jahrhundertwende gleichgesetzt. Vielfach fehlt 
es auch an ausreichenden und verständlichen Infor- 
mationen. Da nach dem Grundgesetz die Länder das 
Gesetz in eigener Zuständigkeit durchführen, wird 
die Bundesregierung deren Bemühungen unterstüt- 
zen, damit alle die ihnen zustehende Hilfe erhalten. 

Rehabilitation 

95 . Das Zweite Änderungsgesetz zum Bundessozial- 
hilfegesetz — in Kraft seit dem 1. 10. 1969 — räumt 
nicht nur den Eltern behinderter Kinder und Jugend- 
licher im schulpflichtigen Alter weitgehende Kosten- 
freiheit bei dem Besuch entsprechender sozialer Ein- 
richtungen, z. B. Tageseinrichtungen oder Heimen 
für Behinderte ein, sondern enthält auch Bestim- 
mungen zur Früherfassung Behinderter, um eine 
möglichst frühzeitige Einleitung der erforderlichen 
Eingliederungsmaßnahmen im Einzelfall sowie die 
rechtzeitige Planung der notwendigen Einrichtungen 
sicherzustellen. Uber die hier eingeleiteten Maß- 
nahmen und ihre Ergebnisse wird die Bundesregie- 
rung dem Bundestag in jeder Legislaturperiode — 
erstmalig am 1. Oktober 1972 — Bericht erstatten; 
dabei sollen auch die künftige Konzeption und wei- 
ter geplante Maßnahmen dargestellt werden. 

Ältere Menschen 

96 . Die Sorge für die ältere Generation ist ein 
ständiger Auftrag, für den in Anpassung an die sich 
wandelnden sozialen Verhältnisse immer wieder 
neue Formen der Hilfe entwickelt werden müssen. 
Schätzungsweise beziehen ein Drittel der Empfän- 
ger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem Bundessozialhilfegesetz gleichzeitig auch Ren- 
ten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen. Län- 
der, Kommunen und Träger der freien Wohlfahrts- 
pflege sind über die im Gesetz vorgesehenen Lei- 
stungen hinaus bemüht, den veränderten Bedürf- 
nissen älterer Menschen Rechnung zu tragen. Insbe- 
sondere sind sie bestrebt, neue Alten-, Altenwohn- 
und Altenpflegeheime zu errichten. Auf eine ent- 
sprechende städtebauliche Einordnung, die dem Kon- 
takt und Erlebnisbedürfnis ihrer Bewohner Rech- 
nung trägt, ist dabei besonderer Wert zu legen. Al- 
tentagesstätten und Altenclubs, Altenerholungsstät- 
ten, Hauspflege und nicht zuletzt die Altenberatung 
müssen weiter intensiviert werden. Gerontologie 
und Geriatrie können dabei wertvolle Hilfe leisten. 
Bereits erstellte Altenpläne, empirische Unter- 
suchungen und Denkschriften für regionale Bereiche 
zeigen Entwicklungslinien auf und müssen in die 
Praxis umgesetzt werden. 

Im Sommer 1969 wurde ein Beirat für Fragen der 
älteren Generation bei dem Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit und bei dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung berufen. 
Seine Aufgabe ist es, die beteiligten Ressorts in den 
Fragen der Altenhilfe zu beraten und Anregungen 


für die Koordinierung, Planung und Förderung die- 
ser Aufgaben zu geben. 

Die Bundesregierung hat diesen Fragen ihr beson- 
res Interesse gewidmet und ein Programm zur För- 
derung gesellschaftspolitischer Maßnahmen für die 
ältere Generation entwickelt. Sie möchte in der brei- 
ten Öffentlichkeit Verständnis für die Lage dieser 
Menschen wecken und Modellmaßnahmen über- 
regionaler Art unterstützen, die die Verbundenheit 
der älteren und jüngeren Generation in besonderem 
Maße fördern. 

Sozial Gefährdete 

97 . Mit dem steigenden Leistungsdruck in der Indu- 
striegesellschaft wächst der Kreis derer, die mit 
ihren beruflichen, sozialen und isonstigen persön- 
lichen Problemen nicht allein fertig werden. In seiner 
Zusammensetzung spiegelt dieser Kreis der Ge- 
fährdeten insofern auch die Schwächen und Fehl- 
strukturen der Gesellschaft wider. Die Gefährdeten 
bedürfen vor allem der persönlichen Hilfe und Be- 
ratung, aber auch des Verständnisses ihrer Umwelt. 
Dazu werden neue Methoden der Sozialarbeit ent- 
wickelt, die nicht nur den Gefährdeten, sondern seine 
ganze soziale Umgebung, vor allem seine Familie, 
die Nachbarschaft und seine Arbeitsstelle umfassen. 
Vor allem die Mitarbeiter der freien Wohlfahrts- 
verbände und der örtlichen Vereinigungen sowie 
zahlreiche ehrenamtliche Helfer versuchen, diese 
Gefährdeten wieder in die Gesellschaft einzuglie- 
dern. 

Obdachlosenhilfe 

98 . Angeregt durch die Pionierarbeit gemeinnützi- 
ger Organisationen und gestützt auf die Bemühun- 
gen von Ländern und Kommunen wird der Betreu- 
ung der Obdachlosen zur Zeit besondere Aufmerk- 
samkeit entgegengebracht. Einzelne Länder haben 
erste Schritte zur Lösung der anstehenden Probleme 
getan. Mit neuen Methoden der Sozialarbeit wie der 
Gemeinwesenarbeit, die die Eigeninitiative der Be- 
troffenen anregen soll, wurde an zahlreichen Stel- 
len die Auflösung der sogenannten Obdachlosen- 
siedlungen und die dezentralisierte Unterbringung 
ihrer Bewohner in geeigneten Wohnungen erreicht. 
Durch intensive Hilfen wurde versucht, die soziale 
Anpassung dieser Familien und die schulischen 
Möglichkeiten ihrer Kinder erheblich zu verbessern, 
da insbesondere der große Anteil der Kinder unter 
den Obdachlosen gesundheitlich, beruflich und so- 
zial besonders gefährdet ist. 

Ausbildung von Fachkräften 

99 . Maßnahmen der Sozialhilfe im weitesten Sinne 
erfordern eine enge und intensive Zusammenarbeit 
der öffentlichen und privaten Träger. Die Verbände 
der freien Wohlfahrtspflege sind bei ihrer Durchfüh- 
rung unentbehrliche Partner insbesondere als Trä- 
ger von Einrichtungen für hilfsbedürftige Menschen. 
Überwiegend liegt heute in der Hand dieser Ver- 
bände auch die Ausbildung der Sozialarbeiter. Sie 
tragen damit eine große Verantwortung für die 
Qualität der Ausbildung und ihre Anpassung an 
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die gewandelten Erfordernisse. Die Ausbildung muß 
zukünftig noch stärker qualifiziert werden. Sie ist 
deshalb dn die Gesetzgebung über die Fachhoch- 
schulen einzubeziehen. 

Neben der hauptamtlichen Tätigkeit ist es notwen- 
dig, daß sich Menschen für eine ehrenamtliche Mit- 
arbeit bereit finden. Gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
sollte alle mit den Problemen der besonders hilfs- 
bedürftigen Menschen bekanntmachen und Hilfs- 
bereitschaft wecken. Im Rahmen der Erwachsenenbil- 
dung und der freien Wohlfahrtspflege sollten auch 
die ehrenamtlichen Helfer zu einer verständnisvol- 
len und sachkundigen Mitarbeit befähigt werden. 

Planung in der Sozialarbeit 

100 . Die Entwicklung der letzten Jahre im Bereich 
der sozialen Arbeit zeigt, wie notwendig eine vor- 
ausschauende, auf Sozialforschung gestützte Pla- 
nung ist. Sozialarbeit kann in Zukunft ihren Auf- 
gaben nur gerecht werden, wenn zuvor Grundlagen 
und Ausgangstatbestände systematisch erfaßt und 
Bedarfsanalysen sowie Zielprojektionen neu vor- 
genommen werden. Das gilt für soziale Einrichtun- 
gen wie für soziale Dienste und Beratungsstellen. 
Eine solche Planung ist nicht zuletzt auch mit Rück- 
sicht auf die Finanzplanung der öffentlichen Haus- 
halte geboten. 

Internationale Sozialpolitik 

101 . Die Bundesregierung setzt sich das Ziel, auf 
dem Gebiet der internationalen und übernationalen 
Sozialpolitik Fortschritte zu erzielen, die ein enges 
Zusammenrücken der Völker erleichtern. Hemm- 
nisse für den freien Austausch von Gütern und Ar- 
beitsleistungen sollten beseitigt werden; die freie 
Wahl des Arbeitsplatzes, die gerechte Entlohnung 
und soziale Sicherheit sollten auch jenseits natio- 
naler Grenzen gewährleistet bleiben. 

Das gilt vor allem mit dem Blick auf die europä- 
ischen Gemeinschaften. Die Bundesregierung wird 
sich bemühen, nicht nur die Wirtschafts- und Finanz- 
politik, sondern auch die Sozialpolitik enger mit den 
übrigen Teilpolitiken der Gemeinschaften zu ver- 
flechten. Die Kommission legt regelmäßig Berichte 
vor, die ihrerseits die Grundlage für die Arbeit des 
Rats der Europäischen Gemeinschaften bilden. Die 
Bundesregierung wird dazu beitragen, daß künftig 
die sozialpolitischen Aktivitäten der Mitglieds- 
staaten umfassender abgestimmt und fortschritt- 
licher gestaltet werden. 

Über die EWG hinaus will die Bundesregierung in 
dem weiteren Kreis der Industrienationen innerhalb 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OECD) sozialpolitische Probleme und Erfahrungen 
erörtern, lösen bzw. auswerten. So unterstützt sie 
den gegenwärtigen Versuch der OECD, den in der 
Volkswirtschaft verbreiteten quantitativen Denk- 
ansatz durch qualitative Merkmale zu ergänzen, 
welche die sozialen Zielsetzungen wirtschaftlichen 
Handelns deutlicher machen. Augenblicklich unter- 
zieht die OECD die Bundesrepublik Deutschland 
dem Examen der Arbeitskräftepolitik. Eine Gruppe 


ausländischer Sachverständiger untersucht und be- 
urteilt die einschlägige deutsche Gesetzgebung, na- 
mentlich das Arbeitsförderungsgesetz und die zu- 
ständige Verwaltung, insbesondere die Bundesan- 
stalt für Arbeit. Der Bericht der Prüfer soll Verbesse- 
rungsbedürftiges heraussteilen. Die Bundesregie- 
rung wird ihn sorgfältig prüfen und auswerten. 

Die von der Internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO) vertretenen Ziele — das gilt besonders für das 
Weltbeschäftigungsprogramm — • werden in den 
kommenden Jahren von der Bundesregierung aktiv 
unterstützt. Dies gilt auch für die sozialpolitischen 
Vorhaben im Europarat. 

Europäische Gemeinschaften 

102 . Zur Verwirklichung sozialpolitischer Vorhaben 
innerhalb der EWG wird der Europäische Sozial- 
fonds künftig eine stärkere Rolle spielen müssen. 
Sind seine Mittel bisher nur für Umschulung und 
Umsiedlung von Arbeitslosen eingesetzt worden, 
so könnte er unter bestimmten Voraussetzungen 
künftig zur Lösung von Beschäftigungsproblemen bei 
strukturpolitischen Maßnahmen herangezogen wer- 
den. 

Die Bundesregierung unterstützt die derzeitige Re- 
vision der EWG-Verordnungen über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer. Es geht hier- 
bei besonders um den Ausbau des Grundsatzes, daß 
die aufgrund der Erwerbstätigkeit in einem EWG- 
Staat erworbenen Rechte auf dem Gebiete der So- 
zialen Sicherheit auch dann aufrechterhalten blei- 
ben, wenn der Berechtigte und seine Familie sich 
nicht oder nicht mehr in diesem Staate aufhalten. 
Die künftige Regelung wird die soziale Sicherung 
der ausländischen Arbeitnehmer in der Bundes- 
resublik Deutschland weiter verbessern. Durch sie 
wird auch die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in- 
nerhalb der EWG gefördert werden. 

Ein besonderes Gewicht in der europäischen Sozial- 
politik haben die Fragen der Berufsbildung. Die 
Bundesregierung tritt dafür ein, daß die vom Rat 
der EWG beschlossenen allgemeinen Grundsätze für 
die Durchführung einer gemeinsamen Politik der 
Berufsbildung nunmehr konkretisiert werden. Sie 
begrüßt den dem Rat vorliegenden Vorschlag der 
EWG-Kommission für eine Empfehlung des Rates 
an die Mitgliedstaaten über ein europäisches Be- 
rufsbild für die Ausbildung von Facharbeitern an 
spanenden Werkzeugmaschinen. Der konkrete rich- 
tungweisende Versuch einer Harmonisierung der 
Berufsausbildung in der EWG wird von der Bun- 
desregierung nachhaltig unterstützt. 

Internationales Übereinkommen 

103 . Den Gesetzgebungsorganen wird die Bundes- 
regierung 1970 voraussichtlich Ratifikationsgesetz- 
entwürfe zu Übereinkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (IAO) vorlegen, die die Gleich- 
behandlung von Inländern und Ausländern in der 
Sozialen Sicherheit, die Leistungen bei Arbeitsun- 
fällen und Berufskrankheiten, die Beschäftigungs- 
politik und die Leistungen bei Invalidität und Alter 
und an Hinterbliebene behandeln. 
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IV. Finanzierungs- und Zuordnungsprobleme 


104 . Die Bundesregierung wird alle sozialpoliti- 
schen Vorhaben rechtzeitig und sorgfältig auf ihre 
finanziellen und volkswirtschaftlichen Auswirkun- 
gen prüfen. Für die öffentliche Diskussion, etwa 
über die Auflockerung der starren Altersgrenze in 
der sozialen Rentenversicherung oder über die Ver- 
besserung der sozialen Sicherung der Frau, müssen 
Rechenunterlagen über den entstehenden Aufwand 
und die Finanzierungsmöglichkeiten bereitgestellt 


werden. Bei der Finanzierung neuer sozialpolitischer 
Aufgaben wird immer wieder die Frage zu stellen 
sein, ob das jetzige System der Zuordnung von 
Finanzierungsquellen und Aufgaben berührt wird 
i oder geändert werden soll. Die funktionale Gliede- 
I rung des Sozialbudgets macht deutlich, daß — auch 
' unter dem Gesichtspunkt einer rationalen Sozial- 
politik — ■ „Flurbereinigungen" in Erwägung zu 
ziehen sind. 


Schlußbemerkung 


Der vorstehende Bericht ist keineswegs vollständig. 
Er mußte eine Auswahl von Problemen treffen, die 
allerdings alle gesamtgesellschaftliche Bezüge auf- | 
weisen. So konnten beispielsweise die besonderen j 
Probleme der Heimarbeiter sowie der Umsiedler 
und Flüchtlinge hier nicht einbezogen werden. 

Die hier getroffene Abgrenzung war einmal bedingt 
durch die Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit, 
zum anderen ergab sie sich daraus, daß die Bundes- 
regierung im Verlauf des Jahres 1970 weitere gesell- 
schaftspolitisch bedeutsame Berichte vorlegen wird. 
So wurden beispielsweise der wichtige Bereich des | 
Wohnungs- und Städtebaues, der für die Gestal- ■ 


tung der Lebensbedingungen von grundlegender 
Bedeutung ist, nicht behandelt, ebenso wenig sozial- 
politische Auswirkungen der Raumordnung. Des wei- 
teren wurde nicht eingegangen auf Fragen der Um- 
weltbedingungen, von der Luft- und Wasserver- 
schmutzung bis zum Lärmschutz. Die Bundesregie- 
rung wird auf diese Probleme in ihrem Städtebau- 
bericht 1970, in ihrem langfristigen Wohnungsbau- 
programm und in dem Raumordnungsbericht 1970 
eingehen. Eebenso konnte nicht auf die Weiterent- 
wicklung der Gesundheitspolitik, der Bildungspoli- 
tik und der Strukturpolitik näher eingegangen wer- 
den, weil auch für diese bedeutsamen Bereiche 
eigene Berichte vorgesehen sind. 
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I. Einleitung 


Aufgaben und Ausbau des Sozialbudgets 

1. In der Regierungserklärung vom 28. Oktober j 
1969 heißt es.: 

„Zur besseren Überschaubarkeit der Soziallei- 
stungen wird die Bundesregierung das Sozial- 
budget zu einer Grundlage sozial- und wirt- 
schaftspolitischer Entscheidungen ausbauen." 

Damit bekundet die Bundesregierung ihren Willen, 
das Sozialbudget unter zwei Aspekten weiterzuent- 
wickeln. Einmal als Mittel zur besseren Überschau- 
barkeit der Sozialleistungen und zum anderen als 
Entscheidungsbasis für die Sozial-, Finanz- und 
Wirtschaftspolitik sowie in den anderen Bereichen 
der Gesellschaftspolitik. 

Die bessere Überschaubarkeit der Sozialleistungen 
ist ein mehrdimensionales Problem. Es hat eine sta- 
tistische, eine rechtliche und eine verwaltungstech- 
nische Seite. Im Sozialbudget wird der Versuch un- 
ternommen, auf den quantitativen Aspekt eine Ant- 
wort zu geben. Es gibt Auskunft über 

— die Institutionen der Sozialpolitik und ihre Ein- 
nahmen und Ausgaben; 

— die sozialen Tatbestände und die Höhe der hier- 
für aufzuwendenden Leistungen und 

— den Personenkreis der Leistungsempfänger. 

2 . Das erste Sozialbudget 1968 hat sich auf eine 
mehrjährige Vorausschau nach der institutionellen 
Gliederung der Leistungen beschränkt. Das zweite 
Sozialbudget 1969/70 geht darüber hinaus. Es gibt 
zusätzlich eine Aufgliederung der Sozialleistungen 
nach Tatbeständen, Risiken und Maßnahmen. Damit 
wird erstmalig der Versuch einer funktionalen Glie- 
derung des Sozialbudgets unternommen. 

3 . Der Ausbau des Sozialbudgets zum Entschei- 
dungsinstrument der Sozialpolitik ist durch die Auf- 
stellung der funktionalen Gliederung erheblich ver- 
bessert worden. Das Schema der funktionalen Glie- 
derung ist nach dem Baukastenprinzip entworfen 
und ausgefüllt worden Es ist beabsichtigt, sich in 
Zukunft bei Erstellung des Sozialbudgets der elek- 
tronischen Datenverarbeitung zu bedienen .Ferner 
wird angestrebt, die Rechnungsergebnisse der Trä- 
ger der Sozialversicherung und das Programm des 
Sozialbudgets zu einem abgestimmten Informations- 
system zu verknüpfen, das in kürzester Zeit Über- 
sichten Über den letzten Stand der Sozialfinanzen 
erlaubt. 


Fortentwicklung des ersten Sozialbudgets 

4 . Mit dem am 22. Januar 1969 von der vorigen 
Bundesregierung gebilligten Sozialbudget wurde 
erstmalig eine mittelfristige Vorausberechnung der 
Sozialleistungen vorgelegt. Die Ergänzung und Ab- 
rundung der mittelfristigen Daten auf wirtschaftli- 
chem und finanziellem Gebiet durch das Sozialbud- 
get, die der enge wechselseitige Zusammenhang 
zwischen Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik er- 
fordert, wurde allgemein begrüßt. Das erste Sozial- 
budget hat nicht nur die wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Zusammenhänge deutlich aufgezeigt, es hat 
gleichzeitig auch die vielfach in der öffentlichen 
Diskussion verzerrten Proportionen zurechtgerückt. 

5 . Wenn es so außer Zweifel steht, daß die Auf- 
nahme des ersten Sozialbudgets positiv war, sind 
doch in der Einzeldiskussion manche Anregungen 
gemacht worden. 

Diese Stellungnahmen werden zweifellos zum wei- 
te!^n Ausbau des Instruments beitragen. In einer 
ganzen Reihe von Fällen haben sie bereits im vor- 
liegenden zweiten Sozialbudget ihren Niederschlag 
gefunden. 


Hinweise zur Interpretation 

6 . Das Sozialbudget ist eine Vorausberechnung. 

Für das Gebiet der Vorausberechnungen kann man 

grundsätzlich drei Formen unterscheiden: 

— ■ Die Prognose einer Entwicklung unter Annah- 
men, deren Realisierung mit einem hohen Grad 
an Wahrscheinlichkeit unterstellt werden kann. 

— Die Projektion einer Entwicklung unter Annah- 
men bestimmter Zielvorstellungen, die zu reali- 
sieren als möglich angesehen wird. Die Projek- 
tion hat demzufolge einen viel stärker normati- 
ven Charakter als die Prognose. Es handelt sich 
bei den Ergebnissen der Projektion eher um eine 
angestrebte als um eine wahrscheinliche Entwick- 
lung. 

— Die Planung einer Entwicklung unter konkreter 
Festlegung der einzelnen Entwicklungsschritte. 

7 . Das Sozialbudget enthält — das muß bei der 

Interpretation der Ergebnisse berücksichtigt werden 

— die ersten beiden Elemente einer Vorausberech- 
nung. Es stützt sich auf 
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— projektive Elemente, d. h. im wesentlichen nor- 
mativ definierte Annahmen über die wirtschaft- 
liche Entwicklung (mittelfristige Wirtschaftspro- 
jektion), 

— mehrjährige Ansätze im Finanzplan, die auf die- 
ser Wirtschaftsprojektion aufbauen und auf 

— Prognosen, die vom Status quo der sozialen 
Gesetze ausgehen. 

8 . Die Bundesregierung macht die Annahme, daß 
die Sozialgesetze unverändert bleiben (Status quo), 
nicht zur Grundlage ihrer Politik. Dieser Gesamt- 
vorbehalt entwertet die Vorausberechnungen kei- 
neswegs. Abgesehen davon, daß bereits durch die 
Aufnahme der Daten der mehrjährigen Finanzpla- 
nung die Status-quo-Annahme überschritten ist, darf 
man die Bedeutung selbst einer reinen Status-quo- 
Prognose nicht verkennen. Sie zeigt, zu welcher Ent- 
wicklung die Beibehaltung bestimmter Daten führen 
wird. Konkret für den sozialen Bereich gesprochen, 

— ob der gegenwärtige Stand der Sozialgesetze 
unter Annahme einer bestimmten wirtschaftli- 
chen Entwicklung zu realisieren, 

— ob die Realisierung durch diese Entwicklung 

etwa gefährdet oder i 


— ob ein Spielraum für die Weiterentwicklung der 
Sozialen Sicherung gegeben ist. 

Hierzu stellt das Sozialbudget — wie bereits 1968 — 
eindeutig fest, daß die Beibehaltung des geltenden 
Sozialrechts das weitere wirtschaftliche Wachstum 
keineswegs gefährdet hat. 

9 . Das Sozialbudget kann keine isolierte Rechnung 
sein. Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik sind 
eng miteinander verbunden und beeinflussen sich 
gegenseitig. Diese Interdependenz kommt in den 
Vorausberechnungen des Sozialbudgets zum Aus- 
druck. Deshalb sind auch im wesentlichen die 
Grundannahmen für alle Bereiche die gleichen. Da- 
mit wird das Sozialbudget keineswegs zur abhängi- 
gen Variablen der wirtschaftlichen und finanziellen 
Projektionen. Vielmehr bedingen und beeinflussen 
deren Rechnungen sich gegenseitig. So wie die Be- 
rechnungen für das Sozialbudget zum Beispiel eine 
bestimmte Lohnentwicklung unterstellen, die aus 
der Wirtschaftsprojektion abgeleitet wird, bedarf 
diese bestimmter Annahmen, beispielsweise über 
die Einkommensübertragungen oder Sachleistungen 
im sozialen Bereich, die sich aus dem Sozialbudget 
ergeben. Sogenannte Rückwirkungseffekte bestehen 
i also immer in beiden Richtungen. 


II. Methodische Grundlagen 


Umfang des Sozialbudgets 
Grundsätzliches 

10 . Die bisherigen Meinungsäußerungen zum Um- 
fang des Sozialbudgets 1968 lassen keine einheitli- 
che Linie erkennen. Wenn auch der Wunsch oder 
die Forderung nach Ausweitung des Sozialbudgets 
zu überwiegen scheint, sind doch die Stimmen nicht 
ZU überhören, die einer Beschränkung auf die im 
ersten Sozialbudget im wesentlichen erfaßten öffent- 
lichen Sozialleistungen das Wort reden. 

Aber selbst der öffentliche Bereich ist umstritten. 
Leistungen der Kriegsopferversorgung, des Lasten- 
ausgleichs oder der Wiedergutmachung werden nicht 
als sozial motiviert, sondern als Schadensersatzlei- 
stung des Staates angesehen; es wird ihnen daher 
kein Platz im Sozialbudget eingeräumt. Entsprechen- 
des gilt für die Leistungen der Unfallversicherung, 
die als Schadensersatzleistungen der Arbeitgeber 
betrachtet werden. Daß auch die Beamtenpensionen 
und die Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst zu- 
mindest ihrer Rechtsnatur nach keine Sozialleistun- 
gen darstellen, ist im ersten Sozialbudget betont 
worden. Dies gilt auch für eine Reihe weiterer Lei- 
stungen der öffentlichen Arbeitgeber. 

11 . Um allen kritischen Einwänden entgegenzu- 
kommen und einen besseren Überblick des institu- 
tioneilen Teils des Sozialbudgets zu geben, sind im 
vorliegenden Budget die Institutionen der verschie- 


denen Leistungsbereiche gesondert zusammengefaßt 
worden. Danach ist es möglich, die Größenordnung 
einzelner, besonders umstrittener Bereiche (z. B. 
Leistungen im öffentlichen Dienst oder Entschädi- 
gungsleistungen) je nach Wunsch aussondern zu 
können ^). 

12 . Im Interesse der Informations- und Orientie- 
rungshilfe kann der Umfang des Sozialbudgets nicht 
groß genug sein, solange die einzelnen sozialen 
Tatbestände und die damit zusammenhängenden 
finanziellen Größenordnungen objektiv dargestellt 
werden. So ist es jedem möglich, den ihm richtig 
und zweckmäßig erscheinenden Umfang selbst zu 
bestimmen. Vorhandenes zu subtrahieren ist leicht, 
Fehlendes dagegen hinzuzurechnen schwer. Gerade 
unter diesem Gesichtspunkt ist ein möglichst weiter 
Umfang erforderlich. 

13 . Die Abgrenzung des Umfangs der zu berück- 
sichtigenden Leistungen hängt von der jeweiligen 
Aufgabenstellung und Darstellungsform des Sozial- 
budets ab. Soll mit dem Sozialbudget das Ausmaß 
der Umverteilung dargestellt werden, steht nicht so 
sehr die Motivation der einzelnen Leistungen im 
Vordergrund als vielmehr ihr Umverteilungscharak- 
ter. Dann wird man sicherlich auch Entschädigungs- 


^) Ohne Entschädigungsleistungen wären z. B. die in 
Nummer 44 ausgewiesenen Sozialleistungsquoten um 
rund iVs Prozentpunkte niedriger. 
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leistungen genauso berücksichtigen müssen wie die 
Beamtenpensionen. Diese Definition des Umfangs 
verlangt insbesondere auch die Abstimmung mit 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. 

14. Lediglich unter dem Gesichtspunkt der staatli- 
chen Umverteilung ist dagegen die Begrenzung des 
Umfangs auf den Öffentlichen Bereich angezeigt. 
Dieser ist für die institutioneile Darstellung des 
Sozialbudgets angemessen. Dagegen müssen diese 
Einschränkungen bei einer funktionalen Darstellung 
fallen, deren Zweck es ist, alle Leistungen zu erfas- 
sen, die zur Deckung bestimmter sozialer Risiken 
oder Tatbeständen, ganz gleich von welcher Seite 
und auf Grund welchen Rechtsanspruches, gezahlt 
werden. 

15, Schwierigkeiten in der Abgrenzung bereitet 
auch die Tatsache, daß es eine eindeutige und all- 
seitig anerkannte Definition der Sozialleistungen 
nicht gibt. Aus diesem Grund läßt sich auch kaum 
Einvernehmen darüber erzielen, ob und in welchem 
Umfang die Bereiche Bildung und Gesundheit und 
die in diesen Bereichen besonders wichtigen Inve- 
stitionen in ein Sozialbudget — ganz gleich mit 
welcher Zwecksetzung oder in welcher Form • — 
Eingang finden sollen. So sind auch die Leistungen 
nach dem neuen Ausbildungsförderungsgesetz nicht 
in das Sozialbudget aufgenommen worden, obwohl 
ihm eine sozial- und familienpolitische Bedeutung 
nicht abzusprechen ist. Wie im ersten Sozialbudget 
sollen daher zunächst Leistungen der Bereiche Bil- 
dung und Gesundheit nur soweit berücksichtigt wer- 
den, wie sie von den erfaßten Institutionen getragen 
werden. 


Änderungen im Umfang des Sozialbudgets 1969/70 

16. Wie bereits ausgeführt, ist für die institutio- 
nelle Gliederung eine Beschränkung auf den öffent- 
lichen Bereich angezeigt. Das bedeutet die Erfassung 
der auf Grund gesetzlicher Vorschriften und von 
öffentlich-rechtlichen Institutionen gewährten So- 
zialleistungen. Eine Ausnahme von dieser Beschrän- 
kung ist die tarifvertragliche Zusatzversorgung im 
öffentlichen Dienst, die in diesem Sozialbudget neu 
aufgenommen wurde. 

Gegenüber dem Umfang des Sozialbudgets 1968 sind 
außerdem folgende Leistungen neu aufgenommen 
worden: 

— laufende Wiedergutmachungszahlungen (Renten), 

— • Zahlungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
(für Wehrpflichtige und Angehörige), 

— Kriegsgefangenenentschädigung und Kranken- 
fürsorge für Heimkehrer, 

— Hausratshilfe im Rahmen des Lastenausgleichs, 

— Wohngeld, 

— soziale Hilfsmaßnahmen für den Bergbau, 

— Jugendhilfe, 


17. Der institutioneile Rahmen des Sozialbudgets 
ist jetzt nicht nur über die dem ersten Sozialbudget 
zugrunde liegenden „öffentlichen Sozialleistungen" 
(nach der früheren Abgrenzung des BMA) wie auch 
über den Umfang der „Kosten der Sozialen Siche- 
rung" (Abgrenzung des IAA) erweitert, sondern 
auch sinnvoller gegliedert worden, und zwar in die 
Hauptbereiche: 

— Sozialversicherung (mit der Untergliederung 
Rentenversicherung) , 

— sonstige (öffentliche) Sozialleistungen, 

— Leistungen im öffentlichen Dienst, 

— Entschädigungsleistungen. 

18. Der neue institutioneile Rahmen des Sozial- 
budgets, an dem im Grundsatz auch für die Zukunft 
festgehalten werden soll, ist folgender: 

Rentenversicherung der Arbeiter* 

-f Rentenversicherung der Angestellten * 

+ Knappschaftliche Rentenversicherung * 
Rentenversicherung insgesamt 
Altershilfe für Landwirte * 

+ Krankenversicherung (einschließlich Mutter- 
schutz) * 

-f Unfallversicherung * 

T- Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, be- 
rufliche Bildung * 

Sozialversicherung insgesamt 

Kindergeld * 

Sozialhilfe * 

-f Jugendhilfe 
+ Wohngeld 

+ öffentlicher Gesundheitsdienst * 

— Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

Pensionen im öffentlichen Dienst ^) * 

+ Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst ^) * 

+ Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst ^) 

= Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 
(einschließlich Kriegsopferfürsorge) * 

+ Lastenausgleich * 

+ Wiedergutmachung 
+ Unterhaltssicherung 
4- Sonstige Entschädigungsleistungen 
= Entschädigungsleistungen insgesamt 


^) Sind aus Gründen des internationalen Vergleichs und 
aus funktionalen Erwägungen aufgenommen, jedoch 
ihrer Rechtsnatur nach keine Sozialleistungen. 
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Um jedoch einen Vergleich mit den Daten des Sozial- 
budgets 1968 zu ermöglichen, sind neben den Sum- 
men des neuen institutioneilen Rahmens des Sozial- 
budgets auch die sich nach der Abgrenzung der 
„Kosten der Sozialen Sicherung" ergebenden Daten 
ausgewiiesen. Dazu gehören alle oben mit einem 
Sternchen bezeichneten Positionen. 

19, Im funktional gegliederten Teil sind über den 
im institutionellen Budget gegebenen Umfang der 
„öffentlichen" Sozialleistungen hinaus auch Arbeit- 
geberleistungen sowie die wichtigsten indirekten 
Leistungen erfaßt. Wegen der sich hierbei ergeben- 
den Abgrenzungsprobleme und statistischen Schwie- 
rigkeiten wird auf die entsprechenden Ausführun- 
gen dieses Teils verwiesen (vgl. Nummer 243 ff.). 
Um eine Verbindung zwischen der funktionalen 
Gliederung und dem institutioneilen Teil herzustel- 
len, ist in der ersten Stufe der funktionalen Gliede- 
rung jedoch lediglich der dem institutioneilen So- 
zialbudget zugrunde liegende Umfang der Leistun- 
gen berücksichtigt. Die Größenordnung des institu- 
tionellen Sozialbudgets stimmt also grundsätzlich 
mit dieser ersten Stufe der Funktionalgliederung 
überein. 

20, Schließlich ist noch auf eine methodische Ände- 
rung gegenüber dem ersten Sozialbudget hinzuwei- 
sen. Dort waren die Versorgungsbezüge und Kin- 
derzuschläge der Bediensteten der einzelnen Sozial- 
versicherungsträger und Sozialverwaltungen unter 
deren Verwaltungskosten ausgewiesen. Nachdem es 
jetzt möglich ist, diese Zahlungen genauer zu erfas- 
sen, werden sie bei den einzelnen Institutionen 
nicht mehr unter den Verwaltungskosten, sondern 
bei den Pensionen und Kinderzuschlägen im öffent- 
lichen Dienst als (Bar-) Leistungen verbucht. Zu 
diesem Zweck müssen die entsprechenden Beträge 
bei den zahlenden Institutionen als „Verrechnun- 
gen" auf der Ausgabenseite, bei den „Pensionen und 
Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst" auf der 
Einnahmenseite ausgewiesen werden, wenngleich es 
sich hierbei im Gegensatz zu den sonstigen Ver- 
rechnungen nicht um tatsächliche, sondern um fiktive 
Zahlungen handelt. 


Wirtschaftliche Grundannahmen 

21. Das Sozialbudget basiert auf den wirtschaftli- 
chen Grundannahmen der mittelfristigen Zielprojek- 
tion der Bundesregierung und daraus abgeleiteten 
Daten. Der gleiche Datenkranz liegt auch der mehr- 
jährigen Finanzplanung zugrunde. 

In der Zielprojektion legt die Bundesregierung ihre 
Vorstellungen über die künftig anzustrebende ge- 
samtwirtschaftliche Entwicklung dar. Danach soll das 
Bruttosozialprodukt zu jeweiligen Preisen in den 
Jahren 1969 bis 1973 im Jahresdurchschnitt um 6,5 
bis 7 V. H. zunehmen. 

Für die gesamten Ausgaben des vorliegenden insti- 
tutionellen Sozialbudgets wird mit einem durch- 
schnittlichen Wachstum von rund 7 V 2 v. H. gerech- 
net. 


In einer modernen Wohlstands- und Industriegesell- 
schaft wachsen notwendig die sozialen und wirt- 
schaftlichen Aufgaben, die nur von der Gemeinschaft 
zu erfüllen und zu finanzieren sind. Nur dadurch ist 
es möglich, ein langfristig befriedigendes Wirt- 
schaftswachstum aufrechtzuerhalten. Diese Entwick- 
lung ist im übrigen in allen hochentwickelten 
Volkswirtschaften festzustellen. 

22, In der heute gültigen gesamtwirtschaftlichen 
Zielprojektion bis 1974 strebt die Bundesregierung 
im einzelnen „folgende durchschnittliche Größen- 
ordnungen bei den großen wirtschaftspolitischen 
Zielen an oder hält bei einigen Positionen folgende 
Entwicklung für unvermeidbar: 

1. Vollbeschäftigung: Eine jahresdurchschnittliche 
Arbeitslosenquote (Anteil der Zahl der Arbeits- 
losen an der Zahl der abhängigen Erwerbsper- 
sonen) von 0,7 V. H. bis 1,2 v. H. 

2. Preisstabilität: Eine durchschnittliche Zuwachs- 
rate des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus und 
insbesondere des Preisniveaus des privaten Ver- 
brauchs von 2 V 2 V. H. bis 2 v. H. Das bedeutet 
bei der 1969/70 gegebenen Ausgangslage eine 
sukzessive Verminderung der Preissteigerungs- 
rate. 

3. Außenwirtschaftliches Gleichgewicht: Ein Anteil 
des Außenbeitrages am Bruttosozialprodukt von 
1,5 V. H. bis 2 V. H. 

4. Angemessenes Wirtschaftswachstum: Eine durch- 
schnittliche Zuwachsrate des realen Bruttosozial- 
produkts von gut 4 v. H. bis reichlich 4 V 2 v. H." ^). 


Überprüfung der Daten des Sozialbudgets 1968 

23. Mit dem vorliegenden Sozialbudget wird zum 
zweiten Mal der Versuch unternommen, auf dem 
Gebiet der Sozialen Sicherung eine Vorausschau zu 
geben. Zahlen, die vor einem Jahr noch Schätzungen 
waren, sind jetzt zum Teil durch die Statistik belegt. 
Andere Schätzungen mußten auf Grund neuerer 
Entwicklungen und Erkenntnisse revidiert werden. 
Die Differenzen gilt es zu analysieren, um neue Er- 
kenntnisse und Verbesserungen für weitere Progno- 
sen zu gewinnen. 

Dabei ist davon auszugehen, daß nicht jede Abwei- 
chung von der späteren Wirklichkeit ein Prognose- 
fehler ist. Abweichungen können folgende Ursachen 
haben: 

— ■ ungenaue, weil vorläufige Basiswerte im Aus- 
gangsjahr, 

— Änderung des Status quo der Gesetze, 

— ■ Ansatz von Annahmen aus der Wirtschaftspro- 
jektion, Finanzplanung oder der demographi- 
schen Prognose, die sich in der Folgezeit nicht 
bestätigen, 

— Annahmen über die Entwicklung der Bestim- 
mungsfaktoren im Bereich der Sozialen Siche- 

9 vgl. Jahreswirtschaftsbericht 1970 der Bundesregierung 
(Drucksache VI/281, Anlage 3) 
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rung, die sich später als korrekturbedürftig er- 
weisen. 

24 . Umgekehrt ist nicht jedes Eintreffen der Vor- 
aussage schon ein sicheres Zeichen für die Güte der 
Schätzungen. So wie sich Abweichungen kumulie- 
ren können, so ist es möglich, daß sie sich gegen- 
seitig aufheben. In Zeitreihen kann der Endwert 
zwar richtig, können die Zwischenwerte dagegen 
falsch sein. Auch zutreffende Prognosen müssen da- 
her kritisch betrachtet werden. 

Zudem sprechen kurzfristige Abweichungen nicht 
unbedingt für fehlerhafte Annahmen, da schon bei 
einer mittelfristigen Vorausschau mit geglätteten 
Entwicklungsreihen gearbeitet werden muß. Das gilt 
besonders häufig für Annahmen aus Wirtschafts- 
projektion und Finanzplanung, wo kurzfristige Kon- 
junkturschwankungen zu Differenzen führen kön- 
nen, die mittelfristig bedeutungslos sind. 

25 . Auch Abweichungen, die infolge von Gesetzes- 
änderungen eintreten, widerlegen nicht die Voraus- 
berechnung des Sozialbudgets. Es hat ebensowenig 
wie die mittelfristige Wirtschaftsprojektion und Fi- 
nanzplanung einen vollzugsverbindlichen Charakter. 
Seine Ergebnisse, die unter der Annahme des Sta- 
tus quo der Gesetze berechnet werden, sollen ledig- 
lich die Spielräume für mögliche Gesetzesänderun- 
gen aufzeigen. Verschiebungen im Sozialbudget, die 
daraus resultieren, daß Leistungsgesetze geändert 
werden, sprechen also nicht gegen seine Aussagen. 

26 . Für Werte der Jahre 1968 und 1969, die im 
Sozialbudget 1968 geschätzt wurden, liegen inzwi- 
schen zum größten Teil statistische Daten vor. Es 
ist daher möglich, Abweichungen zwischen Prognose 
und Wirklichkeit zu analysieren. Außerdem sollen 
auch die im Sozialbudget 1968 für das Endjahr (1972) 
genannten Vorausberechnungen an den entsprechen- 
den Werten des neuen Sozialbudgets überprüft wer- 
den. 

Vergleicht man die Ansätze des Sozialbudgets 1968 
für das Jahr 1968 und — soweit schon zu über- 
sehen — auch für 1969, mit der tatsächlichen Ent- 
wicklung, so zeigen sich insgesamt keine allzu 
großen Abweichungen. Das gilt mehr oder weniger 
auch für die einzelnen Bereiche. Zumindest 1968 
kompensieren sich stärkere Abweichungen in eini- 
gen Bereichen nicht durch solche mit umgekehrten 
Vorzeichen in anderen Bereichen. Die Reinausgaben 
lagen 1968 tatsächlich um gut U/2 v. H. unter den 
Ansätzen des Sozialbudgets, während die Einnahme- 
seite weitgehend den Ansätzen entsprach. 

Dagegen wurden 1969 die Minderausgaben der mei- 
sten Zweige durch leichte Mehrausgaben der Ren- 
ten- und Krankenversicherung ausgeglichen. Gerin- 
gere Einnahmen der meisten Institutionen wurden 
andererseits durch Mehreinnahmen der Arbeiter- 
renten- und Krankenversicherung kompensiert. Für 
1969 düften die Reinausgaben knapp (um 0,4 v. H.) 
unter den Daten des Sozialbudgets 1968 liegen, 
während die Einnahmen etwas höher (etwa um 
U/2 V. H.) als erwartet ausgefallen sind. 
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Schaubild 1 

Relative Abweichungen Sozialbudget 1969/70 gegenüber 
Sozialbudget 1968 

Reinausgaben 1968 bis 1972 
(Abgrenzung: „Kosten der Sozialen Sicherung“) 


v.H, 



27 . Die revidierten Vorausberechnungen für das 
Jahr 1972 im neuen Sozialbudget weichen gegen- 
über dem gleichen Jahre, dem Endjahr des Sozial- 
budgets 1968, auf der Ausgabenseite um 2,4 v. H. 
(3,1 Mrd. DM) ab. Eine genaue Analyse dieses 
Fehlers zeigt, daß er größer ist, als er auf den ersten 
Blick zu sein scheint. Für das erste Jahr der Voraus- 
schätzung 1968 wurden die Werte zu hoch angesetzt, 
für die folgenden Jahre dagegen die Wachstums- 
raten zu gering. Deshalb lag für das Jahr 1969 eine 
ausgeglichene Schätzung vor. Schaubild 1 zeigt fer- 
ner, daß auch 1970 und 1971 der Fehler innerhalb 
der Toleranzgrenzen von 1 v. H. lag. Das geht auf 
die Einführung der Lohnfortzahlung zurück, die im 
ersten Sozialbudget noch nicht berücksichtigt wer- 
den konnte. Dadurch wurde ein Großteil der bisheri- 
gen Ausgaben der Krankenversicherung für das 
Krankengeld auf die Arbeitgeber verlagert. Ohne 
den Fehler im ersten Jahr und ohne Gesetzesände- 
rungen würden die neuen Werte für 1972 tatsächlich 
um etwa 7 v. H. (8V2 Mrd. DM) von denen des 
Sozialbudget 1968 abweichen. 

28 . Für diese Abweichungen lassen sich eine Reihe 
von Gründen anführen; 

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik war in den Jahren 1968 und 1969 erheblich 
expansiver als erwartet. Dadurch wurden die den 
Berechnungen des Sozialbudgets 1968 zugrunde ge- 
legten v/irtschaftlichen Annahmen übertroffen. Für 
1968 deutete sich diese Tendenz zwar bereits bei der 
Ausarbeitung des Sozialbudgets 1968 an. Sie konnte 
jedoch wegen des Zusammenhanges der Ansätze des 
Sozialbudgets mit der mittelfristigen Wirtschafts- 
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Projektion und der Finanzplanung nicht mehr be- 
rücksichtigt werden. 

Im einzelnen zeigt die Gegenüberstellung der wich- 
tigsten Annahmen des Sozialbudgets 1968 (vgl. 
S. 160 Nr. 1) mit der vom Statistischen Bundesamt 
vorläufig berechneten Entwicklung in den Jahren 
1968/69 folgendes Bild: 

Veränderung gegenüber Vorjahr in v. H. 

I 1968 I 1969 

j An- Ent- An- Ent- 

! nähme widt- nähme wick> 

, SB 68 lung «) 1 SB 68 hing *-) 

Abhängig 

Beschäftigte +0,6 +0,7 +1,2 + 2,6 

Durchschnitts- 
verdienste 
(Bruttolöhne und 
-gehälter je ab- 
hängig Beschäf- 
tigten) +4,4 +6,1 +6,5 + 9,3 

Bruttolohn- und 

-gehaltssumme +5,0 +6,8 +7,8 +12,2 


Das Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen, die Be- 
zugsgröße für die Sozialleistungen (Sozialleistungs- 
quote), hat 1968 tatsächlich um9,2v. H. zugenommen 
und ist 1969 nach ersten vorläufigen Berechnungen 
um 11,8 V. H. gestiegen gegenüber den Sätzen von 
6,8 V. H. (1968) und 6,3 v. H. (1969), die den Berech- 
nungen des Sozialbudgets 1968 zugrunde lagen. 
Der Rückgang der Arbeitslosigkeit blieb dagegen 
1968 noch geringfügig hinter den Annahmen des 
Sozialbudgets 1968 zurück (jahresdurchschnittliche 
Arbeitslosenzahl von 323 000 gegenüber der An- 
nahme von 309 000), während er 1969 — wie alle 
anderen Daten — deutlich die Annahmen des So- 
zialbudgets 1968 übertroffen hat (179 000 anstelle 
der Annahme von 229 000). 

29, Im Vergleich zu den nicht unbeträchtlichen Ab- 
weichungen, die sich für die wirtschaftlichen Annah- 
men zeigen, fallen die Abweichungen der sonstigen 
Annahmen (insbesondere demographische Entwick- 
lung und Morbidität) — zumindest kurzfristig — 
nicht stärker ins Gewicht. Da sie zudem in der Regel 
nur einzelne Bereiche berühren, werden sie bei den 
Einzeldarstellungen erwähnt. 

30 . Die Änderung der Gesetzgebung hat für die 
bereits abgelaufene Periode des Sozialbudgets 1968, 
also für die Jahre 1968 und 1969, keinen Einfluß 
gehabt, der zu größeren Abweichungen von den vor- 
ausberechneten Werten geführt hätte. Lediglich für 
die zweite Hälfte des Jahres 1969 ergeben sich ge- 

^) vorläufige Berechnungen des Statistischen Bundes- 
amtes für 1968 (vor der Revision) 

^) erste vorläufige Berechnungen des Statistischen Bun- 
desamtes (vor der Revision) 


wisse Abweichungen. Dagegen werden die neuen 
Vorausberechnungen für die Jahre ab 1970 zu nen- 
nenswerten Abweichungen führen, die auf Gesetzes- 
änderungen zurückgehen. 

Die wichtigsten gesetzlichen Änderungen, deren 
Einzelheiten im Rahmen der Einzeldarstellung aus- 
geführt werden, betreffen folgende Institutionen: 

31 . Die Rentenversicherungen und die Unfallver- 
sicherung durch das Dritte Rentenversicherungs- 
Anderungsgesetz vom 28. Juli 1969 (BGBl. I S. 956). 
Entscheidende Änderungen ergeben sich daraus für 
die Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange- 
stellten durch die Beitragserhöhung auf 18 v. H., die 
allerdings erst ab 1973 gilt. Die Einführung eines 
Belastungsausgleichs zwischen den beiden Zweigen, 
die die finanzielle Entwicklung der beiden Zweige 
zusammengenommen jedoch nicht berührt, wird 
voraussichtlich nicht wirksam werden. 

Die mit dem gleichen Gesetz erlassene 12. Renten- 
anpassung zum 1. Januar 1970 bestätigt nahezu die 
im Sozialbudget für die Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten angesetzte Steige- 
rungsrate (6,35 anstatt von 6,4 v. H.), nicht dagegen 
die für die Unfallversicherung, deren Renten um 
6,1 V. H. anstelle der angesetzten 4,4 v. H. erhöht 
werden. 

32 , Die Kranken-, Renten- und Unfallversicherung 
durch das Lohnfortzahlungsgesetz und das Kranken- 
versicherungsänderungsgesetz vom 27. Juli 1969 
(BGBl. I S. 946 und S. 956). Die Auswirkung auf die 
Krankenversicherung ist dabei besonders vielfältig 
(Wegfall von Kranken- und Hausgeld während der 
Zeit der Lohnfortzahlung, Beitragsmehreinnahmen 
aus der Lohnfortzahlung und vor allem aus der 
Erhöhung der Einkommensgrenzen, Einnahmeaus- 
fall durch Senkung des Beitragssatzes und Mehrbela- 
stung durch Leistungsverbesserungen) und fällt er- 
heblich ins Gewicht. Hierzu sei schon an dieser 
Stelle darauf hingewiesen, daß die Entlastung der 
Krankenversicherung durch den Wegfall des Kran- 
ken- und Hausgeldes zwar zu einer entsprechenden 
Verringerung der Sozialleistungen im institutionell 
gegliederten und auf den öffentlichen Bereich be- 
schränkten Sozialbudget führt. Dem steht jedoch 
eine Mehrbelastung der Arbeitgeber durch die ge- 
setzliche Einführung der Lohnfortzahlung gegen- 
über, die nur in einer funktionalen Gliederung, die 
über den öffentlichen Bereich hinausgeht, ihren 
Niederschlag finden kann. Gerade die Einführung 
der Lohnfortzahlung zeigt daher die Schwächen 
eines institutionell gegliederten Sozialbudgets. Für 
Vergleichszwecke wurde auch die ohne diese Geset- 
zesänderung zu erwartende Entwicklung aufgezeigt. 
Für die Rentenversicherung der Arbeiter und die 
knappschaftliche Rentenversicherung bringt die 
Lohnfortzahlung Beitragsmehreinnahmen und einen 
teilweisen Wegfall des Übergangsgeldes bei Heil- 
behandlung. In der Unfallversicherung fällt ein Teil 
des Verletztengeides fort. 

Bis auf die erste Stufe der Erhöhung der Einkom- 
mensgrenzen in der Krankenversicherung (von mo- 
natlich 900 DM auf 990 DM), die bereits am 
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1. August 1969 in Kraft getreten ist, werden alle 
übrigen Änderungen erst ab 1970 wirksam. 

33 . Die Arbeitslosenversicherung und sonstigen 
Aufgaben der Arbeitsverwaltung durch das Arbeits- 
förderungsgesetz vom 25. Juni 1969 (BGBL I S. 582). 
Das Sozialbudget 1968 übernahm zwar schon die 
nach dem seinerzeitigen Stand der Beratungen die- 
ses Gesetzes mit großer Sicherheit zu erwartenden 
Änderungen, konnte aber noch nicht die endgültigen 
Regelungen berücksichtigen. Die wichtigsten der sich 
aus dem Arbeitsförderungsgesetz ergebenden Ände- 
rungen, die überwiegend zum 1. Juli 1969 in Kraft 
traten, bewirken Verschiebungen der Beitragsein- 
nahmen der Ärbeitslosenversicherung (durch Ände- 
rung des beitragspflichtigen Personenkreises und 
Angleichung der Beitragsbemessungsgrenze — ab 
1. Januar 1970 — an diejenige der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten) sowie zahl- 
reiche Leistungsverbesserungen und neue Leistun- 
gen, namentlich im Bereich der Arbeits- und Berufs- 
förderung. 

34 . Die Altershilfe für Landwirte durch die Novelle 
zum Gesetz über die Altershilfe der Landwirte vom 
29. Juli 1969 (BGBl. I S. 1017), die ab 1. April 1969 
eine Erhöhung des Altersgeldes und ab 1. Januar 
1969 und 1970 eine Beitragserhöhung vorsieht. 

35 . Die Kriegsopferversorgung durch das Gesetz 
vom 26. Januar 1970 (BGBl. I S. 121), durch das die 
Leistungen ab 1. Januar 1970 um 16 bis 25 v. H. (im 
Durchschnitt 20 v. H.) erhöht und ab 1971 dynami- 
siert wurden. 

36 . Die Rentenversicherungen schließlich durch das 
Gesetz über den Wegfall des Rentnerbeitrages zur 
Krankenversicherung vom . , . 1970 (BGBl. IS... .), 
das rückwirkend vom 1. Januar 1970 in Kraft tritt. 
Daher sind im vorliegenden Sozialbudget Kranken- 
versicherungsbeiträge der Rentner in Höhe von 
2 V. H. ab 1970 nicht mehr berücksichtigt. 


Möglichkeiten und Grenzen von Alternativen 

37 . Für den Wert des Sozialbudgets als Entschei- 
dungshilfe kommt es nicht nur auf seinen Voraus- 
schätzungscharakter an. Sowohl die Status-quo-Pro- 
gnose als insbesondere eine Zielprojektion unter- 
stellen bestimmte Entscheidungen, über deren Aus- 
wirkung das Sozialbudget orientieren will. Die Ent- 
scheidungshilfe besteht in diesem Fall aber praktisch 
nur darin, auf Grund der aufgezeichneten Entwick- 
lung die den Vorausberechnungen unterstellten 
Entscheidungen zu akzeptieren oder zu verwerfen. 
Zweckmäßiger und als Entscheidungshilfe vielseiti- 
ger ist daher der Ausbau der Status-quo-Prognose 
im Wege von Alternativrechnungen. 

38 . Aus der Vielzahl der möglichen Alternativen 
schälen sich dabei drei Gruppen heraus; 

— Alternativen der wirtschaftlichen Grundannah- 
men. 


— Alternativen der sozialpolitischen Ziele, 

— Alternativen der Verfahren, um zur Verwirkli- 
chung bestimmter Ziele zu gelangen. 

39 . Alternativrechnungen mit verschiedenen wirt- 
schaftlichen Grundannahmen sind im Zusammen- 
hang mit der engen Verzahnung von Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik zu sehen. Wegen dieser 
Verzahnung können Alternativrechnungen mit ver- 
schiedenen wirtschaftlichen Grundannahmen nur 
sinnvoll sein, wenn man die Rückwirkungen der 
einzelnen Alternativen auf die anderen Bereiche im 
Auge behält und von dort her nicht nur ihre Plausi- 
bilität, sondern letztlich ihre Vereinbarkeit mit der 
gesamtpolitischen Zielsetzung prüft. Kommt man 
allerdings bei einer Projektion, deren Ziele politisch 
akzeptiert sind, wobei — wie ausgeführt — in die 
Berechnungen auch die im Rahmen dieser Projektion 
zu erwartenden sozialpolitischen Daten eingehen, 
zu bestimmten wirtschaftlichen Grundannahmen, 
sollten diese auch für die Sozialpolitik Gültigkeit 
haben. Es erscheint daher nicht möglich, daß die 
Bundesregierung für verschiedene Bereiche, deren 
Interdependenz nicht mehr zu bestreiten ist, von 
abweichenden Annahmen ausgeht. Dies gilt gleicher- 
maßen auch für die Finanzpolitik, die auch dann 
nur sinnvoll mittelfristig zu gestalten ist, wenn sie 
auf abgestimmten wirtschaftlichen Grundannahmen 
basiert. 

Wenn aus den angeführten Gründen Alternativ- 
rechnungen mit verschiedenen wirtschaftlichen 
Grundannahmen kaum in Frage kommen, könnte 
man jedoch an gewisse Bandbreiten denken, in 
denen Rechnungen mit alternativen Grundannahmen 
durchzuführen wären. Da diese Bandbreiten jedoch 
nicht zu groß sein können, wird sich der Erkenntnis- 
wert solcher Alternativen in Grenzen halten. Sie 
werden daher in der Hauptsache auf Teilbereiche 
(zum Beispiel Rentenversicherung) beschränkt blei- 
ben, bei denen allerdings eine Bandbreite von zum 
Beispiel einem Prozentpunkt ln der Verdienstent- 
wicklung bereits zu beachtlichen Verschiebungen 
selbst auf mittlere Frist führt. 

40 . Alternativen in der Zielsetzung sind zwar theo- 
retisch äußerst zahlreich und vielfältig, praktisch 
wird dagegen ihre Zahl relativ gering sein. Sie wer- 
den sich in der Hauptsache auf solche Fälle beschrän- 
ken müssen, in denen im Rahmen des bestehenden 
Systems der sozialen Sicherung einzelne Bereiche 
reformiert und ausgebaut werden. Aber selbst die- 
jenigen Alternativen, die nur Änderungen oder Re- 
formen einzelner Teilgebiete mit einer bestimmten 
Zielsetzung zum Gegenstand haben, bergen die Ge- 
fahr in sich, mißverstanden, d. h. bereits als politi- 
sche Entscheidungen oder Vorentscheidungen ange- 
sehen zu werden. 

41 . Verfahrens- oder Instrumentalalternativen zei- 
gen die verschiedenen Möglichkeiten, ein bestimm- 
tes Ziel zu erreichen. Es werden also nicht — wie 
bei den Zielalternativen — zum Beispiel die Äus- 
wirkungen einer mehr oder weniger umfassenden 
Reform der Alterssicherung untersucht, sondern bei- 
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spielsweise verschiedene Möglichkeiten einer flexi- 
blen Altersgrenze in den Rentenversicherungen alter- ^ 
nativ durch gerechnet werden. j 

j 

42 , Im vorliegenden Sozialbudget sind noch keine j 
derartigen Alternativrechnungen enthalten. Es wur- 
de zunächst der Ausbau des Sozialbudgets nach 
Umfang und Darstellungsart (funktionale Gliede- 


rung) vorangetrieben. Auch dadurch gewinnt das 
Sozialbudget in seiner Aussagekraft als Orientie- 
rungs- und Entscheidungshilfe. Außerdem sind die 
technischen und methodischen Voraussetzungen für 
umfangreiche Alternativrechnungen noch nicht in 
ausreichendem Maße gegeben. Die Bundesregierung 
wird jedoch dafür Sorge tragen, daß diese Voraus- 
setzungen geschaffen werden. 


III. Zusammenfassende Darstellung und Analyse 
.des institutionellen Teils 


Sozialleistungsquote 

43 . Begriff und Aussagefähigkeit der Soziallei- 
stungsquote sind im ersten Sozialbudget eingehend 
behandelt worden, allerdings dort noch unter der 
Bezeichnung Soziallastquote (vgl. Nummern 16 ff.). 
Die Sozialleistungsquote ist als Anteil des institutio- 
neilen Sozialbudgets am Bruttosozialprodukt ein 
Maßstab für die Sozialledstungen einer Volkswirt- 
schaft im zeitlichen und internationalen Vergleich. 
In diesem Sozialbudget wird der Anteil einmal des 
(erweiterten) Umfangs des institutioneilen Budgets 
und — zum besseren Vergleich mit dem Sozial- 
budget 1968 — des Umfangs der „Kosten der Sozia- 
len Sicherung" ^) am Bruttosozialprodukt festge- 
stellt. 


44 . Die Sozialleistungsquote nach dem erweiterten 
Umfang des institutioneilen Sozialbudgets ist fol- 
gende; 





V. 

H. 




1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

Soziallelstungs- 
quote 

. 16,6 

16,7 

17,2 

17,8 

19,4 

19,0 


Von 1963 bis 1968 sind die Sozialleistungen insge- 
samt um 60,4 V. H. gestiegen gegenüber einer Zu- 
nahme des Bruttosozialprodukts um 40,3 v. H. 

Für den Vorausberechnungszeitraum des vorliegen- 
den Sozialbudgets wird dagegen mit etwa folgenden 
Quoten zu rechnen sein: 

V. H. 

1969 1970 1971 1972 1973 

Sozialleistungsquote 

ca 18,3 17,9 18,2 18,5 18,9 

Für den 5-Jahres-Zeitraum bis 1973 (Basis 1968) 
wird mit einer Zunahme der Sozialleistungen um 
45,3 V. H. gerechnet. Das entspricht etwa dem ange- 
strebten Wachstum des Bruttosozialprodukts im 


^) Auf den Umfang in der früheren Abgrenzung des 
BMA „öffentliche Sozialleistungen" konnte verzichtet 
werden, weil jetzt auch für die „Kosten der Sozialen 
Sicherung" Daten ab 1950 (wenn auch noch nicht für 
alle Zwischenjahre) vorliegen. Für den neuen, erwei- 
terten Umfang des institutioneilen Sozial-Budgets 
wird dies künftig gleichfalls der Fall sein. 


gleichen Zeitraum. Erstmals seit 1955 würden dem- 
nach in einem 5-Jahres-Zeitraum die Sozialleistun- 
gen nicht stärker zunehmen als das Sozialprodukt. 
Von 1970 bis 1973 zeichnet sich allerdings eine 
überdurchschnittliche Ausweitung der Sozialleistun- 
gen ab. 

Die Verlangsamung des Anstiegs der Sozialledstun- 
gen im gesamten Zeitraum 1968 bis 1973 gegenüber 
der Entwicklung in den vergangenen Jahren zeigt 
auch der Vergleich der jahresdurchschnittlichen Zu- 
wachsraten der Sozialleistungcn. Die Rate betrug 
1963/68 9,9 v. H. und wird 1968/70 nur noch 7,8 v. H. 
ausmachen (die geschätzten Raten der einzelnen 
Jahre enthält Tabelle 1 c der Anlage). 

45 . Wie sich aus den obigen Entwicklungsreihen 
ergibt, fällt der größte Anstieg der Quote in die 
Jahre 1965 bis 1967 (von 16,7 v. H. auf 19,4 v. H.). 
Dieses Hochschnellen der Sozialleistungsquote lag 
insbesondere an Ausweitungen und Verbesserungen 
der Leistungen in den Jahren 1965/66 sowie an den 
Auswirkungen der Rezession des Jahres 1967, wo 
sich bei stagnierendem Sozialprodukt konjunkturell 
bedingte Mehrausgaben namentlich der Arbeits- 
losenversicherung ergaben. Der 1967 erreichte An- 
teil war der höchste der vergangenen 20 Jahre. Nach 
den Vorausberechnungen wird dieser Anteil trotz 
der mit Beginn der 70er Jahre wieder steigenden 
Tendenz voraussichtlich in der ersten Hälfte dieses 
Jahrzehnts nicht mehr erreicht oder überschritten 
w^erden. Wegen der Quoten für die einzelnen Jahre 
wird auf Tabelle 45 der Anlage verwiesen. 

46 . Interessant und aufschlußreich ist auch der 
Vergleich der Sozialleistungsquoten nach den Vor- 
ausberechnungen des letzten und des vorliegenden 
Sozialbudgets. Dabei müssen allerdings die Sozial- 
leistungen (Reinausgaben) nach der Abgrenzung 
„Kosten der Sozialen Sicherung" zugrunde gelegt 
werden. Der Vergleich zeigt in Trend und Niveau 
der Kurve eine nicht unerhebliche Verschiebung der 
Situation gegenüber dem Sozialbudget 1968. 

— Nach dem Sozialbudget 1968 ergab sich ab 1967 
ein völlig linearer, ganz leicht nach oben gerich- 
teter Trend der Sozialleistungsquote (dessen 
Fortführung über den Zeitraum dieses Budgets 
um ein Jahr bis 1973 [punktierte Linie] unbe- 
denklich erscheint). Nach dem Sozialbudget 1969/ 
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S c h a 11 b i 1 d 2 

Sozialleistungsquoten (Reinausgaben in v. H. des BSP) 
Abgrenzung „Kosten der Sozialen Sicherung“ 


vH. 



0 H ^ 

1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 

1970 zeigt die Sozialleistungsquote dagegen zu- 
nächst — ■ von 1967 bis 1970 — eine deutlich ab- 
fallende, danach jedoch wieder merklicher anstei- 
gende Tendenz (s. Schaubild 2). Wenn man den 
dämpfenden Einfluß der Lohnfortzahlung ab 1970 
auf die Sozialleistungsquote unberücksichtigt 
läßt, was aus methodischen Gründen unbedingt 
erforderlich ist, ergibt sich — lediglich um ein 
Jahr verschoben — das annähernd gleiche Bild. 

— Die Sozialleistungsquote nach dem Sozialbudget 
1969/70 ist niedriger als im Sozialbudget 1968 
angenommen, und zwar mit und ohne Lohnfort- 
zahlung. Das ist um so beachtlicher, als gegen- 
über den Annahmen des Sozialbudgets 1968 eine 
Reihe von Leistungsverbesserungen eingetre- 
ten sind. Vor allem ist dies das Ergebnis der 
weitaus günstigeren Wirtschaftsentwicklung der 
Jahre 1968 und 1969 und des in der gesamtwirt- 
schaftlichen Zielprojektion für die Jahre bis 1973 
erwarteten höheren Sozialproduktswachstums. 

47 . In der Diskussion des Sozialbudgets 1968 ist 
der sich damals abzeichnende Trend zu einer Sozial- 
leistungsquote von rund 20 v. H. (in der Abgrenzung 
der „Kosten der Sozialen Sicherung'") — je nach 


Insbesondere die Erhöhung und Dynamisierung der 
Leistungen nach dem Gesetz über die Anpassung der 
Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes, die Ver- 
besserung der Leistungen der landwirtschaftlichen 
Altershiife, der Arbeitslosenversicherung sowie im 
Bereich der Arbeitsförderung und beruflichen Bildung. 


Standpunkt — als wünschenswerte Unter-, tolerable 
Durchschnitts- oder gerade noch tragbare Ober- 
yrenze bezeichnet worden. Diese Argumentation mit 
festen Quoten ist nicht unbedenklich. Gesellschafts- 
politische Prioritäten von gestern und heute brau- 
chen nicht die Rangordnungen von morgen oder gar 
der Jahre 1985 und 2000 zu sein. Vor allem ist auch 
bei zunehmendem Wohlstand und steigenden Le- 
benserwartungen die Quote anders zu beurteilen 
als in früheren Zeiten. 

Schaubild 3 

Reinausgaben 

Abgrenzung „Kosten der Sozialen Sicherung“ 


Milliarden 

DM 



1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 


Gesamtabzüge der Arbeitnehmer 

48 . Im Sozialbudget 1968 sind eingehend Höhe und 
Entwicklung der Abzüge der Arbeitnehmer im Ver- 
hältnis zum Bruttoverdienst dargestellt worden. Das 
Ergebnis war, daß die Abzüge seit 1950 relativ stär- 
ker gestiegen sind als die Bruttoverdienste. Den- 
noch haben die den Arbeitnehmern verbleibenden 
Nettoverdienste beträchtlich zugenommen. Für den 
Zeitraum von 1950 bis 1968 ist der Lebensstandard 
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aller Arbeitnehmer, d. h. das reale Nettoeinkommen 
pro Kopf, um das Einundeindrittelfacho gestiegen. 
Dabei wuchsen die anteilmäßigen Lohnsteuerabzüge 
stärker als die Sozialversicherungsbeiträge. So hatte 
sich von 1950 bis 1968 das relative Gewicht der 
Lohnsteuerabzüge verdoppelt, das der Sozialversi- 
cherungsbeiträge dagegen nur um knapp ein Drittel 
erhöht. Diese Entwicklung ist auch 1969 eingetreten. 
Sie wird sich in den kommenden Jahren fortsetzen, 
falls das Lohnsteuerrecht nicht grundlegend ge- 
ändert wird. 


49. Die relative Höhe der Gesamtabzüge für ver- 
schiedene Arbeitnehmergruppen sowie für den 
Durchschnitt aller Arbeitnehmer im Jahr 1969 geht 
aus der Übersicht 1 hervor. Für den Durchschnitts- 
verdienst aller Arbeitnehmer ergeben sich danach 
Gesamtabzüge in Höhe von 21,5 v. H. Bis 1973 wer- 
den die Gesamtabzüge unter der Annahme gleich- 


übersicht 1 


bleibender Gesetze auf rund 23 v. H. der Durch- 
schnittsverdienste anwachsen. 

50. Auf die Unsicherheitsfaktoren, mit denen be- 
sonders die Vorausschätzung der Abzüge behaftet 
ist, wurde eingehend im Sozialbudget 1968 (vgl. 
Nummern 83 ff.) hingewiesen. Dennoch ist damit zu 
rechnen, daß von 1969 bis 1973 die Lohn- und Kir- 
chensteuern relativ stärker zunehmen werden als 
die Sozialversicherungsbeiträge. Die unterschiedliche 
Entwicklung ist grundsätzlich durch die mit steigen- 
den Verdiensten progressive Wirkung der Lohnsteuer 
(auch im Bereich des Proportionaltarifsatzes) und die 
infolge der Einkommensgrenzen degressive Wir- 
kung der Sozialversicherungsbeiträge sowie die ab 
1970 durch die Lohnfortzahlung mögliche Beitrags- 
senkung für Arbeiter bedingt. 

An der progressiven Tendenz der Steuern werden 
auch zusätzliche Vergünstigungen für Arbeitnehmer, 
z. B. die vorgesehene Verdoppelung des Arbeitneh- 


Gesamtabzüge 1969 

in V. H. des jeweiligen Brutto Verdienstes 


I. Steuerpflichtiger Bruttomonats- ' 
verdienst von 990 DM^) 

a) Arbeiter 

b) Angestellte I 

II. Durchschnittsverdienste (It. lau- 1 

fender Verdiensterhebung) *) | 

a) männlicher Facharbeiter in 

der Industrie (264 DM Brut- 
towochenlohn) 

b) männlicher leitender Ange- 

stellter in Industrie und 
Handel (1755 DM Bruttomo- 
natsverdienst) 


Ledige 

LSt I KSt i SVB I 

i 

! 

i 

13,8 1.2 13,9 
13,8 1,2 12,9 


15,1 1.4 12,8 


19,0 1,7 8,2 


Verheiratete 



mit einem Kind 

mit drei 

Kindern 

insge- 

samt 

LSI 1 

KSt i 

SVB j 

insge- 

samt 

LSt 

KSt 

SVB 

insge- 

samt 

1 

28,9 

1 

8,g 

0,8 

13,9 

23,6 

3,3 

0,3 

13,9 

17,5 

27,9 

8,9 

0,8 

12,9 

22,6 

3,3 

0,3 

12,9 

16,5 

29,3 

10,2 

0.9 

12,8 

23,9 

5,4 

0,5 

12,8 

18,7 

28,9 

1 12,8 

1.2 

8,2 

22,2 

1 9,6 

0,9 

8,2 

18,7 


IIL Durchschnittsverdienst alle 
Arbeitnehmer 

(992 DM brutto) *) 


unabhängig vom Familienstand 


10,2 


0,9 10,4 


21,5 


^) Entspricht in etwa dem Durchschnittsverdienst aller Arbeitnehmer (1969 nach vorläufiger Berechnung 992 DM) und 
übersteigt nicht die niedrigste Beitragsbemessungs grenze (gesetzliche Krankenversicherung ab 1. August 1969). 
Dadurch ergeben sich die relativ höchsten Abzüge für Sozialversicherungsbeiträge. 

®) vorläufige Werte 

LSt = Lohnsteuer 

KSt = Kirchensteuer 

SVB = Sozialversicherungsbeiträge 
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S h a u b i ] d 4 

Bruttolohn- und -gehaltssumme und Abzüge 
Entwicklung seit 1950 

Milliarden 

DM 



’ ) von 1 950 an Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 

-) von 19ü0 an Bundesgebiet emschließlioh Saarland und Berlin (West) 


merfreibetrages oder Tarifsenkungen, nichts Grund- 
legendes ändern. Das hat zuletzt die Steuerreform 
1965 gezeigt, die diese Tendenz lediglich für ein | 
Jahr unterbrechen konnte (vgl. Schaubild 4). Da- j 
gegen würde mit einer Dynamisierung oder Auf- 1 
hebung der Beitragsbemessungs- und Versicherungs- ! 
pflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung die degressive Entwicklung der relativen Bei- 
tragshöhe für die Masse der Arbeitnehmer aufgeho- 
ben. Beitragserhöhungen würden dann für die mei- 
sten oder alle Versicherten — und nicht nur wie 
bislang für diejenigen, deren Verdienste unter den 
jeweiligen Grenzen lagen — voll wirksam. 

! 

51. Von besonderem Interesse ist das Ausmaß der 
Abzüge von Einkommenserhöhungen (Grenzabzüge) 
bei unterschiedlichem Ausgangsniveau der Verdien- 
ste. Wie sich aus der Übersicht 2 ergibt (die von 
den Sprüngen abstrahiert, die sich aus den Stufen 
der Abzugstabellen ergeben), wird bei einem Brutto- 
monatsverdienst bis zu 900 DM bei Ledigen und bis 
1 200 DM bei Verheirateten unabhängig vom Fa- 
milienstand und Kinderzahl (bis zu 3 Kindern) von 
jeder Mark Mehrverdienst rund ein Drittel abgezo- 
gen. 

Beim Ledigen wirkt sich bei höheren Monatsver- 
diensten die Steuerprogression aus, die allerdings 
bei überschreiten der Bemessungsgrenze zur KV 
(seit 1. Januar 1970 = 1 200 DM) und zur ArV/ 
AnV/AV (1970 == 1 800 DM) durch den Wegfall 
zusätzlicher Beiträge jeweils mit einem Sprung nach 
unten unterbrochen wird. Bei Verheirateten bis zu 


3 Kindern sinkt der Grenzabzug über 1 200 DM 
durch den Wegfall von Beiträgen. Dieser Effekt 
wird durch das Einsetzen des Progressionstarifs 
für die Verheirateten bis Einkommensstufen von 
weit über 2 500 DM überkompensiert. Dies gilt um 
so mehr für Verheiratete mit mehr als drei Kindern, 

I bei denen der Steuerabzug erst in noch höheren 
i Einkommensgruppen einsetzt (vgl. Tabelle 40 a der 
I Anlage). 

I 

52. Nach dem Jahr 1967, das trotz geringen An- 
, stiegs der Abzüge mit 1,3 v. H. oder absolut 6 DM 
I pro Monat die in der Nachkriegszeit niedrigste 
I Zuwachsrate der realen Nettoeinkommen je abhän- 
I gig Beschäftigten brachte, zeigen die Jahre 1968 und 
' 1969 wieder eine deutliche Verbesserung. Obwohl 
i in beiden Jahren die Beitragssätze zur Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten erhöht 
wurden und mit den wieder stärker steigenden Ver- 
I diensten die Steuerabzüge deutlich progressiv wuch- 
' sen, erhöhten sich 1968 die durchschnittlichen realen 
I Nettoverdienste um 3,1 v. H. (+ 15 DM monatlich) 

I und 1969 um 4,9 v. H. (+ 34 DM monatlich.) 

Schaubild 5 


Durchschnittliche Monatsverdienste und Abzüge 
je beschäftigten Arbeitnehmer 

DM 
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Für die Jahre 1968 bis 1972 war im Sozialbudget 
1968 mit einem realen Zuwachs der durchschnittli- 
chen Nettoverdienste von 3 bis 4 v. H. im Jahres- 
durchschnitt gerechnet worden. Durch die sich ab- 
zeichnende günstigere Entwicklung der wirtschaftli- 
chen Grunddaten in der neuen mittelfristigen Pe- 
riode 1969 bis 1973 ist dagegen ein realer Zuwachs 


der Nettoverdienste von jährlich 4 bis 5 v. TL zu 
erwarten (Schaubild 5 ), 

53. Am Beispiel eines männlichen Facharbeiters 
mit durchschnittlichem Bruttoverdienst bei unter- 
schiedlichem Familienstand wird in der Übersicht 3 
gezeigt, wie sich die Abzüge und die Nettoverdien- 


Ubersicht 2 

Grenzabzüge 1970 

in DM 


Verheiratete mit . . . Kindern 



Ledige 


0 

... 

1 


i 

Bereich 9 

Satz 9 

Bereich 9 

Satz 9 

Bereich 9 

Satz "] 

i 

i I. Proportionalzonen 


1 





i 

1. Lohnsteuer 







(einschließlich 
Kirchensteuer) 

300 bis 900 

i 

0,21 ' 

500 bis 1 500 

0,21 

600 bis 1 600 

0,21 

: 2. Sozialversicherungs- 


1 





beitrage 

1 a) bis zur Beitrags- 







■ bemessungs- 

grenze der KV . . 

bis 1 200 

0,13 

bis 1 200 

0,13 

bis 1 200 

0,13 

darüber 







i b) bis zur Beitrags- 







bemessungs- 
grenze der 
ArV/AnV/AV ... 

1 200 bis 1 800 

0,09 

1 200 bis 1 800 

0,09 

1 200 bis 1 800 

0,09 

3. Grenzabzüge 







1 (im Bereich der 

steuerlichen und 
versicherungsrecht- 
lichen Proportional- 
zone) insgesamt .... 

bis 900 

0,34 

bis 1 200 

0,34 

bis 1 200 

0,34 

1 



1 200 bis 1 500 

0,30 

1 200 bis 1 600 

0,30 

I 11. Progressionsbereidi *) 

Grenzabzüge insgesamt 

bei einem Ausgangs- 

2 000 

0,39 

2 000 

0,27 

2 000 

0,26 

bruttoentgelt von rund 

2 500 

0,44 

2 500 

0,32 

2 500 

0,31 


9 Es handelt sich um Bruttomonatsentgelte, die auf volle 100 DM gerundet sind (Weihnachtsfreibetrag und sonstige 
Freibeträge sind — wie in allen übrigen Steuerberechnungen — nicht berücksichtigt). 

9 Von jeder DM zusätzlichem Bruttoentgelt wird der in der Spalte „Satz" angegebene DM-Betrag abgezogen 
(ohne Berücksichtigung der Tabellenstufen, vgl. Textausführungen), 

^) Gilt nur noch für Lohnsteuer (einschließlich Kirchensteuer); keine zusätzlichen Sozialversicherungsbeiträge mehr. 
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ste in konkreten Einzelfällen bis 1973 (Basisjahr 
1968) verändern. Dabei sind für 1973 die Verdoppe- 
lung des Arbeitnehmerfreibetrages und der Weg- 
fall der Ergänzungsabgabe (unter die immerhin ©in 
Lediger mit 350 DM Bruttowochenverdienst heute 
schon fällt!) unterstellt; im übrigen wurde von dem 
heute gültigen Lohnsteuertarif, für die Krankenver- 


Ubersicht 2 


Verheiratete mit . . . Kindern 


2 

3 

Bereich ^) 

Satz ^) 1 

Bereich ü 

j Satz ‘^) 

700 bis 1 700 

0,21 

900 bis 1 800 

0,21 

bis 1 200 

0,13 

bis 1 200 

0,13 

1 200 bis 1 800 

0,09 

1 200 bis 1 800 

0,09 

bis 1 200 

0,34 

bis 1 200 

0,34 

1 200 bis 1 700 

0,30 

1 200 bis 1 800 

0,30 

2 000 

0,24 

2 000 

0,22 

2 500 

0,30 

2 500 

0,27 


Sicherung — wie in allen Berechnungen — ■ von 
der heute gültigen Beitragsbemessungsgrenze 
(1 200 DM) dusgegangen und dafür eine Erhöhung 
des Beitragssatzes bis 1973 auf durchschnittlich 
5 V. H. angenommen (der nahezu gleiche Kranken- 
versicherungsbeitrag ergäbe sich auch bei einer Bei- 
tragsbemessungsgrenze von 1 500 DM und darüber 
und einem Beitragssatz von 4 v. H.). 

Wie die letzte Spalte der Übersicht 3 zeigt, liegen 
die jahresdurchschnittlichen Zuwachsraten der rea- 
len Nettoverdienste mit 3,8 bis 4,3 v. H. geringfügig 
niedriger als die oben für die Durchschnittsver- 
dienste aller abhängig Beschäftigten angeführte 
Spanne. Das ist auf die stärkere Lohnsteuerprogres- 
sion dieser über den Durchschnittsverdiensten lie- 
genden Beispielsfälle zurückzuführen. 

Wegen weiterer Einzelheiten über Höhe und Ent- 
wicklung der Abzüge wird auf die Tabellen 41 bis 
44 der Anlage verwiesen. 


Schaubild 6 

Durchschnittliche Wochenverdienste und Abzüge 
männlicher Facharbeiter 

DM 
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Übersicht 3 


Durchschnittsverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 



Bruttowochen- 

verdienste 

Abzüge -) 

Nettoverdienste 


DM 


1968 

1973 

DM 

1968/1973 


1968 

1973 

1968/73 

V. H. M 

DM 

V. H. S) 

DM 

V. H. 3) 

1968 

1973 

V. H. ’) 



nominal | 

real 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1 9 

10 ! 

11 

Ledig 

242 

350 

44 ß 

(7,7) 

65 

26,9 

110 

31,4 

177 

240 

35,7 

(6.3) 

20,9 

(3.9) 

Verheiratet 

ohne Kinder 

242 

350 

44 ß 

(7J) 

58 

23,8 

95 

27,0 

184 

255 

38,5 

(6,7) 

23,4 

(4,3) 

mit 1 Kind 

242 

350 

44.6 

(7,7) 

53 

22,0 

90 

25,7 1 

189 

260 

37,7 

(6.6) 

22,7 

(4,2) 

mit 2 Kindern 

242 

350 

44,6 

(7,7) 

47 

19,5 

84 

24,0 

195 

266 

36,5 

(6,4) 

21,6 

(4,0) 

mit 3 Kindern 

242 

350 

44,6 

(7,7) 

41 

16,7 

77 

22,1 1 

201 

273 

35,3 

(6,2) 

20,5 

(3.8) 


in Klammern jahresdurchschnittliche Veränderungsrate 
ohne Kirchensteuer 

der entsprechenden Bruttoverdienste (Spalte 1 bzw. 2) v. H.-Zahlen sind von ungerundeten Beträgen berechnet 


Übersicht 4 


Sozialbudget 

v.H. 


Reinausgaben 

1963 

1968 

1973 

1963/68 

1968/73 

1 

Rentenversicherung 

37,1 

39,3 

41,2 

+ 70,1 

+ 52,1 

Übrige Sozialversicherung 

27,6 

28,7 

27,5 

+ 66,8 

+ 39,3 

darunter 






Krankenversicherung 

(20.8) 

(21,4) 

{21,3} 

1 + 65,3; 

( + 44,6) 

\ 

Sonstige Sozialleistungen 

7,9 

8,1 

8,9 

+ 63,7 

+ 60,0 

Leistungen im öffentlichen Dienst 

16,8 

14,9 

15,2 

+ 42,2 

+ 48,7 : 

Entschädigungsleistungen 

10,6 

9,0 

7,2 

+ 36,4 

+ 15,6 

insgesamt . . . 

j 100,0 

100,0 

100,0 

j +60,4 

+ 45,3 
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Schaubild 7 

Sozialbudget (institutionell) nach Leistungsbereichen 
Reinausgaben 


Milliarden 

DM 



Strukturelle Verschiebungen 
innerhalb der Institutionen 

54 . Hinter der oben aufgezeigten globalen Entwick- 
lung der Sozialleistungen verbergen sich erhebliche 
Unterschiede in den einzelnen Bereichen. So nahmen 
I die meisten der überwiegend beitragsfinanzierten 
! Leistungen der Sozialversicherung z. T. erheblich 
I schneller zu als die übrigen, fast ausschließlich aus 
I öffentlichen Mitteln gezahlten Sozialleistungen. Für 
die kommenden Jahre wird das Bild allerdings dif- 
ferenzierter, nicht zuletzt durch den Wegfall von 
Leistungen infolge der Lohnfortzahlung (insbeson- 
dere in der KV, ab geschwächt auch in der UV und 
ArV). Hieraus ergeben sich die bereits im Sozialbud- 
get 1968 festgestellten Strukturverschiebungen: Ren- 
ten- und Krankenversicherung gewinnen an Ge- 
wicht, während die meisten übrigen Zweige an Be- 
deutung verlieren. 

Entwicklung und Strukturveränderung in den Jah- 
ren 1963 bis 1973 zeigen für größere Bereiche Über- 
sicht 4 und das Schaubild 7. 

j 55 . Einen längeren Zeitvergleich erlauben wieder- 
um die auf die Abgrenzung der „Kosten der Sozia- 
len Sicherung" beschränkten Zahlen (vgl. Über- 
sicht 5), wenngleich hierbei der Anteil der „klassi- 
schen" Sozialleistungen durch das Fehlen einiger, 
i erst in jüngerer Zeit an Bedeutung gewinnender 
i Leistungen wie z. B. das Wohngeld leicht überzeich- 


Ubersicht 5 


Kosten der Sozialen Sicherung 
V. H. 


■ 

Reinausgaben 

1950 

1955 

1960 

1965 

1970 

1973 

Rentenversicherung 

24,9 

28,4 

39,1 

38,3 

42,2 

42,7 

übrige Sozialversicherung 

31,7 

27,6 

27,0 

27,6 

27,5 

28,5 

darunter 







Krankenversicherung 

(16J) 

(i7,2) 

(20,6) 

(21,0) 

(20,9) 

(22,1) 

Sonstige Sozialleistungen 

6,9 

7,2 

6,2 

7,9 

6,8 

6,7 

Leistungen im öffentlichen Dienst 

18,6 

21,5 

16,9 

15,9 

15,4 

15,1 

Entschädigungsleistungen 

17,9 

15,3 

10,8 

10,3 

8,1 

7,0 

insgesamt . . . j 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 
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net ist. Im Jahr 1950 entfiel auf die Rentenversiche- 
rung ein Viertel der gesamten Reinausgaben; bis 
1973 erhöht sich ihr Anteil auf rund 43 v. H. wenn 
auch nicht gleichmäßig (1955/60 Sprung nach oben 
durch die Rentenreform, 1960/65 relative Stagnation 
infolge Einführung neuer Leistungen oder erhebli- 
cher Leistungsverbesserungen in anderen Bereichen; 
z. B. Wohngeld, Landwirtschaftliche Altershilfe, Kin- 
dergeld, Unfallversicherung). Desgleichen ist der 
Anteil der Krankenversicherung ■ — wenn auch durch 
die Lohnfortzahlung abgeschwächt — von 16 v. H. 
auf 22 V. H. der gesamten Reinausgaben gewachsen. 
Zurückgegangen ist dagegen das Gewicht der Lei- 
stungen im öffentlichen Dienst (höchster Anteil 
Mitte der 50er Jahre) und noch mehr das der 
Entschädigungsleistungen. Letztere weisen heute 
infolge des Rückgangs der Empfängerzahlen trotz 
häufiger und für den Hauptposten, die Kriegs- und 
Wehrdienstopferversorgung, künftig dynamisierter 
Leistungsverbesserungen nur noch knapp den hal- 
ben Anteil auf, den sie 1950 hatten. Er wird in Zu- 
kunft noch weiter zurückgehen. 

56 , Gewisse Strukturverschiebungen zeigt auch die 
Analyse der Ausgabearten (s. Übersicht 6). Die bei 
einzelnen Institutionen zu beobachtende Gewichts- 
verlagerung zu Sach- und Dienstleistungen gilt auch 
für den Gesamtrahmen des institutioneilen Sozial- 
budgets. Hier steigt der Anteil der Sachleistungen 
von 19 V. H. im Jahr 1963 auf 23,5 v. H. in 1973, 
während gleichzeitig die Barleistungen noch etwas 
stärker, von 76 v. H. auf 71,2 v. H. zurückgehen. 
Wegen der Strukturdaten für die Jahre zwischen 
1963 und 1973 wird auf die Tabelle 1 b der Anlage 
verwiesen. 

Von den rund 146 Mrd. DM, die insgesamt im Jahr 
1973 im öffentlichen Sozialbereich zu leisten sind, 
werden dann rund 104 Mrd. DM bar gezahlt, rund 
36 Mrd. in Form von Sach- und Dienstleistungen den 


Begünstigten zur Verfügung gestellt, während die 
restlichen knapp 6 Mrd. DM für die Verwaltung auf- 
gewandt werden müssen. 

Die kontinuierliche Zunahme des Anteils der Sach- 
leistungen zeigt sich zwar schon ab 1950, der Rück- 
gang der Barleiistungen ist aber bis in die 60er 
Jahre hinein nur relativ schwach ausgeprägt. Auch 
die Verwaltüngskosten nehmen seit Mitte der 50er 
Jahre relativ ab (vgl. Schaubild 8). 

Schaubild 8 

Sozialbudget (institutionell) 
nach Arten 

Milliarden 

DM 



Übersicht 6 


Kosten der Sozialen Sicherung 
V. H. 


Reinausgaben 

1950 

1 1955 

1960 

1965 

1970 

1973 

Barleistungen 

77,5 

76,3 

76,9 

75,9 

72,7 

71,5 

Sachleistungen 

15,7 

16,4 

17,4 

19,4 

22,0 

23,4 

Sonstige Leistungen 

1,3 

1,3 

0,6 

0,5 

1,3 

1,3 

Verwaltungskosten 

5,5 

6,0 

5,1 

4,2 

4,0 

3,8 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 
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Finanzierung 

57 . Im Jahr 1973 können die im vorliegenden 

Sozialbudget erfaßten Institutionen mit gut 150 Mrd. 
DM Gesamteinnahmen rechnen. Die Zahlungen der 
Institutionen untereinander (Verrechnungen), die 
bis dahin eine Größenordnung von über 9 Mrd. DM 
erreicht haben werden, sind in diesem Betrag nicht 
enthalten. Im Gegensatz zu den Leistungen, die 
1963/68 noch erheblich stärker gewachsen sind als 
sie es im Zeitraum 1968/73 tun werden (um 60 v. H. 
gegenüber 45 v. H.), steigen die zu ihrer Finanzie- 
rung dienenden Mittel in den beiden Perioden etwa 
gleichmäßig (1963/68 - 50,4 v. H., 1968/73 = 

52,1 V. H.). Das bewirkt, daß alle Institutionen des 
Sozialbudgets im Jahr 1973 einen positiven Finan- 
zierungssaldo von zusammen 4 bis 5 Mrd. DM auf- 
weisen werden, während er im Basisjahr der Be- 
rechnungen (1968) mit 1,3 Mrd. DM negativ war. 
Auch in diesen Zahlen spiegelt sich der etwas grö- 
ßere sozialpolitische Entscheidungsspielraum wider. 

58 . Die Einnahmen zur Finanzierung der Sozialen 
Sicherung (im Rahmen des institutioneilen Teils des 
Sozialbudgets) werden 1973 zu knapp 60 v. H. aus 
Beiträgen der Versicherten und Arbeitgeber und zu 
knapp 40 v. H. aus öffentlichen Mitteln bestehen. 
Der Rest stammt aus sonstigen Einnahmen und Ver- 
mögenserträgen. Gegenüber 1963 und 1968 hat sich 
die Finanzstruktur nicht wesentlich verändert. Leich- 
ten relativen Zunahmen der Beitragseinnahmen ste- 
hen entsprechende Rückgänge der übrigen Einnah- 
men gegenüber (vgl. Übersicht 7 sowie — für die 
Zwischenjahre — Tabelle 1 b der Anlage). 

59 . Besondere Beachtung verdient noch die Ent- 
wicklung der öffentlichen Mittel zur Finanzierung 
von Sozialleistungen. Im Sozialbudget 1968 wurde 
festgestellt, daß „der Anteil der öffentlichen Mittel 
an der Finanzierung der Sozialleistungen ... zu 
Lasten der übrigen Einnahmen . . . laufend zu- 


rück(geht)" (vgl. Nummer 111), Diese Feststellung 
hat zu einer gewissen Unruhe und zu Forderungen 
geführt, diesem (relativen) Rückgang der öffentli- 
chen Mittel oder — schärfer formuliert — dieser 
„Flucht der öffentlichen Hand aus ihrer sozialen 
Verpflichtung" Einhalt zu gebieten. 

Schau bild 9 


Öffentliche Mittel in v. H. der Reinausgaben 

v.H. 



Übersicht 7 


Sozialbudget 


1963 I 1968 ! 1973 


Finanzierungsquellen ^) 

Millionen | 
DM 1 

V. H. 

Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen 

DM 

V. H. 

Beiträge der Versicherten 

17 194 

26,1 

26 980 2) 

27,2 

42 938 

28,5 

Beiträge der Arbeitgeber 

18 705 

28,4 

26 601 

26,9 

43 768 

29,0 

öffentliche Mittel 

26 182 

39,7 

40 739 

41,1 

59 021 

39,2 

Vermögenserträge 

1 789 

2,7 

2 482 

2,5 

2 617 


Sonstige Einnahmen 

2014 

3,1 

2 301 

2,3 

2 354 

1,6 

insgesamt . . . 

65 884 

1 

100,0 

99 103 

100,0 

150 698 

100,0 


ohne Zahlungen der Institutionen untereinander (Verrechnungen) 
-) einschließlich der Rentnerbeiträge zur KVdR 
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Übersicht 8 


öffentliche Mittel in v. H. der Reinausgaben 



1 

' 1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Sozialbudget (institutionell) 

j 

• 1 42,9 

40,6 

39,5 

40,7 

40,6 

41,0 

40,4 

„Kosten der Sozialen Sicherung" 

. i 41,7 

i 

39,5 

38,4 

39,4 

39,2 

39,5 

39,0 

Zum Vergleich: 

„Kosten der Sozialen Sicherung" nach dem 
Sozialbudget 1968 

i 

41,9 

40,4 

39,3 

38,3 

38,0 

38,5 

1 

1 

! 


60 . Nach den vorliegenden Zahlen des neuen So- 
zialbudgets geht zwar immer noch der Anteil der 
öffentlichen Mittel zurück, doch in erheblich abge- 
schwächtem Maß. Vor allem ist der tiefste Stand (in 
1969) jetzt schon überschritten, während er nach dem 
Sozialbudget 1968 erst im Jahre 1971 lag. Der Grund 
liegt in den verschiedenen Leistungsverbesserungen, 
die im neuen Finanzplan des Bundes bis 1973 ihren 
Niederschlag gefunden haben und ausschließlich 


oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln fließen. 
So werden schließlich 1973 diese Mittel nahezu 
60 Milliarden DM erreicht haben. 

Die Entwicklung des Anteils der öffentlichen Mittel 
an den Reinausgaben des Sozialbudgets ab 1967 für 
alle erfaßten Institutionen und — zum Vergleich mit 
dem Sozialbudget 1968 — für den etwas engeren 
Umfang der „Kosten der Sozialen Sicherung" spie- 
geln Übersicht 8 und Schaubild 9 wider. 


IV. Einzeldarstellung und Analysen der Institutionen 


Rentenversicherung der Arbeiter [20J 

61 . Die Zahlenangaben zur Rentenversicherung der 
Arbeiter — wie auch der Angestellten — ■ basieren 
ab 1970 auf einer Vorausschätzung der Einnahmen 
und der Ausgaben, die auch der Beantwortung der 
Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU vom 
22. Januar 1970 (Druckssache VI/266) zugrunde ge- 
legt worden ist. Diese Berechnungen, die den Weg- 
fall des Rentnerbeitrags zur Krankenversicherung 
ab 1. Januar 1970 unterstellen, haben dem Sozial- 
beirat und dem Abstimmungskreis für die Voraus- 
schätzung der finanziellen Entwicklung in den Ren- 


Insbesondere Erhöhung und laufende Anpassung der 
Leistungen für Kriegs- und Wehrdienstopfer, Verbes- 
serungen der Landwirtschaftlichen Altershilfe, des 
Kindergeldes, des Wohngeldes, der Sozialhilfe und 
des Lastenausgleichs, neben der bereits im letzten 
Finanzplan ab 1972 wieder gestrichenen Kürzung der 
Bundeszuschüsse zur ArV und AnV. 

") Dem Abstimmungskreis gehören an: die Bundesmini- 
sterien für Arbeit und Sozialordnung, der Finanzen, 
für Wirtschaft, der Bundesrechnungshof, die Deutsche 
Bundesbank, der Verband Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger und die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte. 


' tenversicherungen der Arbeiter und der Angestell- 
' ten Vorgelegen. 

I Geringfügige Änderungen gegenüber der genannten 
I Vorausschätzung wurden bei den Beiträgen und den 
Renten vorgenommen. Bei diesen beiden Positionen 
war eine Aktualisierung notwendig, da nach dem 
inzwischen veröffentlichten Jahreswirtschaftsbericht 
1 für das Jahr 1970 von einer Erhöhung der Brutto- 
I lohn- und -gehaltssumme je abhängig Beschäftigten 
! um 12,0 V. H. statt bisher 11,0 v. H. auszugehen war. 

I Ferner ist die Zahl der Arbeiter und Angestellten 
entsprechend der stärkeren Entwicklung der Beschäf- 
tigten in den Jahren 1969 und 1970 geringfügig nach 
oben revidiert worden. 

Unter der Institution „Rentenversicherung der Ar- 
beiter" ist hier auch die Hüttenknappschaftliche 
Pensionsversicherung im Saarland erfaßt. Dies er- 
i schien angebracht, da die Landesversicherungs- 
I anstalt Saarland diese Versicherung durchführt. 

62 . übereinstimmend mit den Berechnungen des 
Abstimmungskreises wurde die Entwicklung der 
Ausgaben und der Einnahmen der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter — wie auch der Angestellten — 
in den Jahren ab 1968 ausschließlich nach dem 
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reinen Ist-Verfahren dargestellt. Das reine Ist-Ver- 
fahren entspricht dem Willen des Gesetzgebers, der 
im Dritten Rentenversicherungs-Änderungsgesetz 
zum Ausdruck bringt, daß die Einnahmen und Aus- 
gaben im jeweiligen Kalenderjahr aufgezeigt wer- 
den sollen, um damit die für die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten entschei- 
dende Liquiditätslage zutreffender und unmittelbar 
sichtbar zu machen. Im Sozialbudget 1968 war die 
Vorausschätzung für die Rentenversicherung der 
Arbeiter — wie auch für die Rentenversicherung 
der Angestellten — einmal nach dem Ist-Verfahren 
und ergänzend ferner nach dem Soll-Verfahren dar- 
gestellt worden. Die Ergebnisse der Rechnungs- 
abschlüsse, die für den Zeitraum 1963 bis 1968 zu- 
grunde gelegt wurden, sind eine kombinierte Soll- 
Ist-Rechnung (die Renten und die Bundeszuschüsse 
sind zum Beispiel nach dem Soll- und die Beiträge 
nach dem Ist-Verfahren verbucht). 


! Die Entwicklung des Rentenbestandes 
und der Versicherten 

63. Aus den Übersichten 9 und 10 geht hervor, daß 
Ende April 1968 in der Rentenversicherung der Ar- 
^ beiter 11,5 Millionen Personen pflichtversichert wa- 
' ren. Das sind rund 19 v. H. der gesamten Bevölke- 
I rung und rund 45 v. H. der Erwerbstätigen. Im Ver- 
! gleich dazu waren zu diesem Zeitpunkt 6,7 Millionen 
' Personen (rund 11 v. H. der Bevölkerung und rund 
j 26 V. H. der Erwerbstätigen) in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten pflichtversichert. Die in der 
vorstehenden Übersicht als „Nichtversicherte“ aus- 
gewiesenen Personen umfassen nicht nur die Per- 
I sonen, deren Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung außerhalb der gesetzlichen Rentenversicherun- 
j gen gesichert ist, sondern hier sind auch die Perso- 
nen erfaßt, die als Familienangehörige von Pflicht- 
1 mitgliedern durch die gesetzlichen Rentenversiche- 


übersicht 9 


Die Zugehörigkeit der Bevölkerung des Bundesgebietes 
zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
nach den Ergebnissen des Mikrozensus von April 1968 



Versicherungsverhältnis 

Ver- 

sicherungs- i 
zweig , 

Pflicht- 
versicherte 
am Stichtag 

1 

Pflicht- 
versicherte 
in den 
letzten 

12 Monaten 

Pflicht- 
versicherte 
am Stichtag 
und in den 
letzten 

12 Monaten 

Freiwillige 
Beitrags- 
zahler 
in den 
letzten 

12 Monaten 

i 

Beitrags- 1 
Zahler , 

zwischen 

1. Januar 
1924 und ! 
Ende 

1 April 1967 

Nicht- 

versicherte 

insgesamt 

in 1000 

l 

■ ArV-) 

11 536,4 

646,6 

12 183,0 

372,5 

3 420,6 

— 

15 976,1 

1 AnV 

6 704,3 

293,3 

6 997,6 

392,4 

1 947,7 

— 

9 337,7 

KnV 

367,2 

17,2 

384,4 

3,8 

39,6 

— 

427,8 


i 

— 

— 

— 

— 

33 838,3 

33 838,3 

insgesamt 

18 607,9 

957,1 

19 565,0 

768,7 

5 407,9 

33 838,3 

59 579,9 


in V. H. der Gesamtbevölkerung 


ArV 

19,4 

1,1 

20,4 

0,6 

5,7 

— 

26,8 

AnV 

11,3 

0,5 

11,7 

0,7 

3,3 

— 

15,7 

KnV 

0,6 

0,0 

0,5 

0,0 

0,1 

— 

0,7 


i 

— 

— 

— 

— 

56,8 

56,8 

insgesamt 

31,2 

1,6 

32,8 

1,3 

9,1 

56,8 

100,0 


9 ohne Berufssoldaten und Wehrdienstleistende 
einschließlich versicherte Handwerker 
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Pflichtversicherte und Bestand an laufenden Renten 
der Rentenversicherung der Arbeiter 



Pflicht- 

Bestand an laufenden Renten (Jahresmitte) 

1 

-) i 

Jahr 

versicherte 0 
(Ende April) 

Versicherten- 

renten 

1 Witwen- und 
Witwerrenten 

Waisenrenten ■ 

i 

insgesamt 




in 1000 



1963 

12 374 

3 342 

1 925 

293 

5 560 

1964 

12 327 

3 448 

1 965 

289 

5 702 

1965 

12 390 

3 572 

2 008 

296 

5 876 

1966 

12 124 

3 687 

2 042 

299 

6 028 

1967 

11 581 

3 846 

2 089 

304 

6 239 

1968 

11 536 

3 983 

2 126 

310 

6 419 

1969 

• 

4 147 

2 166 

315 

6 628 : 



Veränderung in v. H. 


1 

1963/1968 

1 

Co 

+ 19,2 

+ 10,4 

+ 5,8 

+ 15,4 1 



Anteil in v. 

H. 


i 

1963 


60,1 

34,6 

5,3 

100,0 

1968 ' 

i 

’ 

62,1 

33,1 

4,8 

100,0 


ohne Wehrdienstleistende und ab 1964 einschließlich der versicherungspflichtigen Handwerker 
einschließlich der von 1962 an festgesetzten Renten aus der Handwerkerversicherung 


Schaubild 10 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Versicherte / Rentenbestand 

Millionen 



1963 64 65 66 67 68 69 


rungen mitgeschützt oder die als Rentner Leistungs- 
empfänger der gesetzlichen Rentenversicherung sind 
(vgl. Schaubild 10). 

64 . Vergleicht man die Anzahl der Versicherten der 
gesetzlichen Rentenversicherungen über einen län- 
geren Zeitraum, so zeigt sich, daß seit Jahren eine 
Wanderung der Versicherten der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter zur Rentenversicherung der Ange- 
stellten stattgefunden hat. Diese Entwicklung beruht 
darauf, daß sich die Berufstätigkeit immer mehr auf 
Angestelltenfunktionen verlagert. 

So ist in dem hier betrachteten Zeitraum 1963 bis 
1968 die Anzahl der Pflichtversicherten der Renten- 
versicherung der Arbeiter um knapp 7 v. H. zurück- 
gegangen. Gleichzeitig hat sich aber der Bestand an 
laufenden Renten um gut 15 v. H. erhöht. Diese Ten- 
denz erklärt die Tatsache, daß sich die Finanzlage 
der Rentenversicherung der Arbeiter in den vergan- 
genen Jahren laufend verschlechterte. 

Die genannte Veränderung des Rentenbestandes 
resultiert aus einer sehr unterschiedlichen Entwick- 
lung der einzelnen Rentenarten. Beträchtlich zuge- 
nommen haben im Zeitraum 1963 bis 1968 die Ver- 
sichertenrenten (rund 19 v. H.), nur etwa halb so 
stark die Witwen- und Witwerrenten und relativ 
gering war der Zugang an Waisenrenten. 

65 . Die unterschiedliche Entwicklungstendenz bei 
den einzelnen Rentenarten wird sich im Zeitraum 
1968 bis 1973 fortsetzen. Die Kriegswitwen und 
Kriegswaisen werden langsam aus dem Renten- 
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S c h a u b i 1 d 11 

Rentenversicherung der Arbeiter 


Rentenbestand und Rentenausgaben 1968 
nach Rentenarten 

v.H. Rentenbestand Rentenausgaben 



Legende: 

1 Berufsunfähigkeitsrenten 

2 Erwerbsunfähigkeitsrenten 

3 Altersruhegelder (65. Lebensjahr) 

4 Altersruhegelder (60. Lebensjahr) 

5 Witwenrenten 

6 Waisenrenten 

bestand ausscheiden und demzufolge wird sich das 
Schwergewicht immer mehr auf die Versicherten- 
renten konzentrieren. Allerdings dürften auch die 
Versichertenrenten in der Rentenversicherung der 
Arbeiter nicht mehr ganz so stark wie im vorausge- 
gangenen Fünfjahreszeitraum zunehmen, da sich 
allmählich auch im Rentenzugang die strukturelle 
Verschiebung zwischen Arbeitern und Angestellten 
bemerkbar machen wird. Entscheidend ist jedoch, 
daß — trotz der konjunkturellen Verbesserung der 
Beschäftigungslage in den Jahren 1969 und 1970 — -im 
gesamten Zeitraum 1968 bis 1973 nach wie vor eine 
erhebliche Diskrepanz zwischen der Entwicklung 
des Rentenbestandes einerseits und der Versicher- 
ten andererseits besteht. Die konjunkturbedingte 
Verbesserung der Finanzlage der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, die auf die Lohnsteigerung und 
die Konjunkturreagibilität der Beitragseinnahmen 
einerseits und die verzögerte Anpassung der Ren- 
ten andererseits (vgl. Nummer 69) zurückzuführen 
ist, darf somit nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
sich auch im Zeitraum bis 1973 das Verhältnis der 
Anzahl der Renten zu der Anzahl der Versicherten 
laufend verschlechtert (s. Schaubild 11). 


Leistungen 

66. Die Leistungen der Rentenversicherung der Ar- 
beiter werden von 1968 bis 1973 um rund 50 v.H. 
von 26,7 Mrd. DM auf 40,0 Mrd. DM steigen. Im 
Vergleich dazu war im Zeitraum 1963 bis 1968 ein 
Zuwachs der Leistungen um 72 v. H. eingetreten. 
Der sehr viel stärkere Zuwachs in dem vorangegan- 
genen Fünf jahreszeitraum 1963 bis 1968 ist haupt- 
sächlich durch die Entwicklung der Rentenausgaben 
bedingt. Nach der geltenden Rentenformel kommen 
die im Zuge der Rezession erheblich abgeschwächten 
Lohnsteigerungen erst in den Rentenausgaben der 
Jahre 1970 bis 1972 voll zum Ausdruck. 

Im Vergleich zum Sozialbudget 1968 ergibt sich für 
den Prognosezeitraum eine stärkere Erhöhung der 
gesamten Leistungen. So war im Sozialbudget 1968 
für das damalige Endjahr 1972 ein um fast IV 2 Mrd. 
DM geringerer Betrag für die Ausgaben der Renten- 
versicherung der Arbeiter angesetzt worden. Auch 
dieser Unterschied ist hauptsächlich auf die Ent- 
wicklung der Rentenausgaben zurückzuführen, für 
die nach dem derzeitigen Stand der mittelfristigen 
Wirtschaftsprojektion im Vergleich zum Sozialbud- 
get 1968 höhere Lohnannahmen zugrunde gelegt 
werden. 

67 . An der strukturellen Zusammensetzung der 
Leistungen der Rentenversicherung der Arbeiter hat 
sich im Zeitraum 1963 bis 1973 nur wenig geändert. 
Der dominierende Posten sind die Barleistungen, 
deren Anteil sich von rund 75 v. H. im Jahre 1963 
auf rund 79 v. H. im Jahre 1973 erhöht. Ein aussage- 
fähigeres Bild über die Struktur der Leistungen er- 
hält man durch Ausschaltung der Verrechnungen 
(Erstattungen der ArV an andere Institutionen). Die 
Reinausgaben der Rentenversicherung der Arbeiter 
bestehen 1968 zu rund 93 v.H. und 1973 zu rund 
94 V. H. aus Barleistungen; der Rest entfällt auf die 

: Sachleistungen (1973 4 v. H.) sowie auf die Ver- 

waltungskosten und die sonstigen Leistungen (insge- 
samt rund 2 v. H.). 

68 . ln Anbetradit des überwiegenden Gewichtes 
der Barleistungen soll in der Übersicht 11 gezeigt 
werden, wie sich die Barleistungen Im einzelnen 
zusammensetzen. Die Angaben basieren auf den 
ersten vorläufigen Ergebnissen des Jahres 1968. 

Die Übersicht 11 zeigt ferner, daß die Barleistungen 
im Jahre 1968 zu 99 v. H. aus Rentenzahlungen be- 
stehen. Etwa die Hälfte der Rentenzahlungen ent- 
fällt auf das Altersruhegeld wegen Vollendung des 
65. Lebensjahres. An zweiter Stelle stehen die Wit- 
wenrenten und -abfindungen. 

Die neben den Renten gewährten Barleistungen sind 
größenordnungsmäßig von untergeordneter Bedeu- 
tung. Ihr Anteil geht ab 1968 noch weiter zurück. 
Einmal deshalb, weil von 1968 an bei Heirat einer 
weiblichen Versicherten keine Beiträge mehr erstat- 
tet werden. Hinzu kommt, daß das Übergangsgeld 
ab 1970 mit der Einführung der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfalle bis zu 6 Wochen entfällt. 
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Übersicht 11 


Barleistungen der Rentenversicherung 
der Arbeiter 1968 



Millionen | 
DM 

V. H. 

Renten an Versicherte 

1. wegen Berufsunfähigkeit . 

785 

3,8 

2. wegen Erwerbsunfähigkeit 

2 527 

12,4 

3. Altersruhegeld wegen Voll 
endung des 65. Lebensjahres 

9 505 

46,5 

4. Altersruhegeld nach Voll 
endung des 60. Lebensjahres 

895 

4A 

Witwenrenten und 

-abfindungen 

5 700 

27,9 

Waisenrenten 

410 

2,0 

Durch die Deutsche Bundespost 
ausgezahlte Renten 

' 19 823 

97,0 

Durch die Träger der ArV un- 
mittelbar gezahlte Renten . . 

1 

351 

1,7 

Summe der Rentenzahlungen . . 

20 174 

98,7 

Beitragserstattungen 

166 

0,8 

Übergangsgeld 

280 

1,4 

X Erstattungen an die KV nach 
§183 RVO für das über den 
Rentenbeginn hinaus gezahlte 
Krankengeld 

193 

1 

0,9 

i 

insgesamt . . . 

20 4271) 

100,0 


Die Summe der Barleistungen weicht von dem An- 
satz in der Tabelle 20 und in der Übersicht 12 ab, da 
die Aufschlüsselung nach den einzelnen Rentenarten 
vorerst nur nach den Vierteljahresergebnissen vorge- 
nommen werden konnte, während in der Tabelle das 
vorläufige Jahresergebnis zugrunde gelegt ist. Außer- 
dem sind die Barleistungen in der Tabelle 20 und der 
Übersicht 12 ab 1968 auf das reine Ist-Verfahren um- 
gestellt worden. 

69. Bei der Voraussdiätzung der RenterLausgaben 
wurde unterstellt, daß die Bestandsrenten zu Be- 
ginn jedes Jahres voll mit der Steigerungsrate der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage des Vorjahres 
angepaßt werden. 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage errechnet sich 
aus dem dreijährigen Durchschnitt des Bruttoarbeits- 
entgelts der Versicherten vor dem Jahr, das dem 
Eintritt des Versicherungsfalles vorausgegangen ist. 
Nach der geltenden Rentenformel wirkt sich somit 
die Erhöhung der Bruttojahresentgelte der Ver- 


sicherten erst mit einer gewissen Verzögerung auf 
die Rentenanpassung aus. Diese Verzögerung be- 
steht darin, daß die Anpassung der Bestandsrenten 
zum Beispiel zum 1. Januar 1973 — unter der Vor- 
aussetzung, daß der Gesetzgeber an der bisher 
geübten Praxis festhält — von der Entwicklung der 
durchschnittlichen Bruttojahresarbeitsentgelte der 
Versicherten in den Jahren 1968 bis 1970 gegenüber 
den Jahren 1967 bis 1969 bestimmt wird. 

Bei der Ermittlung der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage war die Veränderungsrate der Brutto- 
löhne und -gehälter je abhängig Beschäftigten des 
Jahres 1970 um die Nettokosten der Lohnfortzah- 
lung ZU bereinigen, da das durchsdinittliche Brutto- 
arbeitsentgelt der Versicherten nach § 1255 RVO 
bereits 1957 als das Durchschnittsentgelt eines Voll- 
beschäftigten festgelegt worden ist. Die Zuwachs- 
rate der Bruttolöhne und -gehälter je abhängig Be- 
schäftigten von 12,0 V. H. im Jahre 1970, die sich 
nach dem Jahreswirtschaftsbericht einschließlich der 
Lohnfortzahlung ergibt, darf deshalb nicht zur Er- 
mittlung der allgemeinen Bemessungsgrundlage her- 
angezogen werden, weil sonst ein durchschnittliches 
Bruttoarbeitsentgelt unterstellt würde, das über das 
durchschnittliche Bruttoarbeitsentgelt eines Vollbe- 
schäftigten hinausginge. 

Außer der allgemeinen Bemessungsgrundlage waren 
als weitere Bestimmungsfaktoren für die Entwick- 
lung der Rentenausgaben insbesondere die Verände- 
rung des Rentenbestandes sowie ferner gewisse 
Strukturveränderungen zu berücksichtigen. Struk- 
turelle Verschiebungen ergeben sich hauptsächlich 
durch eine Veränderung des durchschnittlichen Indi- 
vidualfaktors sowie durch eine Änderung der durch- 
schnittlichen Zahl der anrechnungsfähigen Versiche- 
rungsjahre. 

Unter Berücksichtigung der genannten Faktoren 
wachsen im Zeitraum 1968 bis 1973 die Rentenaus- 
gaben der Rentenversicherung der Arbeiter um rund 
55 V. H. 

Im vorausgegangenen Fünf jahreszeitraum 1963 bis 
1968 haben demgegenüber die Rentenausgabe um 
rund 72 v. H. zugenommen. Für den verlangsamten 
Anstieg der Rentenausgaben von 1968 bis 1973 ist 
die relativ geringe Rentenanpassung in den Jahren 
1970, 1971 und 1972 ausschlaggebend, die in diesen 
drei Jahren deutlich unter dem Satz der übrigen 
Jahre der hier betrachteten Dekade bleibt, weil die 
Auswirkungen der Rezession nach der geltenden 
Rentenformel erst in diesen drei Jahren voll zur 
Geltung kommen. 

Berechnet man die durchschnittliche jährliche Ren- 
tenanpassung in den beiden Fünf jahreszeiträumen, 
so ergibt sich für 1963 bis 1968 ein Zuwachs von 
8,4 V. H., von 1968 bis 1973 dagegen nur ein Zu- 
wachs von 7,0 V. FI. Ferner wird sich auch 
die jährliche Zunahme des Rentenbestandes — wie 
bereits erwähnt — gegenüber den vergangenen 
Jahren etwas abschwädien. Für die Erhöhung der 
Rentenausgaben, die aus der Veränderung des Ren- 
tenbestandes sowie den genannten Strukturverschie- 
bungen resultiert, wurde für den Zeitraum 1968 bis 
1973 ein Faktor von durchschnittlich jährlich rund 
1,02 angesetzt. 
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70 . Die Sachleistungen bestehen hauptsächlich aus 
den Ausgaben für Maßnahmen zur Erhaltung, Bes- 
serung und Wiederherstellung der Erwerbsfähig- 
keit; außerdem sind als zahlenmäßig kleinerer 
Posten noch die unmittelbar an Rentner gezahlten 
Zuschüsse zum Beitrag für eine Krankenversiche- 
rung enthalten. 

Bei der Vorausschätzung der Sachleistungen ist un- 
terstellt, daß sich die Gesundheitsmaßnahmen in 
etwa proportional zur Entwicklung der Entgelte und 
der Zahl der Versicherten erhöhen werden. 

71 . Die Verrechnungen stellen den zweitgrößten 
Ausgabenposten der Rentenversicherung der Arbei- 
ter dar. Ihre Gesamthöhe schwankte im Zeitraum 
1963 bis 1968 zwischen 2,6 Mrd. DM (1964) und 
4,7 Mrd. DM (1967). In den folgenden fünf Jahren 
steigen die Verrechnungen relativ kontinuierlich 
von 4,5 Mrd. DM im Jahre 1968 auf 6,1 Mrd. DM im 
Jahre 1973. Uber die Hälfte der Verrechnungen 
(1968 = 56 V. H., 1973 = 65 v. H.) entfällt auf die 
Erstattungen an die Krankenversicherung. Diese be- 


stehen zum weitaus überwiegenden Teil aus den 
Beiträgen zur Krankenversicherung der Rentner und 
ferner aus den Erstattungen nach § 183 RVO für das 
über den Rentenbeginn hinaus gezahlte Kranken- 
geld. 

I 

Der nächst wichtige Posten unter den Verrechnungs- 
I ausgaben der Rentenversicherung der Arbeiter sind 
! die Erstattungen an die Knappschaftliche Renten- 
! Versicherung. Während die Erstattungen an die 
! Knappschaften in den vergangenen Jahren nur den 
Wanderversicherungsausgleich umfaßten, kam durch 
das Finanzänderungsgesetz 1967 zusätzlich der 
„Wanderungsausgleich“ (vgl. Nummer 97) sowie 
' ferner ein Beitrag zur Knappschaftlichen Kranken- 
i Versicherung der Rentner hinzu. 

Rückläufig sind im Vergleich zum Zeitraum 1963 
bis 1968 lediglich die Erstattungen an die Renten- 
i Versicherung der Angestellten. Durch das Renten- 
: Versicherungs-Finanzausgleichsgesetz, das am 1. Ja- 
nuar 1965 in Kraft trat, war die Rentenversicherung 
der Arbeiter verpflichtet worden, die bis zum 31. De- 
■ zember 1964 entstandenen Forderungen der Renten- 


Ubersicht 12 


Rentenversicherung der Arbeiter 


1963 


_ 

Millionen 
DM 1 

V. H. 

Leistungen 

Barleistungen 

1 1 969 

75,2 

Sachleistungen 

793 

5,0 

Sonstige Leistungen 

53 

0,3 

Verwaltungskosten 

337 

2,7 

Verrechnungen 

2 762 

17,4 

insgesamt . . 

15 914 

700,0 

Finanzierung 



Beiträge der Versicherten .... 

6 060 

35,6 

Beiträge der Arbeitgeber .... 

, 5 890 

34,5 

Öffentliche Mittel 

4 260 

24,9 

Vermögenserträge 

707 

4,7 

Sonstige Einnahmen 

' 66 

0,4 

Verrechnungen 

111 

0,6 

insgesamt . . 

17 094 

700,0 


1968 


1973 


1963/68 9 ; 

1968/73 

Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen 
DM 1 

V. H. 

V. H. ' 

V. II. 

20 598 

77,2 

31 687 

79,2 

+ 77,2 1) 

+ 53,8 

1 037 

3,9 

1 389 

3,5 

+ 30,8 

+ 33,9 

56 

0,2' 

81 

0,2 

+ 5,7 

+ 44,6 

524 

2,0 

747 

7,9 

+ 55,5 

+ 42,6 

4 469 

76,7 

6 106 

75,2 

}-90,3 9 

+ 36,6 

26 684 

700,0 

40 010 

700,0 

+ 72,0 9 

+ 49,9 

8 946 2) 

36,5 

15 375 

38,3 

i 

; +47,6 

+ 77,9 

8 628 

35,2 

15 566 

38,8 

+ 46,5 

+ 80,4 

6 092 

24,8 

8 562 

27,3 

+ 42,79 

+ 40,5 

695 

2,8 

363 

7,0 

- 6,8 9 

-47,8 

59 

0,2 

82 

0,2 

’ -70,6 

+ 39,0 

116 

0,5 

165 

0,4 

+ 4,5 

+ 42,2 

24 536 

700,0 

40 113 

700,0 

+ 43,29 

+ 63,5 


9 Nach den Ergebnissen der Rechnungsabschlüsse, die den Werten bis 1967 zugrunde liegen und — für die Berech- 
nung der Veränderungsraten 1963/68 — • auch bei den bezeichneten Positionen, deren absolute Zahlen von den 
Werten der ab 1968 zugrunde liegenden Ist-Rechnung abweichen, für 1968 zugrunde gelegt wurden. 

-) einschließlich der Rentner zur KVdR 
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Versicherung der Angestellten in 4 Raten von 
1 042 DM jeweils zum 1. Januar der Jahre 1965 bis 
1968 zu begleichen. Mit dem Dritten Rentenversiche- 
rungs-Änderungsgesetz vom 2. Juli 1969 ist die 
4. Rate rückwirkend ab 1. Januar 1968 gestrichen 
worden. Der Teilbetrag (254 Millionen DM), der 
von der Rentenversicherung der Arbeiter auf diese 
Rate dm Jahre 1968 gezahlt worden ist, wird für das 
Jahr 1969 als zurückvergütet angenommen. Mit der 
Begleichung bzw. Streichung der Forderungen nach 
dem Rentenversicherungs-Finanzausgleichgesetz be- 
stehen die Erstattungen der Rentenversicherung 
der Arbeiter an die Rentenversicherung der Ange- 
stellten ab 1969 nur noch aus den Erstattungen 
für Handwerkerrenten. 


Finanzierung 

72 . Die Einnahmen der Rentenversicherung der Ar- 
beiter werden sich von 1968 bis 1973 um rund 
64 V. H. von 24,5 Mrd. DM auf 40,1 Mrd. DM er- 
höhen. Von 1963 bis 1968 betrug demgegenüber 
der Zuwachs der Einnahmen nur rund 43 v. H. 

Während somit die Leistungen von 1968 bis 1973 
weniger stark als im vorausgegangenen Zeitraum 
expandieren, ergibt sich für die Einnahmen die um- 
gekehrte Entwicklungstendenz. Das überproportiona- 
le Wachstum der Einnahmen führt dazu, daß sich 
das Finanzierungsdefizit der Rentenversicherung der 
Arbeiter, das im Jahre 1968 noch 2,1 Mrd. DM be- 
trug, in den folgenden Jahren ziemlich rasch zurück- 
bildet und in den Jahren 1970 und 1973 sogar ge- 
ringfügige Finanzierungsüberschüsse entstehen. 
Wenn man allerdings die Finanzierungssalden der 
Jahre 1969 bis 1973 kumuliert, so ergibt sich für 
diese fünf Jahre insgesamt immer noch ein Finanzie- 
rungsdefizit von 1,6 Mrd. DM. 

Insgesamt zeichnet sich für die kommenden Jahre 
zweifellos ein weitaus günstigeres Bild als nach dem 
Sozialbudget 1968 ab. Für das damalige Endjahr 
1972 war bei der Rentenversicherung der Arbeiter 
noch mit einem Finanzierungsdefizit von 2,7 Mrd. 
DM und mit einem um 3,7 Mrd. DM geringeren 
Betrag der gesamten Einnahmen gerechnet worden. 

73 . Die sehr viel stärkere Entwicklung der Einnah- 
men ist hauptsächlich die Foige der überraschend 
günstigen Konjunkturentwicklung 1968/1969, die 
sich allerdings erst nur zögernd, ab Herbst 1969 
dann spürbar über die Lohnexpansion in einem be- 
trächtlichen Anstieg des Beitragsaufkommens nie- 
derschlug. Da sich bei den Rentenausgaben die Aus- 
wirkungen der für 1970 zu erwartenden noch stärke- 
ren Lohnerhöhungen erstmals im Jahre 1973 deutlich 
bemerkbar machen, müßte die Betrachtung über das 
Jahr 1973 hinaus erweitert werden, um den Einfluß 
des konjunkturellen Booms auf die Einnahmeent- 
wicklung einerseits und die dadurch ausgelöste Be- 
lastung durch später entsprechend höhere Renten- 
anpassungen andererseits gegenüberstellen zu kön- 
nen. Indem sich diese Untersuchung auf den Zeit- 
raum bis 1973 beschränkt, ergibt sich ein Bild, das 
die positiven Auswirkungen des Booms auf die Fi- 


nanzlage der Rentenversicherungen relativ über- 
bewertet, während die ausgabenerhöhenden Kon- 
sequenzen nicht in vollem Gewicht erfaßt werden. 

74 . Das Strukturbild der Finanzierung war 1963 
und 1968 praktisch unverändert. Der weitaus über- 
wiegende Teil entfällt auf die Beitragseinnahmen 
(1968 rund 72 v. H.), die sich ziemlich gleichgewich- 
tig auf die Beiträge der Versicherten (1968 rund 
37 V. H.) und der Arbeitgeber (1968 rund 35 v. H.) 
verteilen. Die öffentlichen Mittel machten im Jahre 
1968 mit einem Betrag von 6,1 Mrd. DM rund 25 v. H. 
der gesamten Finanzierungsmittel aus. 

; Bis zum Jahre 1973 wird sich das Schwergewicht der 
Finanzierung noch stärker auf die Beitragseinnah- 
men verlagern. Der Anteil der Beiträge der Ver- 
' sicherten wird 1973 rund 38 v. H. und der der Bei- 
! träge der Arbeitgeber rund 39 v. H. betragen, wäh- 
i rend die öffentlichen Mittel mit einem Betrag von 
8,6 Mrd. DM (21 v. H.) relativ an Bedeutung verlie- 
I ren. Die restlichen Einnahmen werden 1973 nur 
noch knapp 2 v. H. ausmachen, wobei sich insbeson- 
! dere die rückläufige Entwicklung der Vermögens- 
erträge bemerkbar macht. 

75 . Die Höhe der Beitragseinnahmen wird be- 
stimmt durch die Höhe des Beitragssatzes, die Zahl 
der Versicherten und durch die Entwicklung des 
durchschnittlichen Bruttoentgelts. Das verhältnismä- 
ßig starke Wachstum der Beitragseinnahmen in den 
Jahren 1968 bis 1970 (rund 19 v. H. durchschnittlich 
jährlich) ist außer auf die konjunkturelle Entwick- 
lung vor allem auch darauf zurückzuführen, daß 
die Beitragssätze in diesen Jahren von 14 v. H. auf 

17 v. H. her aufgesetzt wurden. Im Jahre 1970 kommt 
als weiterer Sonderfaktor die Einführung der Lohn- 
fortzahlung hinzu, mit der sich in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter die beitragspflichtigen Ent- 
gelte erhöhen. Da für die beiden folgenden Jahre 
1971 und 1972 keine Beitragserhöhung vorgesehen 
und da ab 1971 in der Rentenversicherung der Ar- 
beiter wieder mit einer leichten Abnahme der Zahl 
der Versicherten zu rechnen ist, werden die Beitrags- 
einnahmen 1971 und 1972 voraussichtlich nicht ein- 
mal ganz die Zunahme des durchschnittlichen Brutto- 
entgelts erreichen. Für das Jahr 1973 ist eine noch- 
malige Erhöhung des Beitragssatzes von 17 v. H. auf 

18 V. H. gesetzlich, vorgesehen; deshalb ist in diesem 
Jahr wieder ein stärkerer Anstieg der Beitragsein- 
nahmen zu erwarten. 

Hinsichtlich der Entwicklung der Beitragseinnahmen 
muß zur weiteren Erläuterung noch hinzugefügt 
werden, daß die Beiträge der Versicherten nicht mit 
den Beiträgen der Arbeitnehmer identisch sind. In 
den Beiträgen der Versicherten sind außer den Ar- 
beitnehmerbeiträgen auch die Beiträge der freiwil- 
lig Versicherten und die Beiträge der Handwerker 
sowie — • in Übersicht 12 im Gegensatz zur Tabelle 20 
der Anlage — auch die Beiträge der Rentner zur 
Krankenversicherung der Rentner enthalten. Durch 
die Beiträge der Rentner, die — • im Jahre 1968 ein- 
geführt — 1970 wieder fortfallen werden, ist die in 
Übersicht 12 ausgewiesene Veränderungsrate der 
Beiträge der Versicherten verzerrt. Ohne die Bei- 
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träge der Rentner zur Krankenversicherung ergibt 
sich tür die Beiträge der Versicherten von 1968 bis 
1973 eine annähernd gleich starke Zunahme wie für 
die Beiträge der Arbeitgeber. 

76. Die öffentlichen Mittel sind nahezu mit den 
Zuschüssen des Bundes nach § 1389 RVO identisch, 
die den Ansätzen des Finanzplanes entsprechen. Ein 
relativ geringer Beitrag entfällt zusätzlich auf die 
Erstattungen der Versorgungsdienststellen gemäß 
§ 72 G 131 und nach § 99 des Allgemeinen Kriegs- 
folgegesetzes sowie auf die Zuschüsse für Umschu- 
lungs- und Umsiedlungsmaßnahmen von der EWG, 
die ebenfalls in den Öffentlichen Mitteln nachgewie- 
sen werden. 


Rentenversicherung der Angestellten [21 ] 

77. Die Leistungen der Rentenversicherung der 
Angestellten entsprechen denen der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter. Die beiden Versicherungszweige 
unterscheiden sich somit durch den zu versichernden 
Personenkreis, nicht aber durch die Art der Leistun- 
gen. 

Sowohl hinsichtlich der jährlichen Anpassung der 
laufenden Renten als auch hinsichtlich der Höhe der 
Beitragssätze gelten für die Rentenversicherung der 
Angestellten dieselben Bestimmungen wie für die 
Rentenversicherung der Arbeiter. 

Vorschriften, die in der Vergangenheit zu einer 
unterschiedlichen Behandlung der Arbeiter und An- 
gestellten führten, wurden durch gesetzgeberische 
Maßnahmen beseitigt. So brachte das Finanzände- 
rungsgesetz 1967, das am 1. Januar 1968 in Kraft 
trat, die Aufhebung der Versicherungspflichtgrenze 
für Angestellte. Zuvor waren in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten alle Personen versicherungs- 
frei, die ein Jahreseinkommen von mehr als 15 000 
und ab 1. Juli 1965 mehr als 21 600 DM hatten, 
während in der Rentenversicherung der Arbeiter die 
gegen Entgelt Beschäftigten ohne Rücksicht auf die 
Höhe ihres Einkommens pflichtversichert waren. 
Umgekehrt brachte das Gesetz über die Fortzahlung 
des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle vom 12. Juni 
1969 eine Gleichstellung der Arbeiter mit den Ange- 
stellten im Krankheitsfalle, die auch eine finanzielle 
Gleichstellung der beiden Rentenversicherungen zur 
Folge hatte, weil nun ab 1. Januar 1970 auch an 
die Rentenversicherung der Arbeiter während der 
ersten sechs Wochen der Erkrankung eines Ver- 
sicherten Beiträge zu leisten sind (vgl. Nummer 75). 


Die Entwicklung des Rentenbestandes und der 
Versicherten 

78. Die unterschiedliche Finanzlage der beiden 
Versicherungszweige beruht darauf, daß sich das 
Verhältnis der Zahl der Renten zur Zahl der Ver- 
sicherten (Belastungsquotient) in der Rentenversi- 
cherung der Angestellten weitaus günstiger darstellt 
als in der Rentenversicherung der Arbeiter. 
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Übersicht 1 .3 


Pflichtversicherte und Bestand an laufenden Renten 
der Rentenversicherung der Angestellten 


Jahr 

Pflichtver- 

sicherte 

(Ende 

April) 

Bestand an laufenden Renten (Jahresmittel) -) 

Versicher- 

tenrenten 

Witwen- 

und 

Witwer- 

renten 

Waisen- 

renten 

insgesamt 




in 1000 



1963 

5 852 

1 097 

745 

142 

1 984 

1964 

5 947 

1 142 

775 

134 

2 051 

1965 

6 079 

1 188 

801 

129 

2 118 

1966 

6 389 

1 231 

826 

123 

2 180 

1967 

6 469 

1 281 

848 

119 

2 248 

1968 

6 704 

1 334 

871 

117 

2 322 

1969 


1 394 

893 

116 

2 403 



Veränderung in v. H. 


1963/68 

1 + 14ß 

+ 21ß 

+ 16,9 

- 17,6 

+ 17,0 



Anteile in v. H. 


1963 


55,2 

37,6 

7,2 

100,0 

1968 


57,5 

37,5 

5,0 

100,0 


^) ohne Wehrdienstleistende und ohne versicherungs- 
pflichtige Handwerker 

2) einschließlich der bis 1961 festgesetzten Renten aus 
der Handwerkerversorgung 

Während in der Rentenversicherung der Arbeiter 
im Zeitraum 1963 bis 1968 die Zahl der Pflichtver- 
sicherten um knapp 7 v. H. zurückgegangen ist, 
konnte demgegenüber die Rentenversicherung der 
Angestellten im selben Zeitabschnitt eine Zunahme 
der Zahl der Pflichtversicherten um rund 14^/2 v. H. 
verzeichnen (s. Übersicht 13). Die Tatsache, daß seit 
vielen Jahren der Anteil der Angestellten an den 
Arbeitnehmern kontinuierlich zunimmt, ist weniger 
darauf zurückzuführen, daß Arbeiter ins Angestell- 
tenverhältnis übernommen werden, sondern von 
sehr viel größerer Tragweite ist, daß neu ins Er- 
werbsleben eintretende Berufsanfänger von vorn- 
herein in Angestelltenpositionen einrücken. Zu die- 
ser strukturellen Entwicklungstendenz kam im Jahre 
1968 als Sonderfaktor die Aufhebung der Versiche- 
rungspflichtgrenze hinzu, durch die sich die Zahl 
der Pflichtversicherten erhöhte. Von den etwa 
400 000 Angestellten, die durch die Aufhebung der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze versicherungspflichtig 
geworden sind, haben sich etwa 210 000 Angestellte 
von der Versicherungspf licht befreien lassen, so daß 
im Ergebnis 190 000 Angestellte neu beitragspflich- 
tig geworden sind. 

Trotz stark zunehmender Versichertenzahlen wird 
jedoch auch in der Rentenversicherung der Ange- 
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Schaubild 12 

Rentenversicherung der Angestellten 
Versicherte / Rentenbestand 


Millionen 



stellten der Zuwachs der Pflichtversicherten von 
dem Zuwachs des Bestands an laufenden Renten 
übertroffen. So stand im Zeitraum 1963 bis 1968 der 
Erhöhung der Anzahl der Pflichtversicherten um 
rund I 4 V 2 V. H. eine Zunahme des Rentenbestandes 
um 17 V. H. gegenüber (vgl. Schaubild 12). 

Die genannte Veränderung des Rentenbestandes 
resultiert aus einer deutlich voneinander abwei- 
chenden Entwicklung der einzelnen Rentenarten. 
Noch stärker zugenommen als bei der Rentenversi- 
cherung der Arbeiter haben im Zeitraum 1963 bis 
1968 die Versichertenrenten (rund 22 v. H.) sowie 
die Witwen- und Witwerrenten (rund 17 v. H.), 
während die Bestände an Waisenrenten beträchtlich 
(um rund 18 v. H.) zurückgegangen sind. 

In dem hier betrachteten Zeitraum 1968 bis 1973 
wird auch in der Rentenversicherung der Angestell- 
ten die Zahl der Renten weiterhin stärker zunehmen 
als die Zahl der Versicherten. Im Vergleich zur Ren- 
tenversicherung der Arbeiter werden ebenso wie in 
den vergangenen Jahren sowohl die Versicherten 
und von 1968 bis 1973 insbesondere auch die Renten- 
fälle eine höhere Wachstumsrate aufweisen. Da je- 
doch die Diskrepanz zwischen der Entwicklung des 
Rentenbestandes einerseits und der Zahl der Ver- 
sicherten andererseits nach wie vor in der Renten- 
versicherung der Angestellten weit weniger ausge- 
prägt ist als in der Rentenversicherung der Arbei- 
ter, verläuft der Anstieg auf den „Rentenberg" bed 


I der Rentenversicherung der Angestellten sehr viel 
flacher. 

Für die einzelnen Rentenarten gilt ebenso wie bei 
der Rentenversicherung der Arbeiter, daß sich die 
bereits im Zeitraum 1963 bis 1968 zu beobachtende 
Tendenz einer zunehmenden Verlagerung zu den 
Versichertenrenten hin fortsetzt. 


Leistungen 

79 . Die gesamten Leistungen der Rentenversiche- 
I rung der Angestellten werden von 1968 bis 1973 
I um rund 58 v. H. von 13,6 Mrd. DM auf 21,5 Mrd. 

: DM steigen. Im Vergleich dazu war im Zeitraum 
1963 bis 1968 ein Zuwachs der Leistungen um 
75 V. H. eingetreten. Die sehr viel schwächere Zu- 
nahme von 1968 bis 1973 ist durch die Entwicklung 
der Rentenausgaben bedingt, da die geltende Ren- 
tenformel die Auswirkungen der Rezession erst in 
den Jahren 1970 bis 1972 voll zum Tragen bringt 
(vgl. Nummer 69). Gegenüber der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter weist die Rentenversicherung der 
Angestellten höhere Zuwachsraten der Ausgaben 
i auf. In Zahlen ausgedrückt: auf 100 DM Ausgaben 
i der Rentenversicherung der Arbeiter kamen 1963 
rund 49 DM der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, 1968 waren es rund 51 DM und 1973 werden es 
rund 54 DM sein. Das stärkere Wachstum der Lei- 
stungen der Rentenversicherung der Angestellten ist 
I wesentlich durch die Entwicklung des Rentenbe- 
stands bedingt, der — wie bereits erwähnt — ins- 
besondere im Zeitraum 1968 bis 1973 kräftiger als in 
der Rentenversicherung der Arbeiter zunimmt. 

80 . Die Struktur der Leistungen hat sich bei der 
Rentenversicherung der Angestellten innerhalb des 
Berichtszeitraumes kaum geändert. Ebenso wie bei 
den übrigen Rentenversicherungen entfällt der über- 
wiegende Teil der Ausgaben auf die Barleistungen, 
deren Anteil an den gesamten Leistungen im Jahre 

I 1968 rund 86 v. H. betrug. Der nächst wichtige Posten 
j sind die Verrechnungsausgaben an andere Institutio- 
j nen der Sozialen Sicherung, die jedoch mit einem 
Anteil von rund 8 v. H. bei weitem nicht die Rolle 
spielen wie bei der Rentenversicherung der Arbei- 
ter. Betrachtet man nur die Reinausgaben, so ergibt 
I sich für beide Versicherungszweige ein nahezu über- 
I einstimmendes Strukturbild. Der Anteil der Barlei- 
stungen an den Reinausgaben beträgt bei der Ren- 
tenversicherung der Angestellten im Jahre 1968 
rund 94 v. H. und im Jahre 1973 rund 95 v. H. Der 
Rest entfällt zu etwa zwei Drittel auf Sachleistun- 
gen und zu einem Drittel auf Verwaltungskosten 
und sonstige Ausgaben. 

81 . Da die Barleistungen für die Entwicklung der 
gesamten Leistungen von entscheidender Bedeutung 
sind, soll in der Übersicht 14 die Zusammensetzung 
der Barleistungen aufgezeigt werden. Die Angaben 
basieren auf den vorläufigen Ergebnissen des Jahres 
1968. 

Die Übersicht 14 zeigt, daß die Barleistungen im 
Jahre 1968 zu 98 v. H. aus Rentenzahlungen beste- 
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hen. Hierbei entfällt etwa die Hälfte der Rentenzah- 
lungen auf das Altersruhegeld wegen Vollendung 
des 65. Lebensjahres und mehr als ein Drittel auf 
die Witwenrenten und -abfindungen. Die Renten an 
Versicherte wegen Berufsunfähigkeit und wegen 
Erwerbsunfähigkeit spielen in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten eine geringere Rolle als in 
der Rentenversicherung der Arbeiter. Demgegenüber 
entfällt bei der Rentenversicherung der Angestell- 
ten ein relativ größerer Anteil auf das Altersruhe- 
geld nach Vollendung des 60. Lebensjahres. 

Die Differenz zwischen den Barleistungen und der 
Summe der Rentenzahlungen, die bereits im Jahre 
1968 sehr gering ist, wird in den folgenden Jahren 
verhältnismäßig noch weniger ins Gewicht fallen. 


Übersicht 14 

Barleistungen der Rentenversicherung 
der Angestellten 1968 


I 

Millionen 

DM 

V.H. 

Renten an Versicherte 

1. wegen Berufsunfähigkeit . . 

247 

2,1 

2. wegen Erwerbsunfähigkeit . . , 

824 

7,0 

3. Altersruhegeld wegen Voll- 
endung des 65. Lebensjahres 

5 726 

48,9 

4. Altersruhegeld nach Vollen- 
dung des 60. Lebensjahres . . 

825 

7,1 

Witwenrenten und -abfindun- 
gen 

3 362 

28,8 

Waisenrenten 

176 

1,5 

Durch die Deutsche Bundespost 
ausgezahite Renten 

11 160 

95,4 

Durch die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte unmit- 
telbar gezahlte Renten 

271 

1 

2,3 

Summe der Rentenzahlungen . . 

1 11 431 

1 

97,7 

Beitragserstattungen 

232 

2,0 \ 

1 

Übergangsgeld 

i 70 

0,6 

X Erstattungen an die KV nach 
§ 183 RVO für das über den 
Rentenbeginn hinaus gezahlte 
Krankengeld 

i 

1 

! 

1 

0,3 

insgesamt . . . 

1 1 699 *) 

1 

100,0 


1) Die Summe der Barleistungen weicht von dem Ansatz 
in der Tabelle 21 ab, da die Barleistungen in der 
Tabelle ab 1968 auf das reine Ist-Verfahren umge- 
stellt wurden, während hier die Abgrenzung der Rech- 
nungsabschlüsse zugrunde gelegt ist. 


Der Unterschiedsbetrag besteht bei der Rentenver- 
sicherung der Angestellten im wesentlichen aus den 
Beitragserstattungen, die infolge des Finanzände- 
rungsgesetzes 1967 zurückgegangen sind, weil von 
1968 an bei Heirat einer weiblichen Versicherten 
keine Beiträge mehr erstattet werden; deshalb ver- 
bleiben nur noch die Beitragserstattungen bei Weg- 
fall der Versicherungspflicht und die Beitragserstat- 
tungen bei nicht erfüllter Wartezeit. 

82. Bei der Vorausschätzung der Rentenausgaben 
wurde ebenso wie bei den übrigen Rentenversiche- 
rungen unterstellt, daß die Bestandsrenten jährlich 
durch Gesetz mit der Steigerungsrate der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage des Vorjahres angepaßt 
I werden. Wie die allgemeine Bemessungsgrundlage 
I ermittelt wird und mit welcher Verzögerung die 
1 Rentendynamisierung der allgemeinen Lohn- und 
, Gehaltsentwicklung folgt, ist am Beispiel der Ren- 
! tenversicherung der Arbeiter näher erläutert (vgl. 
i Nummer 69). 

Für die weitere Entwicklung der Rentenausgaben 
: waren außer der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
die Veränderung des Rentenbestandes sowie ge- 


Schaubild 13 

Rentenversicherung der Angestellten 
Rentenbestand und Rentenausgaben 1968 
nach Rentenarten 


v.H Rentenbestand Rentenausgaben 



Legende; 

1 Berufsunfähigkeitsrenten 

2 Erwerbsunfähigkeitsrenten 

3 Altersru hegolder (65. Lebensjahr) 

4 Altersruhegelder (60. Lebensjahr) 

5 Witwenrenten 

6 Waisenrenten 
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wisse Strukturveränderungen zu berücksichtigen, 
die sich im wesentlichen durch eine Veränderung 
des Individualfaktors sowie durch eine Änderung 
der durchschnittlichen Zahl der anrechnungsfähigen 
Versicherungsjahre ergeben. Für die Veränderung 
des Rentenbestandes sowie die genannten Struk- 
turverschiebungen wurde für den Zeitraum 1968 bis 
1973 ein Faktor von durchschnittlich jährlich 1,03 
zugrunde gelegt; im Vergleich dazu wurde der ent- 
sprechende Faktor bei der Rentenversicherung der 
Arbeiter von 1968 bis 1973 mit durchschnittlich jähr- 
lich nur rund 1,02 angesetzt. 

Unter Berücksichtigung der genannten Bestim- 
mungsfaktoren wird für den Zeitraum 1968 bis 1973 
bei der Rentenversicherung der Angestellten ein 
Zuwachs der Rentenausgaben um rund 62 v. H. er- 
wartet. In den fünf Jahren 1963 bis 1968 waren dem- 
gegenüber die Rentenausgaben um rund 77 v. H. ge- 
stiegen. Die verlangsamte Zunahme der Rentenaus- 
gaben ist darauf zurückzuführen, daß infolge der i 
Auswirkungen der Rezession im Zeitraum 1968 bis I 
1973 mit einer durchschnittlichen jährlichen Renten- ' 
anpassung von nur 7,0 v. H. zu rechnen ist, während 
von 1963 bis 1968 die Renten um durchschnittlich 


jährlich 8,4 v. H. angepaßt worden sind (s. Schau- 
bild 13). 

83 . Die Sachleistungen der Rentenversicherung der 
Angestellten setzen sich zusammen aus den Auf- 
wendungen für Maßnahmen zur Erhaltung, Besse- 
rung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit 
sowie aus den unmittelbaren Zuschußzahlungen an 
Rentner für deren Beiträge zu einer Krankenversi- 
cherung. 

84 . Unter den Verrechnungsausgaben der Renten- 
versicherung der Angestellten sind die Erstattungen 
an die Krankenversicherung der dominierende Po- 
sten (1968 “ 76 V. H.; 1973 =79 v. H.), die auch hier 

I zum überwiegenden Teil aus den Beiträgen zur 
Krankenversicherung der Rentner bestehen. Die Er- 
stattungen an die Knappschaftliche Rentenversiche- 
rung umfassen ebenso wie bei der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter den Wanderversicherungsaus- 
gleich sowie ab 1968 zusätzlich den Wanderungs- 
ausgleich und einen Beitrag zur knappschaftlichen 

I Krankenversicherung der Rentner. 


Übersicht 15 


Rentenversicherung der Angestellten 



1963 

1968 

1973 

1963/68 >) 

1968/73 

Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen | 
DM 1 

V. H. 

Millionen 

DM 

v.H. 

V. H. 

V. H. 

Leistungen 










Barleistungen 

6 664 

86,0 

11 782 

86,4 

18 738 

87,1 

+ 

75,6 1) 

+ 59,0 

Sachleistungen 

256 

3,3 

404 

3,0 

643 

3,0 

+ 

57,8 

+ 59,2 

Sonstige Leistungen 

8 

0,1 

77 

0,6 

22 

0,1 



- 71,4 

Verwaltungskosten 

141 

IS 

238 

1,7 

329 

1.5 

+ 

68,8 

+ 38,2 

Verrechnungen 

678 

Sß 

1 134 

8,3 

1 792 

Sß 


67,3 

+ 58,0 

insgesamt . . . 

7 747 

100,0 

13 635 

100,0 

21 524 

100,0 


74,9*) 

+ 57,9 

Finanzierung 










Beiträge der Versicherten .... 

: 3 397 

38,9 

5 9872) 

42,5 

10213 

42,1 

+ 

76,2 i) 

+ 70,6 

Beiträge der Arbeitgeber 

' 2 883 

33 J 

5 609 

39,8 

10 320 

42,5 

+ 

94,6 

+ 84,0 

öffentliche Mittel 

1 029 

11 ß 

841 

6,0 

2 018 

Sß 

- 

19,01) 

+ 140,0 

Vermögenserträge 

418 

4ß 

710 

5,0 

1 011 

4.2 

+ 

69,9 

+ 42,4 

Sonstige Einnahmen 

12 

0,1 

33 

0,2 

20 

0.1 

+ 175,0 

~ 39,4 

Verrechnungen 

984 

11,3 

911 

6,5 

671 

2.8 

+ 

72,81) 

- 26,3 

insgesamt . . . 

8 723 

100,0 

14 091 

100,0 

24 253 

100,0 

+ 

70,51) 

+ 72,1 


0 nach den Ergebnissen der Rechnungsabschlüsse 
2) einschließlich der Rentner zur KVdR 
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Finanzierung 

85 . Die Gesamteinnahmen der Rentenversicherung 
der Angestellten werden von 1968 bis 1973 von 
14,1 Milliarden DM auf 24,3 Milliarden DM anwach- 
sen. Der Zuwachs der Einnahmen wird mit rund 
72 V. H. nahezu mit dem Zuwachs in den vorange- 
gangenen fünf Jahren 1963 bis 1968 identisch sein. 

Da sich einerseits die Einnahmen in den beiden Fünf- 
jahreszeiträumen fast gleich stark entwickeln und 
andererseits die Ausgaben von 1968 bis 1973 gegen- 
über den vergangenen Jahren eine abgeschwächte 
Zunahme aufweisen werden, ist in den kommenden 
Jahren eine weitere Verbesserung der Finanzlage 
der Rentenversicherung der Angestellten zu erwar- 
ten. Der jährliche Finanzierungsüberschuß betrug 
1968 noch 0,5 Milliarden DM, im Jahre 1970 wird er 
sich voraussichtlich auf 1,6 Milliarden DM erhöhen 
und im Jahre 1973 dürfte er eine Größenordnung 
von gut 2V2 Milliarden DM erreichen. Die finanzi- 
elle Situation der Rentenversicherung der Angestell- 
ten ist damit weitaus günstiger als die der Arbeiter. 
Auch hier ist festzustellen, daß das im Vergleich 
zum Sozialbudget 1968 sehr viel positivere Finan- 
zierungsbild nicht darüber hinwegtäuschen darf, daß 
die stärkere Lohnentwicklung, die sich unmittelbar 
in höheren Beitragseinnahmen niederschlägt, ande- 
rerseits in späteren Jahren auch zu höheren Stei- 
gerungssätzen der Rentenanpassung führt. In den 
Jahren 1973 werden einerseits die höheren Renten- 
anpassungen und andererseits der „Rentenberg" 
dazu beitragen, daß sich der Finanzierungsüberschuß 
sehr rasch zurückbildet. 

86. Die Struktur der Einnahmen weist in Übersicht 
15 in den Jahren 1963, 1968 und 1973 mehrere Ver- 
änderungen der Anteilsquoten der einzelnen Finan- 
zierungsquellen auf. Zum Teil sind diese Verände- 
rungen durch den wechselnden Umfang der Verrech- 
nungseinnahmen bedingt, die im Jahre 1963 noch 
rund 11 V. H. 1968 nur noch 6V2 v. H. und im Jahre 
1973 nur noch knapp 3 v. H. der Finanzierungsmittel 
ausmachen. Für den starken Rückgang der Verrech- 
nungseinnahmen ist der Wegfall eines Teiles der Er- 
stattungen von der Rentenversicherung der Arbeiter 
maßgeblich; hierzu wird auf die Ausführungen unter 
Nummer 71 verwiesen. 

Betrachtet man die Einnahmen ohne Verrechnungen, 
so ergibt sich folgendes Strukturbild: Der größte 
Teil der Einnahmen entfällt auf die Beiträge der 
Versicherten, deren Anteil 1963 rund 44 v. H., 1968 
rund 45 v. H. und 1973 rund 43 v. H. beträgt. Eine 
bemerkenswerte Änderung des Anteilsatzes weisen 
die Beiträge der Arbeitgeber auf, die 1963 rund 
37 v. H., 1968 rund 43 v. H. und 1973 rund 44 v. H. der 
Einnahmen ohne Verrechnungen ausmachen. 

Dies ist auf zwei Bestimmungen des Finanzände- 
rungsgesetzes 1967 zurückzuführen, die ab 1. Januar 
1968 wirksam wurden. Mit diesem Gesetz ist einer- 
seits die Versicherungspflichtgrenze für Angestellte 
aufgehoben worden mit der Folge, daß ein Teil der 
bisherigen freiwilligen Beiträge je zur Hälfte in 
Pflichtbeiträge und in Arbeitgeberbeiträge umge- 


wandelt wurde. Da die freiwilligen Beiträge hier in 
den Beiträgen der Versicherten enthalten sind, be- 
deutete diese Gesetzesänderung eine Verschiebung 
von den Beiträgen der Versicherten zu den Beiträ- 
gen der Arbeitgeber. Außerdem sind seit dem Fi- 
nanzänderungsgesetz 1967 ab 1. Januar 1968 von 
den Arbeitgebern wieder Beiträge bei der Beschäfti- 
gung von Rentnern zu entrichten; dieser Arbeitge- 
berbeitrag für beschäftigte Rentner war im Jahre 
1965 abgeschafft worden. Ferner wurde durch das 
Finanzänderungsgesetz 1967 ein Rentnerbeitrag zur 
Krankenversicherung eingeführt, der ab 1970 wieder 
fortfallen soll. Da dieser Rentnerbeitrag hier den 
Beiträgen der Versicherten hinzugerechnet wurde, 
wirkt sich die Einführung im Jahre 1968 und der 
Fortfall im Jahre 1970 in einer entsprechenden Ver- 
schiebung des Anteils der Versichertenbeiträge aus. 
Insgesamt zeigt sich ebenso wie bei der Renten- 
versicherung der Arbeiter in der Dekade 1963 bis 
1973 eine zunehmende Verlagerung der Finanzie- 
rung zu den Beitragseinnahmen, auf die 1963 zusam- 
men rund 81 v. H. und 1973 rund 87 v. H. der Ein- 
nahmen ohne Verrechnungen entfielen. 

Die öffentlichen Mittel haben in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten ein sehr viel geringeres Ge- 
wicht als bei der Rentenversicherung der Arbeiter. 
Ihr Anteil an den Einnahmen ohne Verrechnungen 
betrug 1963 rund I3V2 v. H., 1968 rund 6V2 v. H. 
und 1973 8V2 v, H. Der Rückgang der Quote im Jahre 
1968 beruht darauf, daß der Zuschuß des Bundes an 
die Rentenversicherung der Angestellten — sowie in 
geringerem Umfang auch der an die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter — nach dem Finanzänderungsge- 
setz 1967 für die Jahre ab 1968 herabgesetzt wurde. 
Neben den Zuschüssen des Bundes, die ab 1970 den 
Ansätzen des Finanzplans entsprechen, sind auch 
hier in den öffentlichen Mitteln zusätzlich ferner die 
Erstattungen der Versorgungsdienststellen sowie 
die Zuschüsse für Umschulungs- und Umsiedlungs- 
maßnahmen von der EWG enthalten. 

87 . Da die Einnahmen der Rentenversicherung der 
Angestellten zum größten Teil aus Beiträgen be- 
stehen, soll hier noch etwas näher auf die Bestim- 
mungsgründe für das Beitragsaufkommen eingegan- 
gen werden. 

Auch bei der Rentenversicherung der Angestellten 
resultiert die Gesamtzunahme der Beitragseinnah- 
men im Zeitraum 1968 bis 1973 (rund 77 v. H.) aus 
einer sehr unterschiedlichen Entwicklung der Bei- 
tragseinnahmen in den einzelnen Jahren. Die Haupt- 
faktoren für die Entwicklung des Beitragsaufkom- 
mens, die Veränderung des Beitragssatzes sowie 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme je abhängig Be- 
schäftigten, stimmen mit denen der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter überein. Neben diesen Faktoren 
sind ferner die Veränderung der Zahl der Versicher- 
ten sowie die Aufhebung der Versicherungspflicht- 
grenze und die Heraufsetzung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze zu berücksichtigen. 

Im Jahre 1969 dürften die Auswirkungen der Aufhe- 
bung der Versicherungspflichtgrenze sowie auch die 
Begrenzung des Beitrags durch die Beitragsbemes- 
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sungsgrenze dazu beigetragen haben, daß sich die 
Beitragseinnahmen der Rentenversicherung der An- 
gestellten schwächer als die der Arbeiter entwickel- 
ten. Nach der Aufhebung der Versicherungspflicht- 
grenze hat sich ein Teil der Angestellten von der 
Versicherungspflicht befreien und die bereits ent- 
richteten Beiträge zurückerstatten lassen; diese Bei- 
tragsrückerstattung wirkt sich überwiegend erst im 
Jahre 1969 in einem entsprechend geringeren Bei- 
tragsaufkommen aus. Hinzu kommt ferner, daß sich 
die Zahl der Versicherten im Jahre 1969 im Gegen- 
satz zu den vergangenen Jahren und auch den wie- 
der folgenden Jahren bei der Rentenversicherung 
der Arbeiter — konjunkturell bedingt — gering- 
fügig stärker als bei der Rentenversicherung der An- 
gestellten erhöhte. 

Auch im Jahre 1970 werden die Beitragseinnahmen 
der Rentenversicherung der Angestellten trotz der 
wieder deutlich höheren Zuwachsrate der Anzahl 
der Versicherten weniger kräftig als die der Renten- 
versicherung der Arbeiter steigen. Dies liegt an der 
Einführung der Lohnfortzahlung ab 1. Januar 1970, 
die bei der Rentenversicherung der Arbeiter Bei- 
tragsmehreinnahmen von rund 1 Milliarde DM zur 
Folge hat. 

Die Beitragsbemessungsgrenze, die mit Beginn des Jah- 
res 1969 von 1600 DM im Monat auf 1700 DM ange- 
hoben worden ist, ist nämlich nur um 6,2 v. H. (d. h. 
schwächer als das durchschnittliche Bruttoentgelt) ge- 
stiegen. 


In den Jahren 1971 bis 1973 werden sich die Beiträge 
der Rentenversicherung der Angestellten wegen der 
höheren Zahl der Versicherten wieder stärker als 
die der Rentenversicherung der Arbeiter erhöhen. 

Insgesamt gilt auch hier, daß vor allem infolge der 
Heraufsetzung der Beitragssätze von 14 v. H. auf 
17 V. H. in den Jahren 1968 bis 1970 in diesem Zeit- 
raum eine besonders starke Expansion der Beitrags- 
entwicklung, in den Jahren 1971 und 1972 demgegen- 
über eine deutliche Abschwächung und im Jahre 
1973 auf Grund der nochmaligen Erhöhung des Bei- 
tragssatzes von 17 V. H. auf 18 v. H. wieder ein stär- 
keres Wachstum der Beiträge zu erwarten ist. 


Knappschaftliche Rentenversicherung [22] 

88. Die knappschaftliche Rentenversicherung ist 
eine eigenständige Versicherung der Arbeitnehmer 
in knappschaftlichen Betrieben. Die Aufgaben der 
knappschaftlichen Rentenversicherung werden auf 
Grund des Gesetzes zur Errichtung der Bundes- 
knappschaft vom 28. Juli 1969 nicht mehr von den 
bisherigen regionalen Knappschaften, sondern von 
einem einheitlichen Versicherungsträger — der Bun- 
desknappschaft — durchgeführt. 

89. Die Leistungen der knappschaftlichen Renten- 
versicherung werden weitgehend vom Bund finan- 


Ubersicht 16 

Versicherte und Rentenbestand der knappsdiaftlidien Rentenversicherung 


Jahresende 

Ver- 

sicherte 

Rentenbestand I 

Berg- 

manns- 

renten 

Knapp- 

schafts- 

renten 

Knapp- 

schafts- 

ruhe- 

gelder 

Witwen- 

und 

Witwer- 

renten 

Haib- 
und Voll- 
waisen- 
renten 

Knapp- 

schafts- 

sold 

Knapp- 

schafts- 

aus- 

gleichs- 

leistung 

ins- 

gesamt 

in 1000 

1960 

639 

101 

112 

174 

254 

43 

7 



691 

1961 

614 

CO 

CO 

117 

186 

260 

40 

6 

— 

697 

1962 

574 

80 

117 

200 

268 

38 

5 

— 

707 

1963 

546 

73 

117 

209 

275 

37 

3 

— 

713 

1964 

530 

65 

111 

222 

281 

37 

3 

3 

721 

1965 

502 

61 

108 

233 

288 

40 

2 

4 

735 

1966 

446 

53 

105 

231 

288 

40 

1 

7 

726 

1967 

386 

44 

101 

244 

296 

37 

0 

14 

736 

1968 

362 

41 

96 

252 

304 

35 

0 

14 

743 





Veränderung in v. H. 




1963/1968 

- 33,7 

- 43,9 

- 18,0 

+ 20,6 

+ 10,5 

- 5,4 

• 


+ 4,2 1 






Anteil in v. H. 




1963 


10,2 

16,4 

29,3 

38,5 

5,2 

0,4 

— 

100,0 

1968 


5,5 

12,9 

34,0 

41,0 

4,7 


1,9 

100,0 
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S c h ci u b i 1 d 14 

Knappschaftliche Rentenversicherung 
Versicherte / Rentenbestand 


Tausend 



1963 64 65 66 67 68 69 


ziert. Seine Defizithaftung gegenüber diesem Ver- 
sicherungszweig ist vor allem durch das ungünstige 
Verhältnis der Aktiven zu den Rentnern bedingt. 

Aus Übersicht 16 geht hervor, daß im Zeitraum 1963 
bis 1968 die Anzahl der Versicherten um rd. 34 v. H. 
zurückging, während sich gleichzeitig der Rentenbe- 
stand noch um rd. 4 v. H. erhöhte (vgl. Schaubild 14). 
Die Veränderung des Rentenbestands resultiert aus 
einer sehr unterschiedlichen Entwicklung bei den 
einzelnen Arten der Versichertenrenten. Rückläufig 
ist insbesondere die Anzahl der Bergmannsrenten, 
die als Sonderleistung der knappschaftlichen Renten- 
versicherung bei verminderter bergmännischer Be- 
rufsfähigkeit oder bei Vollendung des 50. Lebensjah- 
res gewährt werden. Auch die Bestände an Knapp- 
schaftsrente wegen Berufsunfähigkeit oder wegen 
Erwerbsunfähigkeit haben in den letzten Jahren 
abgenommen. Demgegenüber ist die Anzahl der 
Knappschaftsruhegelder wegen Vollendung des 65. 
oder 60. Lebensjahres deutlich gestiegen. Der Be- 
stand an Witwenrenten hat wie in der ArV und 
AnV zugenommen, der Bestand an Waisenrenten 
abgenommen. 

Für die Entwicklung im Zeitraum 1968 bis 1973 er- 
gibt sich, daß sich die Zunahme und Abnahme bei 
den einzelnen Rentenarten in den kommenden Jah- 
ren per Saldo in etwa ausgleichen; somit kann der 
Rentenbestand insgesamt als annähernd konstant 
angenommen werden. Die Anzahl der Versiehe r- 


t ten wird im Prognosezeitraum weiterhin rückläufig 
! sein. Berücksichtigt man, daß der Strukturwandel im 
' Bergbau weitgehend abgeschlossen ist und daß sich 
die Absatzlage im Bergbau wieder günstiger dar- 
stellt, als noch vor kurzem vorausgeschätzt wurde, 
so dürfte der relative Rückgang der Versicherten 
von 1968 bis 1973 nur etwa halb so stark wie im 
vorausgegangenen Zeitabschnitt 1963 bis 1968 aus- 
fallen. 

Leistungen 

Die Leistungen der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung werden von 1968 bis 1973 um rund 38 v. H. 
auf 7,4 Milliarden DM steigen. Im Vergleich zum 
Sozialbudget 1968 ist dies eine stärkere Zunahme 
der Leistungen; während im Sozialbudget 1968 die 
Leistungen insgesamt für das damalige Endjahr 1972 
auf 6,4 Milliarden DM geschätzt wurden, wird nun- 
mehr für 1972 ein Betrag von 6,9 Milliarden DM er- 
wartet. Die stärkere Expansion ist vor allem durch 
die Rentenzahlungen bedingt, die ebenso wie bei 
den Rentenversicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten in den Jahren ab 1971 mit höheren Stei- 
gerungssätzen der Rentenanpassung angehoben wer- 
den, als nach den früheren Lohnannahmen im Rah- 
men der mittelfristigen Zielprojektion 1968 bis 1972 
unterstellt worden war. 

Die Zuwachsrate der Leistungen ist jedoch bei der 
knappschaftlichen Rentenversicherung von 1968 bis 
1973 erheblich geringer als bei der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter (rund 50 v. H.) und der Angestell- 
ten (rund 58 v. H.). Das ist hauptsächlich auf zwei 
Gründe zurückzuführen. Einerseits ist hier von der 
Veränderung des Rentenbestands kein Zuwachs zu 
erwarten. Andererseits bleibt der Anstieg der Ren- 
tenausgaben auch unter dem Steigerungssatz der 
Rentenanpassung. Zwar werden die knappschaftli- 
chen Renten um die gleichen Sätze wie in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und Angestellten an- 
gepaßt. Nach den Bestimmungen des Finanzände- 
rungsgesetzes 1967 ist jedoch für bestimmte Renten- 
arten zuvor eine Herabsetzung des Steigerungssat- 
zes vorgeschrieben. 

90 . Die Struktur der Leistungen ist bei der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ähnlich wie bei den 
übrigen Rentenversicherungen. Das weitaus über- 
wiegende Gewicht konzentriert sich auf die Barlei- 
stungen, die im Jahre 1968 rund 87 v. H. der Leistun- 
gen insgesamt und rund 98 v. H. der Reinausgaben 
ausmachen. Von sehr geringer Bedeutung sind bei 
der knappschaftlichen Rentenversicherung die Sach- 
leistungen, auf die ebenso wie aoif die Verwaltungs- 
kosten nur ein Anteil von etwa 1 v. H. entfällt. 
Diese Aufteilung gilt praktisch unverändert für den 
ganzen Berichtszeitraum. 

91 . Da die Entwicklung der Leistungen der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung maßgeblich von der 
Veränderung der Barleistungen bestimmt wird, soll 
in der Übersicht 17 gezeigt werden, wie sich die 
Barleistungen im einzelnen zusammensetzen. Die 
Angaben basieren auf den vorläufigen Rechnungs- 
ergebnissen für 1968. 
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ersieht 


Barleistungen der knappschaftlichen 
Rentenversicherung im Jahre 1968 



Millionen 

1 DM 

v.H. 

Renten an Versicherte 

3 088 

65,6 

1. aus der KnV 



Bergmannsrente 



wegen verminderter berg- 
männischer Berufsfähigkeit 

(81) 

(1,7) 

wegen Vollendung des 50. 
Lebensjahres 

i (27) 

(0,5) 

Knappschaftsrente 



wegen Berufsunfähigkeit . 

(169) 

(3,6) 

wegen Erwerbsunfähigkeit 

(383) 

(8,1) 

Knappschaftsruhegeld 

(1 834) 

(39,0) 

2. für Rechnung der ArV 

(461) 

(9ß> 

3. für Rechnung der AnV 

(134) 

(2,8) 

Witwenrenten und -abfindungen 

1 428 

30,4 

1. aus der KnV 

fl 157) 

(24,6) 

2. für Rechnung der ArV 

(206) 

(4,4) 

3. für Rechnung der AnV 

(65) 

(1,4) 

Waisenrenten insgesamt 

52 


Summe der Rentenzahlungen . . 

4 568 

97,1 

Knappschaftsausgleichsleistung 
nach § 98 a RKG 

126 

2,7 

Leistungen nach §§ 27/28 des 
Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetz Saar vom 
15. Juni 1963 

7 

0,1 

Beitragserstattungen 

3 

0,1 

Ubergangsgeld 

16 

0,3 

X Erstattungen an die KV nach 
§ 183 RVO für das über den 
Rentenbeginn hinaus gezahlte 
Krankengeld 

15 

-0,3 

insgesamt . . . ' 

4 705 

100,0 


Wie bei den anderen Rentenversicherungen beste- 
hen die Barleistungen der knappschaftlichen Renten- 
versicherung in der Hauptsache aus Rentenzahlun- 
gen (97 V. H.). Den größten Posten bilden hier die 
Aufwendungen für die Knappschaftsruhegelder, die 
einen kontinuierlich steigenden Anteil aufweisen 


Schaubild 15 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

Rentenbestand und Rentenausgaben 1968 
nach Rentenarten 


v.H. Rentenbestand Rentenausgaben 



Legende: 

1 Bergmannsrenten 

2 Berufsunfähigkeitsrenten 

3 Erwerbsunfähigkeitsrenten 

4 Altersruhegelder (65. Lebensjahr) 

5 Altersruhegelder (60. Lebensjahr) 

6 Witwenrenten 

7 Waisenrenten 

(vgl. Schaubild 15). Dies gilt auch für den nächst- 
größeren Posten, die Witwenrenten und -abfindun- 
gen, auf die im Jahre 1968 rund 30 v. H. der Barlei- 
stungen entfielen. Die Aufwendungen für Knapp- 
schaftsrenten wegen Berufs- und Erwerbsunfähig- 
keit und insbesondere die Bergmannsrente haben in 
den vergangenen Jahren ständig an Bedeutung ver- 
loren. Eine besondere Leistung stellt die Knapp- 
schaftsausgleichsleistung nach § 98 a RKG dar, die 
den langjährig knappschaftlich Versicherten nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres gewährt wird, 
wenn sie aus Gründen, die nicht in ihrer Person lie- 
gen, die knappschaftlich versicherte Beschäftigung 
aufgeben mußten. Die laufende Zunahme der Aus- 
gleichsleistung — die zwar größenordnungsmäßig 
von untergeordneter Bedeutung ist — beruhte vor 
allem auf der Schließung der Bergwerksbetrieben im 
Zuge der strukturellen Veränderungen in der Ener- 
giewirtschaft. 

92. Für die weitere Entwicklung der Rentenausga- 
ben wurden folgende Bestimmungsfaktoren berück- 
sichtigt: 

— Rentenerhöhung proportional zur allgemeinen 
Bemessungsgrundlage mit einer Verzögerung um 
ein Jahr 
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— ■ Veränderung des Rentenbestands 

— Strukturveränderungen (Veränderung des durch- 
schnittlichen Individualfaktors und Änderung der 
durchschnittlichen Zahl der anrechnungsfähigen 
Versicherungsj ahre) 

— Abschmelzung der Rentensteigerungssätze in- 
folge der Auswirkungen des Finanzänderungsge- 
setzes 1967 

— ■ Zusätzliche Ausgaben auf Grund des Finanzände- 
rungsgesetzes 1967 (insbesondere Erhöhung des 
Leistungszuschlags und der Knappschaftsrenten 
wegen Berufsunfähigkeit Und wegen Erwerbs- 
unfähigkeit). 

Unter Berücksichtigung der genannten Faktoren er- 
gab sich für den hier betrachteten Zeitraum 1968 bis 
1973 eine Zunahme der Rentenausgaben um 34 v. H. 
Ohne die Auswirkungen des Finanzänderungsge- 
setzes 1967 würden sich die knappschaftlichen Ren- 
ten von 1968 bis 1973 sehr viel stärker, nämlich um 
rund 45 v. H. erhöhen. 


93 . Die Sachleistungen umfassen auch in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung vor allem den Auf- 
wand für Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit. Infolge 
der zu erwartenden Ausweitung der Rehabilitations- 
maßnahmen, die künftig zentral von der Bundes- 
knappschaft durchgeführt werden, dürften die Sach- 
leistungen wieder ein etwas stärkeres Wachstum als 
in den vergangenen Jahren erreichen, das allerdings 
im Rahmen der gesamten Leistungen nicht ins Ge- 
wicht fällt, da die Sachleistungen bei der Bundes- 
knappschaft einen noch geringeren Bruchteil als bei 
den anderen Rentenversicherungen ausmachen. 

94 . Die Verrechnungsausgaben sind in den ver- 
gangenen Jahren stärker als die gesamten Leistun- 
gen der knappschaftlichen Rentenversicherung ge- 
stiegen. Im Zeitraum 1968 bis 1973 dürfte sich der 
Anteil der Verrechnungen an den gesamten Lei- 
stungen nochmals von rund 11 auf rund 13 v. H. er- 
höhen. Dieser Trend der Verrechnungsausgaben 


Übersicht 18 


Knappschaftliche Rentenversicherung 



1963 


1968 


1973 

1 

1963/68 1 

1968/73 


■ Millionen 


Millionen ' 


Millionen ! 



1 



DM 

V. H, 

DM 

V. H. 

DM 

V. H. 

V 

H. 

V. II. 

Leistungen 










Barleistungen 

. . ; 2 923 

88,3 

4 705 

87,0 

6 339 

85,2 

+ 

61,0 

+ 34,7 

Sachleistungen 

32 

10\ 

36 

0,7 

53 

0,7 


12,5 

+ 47,2 

Sonstige Leistungen 

4 

0,1 ; 

5 

0,1 

3 

0,0 

+ 

25,0 

-40,0 

Verwaltungskosten 

. . ' 48 

1A\ 

50 

0,9 

82 


+ 

4,2 

+ 64,0 

Verrechnungen 

304 

1 

9,2 

611 

11,3 

964 

13,0 

1-70/, 0 

+ 57,8 

insgesamt . 

.. 3311 

fOOü 

5 407 

100,0 

7 441 

100,0 

+ 

63,3 

+ 37,6 

Finanzierung 










Beiträge der Versicherten .... 

. . 1 402 

12,0 

428 1) 

7,9 

408 

5,5 \ 

+ 

6,5 

- 4,7 

Beiträge der Arbeitgeber .... 

. . i 706 

21,1 

498 

9,2 

724 

9,7 ' 

- 

29,5 

+ 45,4 

Öffentliche Mittel 

. . 1719 

51,3 ; 

3 187 

58,9 

^ 4 525 

60,8 

+ 

85,4 

+ 42,0 

Vermögenserträge 

2 

0,9 

30 

0,6 

! 22 

0,3 


0,0 

-26,7 

Sonstige Einnahmen 

30 

0,1 ' 

1 

0,0 

1 „ 


— 

50,0 


Verrechnungen 

490 

14,6 

1 263 

23,4 

1 1 768 

1 

23,7 

+ 157,8 

+ 40,0 

insgesamt . 

. . . 3 349 

100,0 

5 407 

100,0 

' 7 447 

100,0 

+ 

61,5 

+ 37,7 


') einschließlich Renter zur KVdR 
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ist hauptsächlich durch die Erstattungen an die 
knappschaftliche Krankenversicherung bedingt, auf 
die 1968 rund 76 v. H. und 1973 rund 79 v. H, der 
Verrechnungen entfallen. Im Gegensatz zu den Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und der Angestell- 
ten, die für ihre Rentner Beiträge an die Kranken- 
versicherung abführen, deckt die knappschaftliche 
Rentenversicherung den gesamten Aufwand der 
Krankenversicherung der Rentner. 


Finanzierung 

95. Die Finanzierung der Leistungen der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung unterscheidet sich 
erheblich von derjenigen der beiden anderen Ren- 
tenversicherungen. Infolge des ungünstigen Zahlen- 
verhältnisses zwischen Aktiven und Rentnern kann 
die Finanzierung nur dadurch gesichert werden, daß 
der Bund der knappschaftlichen Rentenversicherung 
zur dauernden Aufrechterhaltung ihrer Leistungen 
die erforderlichen Mittel in Höhe des Unterschieds- 
betrages zwischen den Gesamteinnahmen und Ge- 
samtausgaben gewährt (Defizithaftung des Bundes). 
Dadurch erklärt sich das Fehlen von Defiziten und 
Überschüssen in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung. Der geringfügige Finanzierungssaldo, der 
in der Tabelle nachgewiesen wird, ist hauptsächlich 
auf die Veränderung der Rücklagenbestände zurück- 
zuführen. 

96. Das Strukturbild der Finanzierung ist durch ein 
eindeutiges Übergewicht der öffentlichen Mittel ge- 
prägt, deren Bedeutung von Jahr zu Jahr mehr ge- 
wachsen ist und die nach einem Anteil von rund 
59 V. H. im Jahre 1968 bis zum Jahre 1973 rund 
61 V. H. der gesamten Finanzierungsmittel ausma- 
chen dürften. An zweiter Stelle stehen die Erstat- 
tungen der anderen Rentenversicherungen, denen in 
der Dekade 1963 bis 1973 ebenfalls eine ständig be- 
deutendere Rolle als Finanzierungsmitte] zukommt 
(1968 beträgt der Anteil rund 11 v. H., 1973 rund 
13 V. H.). Danach kommen erst die Beitragseinnah- 
men, auf die im Jahre 1963 noch 33 v. H., im Jahre 
1968 nur noch rund 17 v. H. und bis 1973 noch rund 
15 V. H. der gesamten Finanzierungsmittel entfal- 
len. 

97. Die Entwicklung in den einzelnen Jahren ist 
bei einigen Positionen durch Sonderfaktoren beein- 
flußt. So ist der Rückgang der Beiträge der Versi- 
cherten durch den hier vorausgesetzten Wegfall des 
Rentnerbeitrags zur Krankenversicherung zu erklä- 
ren. Ohne die Rentnerbeiträge würden die Beiträge 
der Versicherten von 1968 bis 1973 um rund 16 v. H. 
ansteigen, während sie im vorausgegangenen Fünf- 
jahreszeitraum um rund 13 v. H, zurückgegangen 
waren. Die Entwicklung der Beiträge der Arbeitge- 
ber und der öffentlichen Mittel ist ebenfalls durch 
einen Sonderfaktor verzerrt, der eine Verschiebung 
zwischen diesen beiden Einnahmearten bewirkte. Es 
handelt sich um den vom Bund für Rechnung des 
Steinkohlenbergbaus übernommenen Arbeitgeber- 
beitrag, der von den Beiträgen der Arbeitgeber ab- 
gesetzt und den öffentlichen Mitteln hinzugerech- 


net worden ist. Da dieser Zuschuß des Bundes ab 
1969 weggefallen ist, steigt von diesem Zeitpunkt 
an der von den Arbeitgebern tatsächlich zu tragende 
Beitrag, während die öffentlichen Mittel um diese 
Summe zurückgehen. Würde man diesen Sonderfak- 
tor ausklammern, so wäre bei den Arbeitgeberbei- 
trägen von 1968 bis 1973 eine geringe und bei den 
öffentlichen Mitteln eine stärkere Zunahme zu ver- 
zeichnen. 

Im Gegensatz zu den Rentenversicherungen der Ar- 
beiter und Angestellten sind bei der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung die Beitragssätze in den 
Jahren 1969 und 1970 nicht angehoben worden. Der 
Beitrag für Pflichtversicherte ist mit 8,5 v. H. des 
Entgelts vom Arbeitnehmer und mit 15 v. H. des 
Entgelts vom Arbeitgeber zu leisten. 

Unter den Verrechnungen ist der sog. „Wanderver- 
sicherungsausgleich" der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten der dominierende 
Posten. Daneben haben die ArV und AnV nach dem 
i Finanzänderungsgesetz 1967 einen „Wanderungs- 
[ ausgleich" (als Ausgleich für den Beitragsentgang 
I infolge der Abwanderung von Versicherten an die 
j ArV und AnV) und ferner einen Beitrag für die 
I knappschaftliche Krankenversicherung der Rentner 
; zu leisten. 

i ln den öffentlichen Mitteln sind entsprechend den 
Ansätzen des Finanzplans die Zuschüsse des Bundes 
nach § 128 RKG sowie die Erstattungen für Renten- 
i anteile für Nachversicherte gemäß § 72 G 131 ent- 
I halten. 


Altershilfe für Landwirte [ 23 ] 

98. Die Altershilfe für Landwirte soll den landwirt- 
schaftlichen Unternehmern, deren Ehegatten, Wit- 
wen und älteren mitarbeitenden Familienangehöri- 
gen eine Grundsicherung für das Alter und die vor- 
zeitige Erwerbsunfähigkeit gewährleisten. Mit der 
sozialpolitischen Aufgabe verbindet sich zugleich die 
agrarpolitische Zielsetzung, die Hofabgabe an die 
nachfolgende Generation und damit den Struktur- 
wandel in der Landwirtschaft zu beschleunigen. Der 

i agrarpolitische Zweck wird dadurch erreicht, daß 
die Leistungen erst nach Abgabe des landwirtschaft- 
lichen Unternehmens gewährt werden. 

99. Das Gesetz über die landwirtschaftliche Alters- 
hiife (GAL) wurde durch mehrere Novellen verbes- 
sert und ergänzt, zuletzt durch die 4. Novelle vom 

! 29. Juli 1969. Mit Wirkung vom 1. April 1969 ist das 
landwirtschaftliche Altersgeld für verheiratete ehe- 
malige landwirtschaftliche Unternehmer von monat- 
lich 150 DM auf 175 DM und für Alleinstehende von 
100 DM auf 115 DM heraufgesetzt worden. Zugleich 
ist mit dieser Novelle der monatliche Beitrag der 

h Für 1972 und 1973 sind auf Grund des Finanzplans 
300 Millionen DM als Einnahme aus dem Wande- 
rungsausgleich eingesetzt worden. Nach Berechnungen 
des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
ergeben sich jedoch für den Wanderungsausgleich in 
den Jahren 1972 und 1973 niedrigere Beträge. 
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landwirtschaftlichen Unternehmer ab 1. Januar 1969 
von 20 DM auf 22 DM und ab 1. Januar 1970 auf 
27 DM heraufgesetzt worden. Als neuartige Leistung 
wurde mit der 4. Novelle zum GAL die „Landabga- 
berente'' eingeführt, die jedoch wegen ihrer primär 
agrar- und strukturpolitischen Zielsetzung hier nicht 
im Rahmen der Altershilfe für Landwirte und auch 
nicht als gesonderte Institution der Sozialen Siche- 
rung enthalten ist. 

100 . Aus Übersicht 19 geht hervor, daß die Zahl der 
Altersgeldempfänger in den vergangenen Jahren 
ständig zunahm, während andererseits die Entwick- 
lung der Zahl der Beitragszahler leicht rückläufig 
war. 

Für die Höhe der insgesamt gezahlten Altersgelder 
ist nicht nur die Anzahl der Altersgeldempfänger, 
sondern auch deren Gliederung nach verheirateten 
und unverheirateten Landwirten sowie nach mitar- 
beitenden Familienangehörigen bestimmend. Der 
Anteil der Unverheirateten (einschließlich Witwen 
und Witwer) unter den Altersgeldempfängern be- 
trug Mitte 1969 60 v. H. 

Im Zeitraum 1968 bis 1973 werden die Zuwachsraten 
des Bestandes an Altersgeldempfängern nach und 
nach kleiner werden. Nach einer Erhöhung der Zahl 
der Empfänger um rund 52 v. H. von 1963 bis 1968 
ist für den Zeitabschnitt 1968 bis 1973 nur noch eine 
Zunahme um etwa 10 v. H. unterstellt worden. We- 
sentliche strukturelle Verschiebungen durch eine 
Änderung der Relation der einzelnen Gruppen von 
Altersgeldempfängern sind nicht zu erwarten. 


Die Zahl der beitragszahlenden Landwirte wird im 
Zeitraum 1968 bis 1973 stärker als in den vorange- 
gangenen Jahren zurückgehen. Auch die Zahl der 
mitarbeitenden Familienangehörigen, denen im 
Jahre 1965 die Möglichkeit der freiwilligen Versi- 
cherung zu der Hälfte des Beitrags des landwirt- 
schaftlichen Unternehmers und zur Hälfte der Lei- 
stungen an Alleinstehende eröffnet worden ist, 
nimmt ab. 


Leistungen 

101 . Die Leistungen der Landwirtschaftlichen Al- 
tershilfe würden nach dem derzeit geltenden Rechts- 
stand im Zeitraum 1968 bis 1973 nur noch knapp 
ein Fünftel (+ rund 32 v. H.) der Zunahme erreichen, 
die in den vorausgegangenen fünf Jahren 1963 bis 
1968 eingetreten ist (rund 169 v. H.). Der sehr viel 
stärkere Anstieg von 1963 bis 1968 ist sowohl durch 
die starke zahlenmäßige Zunahme der Altersgeld- 
empfänger in dieser Zeit als auch durch die we- 
sentlichen Leistungsverbesserungen und -erweite- 
rungen bedingt. 

Die Leistungen bestanden 1968 zu über 95 v. H. aus 
Barleistungen (s. Übersicht 20), der Rest verteilte 
sich auf Verwaltungs- und Verfahrenskosten sowie 
auf Sachleistungen. . Infolge der stärkeren Inan- 
spruchnahme der Maßnahmen zur Erhaltung, Besse- 
rung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit 
wird sich der Anteil der Sachleistungen weiterhin 
geringfügig erhöhen. 


Übersicht 19 


Empfänger von Altersgeld und Beitragszahler 
der Altershilfe für Landwirte 

in 1000 


Jahr 

• 

Beitragszahler 

Empfänger von Altersgeld 
(einschließlich vorzeitiges Altersgeld) | 

Landwirt- 
schaftliche 
Unter- 
nehmer 
nach § 1 
GAL 

Weiter- 
versicherte 
nach § 27 
GAL 

mit- 

arheitende 

Familien- 

angehörige 

insgesamt 

ehemalige 

landwirt- 

schaftliche 

Unter- 

nehmer 

Witwen/ 

Witwer 

von 

Unter- 

nehmern 

ehemalige 

mit- 

arbeitende 

Familien- 

angehörige 

insgesamt 

1963 

800,0 

1,8 

— 

801,8 

189,7 

149,3 

— 

339,1 

1 1964 

792,4 

6,6 

— 

799,0 

210,3 

157,4 

— 

367,7 

1965 

792,8 

6,6 

8,3 

807,7 

230,5 

167,5 

0,9 

398,9 

1966 

782,9 

9,6 

20,5 

812,9 

256,6 

180,0 

25,0 

461,6 

1 1967 

773,9 

13,3 

12,6 

799,8 

275,7 

191,2 

32,1 

499,0 

1968 

761,2 

16,3 

11,0 

788,5 

284,7 

196,1 

34,3 

515,1 

1969 p 

753,0 

20,4 

9,9 

783,3 

293,9 

199,9 

35,2 

529,0 


Quelle: Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen 
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Barleistungen der Altershilfe für Landwirte 1968 



Millionen 1 
DM 

V. H. 1 

Altersgeld an landwirtschaft- 
liche Unternehmer, Witwen und 
Witwer 

614 

1 

89,5 ' 

Vorzeitiges Altersgeld an land- 
wirtschaftliche Unternehmer, 

Witwen und Witwer 

51 

i 

1 

7,4 

1 

i Altersgeld an mitarbeitende Fa- 
milienangehörige 

17 

■ 

2,5 : 

Vorzeitiges Altersgeld an mit- 
arbeitende Familienangehörige 

4 

j i 

1 ! 

0,6 

insgesamt . . . 

686 

100,0 


6. Wahlperiode 

Finanzierung 

102. Die Leistungen der landwirtschaftlichen Ah 
tershilfe werden durch Beiträge der Landwirte sowie 
der mitarbeitenden Familienangehörigen und über- 
I wiegend durch Bundeszuschüsse finanziert. Der 
I Bund soll im Jahre 1970 ein Defizit bis zur Höhe 
von 639 Millionen DM und nach dem Finanzplan des 
Bundes in den Jahren bis 1973 bis zur Höhe von 665 
Millionen DM ausgleichen (begrenzte Defizithaf- 
tung). Darüber hinausgehende Defizite sollen durch 
Beitragserhöhungen gedeckt werden. 

Infolge der gegenläufigen Entwicklung im Bestand 
an Altersgeldempfängern und an Beitragspflichtigen 
wird die in der 4. Novelle zum GAL beschlossene 
Erhöhung des Beitragssatzes auf 27 DM ab 1. Januar 
1970 nicht ausreichen, da unter Berücksichtigung die- 
ser Beitragssatzerhöhung und der im Finanzplan des 
Bundes vorgesehenen Mittel in den Jahren 1971 bis 
1973 noch ein ungedeckter Betrag verbleibt, der bis 
zum Jahre 1973 auf jährlich rund 50 Millionen DM 
ansteigt. Nach dieser Vorausschätzung müßte der 
monatliche Beitrag für die Beitragspflichtigen bis 
zum Jahre 1973 nochmals um 6 DM auf 33 DM ange- 
hoben werden. 


Übersicht 21 


Altershilfe für Landwirte 



1963 


1968 


1973 


1963/68 

1968/73 


Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen 1 
DM 

V. H. 

Millionen | 
DM 

V. H. 

V. H. 

V. H. 

Leistungen 

Barleistungen 

260 

96,6 

689 

95,3 

889 

93,4 

+ 165,0 

+ 29,0 

Sachleistungen 

0 

0,0 

13 

1,8 

35 

3,7 


+ 169,2 

Verwaltungskosten 

8 

3,0 

21 

2,9 

27 

2,8 

+ 162,5 

+ 28,6 

Verrechnungen 

1 

0,4 

0 

0,0 

1 

0,1 



insgesamt . . . 

269 

100,0 

723 

100,0 

' 952 

100,0 

+ 168,8 

+ 31,7 

Finanzierung 

Beiträge der Versicherten 

121 

45,3 

197 

27,2 

! 

1 

1 236 

26,1 

\ 

+ 62,8 

+ 19,8 

öffentliche Mittel 

145 

54,3 

525 

72,6 

665 

73,7 

+ 262,1 

+ 26,7 

Vermögenserträge * 

' 0 

0,0 

1 

0,1 

i 1 

0,1 


0,0 

Sonstige Einnahmen 1 

1 

0,4 

1 

i 

0,1 

1 1 

0,1 

0,0 

0,0 

insgesamt ... 

267 

100,0 

724 

100,0 

903 

100,0 

+ 171,2 

+ 24,7 
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Krankenversicherung (einschließlich 
Mutterschutz) [ 24 ] 

103. Unter Krankenversicherung werden die Lei- 
stungen der gesetzlichen Krankenversicherung und 
des Mutterschutzgesetzes beschrieben. 

104. Von 1963 bis 1968 wiesen die Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung und deren Finan- 
zierung generell einen aufwärts gerichteten Trend 
auf. Komponenten dieser Entwicklung waren neben 
einer leichten Zunahme des Mitgliederbestandes 
(vgl. Nummer 108) die Verbesserung, Vermehrung 
und Verteuerung der Leistungen auf Grund 

— wissenschaftlichen und technischen Fortschritts 
der Medizin; 

— ■ stärkerer Inanspruchnahme von Leistungen, die 
der Erhaltung und Wiederherstellung der Ge- 
sundheit dienen, weil das Gesundheitsbewußt- 
sein zunimmt und die Menschen älter werden; 

— steigender Einkommens- und Preisentwicklung, 
auch und teilweise besonders auf dem Gebiet 
des Gesundheitswesens. 

Dieser Trend wird sich auch in der Zeit von 1968 bis 
1973, der zweiten Hälfte des vom Sozialbudget um- 
faßten Zeitraumes, fortsetzen. Er liegt den voraus- 
geschätzten Zahlenreihen zugrunde, wenn auch für 
die einzelnen Leistungsarten in unterschiedlichem 
Ausmaß. 

105. Neben dieser eher gleichförmigen Entwick- 
lung treten unregelmäßige Änderungen auf. 

In der ersten Hälfte des Jahrzehnts 1963/1973 wur- 
den mehrmals Änderungen des Rechts der Kranken- 
versicherung, vor allem durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Mutterschaftsgesetzes und der Reichsver- 
sicherungsordnung vom 24. August 1965 und durch 
das Finanzänderungsgesetz 1967 vom 21. Dezember 
1967 vorgenommen. Das erstgenannte Gesetz brach- 
te Leistungsverbesserungen, insbesondere die Er- 
höhung des Kranken- und Hausgeldes nach der 
sechsten Krankheitswoche, sowie eine Heraufset- 
zung der Beitragsbemessungsgrenze und Versiche- 
rungspflichtgrenze für Angestellte von 660 DM mo- 
natlich auf 900 DM. Das Finanzänderungsgesetz 
führte die Versicherungspflicht aller Rentner der 
gesetzlichen Rentenversicherungen in der Kranken- 
versicherung ein und regelte die Finanzierung der 
Krankenversicherung der Rentner neu; dabei wurde 
ein Beitrag der Rentner zur Krankenversicherung 
der Rentner eingeführt, der ab Januar 1970 fortge- 
fallen ist (vgl. Nummer 61). 

Die Leistungen des Mutterschutzes wurden durch 
das Haushaltssicherungsgesetz 1965 vom 20. Dezem- 
ber 1965 und das Finanzänderungsgesetz verbessert, 
wenn auch infolge der Haushaltslage des Bundes 
nicht in dem Maße, wie es das Änderungsgesetz von 
1965 ursprünglich vorgesehen hatte. Unregelmäßige 
Entwicklungsschritte bei den Leistungen der Kran- 
kenversicherung traten außerdem im Gefolge der 
Gebührenneuregelung 1965 für Ärzte und Zahnärzte 
auf. 


106. Veränderungen in der Leistungsstruktur, mög- 
licherweise die stärksten seit Bestehen der gesetz- 
lichen Krankenversicherung (vgl. Nummer 111), 
brachte in der zweiten Hälfte des Zeitraumes 1963/ 
1973 das Gesetz über die Fortzahlung des Arbeits- 
entgelts im Krankheitsfalle und über Änderungen 
des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung 
vom 27. Juli 1969. Die Lohnfortzahlung an kranke 
Arbeiter enthebt die Krankenkassen der Kranken- 
geldzahlung während der ersten sechs Wochen der 
Krankheit, so wie es bei Angestellten seit 1931 der 
Fall ist. Damit verlieren die Barleistungen der Kran- 
kenversicherung die Bedeutung, die sie bei Einfüh- 
rung der Krankenversicherung hattten und die sich 
schon während der fast neun Jahrzehnte ihres Be- 
stehens allmählich abschwächte. 

Das genannte Gesetz hebt außerdem die Einkom- 
mensgrenzen der Krankenversicherung von 900 DM 
montlich auf zunächst 990 DM ab August 1969 und 
auf 1 200 DM ab Januar 1970 an. Anstelle einer Re- 
zeptblattgebühr ist eine prozentuale Kostenbeteili- 
gung der Versicherten getreten. Es wird die Zah- 
lung einer Prämie für nicht in Anspruch genommene 
Leistungen eingeführt. 


Schau bild 16 

Barleistungen und Sachleistungen 
in der gesetzlichen Krankenversicherung 
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Die Auswirkungen dieser Regelungen auf die Jah- 
resrechnungen ab 1970 lassen sich nicht vor Ende 
1971 übersehen. Es muß daher im vorliegenden 
Sozialbudget mit Schätzungen gearbeitet werden, 
die auch in die Werte bis 1973 eine beträchtliche Un- 
sicherheit hineintragen. 

107 , Übersicht 29 zeigt, daß die Leistungen der 
Krankenversicherung von 1963 auf 1973 voraus- 
sichtlich auf fast das Zweieinhalbfache steigen, wo- 
bei in der ersten Hälfte des Zeitraumes eine Stei- 
gerung um 65 V. H. stattgefunden hat, das sind 
durchschnittlich etwa 10,6 v. H. pro Jahr, während im 
zweiten Jahrfünft mit einem Wachstum von rimd 
45 V. H. gerechnet wird, das sind etwa 7,7 v. H. pro 
Jahr. Das Wachstum von 1968 auf 1973 wird beein- 
flußt durch den Wegfall des Krankengeldes, der ab 
1970 mit dem Lohnfortzahlungsgesetz eintritt (vgl. 
Nummer 106). Es handelt sich dabei um etwa 3 Mrd. 
DM, die ohne Lohnfortzahlung bis 1973 auf knapp 
3,5 Mrd. DM gestiegen wären. Erhöht man die 
Summe der Leistungen um diesen Betrag, so erhält 
man eine Gesamtausgabe von 34,7 Mrd. DM und 


eine Steigerung von rund 60 v. H. in fünf Jahren 
oder fast 10 v. H. pro Jahr. 

Von besonderer Anschaulichkeit sind hierbei die 
Strukturziffern (vgl. auch Schaubild 16), die eine be- 
merkenswerte Aufgabenverlagerung innerhalb der 
Krankenversicherung erkennen lassen. 1963 waren 
die Barleistungen (Krankengeld, Wochengeld, Ster- 
begeld) noch halb so hoch wie die Sachleistungen; 
1968 betrugen sie wegen der besonderen Dynamik 
der Sachleistungen (vgl. Nummer 112) nur noch etwa 
ein Drittel der Sachleistungen; 1973 schließlich, nach 
Einführung der Lohnfortzahlung, erreichen die Bar- 
leistungen nur noch rund ein Achtel des Wertes der 
Sachleistungen. An den Gesamtleistungen sinkt ihr 
Anteil während der zehn Jahre von 32 auf 10 v. H. 
Entsprechend dehnen die Sachleistungen ihre Vo- 
lumen absolut — auf das mehr als Dreifache — und 
relativ — von drei auf vier Fünftel der Leistungen 
insgesamt — aus. Eine Steigerung erfahren auch die 
Sonstigen Leistungen, weil hierunter ab 1970 die 
Prämie für nicht in Anspruch genommene Kranken- 
scheine (vgl. Nummer 106 und Nummer 113) ver- 
bucht ist. 


Übersicht 22 


Die Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung 

Jahresdurchschnitte 



1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Pflichtmitglieder . 

17 322 

17 094 

17 201 

in 1000 

17 792 17 019 

16 697 

16810 

17 925 

17 795 

17 665 

17 530 

Freiwillige Mit- 
glieder 

5 067 

5 507 

5 655 

5 110 

5 439 

5 042 

5 300 

4 690 

4 910 

5 130 

5 350 

Mitglieder ohne 
Rentner 

22 389 

22 601 

22 856 

22 901 

22 457 

21 738 

22 110 

22 615 

22 705 

22 795 

22 880 

Rentner 

5 680 

5 766 

5 884 

6 023 

6 241 

7 384 

7 735 

8 440 

9 110 

9 810 

10 550 

insgesamt . . 

28 069 

28 367 

28 740 

28 924 

28 698 

29 123 

29 845 

31 055 

31 815 

32 605 

33 430 

Pflichtmitglieder . , 


Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in v. H. 

-1.3 +0,6 +3,4 -4.3 -1,9 +0,7 

+ 6,6 

-0,7 

-0,7 

-0,7 

Freiwillige Mit- 
glieder 


+ 8,7 

+ 2,7 

-9,6 

+ 6,4 

“7,3 

+ 5,1 

-11,5 

+ 4,5 

+ 4,5 

+ 4,3 

Mitglieder ohne 
Rentner 

. 

+ 0,9 

+ 1,1 

+ 0,2 

-1,9 

-3,2 

+ 1,7 

4- 2,3 

+0,4 

+ 0,4 

+ 0,4 

Rentner 

1 

+ 1,5 

+2.0 

+2,4 

+ 3,6 

+ 18,3 

+4,8 

+ 9,1 

+ 7,9 

+ 7,7 

+ 7,5 

insgesamt . . 

1 

+1,1 

+ 1,3 

+ 0,6 

-0,8 

+ 1,5 

+ 2,5 

+ 4,1 

+2.4 

+ 2,5 

+ 2,5 
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Versicherte 

108 . Die Übersicht 22 zeigt die Zahl ver Versicher- 
ten der gesetzlichen Krankenversicherung. Dazu 
kommen die mitversicherten Familienangehörigen, 
die hier nicht erfaßt sind. Deutlich ist der Trend zu 
erkennen, daß bei starren Einkommensgrenzen eine 
stetige Wanderung von der Pflicht- zur freiwilligen 
Versicherung stattfindet. Unterbrochen wird diese 
Entwicklung, die sich in einer Abnahme der Zahl 
der Pflichtversicherten aus drückt, durch das Ände- 
rungsgesetz 1965 (vgl. Nummer 105) und durch das ' 
Lohnfortzahlungs- und Krankenversicherungsände- i 
rungsgesetz (vgl. Nummer 106); In den Jahren 1965,/ j 
66 und 1969/70 steigt die Zahl der Pflichtmitglieder, j 
Außerdem spiegelt sich der wirtschaftliche Rückgang 
1967 in einer abnehmenden Zahl der Pflichtmitglie- ' 
der. Ab Februar 1970 (in der Übersicht erst ab 1971 ' 
zu erkennen), setzt voraussichtlich der Abwande- | 
rungstrend wieder ein für die Angestellten, deren j 
versicherungspflichtiges Einkommen die Grenze von I 
1 200 DM monatlich übersteigt. 

Bei den freiwilligen Mitgliedern ergibt sich die ent- 
sprechende Entwicklung. Die Zahl der Pflicht- und 
freiwilligen Mitglieder (ohne Rentner) insgesamt 
weist einen leichten Aufwärtstrend auf, der zweimal ' 
unterbrochen wurde: 1967 durch die Rezession, durch 
welche die Beschäftigung zurückging, und 1968 durch 
das Finanzänderungsgesetz, das die Versicherungs- ; 
Pflicht für alle Rentner einführte (vgl. Nr. 105); da- ■ 
mit wurden freiwillige Mitglieder zu pflichtversi- ^ 
cherten Rentnern. 

109 . 1968 waren von der gesamten Bevölkerung 
(etwa 60,4 Millionen Personen) 98,6 v. H. gegen 
Krankheit versichert; 87 v. H. der Bevölkerung hat- 
ten öffentlich-rechtlichen Schutz der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 

Nach dem Mikrozensus 1968, dessen Ergebnisse al- 
lerdings wegen unterschiedlicher Erhebungsmetho- 
den von den Geschäftsstatistiken der gesetzlichen 


Krankenversicherung abweichen, waren im April 
1968 von der Wohnbevölkerung 


28.0 V. H. pflichtversichert 

12.1 V. H. als Rentner versichert 

9,2 V. H. in gesetzlichen Kassen freiwillig ver- 
sichert 

37,6 V. H. als Familienmitglied in gesetzlichen Kas- 
sen mitversichert 


1,3 V. H. auf sonstige Weise in gesetzlichen Ein- 
richtungen gegen Krankheit versichert 

5,9 V. H. in privaten Kassen versichert 

4,5 V. H. als Familienmitglieder in privaten Kas- 
sen mitversichert 


1 ,4 V. H. nicht gegen Krankheit versichert. 


Leistungen 

110 . Die Leistungen der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung sind besonders stark gestiegen. Der grö- 
ßere Teil der mehr als zehnprozentigen durchschnitt- 
lichen Wachstumsrate des Zeitraums 1963/68 (vgl. 
Nummer 106) beruht sicher auf einer trendmäßigen 
Entwicklung (vgl. Nummer 104). Unregelmäßige, 
exogene Faktoren (vgl. Nummer 105) geben in ein- 
zelnen Jahren besondere Wachstumsimpulse. 

111 . Die Barleistungen bestehen aus Kranken- und 
Hausgeld, Barleistungen der Mutterschaftshilfe, 
Sterbegeld sowie geringfügigen sonstigen Leistun- 
gen (s. Übersicht 23). Sie stiegen von 1963 bis 1968 
um knapp 20 v. H., das sind etwa 3,7 v. H. pro Jahr. 
Kranken- und Hausgeld stellen den größten Teil der 
Barleistungen dar; auch noch nach der Einführung 
der Lohnfortzahlung, wenngleich dann ihr Anteil an 
allen Barleistungen von rund 80 auf knapp 60 v. H. 
verringert wird. 


Übersicht 23 


Struktur der Barleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 



1963 

1968 

1973 

Millionen 

DM 

Millionen | rj 

DM i 

Millionen 1 

DM 1 

Kranken- und Hausgeld 

Mutterschaftsgeld 

Sterbegeld 

3 417 82ß 

484 llj 

229 5,5 

6 0,1 

3 968 80,1 

588 11,9 

392 7,9 

8 0,2 

1 771 56,9 

816 26,2 

514 165 

14 0,4 

sonstige Barleistungen 

insgesamt. . . 4 136 100 

4 956 100 

3 115 100 
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Schaubild 17 

Ausgaben für Kranken- und Hausgeld 

Mrd. DM 



Die Höhe des Kranken- und Hausgeldes ist abhän- 
gig von solchen Faktoren, über deren weitere Ent- 
wicklung sich plausible Annahmen treffen lassen, 
wie die Zahl der Mitglieder und deren Zusammen- 
setzung sowie das Wachstum der Durchschnittslöhne; 
sie hängt ferner jedoch auch stark von der Entwick- 
lung des Krankenstandes ab, dessen zukünftige Ver- 
änderung immer schwer vorherzusehen ist. Für das 
vorliegende Sozialbudget erhöhen sich die progno- 
stischen Schwierigkeiten durch die Einführung der 
Lohnfortzahlung und in diesem Zusammenhang ge- 
änderte Bestimmungen des Leistungsrechts der Kran- 
kenversicherung. Die Lohnfortzahlung (vgl. auch 
Schaubild 17) beschränkt die Leistungen auf Ar- 
beitsunfähigkeitsfälle, die länger als sechs Wochen 
dauern. Es ist möglich, daß die Häufigkeit der län- 
gerdauernden Krankheiten anderen Gesetzen folgt 
als der bisher beobachtete Krankenstand. 

In der Zeit von 1963 bis 1968 haben sich die Aus- 
gaben für Kranken- und Hausgeld sehr unregelmä- 
ßig entwickelt. Die Übersichten 24 a und 24 b zeigen 
deren Änderungsraten im Vergleich zu den Ände- 
rungsraten möglicher Determinanten (in v. H.). 


Übersicht 24 a 


Veränderung von Kranken- und Hausgeld sowie deren Determinanten 

a) 1964 bis 1968 
V. H. 



1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

I 

Kranken- und Hausgeld ' 

-2,1 

+ 10,6 

+ 8,6 

-12,2 

+ 12,5 

Zahl der Pflichtmitglieder (ohne Rentner) .... 

“1,3 

+ 0,6 

+ 3,4 

- 4,3 

- 1,9 

1 Durchschnittslöhne 

+ 8,9 

+ 9,0 

+ 7,2 

+ 3,3 

+ 6,1 

‘ 1 

; Krankenstand der Pflichtmitglieder mit sofor- 

j tigern Anspruch auf Barleistungen ^) 

-9,1 

+ 7,8 

+ 1,4 

-13,4 

+ 11,4 

Leistungsverbesserung durch Gesetz i 


-t 




Ü Der Krankenstand war 1964 = 5,38; 1965 ~ 5,58; 1966 

= 5,66; 

1967 = 4,90; 

1968 = 5,46 
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Im Jahre 1969 werden nach den bisherigen statistischen Ergebnissen die Ausgaben für Kranken- 
und Hausgeld um 5,5 v. H. steigen. Nach dem Bruch im Jahre 1970 wird für die drei bis 1973 
folgenden Jahre mit einem erneuten Anstieg um rund fünf v. H. pro Jahr gerechnet: 


Übersicht 24 b 


Veränderung von Kranken- und Hausgeld sowie deren Determinanten 

b) 1969 bis 1973 
V. H. 



1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Kranken- und Hausgeld 

+ 5,5 

-63,4 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

Pflichtmitglieder (ohne Rentner) 

+ 0,7 

+ 6,6 

“0,7 

-0,7 

-0,7 

Durchschnittslöhne 

+ 9,3 

+ 12,0 

+5,8 

+5,8 

+ 5,8 

Krankenstand 

+ 4,3 


0 

0 

0 

Leistungsveränderung 







0 Wegfall von Leistungen der Krankenversicherung durch Lohnfortzahlung 


Das Mutterschaftsgeld (Wochengeld) umfaßt neben 
den Leistungen nach der Reichsversicherungsord- 
nung auch die Leistungen nach dem Mutterschutzge- 
setz, die allerdings seit 1968 bis auf einen Rest von 
etwa 5 Millionen DM jährlich auf die Krankenver- 
sicherung übergeleitet sind. Die Höhe des Mutter- 
schaftsgeldes ist abhängig von der Zahl der Gebur- 
ten und der Lohntüte. Die Zahl der Geburten wird 
als leicht rückläufig vorausgeschätzt. Die Wirkung 
von Lohnsteigerungen wird begrenzt durch die Ober- 
grenze der täglichen Barleistung auf 25 DM. Eine 
größere Schwankung zeigt sich 1966 infolge der Ver- 
längerung der Schutzfristen durch das Haushaltsi- 
cherungsgesetz. Es wird angenommen, daß die wei- 
tere Entwicklung des Mutterschaftsgeldes der Lohn- 
entwicklung folgen wird, wenn auch mit geringerer 
Wachstumsrate. 

Eine den Lohnerhöhungen entsprechende Entwick- 
lung bei leicht steigender Zahl der Fälle wurde auch 
für das Sterbegeld angenommen. ^ 

Die Übersicht 25 zeigt die Barleistungen nach den 
Vorschriften der Reichsversicherungsordnung und 
des Mutterschutzgesetzes von 1963 bis 1973. Ohne 
die Einführung der Lohnfortzahlung wären die Bar- 
leistungen in dieser Zeit möglicherweise um knapp 
60 V. H. auf 6,6 Mrd. DM gestiegen. Das wäre eine 
durchschnittliche Steigerungsrate von rund 4,8 v. H. 
pro Jahr, 


112. Gegenüber der verhältnismäßig ruhigen Ent- 
wicklung der Barleistungen zeigen die Sachleistun- 
gen eine bedeutend größere Dynamik. Allein im 
ersten Jahrfünft (1963 bis 1968) vergrößerten sie 
ihren Anteil an allen Leistungen von 60 auf über 
70 V. H. (vgl. Nummer 106). Infolge der Lohnfort- 
zahlung steigt dieser Anteil bis 1973 weiter auf über 
80 V. H. (vgl. Schaubild 18). 


Schaubild 18 


Sachleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
(einschließlich Mutterschutz) 1968 


Ärztliche 

Leistungen 



Ärzte Zahnärzte 

^ 







Krankenhaus 








i 

1 

Arzneimittel 







Zahnersatz 



Ap 

I 1 

jtheken 

^ 

_ 

Sonstige 

^ 


Wochenhilfe 

Sonstige 

Sachleistungen 


i 



1 ' 



1 


Mrd.DM 0 1 2 3 4 5 6 
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Demgegenüber treten die lohnbezogenen Leistungen 
zurück. Die oben (Nummer 104) erwähnten Faktoren 
der Vermehrung, Verbesserung und Verteuerung 
der Leistungen wirken sich vor allem im Bereich der 
Sachleistungen aus, nicht zuletzt, weil hier teilweise 
technischer und zivilisatorischer Nachholbedarf und 
wachsende Nachfrage nach Gesundheitsgütern Zu- 
sammentreffen. 

Von 1963 bis 1968 sind die Sachleistungen (vgl. 
Übersicht 26) insgesamt um über 90 v, H. gestiegen, 
das sind rund 14 v. H. pro Jahr, mit Spitzen bei den 
Arzneimitteln und den Leistungen der Zahnärzte 
(Verdoppelung der Ausgaben), gefolgt von den Lei- 
stungen für Krankenhäuser (Krankenbehandlung in 
Anstalten) und den Leistungen der Ärzte (+ 90 v. H.; 
+ 80 V. H,). Zum Teil ist dieses Wachstum durch 
Rechtsänderung und durch mehrere Änderungen der 
Honorarverträge zu erklären (vgl. Nummer 105); 
für die Weiterschätzung der Ausgaben bis 1973 
mußte von Gesetzesänderungen abgesehen werden. 
Zum anderen Teil ist aber ein Wachstumstrend mit 
erheblicher Dynamik erkennbar; deshalb wurde auch 
für die nächste Zeit mit hohen Wachstumsraten ge- 
rechnet; besonders bei Arzneimitteln und Kranken- 
hausbehandlung (14 V. H. p. a.). Dabei ist allerdings 
zu bedenken, daß das reale Wachstum der Leistun- 
gen niedriger ist. Es bedürfte einer Spezialunter- 
suchung, nominelles und reales Wachstum im Lei- 
stungsfeld der gesetzlichen Krankenversicherung 
auseinanderzurechnen. 

Die Höhe der ärztlichen und der zahnärztlichen Lei- 
stungen wird determiniert von deren Inanspruch- 
nahme durch die Versicherten und den Honorarver- 
einbarungen zwischen den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen und den Krankenkassen. Die hohen Steige- 
rungsraten der Jahre 1965 und 1966 erklären sich im 
wesentlichen aus Kumulierungen von Honorarver- 
besserungen, die im Gefolge der am 1. April 1965 in 
Kraft getretenen Gebührenordnungen für Ärzte und 
für Zahnärzte eingetreten sind. In den einzelnen 
Jahren von 1964 bis 1968 haben die Ausgaben für 
ärztliche und zahnärztliche Leistungen wie folgt 
zugenommen (in v. H.): 

1964 1965 1966 1967 1968 


Ärzte +13,3 +16,3 +18,8 + 6,3 + 8,6 

Zahnärzte + 9,4 +21,7 +37,8 + 3,9 + 7,0 

Für 1969 bis 1973 wurde angenommen, daß die Aus- 
gaben der Krankenkassen für ärztliche und zahn- 
ärztliche Leistungen im großen und ganzen der Lohn- 
bewegung folgen, ab 1971 wurde ein einprozentiger 
Zuschlag für wachsende Inanspruchnahme einge- 
setzt. Die Wachstumsrate für 1969 (7,5 v. H.) ergab 
sich aus vorläufigen Teilergebnissen der Statistik. 
Das Wachstum für 1970 wurde knapp unter, für die 
restlichen Jahre etwas über der allgemeinen Lohn- 
steigerung (5,8 V. H.) vorausgeschätzt. 

Ausgaben für ärztliche und zahnärztliche Leistungen 
in v. H. des Vorjahres: 

1969 1970 1971/1973 


Ärtze und Zahnärzte . . +7,5 +5,0 je +6,8 


Bei Arzneimitteln (Arzneien, Heil- und Hilfsmittel 
von Apotheken und anderen Stellen ohne Zahner- 
satz) haben sich die Leistungen der Krankenversi- 
cherung von 1963 bis 1968 nominell verdoppelt. Die 
jährlichen Wachstumsraten sind entsprechend hoch: 

1964 1965 1966 1967 1968 

Arznei- 
mittel .. +12,4 +15,7 +19,7 +12,5 +17,0 

Die Spitzen 1966 und 1968 erklären sich im wesent- 
lichen aus Preissteigerungen, 1968 zum Teil durch 

Übersicht 25 


Barleistungen der 


! 

1963 

1964 

1965 

Millionen DM 



Kranken- und Hausgeld . 

3417 

3 344 

3 698 

Wochengeld ^) 

( 349 ) 

( 369 ) 

( 396 ) 

Wochengeld 

( 135 ) 

( 140 ) 

( 141 ) 

insgesamt : 

484 

509 

537 

Sterbegeld 

229 

240 

267 

sonstige Barleistungen . . 

6 

6 

5 

insgesamt . . . 

4 136 

4 099 

4 507 


^) nach der RVO 

-) nach dem Mutterschutzgesetz 

^) Mutterschaftsgeld nach der RVO und dem Mutter- 
schutzgesetz 


Übersicht 26 


Sachleistungen der 


1 

1963 

1964 

[ 1965 

Millionen DM 

Ärztliche und zahnärzt- 




liehe Leistungen .... 

3 143 

3 532 

4 149 

Arzneimittel 

1 840 

2 068 

2 393 

Zahnersatz 

345 

341 

401 

Anstaltsbehandlung .... 

2 295 

2 572 

2 947 

Wochenhilfe 

216 

258 

285 

Sonstige Sachleistungen 

203 

225 

251 

insgesamt . . . 

8 042 

8 996 

10 426 
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die Einbeziehung in die Mehrwertsteuer. Im übri- 
gen dürfte auch der reale Verbrauch an Arzneimit- 
teln quantitativ und qualitativ gestiegen sein. Mit 
dieser Entwicklung ist auch weiterhin zu rechnen. 
Deshalb wurden für 1969 bis 1973 Wachstumsraten 
von 14 V. H. p. a. angesetzt, die für 1969 durch Teil- 
ergebnisse der Statistik bereits bestätigt wurden. 
Auf diese Weise werden die Ausgaben der Kran- ! 
kenversicherung für Arzneimittel in zehn Jahren | 
von 1,8 Mrd. DM 1963 auf fast das Vierfache, näm- 
lich rund 7,3 Mrd. DM, steigen. 


I Auch die Leistungen für Zahnersatz sind stark (von 
I 1963 auf 1968 um 79 v. H.), im Vergleich zu anderen 
' Leistungen allerdings etwas langsamer gestiegen: 

1964 1965 1966 1967 1968 

Zahn- 
ersatz .. “1,2 +17,6 +25,4 -i-12,9 + 9,0 

1966 erreichte die Wachstumsrate einen Höhepunkt, 
dessen Ursache auf Neufestsetzungen der Prothetik- 
Gebühren im Jahre 1965 zurückzuführen ist. Auch 


Übersicht 25 


gesetzlichen Krankenversicherung 


1966 

1967 

j 1968 1 

1969 

1 1970 

1971 1 

1972 

j 1973 

1963/68 

1968/73 1 

1963/73 

4 016 

3 528 

3 968 

Millionen DM 

4 186 1 530 

1 607 

1 687 

1 771 

+ 16,1 

v. H. 

-55,4 

- 48,2 

(440) 

(447) 

(583) 


. 


. 

. 

• 



(196) 

(220) 

(5) 

. 

. 

. 



• 


* 

636 

667 

588 

641 

705 

740 

777 

816 

+ 21,5 

+ 38,8 

+ 68,6 ! 

311 

350 

392 

404 

440 

462 

485 

514 

+ 71,2 

+ 31,1 

+ 12+5 

6 

4 

8 

10 

11 

12 

13 

14 


• 


4 969 

4 549 

4 956 

5 241 

2 686 

2 821 

2 962 

3 115 

1 +19,8 

-37,2 

- 24,7 ; 

__ J 
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gesetzlichen Krankenversicherung 


1966 

1 1967 

1 1968 

1969 

1970 

1971 

1 1972 

1973 

1963/68 1 

1968/73 1 

1963/78 




Millionen DM 





V. H. 


5 111 

5 401 

5 846 

6 284 

6 598 

7 047 

7 526 

8 038 

+ 86,0 

+ 37,5 

+ 155,7 

2 864 

3 222 

3 771 

4 299 

4 901 

5 587 

6 369 

7 261 

+ 104,9 

+92,5 

+294,6 

503 

568 

619 

690 

759 

835 

919 

1 011 

+ 79,4 

+ 63,3 

+ 193,0 

3 397 

3 851 

4 384 

5 042 

5 748 

6 553 

7 470 

8 516 

+ 91,0 

+ 94,3 

+ 271,1 

354 

403 

414 

436 

449 

458 

467 

476 

+ 91,7 

+ 15,0 

+ 120,4 

281 

302 

334 

364 

400 

440 

484 

532 

+ 64,5 

+ 59,3 

+ 162,1 

12 510 

13 747 

15 368 

17 115 

18 855 

20 920 

23 235 

25 834 

+ 91,1 

+68,1 

+ 221,2 
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beim Zahnarzt muß weiter mit spürbaren Ausgabe- 
steigerungen gerechnet werden. Für 1969 wurden 
11,5 V. H., für den Rest der Periode 10 v. H. jährlich 
vorausgeschätzt. 

Unter der Position Anstaltsbehandlung werden Ko- 
sten der Unterbringung, der Verpflegung und der 
ärztlichen Behandlung — ■ soweit getrennt erfaßbar 
oder im Pflegesatz mitenthalten ■ — und sonstige bei 
stationärer Krankenhausbehandlung entstehende 
Aufwendungen verstanden. In diesem Bereich fan- 
den, ähnlich wie bei Arzneimittel (vgl. oben), be- 
sonders nachhaltige Steigerungen der Aufwendun- 
gen statt. 

1964 1965 1966 1967 1968 


An- 

stalts- 

behand- 

lung ... +12,1 +14,6 +15,3 +13,7 +13,8 

Komponenten dieser Entwicklung sind die Zahl der 
Krankenhausfälle, die Verweildauer und die Pflege- 
sätze. Übersicht 27 zeigt, daß die Zahl der Kranken- 
hausfälle von 1963 bis 1968 progressiv gestiegen ist, 
ohne allerdings eine auffällig hohe Wachstumsrate 
zu erreichen (+ 5,5 v. H. 1968). Die Verweildauer 
ist von Jahr zu Jahr geringer geworden, so daß die 
Zahl der Krankenhaustage in den fünf Jahren insge- 
samt nur um 12,5 v. H. zugenommen hat (immerhin 
ist auch hier eine Progression zu erkennen). Die 
entscheidenden Komponenten sind die Kosten je 


Pflegetag, die im Schnitt um 11 v. H. jährlich, insge- 
samt um fast 70 v. H. in fünf Jahren angestiegen 
sind. 

Für die Zeit von 1968 bis 1973 wurde mit einer Fort- 
setzung dieser Entwicklung gerechnet. Teilergeb- 
nisse für 1969 zeigen, daß in diesem Jahr die Kosten 
für Anstaltsbehandlung um etwa 15 v. H. gestiegen 
sind; für den Rest der Periode wurde mit 14 v. H. je 
Jahr gerechnet. Komponenten, die dieser Entwick- 
lung entgegenwirken können, wie Beteiligung des 
Bundes an der Krankenhausfinanzierung sowie 
Rückgang der Inanspruchnahme infolge verbesser- 
ter Vorsorgeleistungen, ließen sich noch nicht zah- 
lenmäßig erfassen. 

Die Sachleistungen der Mutterschaftshilfe stiegen bei 
recht unterschiedlichen Jahresraten in der Zeit von 
1963 bis 1968 nur um rd. 92 v. H. Bei voraussichtlich 
rückläufiger Geburtenzahl, aber vermehrter Inan- 
spruchnahme von Anstaltsentbindungen wurde für 
1969 (auf Grund von Teilergebnissen der Statistik) 
mit einem Wachstum um 5 v. H. gerechnet; 1970 
noch mit 3 v. H. und für die restlichen Jahre mit 
2 V. H. Ebenso wie die Mutterschaftshilfe gehören 
die sonstigen Sachleistungen (Hauspflege, Fahr- 
und Transportkosten, Genesendenfürsorge und vor- 
beugende Maßnahmen) zu den Positionen, die im 
Verhältnis zu den anderen Sachleistungen finanziell 
nicht sonderlich gewichtig sind. Ihnen wurde global 
ein weiteres Wachstum von 10 v. H. jährlich zuge- 
messen, was der bisherigen Entwicklung entspricht. 
Abschließend wird auf die folgenden Stnikturver- 


übersicht 27 


Krankenhausfälle, Krankenhaustage, Verweildauer und Kosten je Tag 



Einheit 

1963 

1964 1 

1965 

1966 1 

1967 

1968 


Krankenhausfälle 

1 000 

4 209 

4 320 

4 445 

4 578 

4 751 

5 012 


Krankenhaustage 

1 000 

98 509 

99 872 

101 324 

103 605 

106 607 

110815 


Tage je Fall (Verweildauer) .... 

Tage 

23,4 

23,1 

22,8 

22,6 

22,4 

22,1 


Kosten der stationären Behänd- 

Millio- 








lung 

nen DM 

2 295 

2 572 

2 947 

3 397 

3 851 

4 384 


Kosten je Tag 

DM 

23,30 

25,75 

29,10 

32,80 

36,10 

39,50 


1 

Veränderungen ' 


i 

1962/63 ; 

1963/64 i 

1964/65 , 

1965/66 i 

1966/67 1 

1967/68 ; 

1963/68 

Krankenhausfälle 

V. H. 


+ 2,6 

+ 2,9 

+ 3,0 

+ 3,8 

+ 5,5 

+ 19,1 

Krankenhaustage 

V. H. 

. 

+ h4 

+ 1,5 

+ 2,2 

+ 2,9 

+ 3,9 

+ 12,5 

Tage je Fall (Verweildauer) .... 

V. H. 


- 13 

- 1,3 

- 0,9 

- 0,9 

~ 1,3 

- 5,6 

Kosten der stationären Behänd- 









lung 

V. H. 


+ 12,1 

+ 14,6 

+ 15,3 

+ 13,4 

+ 13,8 

+ 97,0 

Kosten je Tag 

V. H. 


+ 10,5 

+ 13,0 

+ 12,7 

+ 10,1 

+ 9,4 

+ 69,5 
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Übersicht 28 

Struktur der Sachleistungen 1963, 1968 und 1973 
V. H. 



1963 1 

1968 ; 

1973 

1 ! 

j Ärztliche und zahnärztliche 
Leistungen 

39,1 

38,0 

31,1 

Arzneimittel 

1 22,9 

24,5 

28,1 

i Zahnersatz 

i 

4,3 

4,0 

3,9 

Anstaltsbehandlung 

1 28,5 

28,5 

33,0 

Mutterschaftshilfe 

2,7 

2,6 

1.8 

Sonstige 

Sachleistungen 

2,7 

2,2 

2,1 

1 

insgesamt . . . 

' 100 

100 

100 


änderungen innerhalb der Sachleistungen verwie- 
sen (s. Übersicht 28). 

113. Die Sonstigen Leistungen der Krankenversi- 
cherung bestehen vor allem aus dem vertrauens- 
ärztlichen und -zahnärztlichen Dienst, der Rest (Vor- 
beugende Maßnahmen, Posten aus der Vermögens- 


j rechnung und „Sonstige Aufwendungen") wird hier 
j zu „übriges" zusammengefaßt. Bis 1968 zeigt sich 
folgende Entwicklung (Beträge in Millionen DM): 



1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

VA-Dienst . . . 

. . . 91 

98 

106 

117 

119 

121 

Übriges 

... 50 

46 

72 

61 

73 

76 

insgesamt . . . 

... 141 

144 

178 

178 

192 

197 


Insgesamt ist das ein Wachstum von knapp 40 v. H. 
oder 5,8 v. H. jährlich. Für 1969 zeichnet sich eine 
Zunahme von etwa 5 v. H. insgesamt ab. 

Im Jahre 1970 setzen die Leistungen ein, die als 
Prämie für nicht in Anspruch genommene Kranken- 
scheine (vgl. Nummer 106) gewährt werden. Im Zu- 
sammenhang mit der Neuregelung wurden die Aus- 
gaben dafür auf 600 Millionen DM jährlich ge- 
schätzt. Diese Schätzung ist äußerst unsicher, man- 
gels einer besseren Schätzmöglichkeit wurde dieser 
Betrag jährlich unverändert eingesetzt. Mit gewis- 
sen Vorbehalten wurde für 1969 bis 1973 folgende 
Vorausschätzungen der Sonstigen Leistungen (in 
Millionen DM) angestellt: 



1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

VÄ-Dienst . . . 

. . . 121 

123 

125 

127 

129 

131 

Übriges 

... 76 

84 

88 

92 

97 

102 

Prämie 

. . . — 

— 

600 

600 

600 

600 

insgesamt . . . 

... 197 

207 

813 

819 

826 

833 


Übersicht 29 

Krankenversicherung (einschließlich Mutterschutz) 



1963 


1968 


1973 

1963/68 

1968/73 


Millionen ' 
DM ! 

V. M. 

Millionen 
DM 1 

V. H. 

Millionen ! 
DM ! 

v. II. 

v. H. 

v. H. 

Leistungen 











Barleistungen 

4 136 

31,6 

4 956 

22,9 

3 115 

10,0 

-E 

19,8 

— 

37,1 

Sachleistungen 

8 042 

61,3 

15 368 

71,0 

25 834 

82,7 

+ 

91,1 

+ 

68,1 




Sonstige Leistungen 

141 

hl 

197 

0,9 

833 

2,7 

+ 

39,7 

-f 322,8 

Verwaltimgskosten 

696 

5,3 

995 

4,6 

1 329 

4,2 

+ 

43,0 

+ 

33,6 



Verrechnungen 

94 

0,7 

130 

0,6 

134 

0,4 

+ 

38,3 

+ 

3,1 




insgesamt . . . 

13 109 

100,0 

21 646 

1 

100,0 

31 245 

100,0 


65,1 

+ 

44,3 

Finanzierung 



! 








Beiträge der Versicherten 

6 173 

46,1 

9 966 

46,7 

14 476 

45,9 

+ 

61,4 

+ 

45,3 

Beiträge der Arbeitgeber 

4 447 

33,2 

, 6 353 

29,8 

9 860 

31,2 

+ 

42,9 

+ 

55,2 

Öffentliche Mittel 

228 

h7 

249 

h2 

309 

hO 

+ 

9,2 

+ 

24,1 

Vermögenserträge 

87 

0,6 

190 

0,9 

180 

0,6 

+ 118,4 

— 

5,3 

Sonstige Einnahmen 

115 

0,9 

185 

0,9 

170 

0,5 

+ 

60,9 

— 

8,1 

Verrechnungen 

2 337 

17,5 

4 385 

j 

20,5 

6 555 

20,8 

+ 

87,6 

+ 

49,5 

insgesamt . . . 

13 387 

1 

100,0 

21 328 

100,0 

1 

31.550 

100,0 

+ 

59,3 

+ 

47,9 
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Finanzierung 

114 . Die Leistungen der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung werden etwa zu 95 v. H. durch Beiträge 
finanziert, öffentliche Mittel stehen für die Leistun- 
gen der Mutterschaftshilfe zur Verfügung, ferner im 
Rahmen der Berlin-Hilfe und als Garantieleistungen 
der Gemeindeverbände. 

Schaubild 19 zeigt die Einnahmestruktur der Kran- 
kenversicherung 1968, wobei die Verredinungsein- 
nahmen in Beitrags- und Leistungsverrechnungen 
aufgeteilt wurden. 


Schaubild 19 


Die Einnahmen der gesetzlichen Krankenversicherung 
(einschließlich Mutterschutz) 1968 


ipi 


Versic^herte 
14 Arbeitgeber 


4 Verrechnur^gen 


Öffejitlich^ Mittel 

> i 

Verreögen^rträ^ 

1 I 

I 

Sonstige Ejnnahrpen 


Verr^hnurtigen für Leisllungerj 


Mrd. 

DM 0 1 


-H-+ 


8 9 10 


j 115 . Die Krankenikssen haben die Beiträge so zu 
I bemessen, daß sie, die anderen Einnahmen einge- 
rechnet, für die zulässigen Ausgaben der Kasse aus- 
reichen. Beitragserhöhungen über acht (vor 1970 
j über elf) Prozent des Grundlohnes hinaus bedürfen 
! des übereinstimmenden Beschlusses der Versidier- 
! ten und der Arbeitgeber in der Vertreterversamm- 
lung (für die Mehrzahl der Kassen). 

Die Berechnung der Beitragseinnahmen ab 1970 
geht davon aus, daß die Leistungen durch Beiträge 
finanziert werden, auch wenn dabei der Beitrags- 
satz acht Prozent des Grundlohnes übersteigt. 

Vor 1970 wurden zwei Beitragssätze veröffentlicht: 
der für Pflichtmitglieder mit sofortigem Anspruch 
auf Barleistungen und der für Pflichtmitglieder mit 
Lohn- und Gehaltsanspruch bis sechs Wochen. Es 
gab darüber hinaus noch weitere Beitragssätze. Ab 
1970 ist der Beitragssatz für Pflichtmitglieder mit so- 
fortigem Anspruch auf Barleistungen uninteressant 
geworden, weil durch das Lohnfortzahlungsgesetz 
(vgl. Nummer 106) kranke Arbeiter Lohnanspruch 
für sechs Wochen haben. Die Entwicklung der Bei- 
tragssätze ergibt sich aus der Übersicht 30. Für die 
Vorausberechnung der Beitragssätze ab 1970 gilt 
1 folgendes: 

. — Das Sozialbudget geht vom geltenden Recht aus. 
Dieses sieht eine Beendigung der Versicherungs- 
pflicht bei Angestellten vor, die mehr als 14 400 
DM pro Jahr (1 200 DM im Monat) verdienen. Es 
sieht weiter vor, daß die Beiträge von keinem 
höheren Grundlohn erhoben werden als von 
1 200 DM. Lohn- und Gehaltserhöhungen von 
I Arbeitnehmern, deren Entgelte über dieser 

1 Grenze liegen, wirken sich nicht mehr beitrags- 

I steigernd aus. Es ist zu erwarten, daß diese 

! Grenze 1971 und 1972 von der Mehrzahl der 

Versicherten überschritten ist. Bereits vorher, 

! verstärkt aber von diesem Zeitpunkt an, können 

! die Leistungssteigerungen der Krankenversiche- 

I rung (vgl. Nummer 110 und 112) nicht mehr aus 

I dem Beitragsmehraufkommen infolge von Lohn- 

i erhöhungen finanziert werden. 


Übersicht 30 


Beitragssätze für Pflichtmitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung 
in V. H. des Grundlohns 



1 1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1 1970 

1 1971 

1972 

1973 

Pflichtmitglieder 








8,0 

8,6 

9,2 

10,0 

mit sofortigem An- 
spruch auf Barleistun- 
gen 

9,6 

9,7 

9,9 

10,0 

10,1 

10,2 

10,5 





mit Lohn- oder Ge- 
haltsanspruch bis sechs 
Wochen 

6,8 

6,8 

7,2 

7,4 

7,8 

8,2 

8,5 






(wegen früherer Jahre vergleiche Tabelle 44 a und 44 b der Anlage) 
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— Eine Alternative wäre die Heraufsetzung und die 
Dynamisierung der Einkommensgrenzen. Bis et- 
wa 1940 waren die Grenzen etwa doppelt so hoch 
wie die Durchschnittsentgelte, bis etwa 1960 
dann noch eineinhalb mal so hoch, seitdem sind 
beide etwa gleich, zeitweise lag die Beitragsbe- 
messungsgrenze sogar unter den Durchschnitts- 
entgelten. 

— Starke Zunahme der Leistungen und gebremste 
Entwicklung des Beitrags-Lohn-Verhältnisses 
führen zwangsläufig zu steigenden Beitragssät- 
zen. 

Für die Beitragsermittlung wurde mit folgenden An- 
nahmen gerechnet: 


Übersicht 31 

Annahmen für die Beitragsermittlung 

Steigerungsraten in v. H. 



1970 

1971 1 

1972 1 

1973 

Abhängig 
Beschäftigte 

+ 1,1 

+ 0,4 

+ 0,4 

+ 0,4 

Löhne 

+ 12,0 

+ 5,8 

+ 5,8 

+ 5,8 

; davon wirksam . . . 

— 

Vi 

Vio 

Vio i 


Im Jahre 1970 entspricht dem Wegfall des Großteils 
von Krankengeld (vgl. Nummer 111) eine Senkung 
des Beitragssatzes auf 8,0 v. H. (statt der vorausge- 
schätzten 10,7 V. H.). 

Dadurch fallen etwa 3 Mrd. DM Beiträge weg. Die 
Veränderung der Beitragsbemesssungsgrenze von 
900 bzw. 990 auf 1 200 DM und die Lohnsteigerung 
kompensieren diesen Effekt ungefähr. Die damit 
verbundenen Einnahmen von bisher freiwillig oder 
gar nicht Versicherten verlagern die Beitragslast in 
Richtung Arbeitgeberanteile. 

116. Die öffentlichen Mittel setzten sich 1963 und 
1968 und setzen sich 1973 wie folgt zusammen: 

Übersicht 32 

öffentliche Mittel der Krankenversicherung 
1963, 1968 und 1973 

Millionen DM 


I 

1963 1 

1968 

1 1973 

1 

Berlin-Hilfe 



87 

96 

Mutterschaftshilfe .... 

135 

162 1) 

213 1; 

Garantieleistungen . . 

60 

— 

— 

Zuschuß an die 

knappschaftliche KV 

33 

— 

— 


1) Die in der Haushaltsrechnung 1968 und im Finanz- 
plan des Bundes eingesetzten Mittel für Leistungen 
der Mutterschaftshilfe und der Familienwochenhilfe 
weisen andere Ausgaben aus (1968 = 253 Millionen 
DM; 1973 = 193 Millionen DM). Die Unterschiede 
entstehen nur, weil die Buchungsjahre nicht identisch 
sind. 


117. Im Jahrzehnt 1963 bis 1973 wachsen die Bei- 
tragseinnahmen (Versicherten-, Arbeitgeber- und 
Verrechnungsbeiträge) um 140 v. H. von 12 660 auf 
30 260 Millionen DM. Im übrigen sind die prozentua- 
len Steigerungen der einzelnen Einnahmeposten 
aus der Übersicht 29 abzulesen, ebenso die Finan- 
zierungsstruktur und deren Veränderung. 


Unfallversicherung [ 25 ] 

118. Der gesetzlichen Unfallversicherung ist gemäß 
dem Dritten Buch der Reichsversicherungsordnung 
zur Aufgabe gestellt, Unfälle und Berufskrankheiten 
zu verhüten und nach Eintritt eines Schadensfalles 
die notwendigen Heilmaßnahmen einzuleiten und 
durchzuführen sowie durch Arbeits- und Berufsför- 
derung die Erwerbsfähigkeit des Verletzten (Er- 
krankten) wiederherzustellen und schließlich den 
Verletzten (Erkrankten) und seine Hinterbliebenen 
zu entschädigen. 

Sie umfaßt mit ihrem Versicherungsschutz nicht nur 
die Arbeitnehmer, sondern auch Gruppen von Selb- 
ständigen und Personen bei im Gesetz näher be- 
schriebenen Tätigkeiten; schätzungsweise waren es 
in den vergangenen Jahren zwischen 25 und 26 
Millionen Versicherte. 


119. Die Aktivität der 97 Versicherungsträger läßt 
sich an den bei ihnen angezeigten Schadensfällen 
ablesen. Ihre Zahl ist von 1963 bis 1968 um nahezu 

Schaubild 20 

Barleistungen der Unfallversicherung (1967) 


Sterbegeld 


! Beihilfen 


Abfindungen 


Sonstige 

Rentenberechtigte 


I Verletztengeld 

I (ohne Zahlungen der fjCrankenkassen) 

Renten an 


Waisen 


Witwen/ 

Witwer 


Verletzte/ 

Erkrankte 


-4 ^ k 


Milliarden DM 

0 


0,5 


1,0 


1,5 
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15 V. H. auf 2,5 Millionen zurückgegangen; hiervon 
waren 2,27 Millionen angezeigte Arbeitsunfälle 
(- 13,6 V. H.), 220 000 Wegeunfälle (- 22,3 v. H.) und 
der Rest Berufskrankheiten (s. Schaubild 20). 

Die Zahl der Rentenfälle hat sich von 1963 bis Mitte 
1969 nur geringfügig auf 1 007 000 erhöht (+ 2,2 
V. H.). Rund 80 v. H. waren Renten an Verletzte und 
Erkrankte, rund 15 v. H. Renten an Witwen und der 
Rest Renten an Waisen und an Verwandte aufstei- 
gender Linie (z. B. Eltern, Großeltern). 

120 . Am 1. Januar 1968 löste die Verordnung über 
Art und Form der Rechnungsführung bei den Trä- 
gern der gesetzlichen Unfallversicherung die ent- 
sprechenden Bestimmungen des Reichsversiche- 
rungsamtes aus dem Jahre 1926 ab und brachte für 
den einzureichenden Rechnungsabschluß der Ver- 
sicherungsträger erhebliche Veränderungen. Bis 
1967 war dieser Rechnungsabschluß wegen der be- 
sonderen Finanzierung der Unfallversicherung — 
die Versicherungsträger legen die Ausgaben nach- 
träglich auf die versicherten Betriebe um und erhe- 
ben Vorschüsse auf diese Umlage — in erster Linie 
auf die Ermittlung dieser Umlage ausgerichtet. Er 
erfaßt nunmehr im Rahmen einer geschlossenen 
Vermögens — sowie Einnahmen- und Ausgaben- 
rechnung auch die nicht umlagewirksamen Aufwen- 
dungen und Erträge. Welches Ausmaß diese — tech- 
nischen — Änderungen haben, läßt sich z. Z. noch 
nicht restlos absehen. Die erwähnten Besonderhei- 
ten machen Abweichungen zwischen den veröffent- 
lichten Jahresabschlüssen und den in das Sozial- 
budget zu übernehmenden Finanzdaten unvermeid- 
lich. So werden z. B. die als „Zuführungen zur Rück- 
lage" ausgewiesenen Beträge abgesetzt, da sie keine 
Ausgaben sind, sondern sich bilanzmäßig im Ein- 
nahmeüberschuß niederschlagen. Umgekehrt stellen 
die Ausführungsbehörden (als Teil von Gebietskör- 
perschaften) nicht immer ihre gesamten Verwal- 
tungskosten in den Jahresabschluß ein; die fehlen- 
den Aufwendungen müssen geschätzt und hinzuge- 
fügt werden. 


Leistungen 

121 . Die Gesamtausgaben der gesetzlichen Unfall- 
versicherung sind von 1963 bis 1968 um 1,6 Mrd. 
DM gestiegen (+ 70 v. H.), und zwar vor allem we- 
gen der Auswirkungen des Unfallversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes von 1963 und der jährlich 
durchgeführten Anpassungen der Geldleistungen. 
Von 1968 bis 1973 wird die Steigerunsrate noch 
stärker zurückgehen, als dies im Sozialbudget 1968 
vorherzusehen war. Das ist vor allem auf das Lohn- 
fortzahlungsgesetz, das den Unfallversicherungsträ- 
gern Einsparungen an Verletztengeld und Verwal- 
ungsaufwand bringt, zurückzuführen. 

Die Struktur der Ausgaben, die sich von 1963 bis 
1968 erheblich verschoben hatte, wird bis 1973 nur 
noch geringfügigen Änderungen unterworfen sein. 
Nähere Auskunft hierüber und über die Steige- 
rungsraten gibt die Übersicht 33. 


Schau bild 21 


Die Ausgaben der gesetzlichen Unfallversicherung 

Milliarden 

DM 



985,5 998,6 1010,91016,2 1017,4 1015,31006,8 ^ Rentenbestände in 

Tausend (Jahresende) 


1963 64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 

122 . Die Barleistungen enthalten die Renten, Ab- 
findungen und Beihilfen an Verletzte (Erkrankte) 
und Hinterbliebene, das Verletztengeld und das 
Sterbegeld, nicht dagegen die den Krankenkassenr 
nach § 1504 RVO zu erstattenden Beträge, für das 
von diesen gezahlte Kranken- und Hausgeld, welche 
zu den „Verrechnungen" gehören. Einzelheiten über 
die Zusammensetzung der Barleistungen können 
dem Schaubild 21 entnommen werden, das die Ver- 
hältnisse des Jahres 1967 wiedergibt. 

Die Höhe der Barleistungen wird maßgeblich von 
den Rentenausgaben beeinflußt. Diese wurden fort- 
geschrieben unter der Annahme, daß sich der Ren- 
tenbestand ebenso wie in der Vergangenheit nur 
unbedeutend verändert, und unter Berücksichtigung 
der im § 579 RVO vorgeschriebenen Anpassung der 
Geldleistungen an die Entwicklung der Bruttolohn- 
und -gehaltssumme. 

Bei der Schätzung des künftigen Aufwandes für Ver- 
letztengeld wurde berücksichtigt, daß durch die 
Lohnfortzahlung an kranke Arbeiter für die Dauer 
bis zu 6 Wochen im Jahre 1970 eine erhebliche Ein- 
sparung eintreten wird. In den Zeitraum der ersten 
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6 Wochen nach dem Unfall dürften etwa W der 
von den Berufsgenossenschaften gezahlten Verletz- 
tengelder und etwa V5 der von den Krankenkassen 
für die Zeit nach dem 18. Tage nach dem Unfall ge- 
zahlten Kranken- und Hausgelder fallen. Für die 
übrigen finanziell weniger bedeutsamen Barleistun- 
gen wurden nur geringfügige Steigerungen bis 
1973 unterstellt. 

123 . Den Sachleistungen wurden zugeordnet die 
Kosten der Heilbehandlung (ohne Verletztengeld 
und besondere Unterstützung) und der Berufshilfe. 
Ebenso wie bei den Barleistungen sind die im Rah- 
men der Heilbehandlung den Krankenkassen nach 
§ 1504 RVO zu erstattenden Beträge für die von 
diesen gewährte Krankenhauspflege sowie die an 
die Träger der Rentenversicherungen nach den 
§§ 1524/25 RVO (§ 105 Abs. 2 RKG) und den 
§§ 6/9 GAL zu erstattenden Beträge nicht enthal- 
ten; sie gehören zu den „Verrechnungen". 

Die Sachleistungen sind 1960 bis 1968 um durch- 
schnittlich 3,5 V. H. gestiegen; mit etwa der gleichen 
Steigerungsrate wurden sie bis 1973 fortgeschrieben. 

124 . Als sonstige Leistungen sind die von den Ver- 
sicherungsträgern unter der Position „Finanzdienst" 
ausgewiesenen Beträge geführt; hierzu gehören 


Verluste aus Vermögensanlagen (bis 1967 unter 
Abzug der Gewinne), Soll-Zinsen, Gebühren und 
sonstige Abgaben. Ferner werden von den Berufsge- 
nossenschaften in den Jahresabschlüssen hier auch 
die Beträge nachgewiesen, die zur Ergänzung der 
Rücklage bestimmt oder an andere Berufsgenossen- 
schaften für die gemeinsam zu tragenden Lasten 
(§§ 737 ff. RVO) zu zahlen sind; diese Beträge ge- 
hen jedoch nicht in das Sozialbudget ein. 

Für die sonstigen Leistungen wurde eine nur unbe- 
deutende Veränderung bis 1973 angenommen. 

125 . Den Verwaltungskosten zugeordnet wurden 
die Personal- und Sachkosten der Verwaltung, die 
laufenden Kosten der Selbstverwaltungsorgane, die 
sog. „Verfahrenskosten" (Rechtsverfolgung, Unfall- 
untersuchungen, Feststellungen der Entschädigun- 
gen, Auszahlungen von Renten, Beitragseinzug) so- 
wie die Kosten der Unfallverhütung und Ersten 
Hilfe (Herstellung von Unfallverhütungsvorschrif- 
ten, Überwachung und Beratung der Unternehmen, 
Ausbildung, Zahlungen an Verbände). Schließlich 
sind — bis 1967 — die in den Abschlüssen der Ver- 
sicherungsträger in den Leistungsausgaben enthal- 
tenen, an die Krankenkassen gezahlten Erstattun- 
gen für Verwaltungskosten ebenfalls hier zuge- 
ordnet worden. 


Übersicht 33 


Unfallversicherung 



1963 

1968 1 1973 1 

1963/68 1968/73 

Millionen | „ 

DM 1 

Millionen ! . tt Millionen ^ 

DM j j DM 

V. H. V. H. 

Leistungen 

Barleistungen 

Sachleistungen 

Sonstige Leistungen 

Verwaltunqskosten 

Verrechnungen 

1 624 69,5 

407 17,4 

7 0,3 

244 10,5 

54 2,3 

2 973 75,0 

425 10,7 

21 0,5 

390 9,8 

157 4,0 

3 470 74,4 

546 11,7 

22 0,5 

478 10,3 

146 3,1 

1 

+ 83,1 + 16,7 

+ 4,4 -F 28,5 

+ 200,0 + 4,8 

+ 59,8 + 22,6 

+ 190,7 - 7,0 

insgesamt...! 2 336 100,0 1 3 966 100,0 

4 662 100,0 

+ 69,8 + 17,5 

Finanzierung 

Beiträge der Versicherten 

Beiträge der Arbeitgeber 

öffentliche Mittel 

Vermögenserträge 

Sonstige Einnahmen 

Verrechnungen 

2 351 94,1 

34 1,4 

38 1,5 

75 3,0 

1 0,0 

3 587 85,9 

316 7,6 

125 3,0 

145 3,5 

1 0,0 

4 348 88,6 

191 3,9 

170 3,5 

196 4,0 

2 0,0 

+ 52,6 + 21,2 

+829,4 - 39,6 

+228,9 + 36,0 

+ 93,3 + 35,2 

0,0 +100,0 

insgesamt . . . 

2 499 100,0 

4 174 100,0 

j 4 907 100,0 

j + 67,0 + 17,6 
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Die Verwaltungskosten sind mit der Veränderungs- 
rate der Bruttolöhne und -gehälter je abhängig Be- 
schäftigten fortgeschrieben worden, wobei allerdings 
für 1970 ein Einsparungseffekt durch den Wegfall 
der Berechnung des Verletztengeldes in den ersten 
6 Wochen der Arbeitsunfähigkeit berücksichtigt 
wurde. 

126. Die Zusammensetzung der Verrechnung läßt 
sich aus den Erläuterungen zu den bisher genannten 
Ausgabenpositionen bereits erkennen. Es handelt 
sich um die Erstattungen an die Krankenversiche- 
rung für das Kranken-ZHausgeld und für Kranken- 
hauspflege, an die Träger der Rentenversicherungen 
für die Beteiligung an den Kosten von Heilverfah- 
ren als Folge entschädigungspflichtiger Unfälle, an 
die Institutionen „Kinderzuschläge im Öffentlichen 
DiensU und „Pensionen im öffentlichen Dienst". 


Finanzierung 

127. Zur Deckung ihrer Ausgaben erheben die 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung Umlagen 
von den versicherten Betrieben (ausgenommen: 
Ausführungsbehörden, hier stellt die zuständige Ge- 
bietskörperschaft die entsprechenden Mittel in ihrem 
Haushaltsplan bereit). Mit dieser Umlage werden je- 
doch nicht nur die effektiven Ausgaben des jeweils 
abgelaufenen Jahres gedeckt, die Versicherungs- 
träger sind vielmehr berechtigt und verpflichtet, die 
Umlage so zu bemessen, daß sie ausreicht, die Rück- 
lage aufzufüllen und ggf. Betriebsmittel zur Be- 
streitung der laufenden Ausgaben anzusammeln. 

Die Umlage beträgt mehr als V5 der gesamten Ein- 
nahmen. Die strukturellen Verschiebungen, die aus 
der Übersicht zu erkennen sind, hängen mit den un- 
terschiedlich hohen öffentlichen Mitteln (1968 u. a. 
Zuschuß an die Bergbauberufsgenossenschaft nach 
§ 723 Abs. 2 RVO — inzwischen weggefallen — ), 
und den zu erwartenden Auswirkungen der Neuord- 
nung des Rechnungswesens zusammen. 

128. Diesem Finanzierungssystem der Unfallver- 
sicherung folgend wurden die Arbeitgeberbeiträge 
in der Weise ermittelt, daß zunächst die Aufwen- 
dungen festgestellt und ein angemessener Zuschlag 
für die Rücklage und für die Betriebsmittel geschätzt 
und hinzugerechnet worden sind. Von dem Gesamt- 
betrag wurden die zu erwartenden Einnahmen (Ver- 
mögenserträge, öffentliche Mittel, Ersatzleistungen) 
abgesetzt; die Differenz ergab die Arbeitgeberbei- 
träge. 

129. Den höchsten Anteil an den öffentlichen Mit- 
teln haben die seit 1963 an die landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften gezahlten Zuschüsse zur 
Senkung der Beiträge und zur Finanzierung der Ab- 
findungen, deren Höhe bis 1969 zwischen 190 und 
240 Millionen DM schwankt; von 1970 bis 1973 sind 
in der Finanzplanung des Bundes jeweils 160 Mil- 
lionen DM angesetzt. In den Jahren 1966 bis 1968 
waren mit 103, 117 und 128 Millionen DM die vom 
Bund an die Bergbau-Berufsgenossenschaft zu zah- 


lenden Beträge nach dem bereits erwähnten § 723 
Abs. 2 RVO enthalten. Für Fremdrenten in der Un- 
fallversicherung zahlte der Bund von 1963 bis 1969 
zwischen 24 und 33 Millionen DM jährlich; von 1970 
an sind im Finanzplan 32 bzw. 31 Millionen DM 
jährlich eingesetzt. Außerdem enthalten die öffent- 
lichen Mittel noch die Zahlungen aus dem europä- 
ischen Sozialfonds, die jedoch finanziell bedeutungs- 
los sind. 

130. Bei den Vermögenserträgen handelt es sich bis 

1967 um die Zinsen aus den Betriebsmitteln. Von 

1968 an ist bei dieser Position eine deutliche Steige- 
rung zu erwarten, da auch die Zinsen aus dem Rück- 
lagevermögen hier einbezogen werden. 

131. Die sonstigen Einnahmen bestehen überwie- 
gend aus den Ersatzansprüchen der Versicherungs- 
träger nach § 1542 RVO, ferner gehören hierher die 
Strafgelder, Mahngebühren und Gewinne aus Ver- 
mögensanlagen (bis 1967 unter Abzug der Verluste). 

132. Bei den Verrechnungen handelt es sich um die 
an die Bundesausführungsbehörde für Unfallver- 
sicherung geleisteten Zahlungen der Bundesanstalt 
für Arbeit (früher Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung) als Träger der 
Unfallversicherung für die unfallversicherungsrecht- 
liche Betreuung der Bediensteten der Bundesanstalt 
und der Arbeitslosen. 

Im Jahre 1965 wurde das bei der Auflösung der Fa- 
milienausgleichskassen auf die Berufsgenossenschaf- 
ten übergegangene Vermögen dieser Institutionen 
als Verrechnungseinnahme ausgewiesen. 

Arbeitslosenversicherung, 

Arbeitsförderung, Berufiiche Bildung [ 26 ] 

133. Die institutioneile Gliederung des Sozialbud- 
gets sieht diesen Titel erstmals vor und erfaßt un- 
ter ihm 

— • alle Leistungen nach dem seit 1969 geltenden Ar- 
beitsförderungsgesetz (AFG), vorher Gesetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung (AVAVG), 

— die Kosten der sozialen Hilfsmaßnahmen für den 
Bergbau sowie für die Eisen- und Stahlindustrie, 

— • die Kosten zur Förderung der Arbeitsaufnahme 
in Berlin, 

— die Kosten zur Förderung der Errichtung von 
überregionalen Zentren für die Rehabilitation Be- 
hinderter und 

— die Aufwendungen für Maßnahmen zur wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Eingliederung 
der ausländischen Arbeitnehmer. 

I 134. Die von der Bundesanstalt für Arbeit (BA) 

! durchzuführenden Aufgaben nach dem AFG umfas- 
j sen an erster Stelle die Berufsberatung, die Ar- 
i beitsvermittlung, die Maßnahmen zur Förderung der 
j Arbeitsaufnahme, der beruflichen Bildung und der 
1 beruflichen Rehabilitation. Die für diese Aufgaben 
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entstehenden Kosten sind in der Regel nicht Bar- 
oder Sachleistungen, sondern sonstige Leistungen 
(Leistungen anderer Art) oder Verwaltungskosten 
(Personal- und Sachkosten). Die in den Verwaltungs- 
kosten enthaltenen Dienstleistungen sind bisher 
nicht eindeitig von den Verwaltungskosten im enge- 
ren Sinne zu trennen, so daß häufig der unzutref- 
fende Eindruck entsteht, als habe die BA unver- 
hältnismäßig hohe Verwaltungsausgaben. Nach 
Schätzungen der BA entfallen rd. zwei Drittel der 
Verwaltungskosten auf diese Dienstleistungen. 

Den genannten Aufgaben folgen - — entsprechend 
ihrer Bedeutung für eine Politik der Vollbeschäfti- 
gung — • die Leistungen der Arbeitslosenversiche- 
rung zur Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplät- 
zen; hierzu gehören das Kurzarbeitergeld, die För- 
derung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bau- 
wirtschaft (Schlechtwettergeld, produktive Winter- 
bauförderung und sonstige Leistungen an Unterneh- 
mer und Arbeitnehmer) sowie die Maßnahmen zur 
Arbeitsbeschaffung. 

Schließlich ist das AFG Rechtsgrundlage für die 
Leistungen an Arbeitslose, und zwar für die Lei- 
stungen der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslo- 
sengeld) und die der Arbeitslosenhilfe. 


Leistungen 

135 . Die Höhe der Gesamtleistungen schwankte in 
der Vergangenheit beträchtlich, was in erster Linie 
auf der Entwicklung der Barleistungen beruht, die 
in besonderem Maße konjunkturellen oder witte- 
rungsbedingten Einflüssen unterliegen (z. B. Arbeits- 
losengeld, Schlechtwettergeld). Das AFG wird hier 
in den nächsten Jahren insofern eine Verschiebung 
herbeiführen, als vermutlich die Kosten für die be- 
rufliche Bildung und für Maßnahmen zur Erhaltung 
und Schaffung von Arbeitsplätzen mehr an Gewicht 
gewinnen werden, so daß der Anteil der Barleistun- 
gen bis 1973 erheblich zurückgehen wird. 

136 . Die Leistungen der BA für die Förderung der 
beruflichen Bildung betrugen 1968 mit knapp 150 
Millionen DM rund 5 v. H. ihrer Gesamtleistungen. 
Nach der Neufassung der Förderungsvorschriften 
im AFG ist damit zu rechnen, daß die angebotenen 
Leistungen erheblich stärker in Anspruch genommen 
werden. Im einzelnen sind in den Jahren 1970/1973 
die in der Übersicht 34 angegebenen Beträge zu er- 
warten. 

Die Verdopplung dieser Leistungen von 1970 bis 
1973 führt dazu, daß ihr Anteil an den Gesamtaus- 
gaben von 5 V. H. auf fast 20 v. H. steigen wird. 

137 . Der größte Teil der Leistungen der BA ent- 
fällt auf die Barleistungen. Sie enthalten 

— das Unterhaltsgeld für Teilnehmer an Maßnah- 
men zur beruflichen Fortbildung und Umschu- 
lung, 


Übersicht 34 


Förderung der beruflichen Bildung 

Millionen DM 




1970 1 

1971 ! 

1972 1 

1973 

1. 

Berufsausbil- 
dungsbeihilfen 
(§ 40 AFG) 

150,0 

250.0 

275,0 

300,0 

2. 

Berufliche 
Fortbildung ^) . . . 

137,8 

256,3 

267,8 

280,0 

3. 

Berufliche 
Umschulung ^) . . 

59,0 

99,7 

104,2 

109,0 

4. 

Einarbeitung . . . 

20,0 

22,0 

25,0 

25,0 

5. 

Berufs- 
aufklärende 
Maßnahmen .... 

12,0 

12,0 

12,0 

12,0 

6. 

Institutionelle 

Förderung 

Zuschüsse .... 

12,5 

20,0 

25,0 

25,0 


Darlehen 

( 12 , 5 ) 

( 20 , 0 ) 

( 25 , 0 ) 

( 25 , 0 ) 

1 

insgesamt (ohne 
Darlehen) 

391,3 

660,0 

709,0 

751,0 


h Unterhaltsgeld einschließlich Krankenversicherung der 
Unterhaltsgeldbezieher und sonstige Kosten, wie Lehr- 
gangsgebühren, Lernmittel usw. 


— das Kurzarbeitergeld und das Schlechtwettergeld 
als Leistungen zur Erhaltung von Arbeitsplätzen, 

— das Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe 
(sowohl die unmittelbar im Anschluß an den Be- 
zug von Arbeitslosengeld als auch die ohne vor- 
ausgegangenen Arbeitslosengeldbezug gewährte 
Unterstützung) als Leistungen an Arbeitslose, 

— die Heimkehrerunterstützung (finanziell unbe- 
deutend). 

Abgesetzt und den Verrechnungen zugeordnet ist 
vom Arbeitslosengeld und von der Arbeitslosen- 
hilfe ein — geschätzter — Vorleistungsbetrag der 
Sozialhilfe. 


138 . Für die Fortschreibung dieser Leistungen bis 
1973 ist die Entwicklung der Zahlen der Leistungs- 
empfänger einerseits und der Arbeitsentgelte ande- 
rerseits von ausschlaggebender Bedeutung. Die 
Übersicht 35 weist die den Schätzungen zugrunde 
liegenden Zahlen der Leistungsempfänger aus. 

Die Entwicklung der einzelnen Leistungsarten für 
den Zeitraum 1963 bis 1973 stellt das Schaubild 22 
dar; es läßt sich daraus auch deutlich der Einfluß 
der konjunkturellen Entwicklung auf bestimmte Lei- 
stungsarten ablesen, z. B. höhere Aufwendungen für 
Arbeitslosengeld bei niedrigen Aufwendungen für 
Schlechtwettergeld und umgekehrt. 
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1 

1963 ' 

1964 i 

1965 ' 

1966 

1967 : 

1968 

1969 

1 1970 

1971 1 

1972 i 

1973 

Zahl der abhängig 
Beschäftigten 
(in 1000) 

21 300 

21 550 

21 840 

21 870 

21 180 

21 330 

21 890p 

22 140 

22 230 

22 320 

22 400 

Veränderung zum 
Vorjahr (v. H.) . . . 


+ J,2 

+ 

+ 0,1 

“ 3,2 

+ 0,7 

+ 2,6 

+ lA 

+ 0,4 

+ 0,4 

+ 0,4 

Beitragszahler der 
Arbeitslosenver- 
sicherung 
(in 1000) 

16 090 

16 200 

16 940 

16 950 

16 580 

17 075 

18 615 

18 700 

18 700 

18 800 

18 800 

Zahl der Arbeits- 
losen (in 1000) . . . 

186 

169 

147 

161 

459 

323 

179 

160 

180 

180 

180 

Arbeitslosenquote . . 

0,9 

0,8 

0,7 

0,7 

2,2 

Ü5 

0,8 

0,7 

0,8 

0,8 

0,8 

Zahl der Empfänger 
(in 1000) von 

Arbeitslosengeld 

126 

106 

97 

97 

320 

192 

105 

93 

105 

105 

105 

Anschluß-Arbeits- 
losenhilfe 

i 




29 

44 

22 

19 

22 

22 

22 

Arbeitslosenhilfe 

1 16 

15 

12 

10 

7 

9 

6 

5 

6 

6 

6 

Zahl der Empfänger 
von Unterhalts- 
geld 





2 

5 

8 

17 

27 

27 

27 


139 . Unter den Sonstigen Leistungen sind zusani“ 

mengefaßt 

— die Kosten (Zuschüsse) für Maßnahmen zur För- 
derung der beruflichen Bildung (ohne Unter- 
haltsgeld), 

— die Kosten für die Förderung der Arbeitsauf- 
nahme, 

— die Kosten für die Arbeits- und Berufsförderung 
Behinderter, 

— ■ die Leistungen der Arbeitslosenversicherung zur 
Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen 
(ohne Kurzarbeitergeld und Schlechtwettergeld), 

— die entsprechenden Leistungen aus Mitteln der 
(Bundes-) Arbeitslosenhilfe, 

— die Kosten der Maßnahmen zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme in Berlin, 

— die Kosten der Maßnahmen zur Förderung über- 
regionaler Rehabilitationszentren, 

— die Kosten der Betreuung und Eingliederung aus- 
ländischer Arbeitnehmer, 

— - die Bergbauhilfen. 

Die zeitliche Entwicklung dieser Leistungen zeigt, 

wie sehr diese Maßnahmen, die der Arbeitslosigkeit 

Vorbeugen, künftig intensiviert werden sollen; wäh- 


rend 1963 nur 6,4 v. H. der Gesamtleistungen auf 
die sonstigen Leistungen entfielen, wird ihr Anteil 
bis 1973 auf 23 v. H. steigen (s. Schaubild 23). 

Neben Zuschüssen gewährt die BA für dieselben 
Zwecke auch Darlehen; sie betrugen für Maßnah- 
men im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik (einschließ- 
lich beruflicher Bildung) 1963 = 36, 1968 28 und 

1973 ^ 25 Millionen DM, für Maßnahmen zur Erhal- 
tung/Schaffung von Arbeitsplätzen 1963 -- 1, 1968 
12 und 1973 = 20 Millionen DM. 

140 . Die Kosten der Verwaltung und der Fachauf- 
gaben der Bundesanstalt werden auch in Zukunft 
wahrscheinlich beträchtlich ansteigen. Sie bestehen 
zu mehr als 70 v. H. aus Personalkosten; eine nen- 
nenswerte Verminderung des Personalbestandes 
wird wegen der Aufgabenerweiterungen, u. a. im 
Bereich der Dienstleistungen — ■ Berufsberatung und 
Arbeitsvermittlung — , kaum vorgenommen werden 
können. 

Die restlichen Verwaltungskosten weisen gegenüber 
den anderen Sozialversicherungszweigen insofern 
eine Besonderheit auf, als die Kosten für Bauvor- 
haben jeweils in dem Jahr, in dem sie anfallen, in 
der Ausgabenrechnung (Verwaltungskosten) erschei- 
nen, während bei den anderen Sozialversicherungs- 
trägern die Buchführungsvorschriften Abschreibun- 
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gen vorsehen. Die Darlehen für die Bereitstellung 
von Diensträumen sowie die Darlehen zur Schaf- 
fung von Wohnungen für Verwaltungsangehörige 
sind abgesetzt worden, ferner die vom Bund erstat- 
teten Verwaltungskosten für die Durchführung des 
Bundeskindergeldgesetzes; letztere erscheinen bei 
der Institution Kindergeld als Verwaltungskosten. 

141 . Die Verrechnungsausgaben umfassen die 

— • Beiträge zur Krankenversicherung für die ver- 
sicherten Unterstützungsempfänger (bis 1969 
auch die Erstattungen an Krankenkassen für 


Schaubild 22 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

Barleistungen 

Milliarden 

DM 


Mehraufwendungen an Krankengeld und Haus- 
geld), 

— Zahlungen an die Unfallversicherung (Bundes- 
ausführungsbehörde für Unfallversicherung) für 
die Unfallversicherung der Unterstützungsemp- 
fänger und der Bediensteten der Bundesanstalt, 

— Erstattungen an die Sozialhilfe nach § 94 AVAVG 
(von Mitte 1969 an: § 90 BSHG) für Vorschußzah- 
lungen an Arbeitslose (geschätzt), 

— Verrechnungen mit der Institution Kindergeld für 
die von der BA gezahlten Beträge an solche Un- 
terstützungsempfänger, die keinen Anspruch auf 
Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz oder nach 
dem Kindergeldergänzungsgesetz hatten (in den 
Jahren 1963 und 1964). 

Der Fortschreibung der Krankenversicherungsbei- 
träge für 1973 liegen die geänderten Berechnungs- 
' Vorschriften des § 157 AEG zugrunde, nämlich die 
j mit einem bestimmten Faktor (es wurde durchge- 
i hend mit 1,7 — wie für 1969 — • gerechnet) multipli- 
; zierten Unterstützungsleistungen und der Beitrags- 
satz der Krankenkasse, der für Versicherte mit so- 
fertigem Anspruch auf Barleistungen gilt (es wur- 
den 10 V. H. angenommen). 



Schaubild 23 


Die Ausgaben für Arbeitslosenversicherung, 
Arbeitsförderung und berufliche Bildung 


Legende: 


Mrd. 

DM 

4,0 


3.5 

3.0 

2.5 

2.0 

1.5 

1,0 

0,5 

0 



Förderung ^ 



der beruflichen Bildung 6 



der beruflichen Rehabilitation 8 



der Arbeitsaufnahme l2 



Leistungen an Arbeits- 
lose zur Erhaltung/ 
Schaffung von 
Arbeitsplätzen 


ilii 




THiffsmaßnah m elhTUr 
Bergbau, Eisen- 
▼ und Stahlindustrie 
|4 Zahlungen an andere 
Institutionen 


. Kosten der Fach - 
* aufgaben und der 
Verwaltung 


4 Andere Leistungen 
4 Kurzarbeitergeld 

4 Schlechtwettergeld 

4 Arbeitslosenhilfe 


^ Andere Leistungen 
4 Unterhaltsgeld 


1963 


1968 


1973 
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Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, Berufliche Bildung 



1963 


1968 

1973 

1963/68 

1968/73 


Millionen 1 
DM 1 

v. H. 

Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen 

DM 

V. H. 

V. H. 

V. H. 

Leistungen 

Barleistungen 

1 208 

63,7 

1 752 

56,4 

1 763 

46,3 

+ 45,0 

+ 0,6 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

121 

6,4 

435 

14,0 

875 

23,0 

+ 259,5 

4-101,1 

Kosten der Fachaufgaben/ 
Verwaltung 

362 

19J 

544 

17,5 

886 

23,2 

+ 50,3 

+ 62,9 

Verrechnungen 

206 

10,8 

374 

12,1 

287 

7,5 

4- 81,0 

- 23,3 

insgesamt . . . 

1 897 

100,0 

3 105 

100,0 

3811 

100,0 

1 + 63,7 

+ 22,7 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten .... 

761 

40,5 

1 136 

39,6 

1 740 

43,9 

+ 49,3 

+ 53,2 

Beiträge der Arbeitgeber 

771 

41,0 

1 156 

40,3 

1 760 

44,4 

+ 49,9 

+ 52,3 

öffentliche Mittel 

69 

3,7 

211 

7,4 

136 

3,4 

+ 205,8 

~ 35,5 

Vermögenserträge 

253 

13,4 

333 

11,6 

299 

7,5 

+ 31,0 

“ 10,2 

Sonstige Einnahmen 

' 26 

lA 

30 

hl 

30 

0,8 

+ 15,4 

0,0 

Verrechnungen 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . | 

1 

1 880 

100,0 

i 2 866 

100,0 

3 965 

100,0 

+ 52,4 

+ 38,3 

1 


Finanzierung 

142 , Zur Finanzierung ihrer Leistungen erhebt die 
BA Beiträge von allen Arbeitnehmern und ihren 
Arbeitgebern; bestimmte Befreiungsmöglichkeiten 
sind im AFG vorgesehen. Das Einkommen der Bei- 
tragspflichtigen unterliegt 1970 bis zu einem Betrag 
von 1 800 DM monatlich dem Beitragsabzug; darüber 
hinaus gehende Beträge sind beitragsfrei. 

Die Kosten der Arbeitlosenhilfe werden grundsätz- 
lich vom Bund getragen, jedoch besteht bis 1975 die 
Sonderregelung, daß die Aufwendungen für solche 
Unterstützungsempfänger, die Arbeitslosenhilfe un- 
mittelbar im Anschluß an den Bezug von Arbeits- 
losengeld beziehen, von der BA zu tragen sind. 

143 . Die Aufwendungen der Bundesanstalt werden 
überwiegend von den Beiträgen gedeckt. Ihr Anteil 
an den gesamten Einnahmen wird sich bis 1973 auf 
88 V. H. erhöhen. Die Beitragseinnahmen für die 
Jahre 1971 bis 1973 wurden entsprechend der Ent- 
wicklung der Bruttolohn- und -gehaltssumme fort- 


gesdirieben; ferner wurde unterstellt, daß die Bei- 
tragsbemessungsgrenze jährlich angehoben wird 
und daß der Beitragssatz unverändert bleibt (vgl. 
Tabelle 44 und 46 der Anlage). 

144 . Die Öffentlichen Mittel enthalten die 

— vom Bund getragenen Aufwendungen für die Ar- 
beitslosenhilfe, 

— von den Gebietskörperschaften der Bundesan- 
stalt erstatteten Verwaltungskasten, 

— Erstattungen des Europäischen Sozialfonds für 
Umschulungs- und Umsiedlungsmaßnahmen, 

— vom Bund und zum Teil von der Montan-Union 
finanzierten Aufwendungen für die unter den 
„Sonstigen Leistungen" aufgeführten Maßnah- 
men. 

Diese Beträge sind der Finanzplanung des Bundes 
entnommen, die Anteile der Montan-Union in den 
zutreffenden Fällen mit der Hälfte der entstehenden 
Aufwendungen angesetzt worden. 
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145. Ein bedeutender Einnahmeposten sind auch 
die Vermögenserträge, (rund 10 v. H, der Gesamt- 
einnahmen); für 1970 wird allerdings ein beträcht- 
licher Rückgang und für die folgenden Jahre ein nur 
zögernder Anstieg angenommen, weil im Winter 
1969/70 ein höherer Finanzbedarf auftritt, das Ar- 
beitsförderungsgesetz aus konjunkturpolitischen 
Gründen Geldstillegungen vorsieht und eine ge- 
ringere Verzinsung durch erhebliche Zunahme der 
zinsverbilligten Kredite erwartet wird. 

146. Die Sonstigen Einnahmen enthalten die von 
den Arbeitgebern zu entrichtenden Gebühren für die 
Vermittlung ausländischer Arbeitnehmer und die 
Verwaltungseinnahmen (z. B. Gebühren, Verkaufs- 
erlöse). 

147. Der Überschuß der Einnahmen, den die Vor- 
ausschätzungen für 1970 bis 1973 jeweils ergeben, 
wird nur einen bescheidenen Umfang annehmen und 
zum Teil der Rücklage und zum Teil dem Verwal- 
tungsvermögen zugeführt werden. 


Kindergeld [27] 

1 

Leistungen 

148. Nach dem Bundeskindergeldgesetz vom April i 

1964 haben Eltern, die im Bundesgebiet ihren Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, Anspruch 
auf ein Kindergeld von monatlich i 

25 DM für das zweite Kind, | 

50 DM für das dritte Kind, j 

60 DM für das vierte Kind, | 

70 DM für das fünfte und jedes weitere Kind. 

Während das Kindergeld für jedes dritte und wei- 
tere Kind unabhängig vom Einkommen der Eltern 
gewährt wird, besteht für das zweite Kind, wenn 
keine anderen Kinder vorhanden sind, nur dann ein 
Anspruch, wenn das Jahreseinkommen der Eltern 
7 800 DM nicht übersteigt, 

Kindergeld wird nicht gewährt, wenn Kinderzula- 
gen aus der gesetzlichen Unfallversicherung, Kin- 
derzuschüsse aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen oder Kinderzuschläge aus einem Beschäfti- 
gungsverhältnis bei einem öffentlichen Arbeitgeber 
zustehen. 

Die in der Tabelle „Kindergeld'' ausgewiesenen Bar- 
leistungen enthalten in den Jahren 1965 bis 1967 
neben dem Kindergeld auch die Ausbildungszulage, 
die ab 1. April 1965 mit anfänglich monatlich 40 DM 
eingeführt, im Jahre 1966 auf 30 DM herabgesetzt 
und Mitte 1967 gestrichen worden ist. 

149. Im Zahlungszeitraum November/Dezember 
1969 wurde Kindergeld gezahlt für: 

2 051 000 zweite Kinder, 

1 719 000 dritte Kinder, 

698 000 vierte Kinder, 

529 000 fünfte und weitere Kinder, 

insgesamt 4 997 000 Kinder. 


150. Die Höhe der Gesamtaufwendungen für Kin- 
dergeld hängt bei unverändertem Rechtsstand von 
der Anzahl der Kinder je Familie, von der Berufs- 
struktur, von der Einkommenstruktur und von der 
durchschnittlichen Ausbildungszeit ab. Nach der Be- 
völkerungsprognose wird die Anzahl der Kinder 
unter 15 Jahren von 1968 bis 1973 mit einem durch- 
schnittlichen jährlichen Wachstum von rund 1 v. H. 
nicht mehr so stark wie in früheren Jahren zuneh- 
men. Zu berücksichtigen ist andererseits, daß der 
Anteil der Studierenden, die nach dem Bundeskin- 
dergeldgesetz gefördert werden, in verstärktem 
Maße ansteigen wird. 

Im Finanzplan des Bundes ist der Entwicklung der 
genannten Bestimmungsfaktoren durch eine Erhö- 
hung der Ansätze des Kindergeldes nach geltendem 
Recht von 2,6 Mrd. DM im Jahre 1968 auf 3,2 Mrd. 
DM im Jahre 1973 entsprochen. Außerdem ist im 
Finanzplan des Bundes eine Verbesserung des Kin- 
dergeldes eingeplant, die im Jahre 1970 mit 95 Mil- 
lionen DM und von 1971 bis 1973 mit jährlich je- 
weils 390 bis 410 Millionen DM veranschlagt ist. Ein 
erheblicher Teil der im Finanzplan des Bundes ein- 
gesetzten Mittel dürfte dazu verwendet werden, die 
Kindergeldsätze zu erhöhen und damit den Real- 
wertschwund der seit 1964 unveränderten Höhe der 
Leistungen in etwa zu kompensieren. 

Insgesamt werden die Kindergeldleistungen auch 
unter Einbeziehung der geplanten Verbesserungen 
im Zeitraum 1968 bis 1973 nur noch etwa halb so 
stark wie von 1963 bis 1968 expandieren (rund 
39 V. H., rund 71 v. H.). Diese Tendenz ist haupt- 
sächlich durch die demographische Entwicklung zu 
erklären. 


Finanzierung 

151. Das Kindergeld für dritte und weitere Kinder 
wurde bis 30. Juni 1964 durch Beiträge der Arbeit- 
geber und Selbständigen, das Zweitkindergeld aus 
Mitteln des Bundes finanziert. Mit dem Bundeskin- 
dergeldgesetz ging die Finanzierung vom 1. Juli 
1964 an ganz auf den Bund über. Die Zahlungen 
werden über die Bundesanstalt für Arbeiter abge- 
wickelt. 


Sozialhilfe [28] 

152. Die Sozialhilfe hat die Aufgabe, durch Ge- 
währung von Hilfe zum Lebensunterhalt und Hilfe 
in besonderen Lebenslagen dem Empfänger der 
Hilfe die Führung eines Lebens zu ermöglichen, 
das der Würde des Menschen entspricht. Sie umfaßt 
die Aufwendungen und die zugehörigen Einnahmen 
für diese Leistungen nach dem Bundessozialhilfege- 
setz (BSHG) und für sonstige Leistungen der Sozial- 
hilfeträger, z. B. Weihnachtsbeihilfen. 

örtliche Träger der Sozialhilfe sind die kreisfreien 
Städte und Landkreise, überörtliche Träger sind be- 
stimmte Selbstverwaltungskörperschaften und Lan- 
desbehörden. 
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153. Statistische Grundlage sind die Veröffentli- 
chungen des Statistischen Bundesamtes in der Fach- 
serie K, öffentliche Sozialleistungen, Reihe 1 1. Von 
den in der Sozialhilfestatistik nicht erfaßten Auf- 
wendungen werden die Verwaltungskosten und die 
Aufwendungen für persönliche Hilfen global hinzu- 
geschätzt. Nicht berücksichtigt werden konnten der 
Zuschußbedarf der eigenen Einrichtungen der Sozial- 
hilfeträger, die Zuschüsse an fremde Einrichtungen, 
an Verbände und Organisationen sowie die allge- 
meinen Kosten der Schaffung, Förderung und Erhal- 
tung von Einrichtungen. 


Empfänger 

154, Die Zahl der Empfänger von Sozialhilfe betrug 
1968 schätzungsweise rund 2,9 Millionen Personen. 
Ohne die Personen, die nur einmalige Hilfe zum Le- 
bensunterhalt (z. B. für Winterfeuerung) erhielten 
oder die an Gruppenverschickungen der vorbeugen- 
den Gesundheitshilfe teilnahmen, erhielten 1968 
rund 1,5 Millionen Personen Sozialhilfe. Der Anteil 
dieses Personenkreises an der Bevölkerung betrug 
ca. 2 V 2 V. H.; von den Einwohnern im Alter von 60 
und mehr Jahren waren ca. 5 v. H. Sozialhilfeemp- 
fänger (im Sinne vorstehender Abgrenzung). 

155. Rund ein Drittel der Haushalte, die laufende 
Hilfe zum Lebensunterhalt erhielten, verfügte über 
kein Einkommen, welches von den Sozialhilfeträ- 
gern auf die Hilfe angerechnet oder durch Überlei- 
tung in Anspruch genommen werden konnte. Unter 
den Haushalten mit Einkommen bilden die Sozial- 
versicherungsrentner die größte Gruppe; schätzungs- 
weise beziehen 2 bis 3 v. H. aller Rentner von den 
Sozialhilfeträgern laufende Hilfe zum Lebensunter- 
halt. 


Leistungen 

156. Die gesamten Aufwendungen für die Leistun- 
gen der Sozialhilfe stiegen von 2,2 Mrd. DM in 1963 
auf 3,1 Mrd. DM in 1968 und werden 1973 eine 
Größenordnung von 4,8 Mrd. DM erreichen. Wie 
schon in den letzten Jahren, so werden sich auch in 
Zukunft durch die Veränderung der Altersstruktur 
und durch Kostensteigerungen die Aufwendungen 
erhöhen; hinzu kommen die Leistungsverbesserun- 
gen durch das 2. Gesetz zur Änderung des BSHG, 
das am 1. Oktober 1969 in Kraft getreten ist und 
das BSHG an die allgemeine wirtschaftliche und so- 
ziale Entwicklung angepaßt hat (s. Schaubild 24). 

157. Die Gliederung der Leistungen in Barleistun- 
gen, Sachleistungen und persönliche Hilfe ist durch 
das zunehmende Gewicht der weit überwiegend in 
Anstalten gewährten Sachleistungen gekennzeich- 
net; ihr Anteil steigt von 47 v. H. 1963 auf 59 v. H. 
in 1973, während entsprechend der Anteil der Bar- 
leistungen abnimmt. 

Die Verwaltungskosten, die die Aufwendungen für 
persönliche Hilfen (z. B. Beratung) einschließen, wer- 


den auf 10 v. H. der Summe der Bar- und 
stungen geschätzt. 

Sachlei- 

158. Die Barleistungen, die 1968 38 v. H. der ge- 
samten Leistungen ausmachten, setzten sich wie 
folgt zusammen: 

ü b e r s i 

cht 37 

Barleistungen der Sozialhilfe 


Hilfearten 

Millionen tt 

DM j 

Hilfe zum Lebensunterhalt außer- 
halb von Anstalten 

793 

68 

Tuberkulosehilfe außerhalb von 
Anstalten, ohne Heilbehandlung ^ 
und vorbeugende Hilfe 

93 

8 

Blindenhilfe außerhalb und inner- 
halb von Anstalten 

94 

8 

Hilfe zur Pflege außerhalb von An- 
stalten 

63 

5 

Weihnachtsbeihilfen 

59 

5 

Verschiedenes 

74 

6 

1 

insgesamt ... 

1 176 

100 

159. Die Sachleistungen wiesen 1968 bei einem An- 
teil von 53 V. H. an den gesamten Leistungen fol- 
gende Struktur auf: 

U b e r s i 

cht 38 

Sachleistungen der Sozialhilfe 


Hilfearten 

Millionen xt 

DM ^ 

Hilfe zum Lebensunterhalt inner- ' 
halb von Anstalten , 

197 

12 

Vorbeugende Gesundheitshilfe j 

außerhalb und innerhalb von 
Anstalten 1 

64 

4 

Krankenhilfe außerhalb und inner- 
halb von Anstalten 

246 

15 

Eingliederungshilfe für Behinderte 
innerhalb von Anstalten, ärzt- 
liche Behandlung außerhalb von 
Anstalten 

202 

12 

Hilfe zur Pflege innerhalb von An- 
stalten 

786 

47 

Krankenversorgung gemäß LAG . . 

92 

6 

Verschiedenes 

73 

4 

insgesamt ... 

1 660 

100 
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S c h a u b i 1 d 24 

Ausgewählte Hilfen nach dem BSHG 


vollständig auf Bar- und Sachleistungen aufgeteilt 
worden. 



800 700 600 500 400 300 200 100 0 100 200 300 400 500 600 700 800 

Millionen DM 


160 . Unter den Barleistungen hat die Hilfe zum 
Lebensunterhalt außerhalb von Anstalten mit 68 
V. H. das größte Gewicht; unter den Sachleistungen 
dominiert die Hilfe zur Pflege innerhalb von An- 
stalten mit 47 v. H. Diese Anteile haben sich seit 
1963 kaum verändert. 


Finanzierung 

161 . Die Leistungen der Sozialhilfe werden über- 
wiegend von den Gemeinden finanziert. Die Län- 
der geben Zuschüsse, der Bund beteiligt sich an den 
Aufwendungen für Kriegsfolgenhilfeleistungen, Tu- 
berkulosehilfe, Ungarnflüchtlinge und Hilfeempfän- 
ger im Ausland. 

162 . Knapp ein Fünftel der Gesamtaufwendungen 
wird nicht aus Haushaltsmitteln von Gebietskörper- 
schaften, sondern aus Ersatzleistungen und Rücker- 
stattungen finanziert. Hierbei handelt es sich zu 
etwa 60 v. H. um Ersatzleistungen von anderen So- 
zialleistungsträgern; wegen fehlender statistischer 
Unterlagen können sie zum größten Teil nicht den 
einzelnen Institutionen zugeordnet und als Verrech- 
nungen verbucht werden. Die übrigen 40 v. H. be- 
treffen im wesentlichen Ersatzleistungen von Unter- 
haltspflichtigen der Hilfeempfänger und Kostenbei- 
träge bzw. Aufwendungsersatz der Hilfeempfänger 
selbst. 


Beim Vergleich mit den im Sozialbudget 1968 ange- 
gebenen Strukturzahlen für 1967 ist zu beachten, 
daß im vorliegenden Sozialbudget die Aufteilung 
der Leistungen auf Bar- und Sachleistungen etwas 
geändert worden ist. Insbesondere sind die unter 
den „Übrigen Leistungen" ausgewiesenen Beträge 


163 . Die Struktur der Finanzierung bleibt mit V5 
öffentlichen Mitteln und Sonstigen Einnahmen 
und Verrechnungseinnahmen im Zeitraum 1963 bis 
1973 gleich. Die öffentlichen Mittel stiegen von 
1,8 Mrd. DM in 1963 auf 2,5 Mrd. DM in 1968; 1973 
werden 3,8 Mrd. DM erforderlich sein. 
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Sozialhilfe 



1963 

1 

1968 

1973 

1963/68 

1968/73 


Millionen | 
DM 1 

V. H. 

Millionen 

DM 

v.H. 

Millionen | 
DM 1 

V. H. 

V.H. 

V. H. 

Leistungen 









Barleistungen 

964 

43,6 

1 176 

37,7 

1 510 

31,8 

+ 22,0 

+ 28,4 

Sachleistungen 

1 045 

47,3 

1 660 

53,3 

2 810 

59,2 

+ 58,9 

+ 69,3 

Verwaltungskosten 

200 

9J 

280 

9,0 

430 

9,0 

+ 40,0 

+ 53,6 

^ insgesamt . . . 

1 2 209 

lOOfi 

3 116 

100,0 

4 750 

100,0 

-f 41,1 

+ 52,4 

1 Finanzierung 









öffentliche Mittel 

1 790 

81,0 

2 509 

80,5 

3 840 

80,8 

+ 40,2 

+ 53,0 

Sonstige Einnahmen 

401 

18,2 

582 

18,7 

881 

18,6 

+ 45,1 

+ 51,4 

' Verrechnungen 

18 

0,8 

25 

0,8 

29 

0,6 

+ 38,9 

+ 16,0 

insgesamt . . . 

2 209 

100,0 

3 116 

100,0 

4 750 

100,0 

+ 41,1 

+ 52,4 
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Jugendhilfe [ 29 ] 

164. Die öffentliche Jugendhilfe umfaßt die Tätig- 
keit der Jugendwohlfahrtsbehörden. Die Aufgaben 
der kommunalen Jugendämter, Landesjugendämter 
und der obersten Landesbehörden sind durch das 
Gesetz für Jugendwohlfahrt (JWG) bestimmt. Die 
öffentliche Jugendhilfe umfaßt sowohl Einzel- als 
auch Gruppen- und Pauschalhilfen (die im Gegen- 
satz zur Einzelhilfe nicht die Minderjährigen unmit- 
telbar, sondern die Träger der jeweiligen Leistun- 
gen erhalten), sowohl Jugendfürsorge (Hilfe bei 
Gefährdung des Erziehungsziels) als auch Jugend- 
pflege (Bildungspflege, Freizeitgestaltung usw. für 
alle jungen Menschen). Eingeschlossen ist auch die 
Förderung von Einrichtungen und Veranstaltungen 
der Träger der freien Jugendhilfe (z. B. Jugendver- 
bände) durch Zuschüsse der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe. 

165. Statistische Grundlage ist die Jugendhilfesta- 
tistik, veröffentlicht vom Statistischen Bundesamt in 
der Fachserie K, öffentliche Sozialleistungen, Reihe 
2. Ausgeschlossen werden in den Erhebungen die 
Aufwendungen für Investitionen. Die ebenfalls nicht 
erfaßten Aufwendungen für persönliche Hilfe und 
Verwaltung werden im Sozialbudget pauschal mit 
20 V. H. der Summe der statistisch nachgewiesenen 
Nettoaufwendungen angesetzt. 


Empfänger 

166. Die Natur der von den Jugendwohlfahrtsbe- 
hörden wahrgenommenen Aufgaben ermöglicht nur 
eine beschränkte statistische Darstellung der Zahl 
der von der Jugendhilfe erfaßten jungen Menschen. 
Außerdem werden Minderjährige, die von mehreren 
Maßnahmearten betroffen sind, bei jeder Maßnahme 
nachgewiesen. Aus diesen Gründen ist die Berech- 
nung einer Gesamtzahl der Empfänger von Jugend- 
hilfe nicht möglich. 

167. 1968 unterlagen 94 000 Pflegekinder und 
463 OQO nichteheliche Kinder der Aufsicht der Ju- 
gendämter. 813 000 Minderjährige unter Vormund- 
schaft wurden betreut, 84 000 standen unter Amts- 
pflegschaft und Amtsbeistandschaft. Die Jugendäm- 
ter wirkten bei 7 000 Adoptionen und bei 51 000 Va- 
terschaftsfeststellungen mit. Jugendgerichtshilfe 
wurde in 185 000 Fällen geleistet, 389 000 Minder- 
jährige standen unter formloser erzieherischer 
Betreuung, 9 000 unter Erziehungsbeistandschaft. 
27 000 Minderjährige befanden sich in freiwilliger 
Erziehungshilfe, 23 000 in Fürsorgeerziehung. Die 
meisten dieser Zahlen sind in den letzten Jahren 
leicht rückläufig. 

168. Eine steigende Tendenz weisen hingegen die 
Zahl der Einrichtungen der Jugendhilfe und die Zahl 
der darin verfügbaren Plätze auf. Ende 1968 gab es 
fast 50 000 Heime und andere Einrichtungen bei 
den Trägern der öffentlichen und freien Jugend- 
hilfe; sie unterliegen nach dem JWG der Heimauf- 


sicht der Landesjugendämter. Allein die 18 000 Kin- 
dergärten, Kinderkrippen und Kinderhorte hatten 
rund 1,1 Millionen Plätze. Die Einrichtungen öffent- 
licher und nichtöffentlicher Träger werden in unter- 
schiedlicher Weise und Höhe durch öffentliche Zu- 
wendungen gefördert. 


Leistungen 

169. Die gesamten Aufwendungen der Jugendwohl- 

fahrtsbehörden für selbst durchgeführte Maßnahmen 
und für Zuschüsse an Träger der freien Jugendhilfe 
betrugen 1963 0,6 Mrd. DM und 1968 1,0 Mrd. DM; 
sie werden sich 1973 voraussichtlich auf einen Be- 
trag von 1,6 Mrd. DM belaufen (s. Schaubild 25). 
Diese Beträge schließen die geschätzten Aufwendun- 
gen für persönliche Hilfe und Verwaltung ein; ab- 
gesetzt sind die Einnahmen der Jugendwohlfahrts- 
behörden aus Kostenbeiträgen und übergeleiteten 
Ansprüchen (1968 156 Millionen DM) und aus Ein- 

trittsgeldern, Teilnehmerbeträgen und Benutzungs- 
gebühren (1968 = 14 Millionen DM). 

170. Die so abgegrenzten Nettoaufwendungen hat- 
ten 1968 folgende Struktur: 

Übersicht 40 


Leistungen der Jugendhilfe 

(Einnahmen abgesetzt) 



Millionen | 
DM 

v. H. 

Von den Jugendwohlfahrts- 
behörden selbst durchgeführte 
Maßnahmen 

außerhalb von Einrichtungen 

73 

7 

in Einrichtungen 

586 

57 

Zuschüsse an Träger der freien 
Jugendhilfe 

201 

19 

persönliche Hilfe, Verwaltung . . 

170 

17 

insgesamt , . . 

1 030 

100 


171. Ausgehend von der Überlegung, daß so gut 
wie sämtliche Leistungen der Jugendhilfe den jun- 
gen Menschen als den letztlich Begünstigten in Form 
von Sach- und Dienstleistungen zugute kommen, 
wurden neben den Aufwendungen für die von den 
Jugendwohlfahrtsbehörden selbst durchgeführten 
Maßnahmen innerhalb von Anstalten auch die Auf- 
wendungen für Maßnahmen außerhalb von Anstal- 
ten und für Zuschüsse an Träger der freien Jugend- 
hilfe als Sachleistungen verbucht. 

Die Personal- und Sachaufwendungen für persönli- 
che Hilfe wurden zusammen mit den Verwaltungs- 
kosten im engeren Sinne als Verwaltungskosten 
ausgewiesen. Wie bei der Sozialhilfe wäre die Dar- 
stellung der Jugendhilfe ohne eine Berücksichtigung 
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Schaubild 25 

Leistungen der Jugendhilfe 1968 
Ausgewählte Hilfearten, ohne Absetzung der Einnahmen 
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der persönlichen Hilfe unvollständig; da die Be- 
ratung, Betreuung und Interessenwahrnehmung nach | 
dem JWG ein relativ größeres Ausmaß hat als die ' 
persönliche Hilfe im Rahmen des BSHG, werden 
die Aufwendungen hierfür in der Jugendhilfe mit ! 
20 V. H. statt 10 V. H. wie in der Sozialhilfe ge- 
schätzt. 

I 

172. Brutto, d. h. ohne Absetzung der darauf ent- 
fallenden Einnahmen, enthält die Übersicht 41 die 
Aufwendungen für einzelne ausgewählte Hilfearten 
1968. 


173. Die Struktur der Bruttoaufwendungen hat 
sich von 1963 bis 1968 wie folgt verändert; 

Der Anteil des größten Einzelpostens, der Aufwen- 
dungen für Unterbringung in Heimpflege (ohne Zu- 
schüsse an freie Träger), der 1963 26,1 v. H. betrug, 
hat sich seit 1966 auf einem Niveau von rund 30 
V. H. eingependelt. 

Der Anteil der Aufwendungen für Kindertagesstät- 
ten (einschl. Zuschüsse an freie Träger) hat sich von 
19,1 auf 20,0 V. H. geringfügig erhöht. 

Die Aufwendungen für Freiwillige Erziehungshilfe 
und Fürsorgeerziehung haben seit 1963 ein Niveau 
von rund 19 v. H., wobei der Anteil der Freiwilli- 
gen Erziehungshilfe zu Lasten des Anteils der Für- 
sorgeerziehung zugenommen hat. 

Die Aufwendungen für Unterbringung in Familien- 
pflege haben ihren Anteil an den Bruttoaufwendun- 
gen geringfügig von 4,6 auf 5,7 v. H. erhöht. 

Der Anteil der Aufwendungen für Maßnahmen in- 
nerhalb von Einrichtungen hat sich von 65,2 auf 
70,7 V. H. erhöht, während die Anteile der Aufwen- 
dungen für Maßnahmen außerhalb von Einrichtun- 
gen und für Zuschüsse an freie Träger gesunken 
sind (von 11,0 auf 9,7 v. H. bzw. von 23,8 auf 
19,5 V. H.). 

Insgesamt kann also festgestellt werden, daß die 
Hilfearten, die die meisten Mittel beanspruchen, 
ihren Anteil an den Bruttoaufwen<iungen entweder 
gehalten oder erhöht haben. Die Aufwendungen für 
die übrigen Hilfearten haben insgesamt mit einer 
geringeren Rate zugenommen. 


Übersicht 41 


Bruttoaufwendungen der Jugendhilfe 

(ohne Kosten für persönliche Hilfe und Verwaltung) 

Millionen DM 



Maßnahmen 

Zn schlisse 



außerhalb 

innerhalb 

an freie 
Träger 

Summe 


von Einrichtungen 


Unterbringung in Familienpflege 

58 — 

0 

58 

Unterbringung in Heimpflege 

— 308 

19 

327 1 

Kindertagesstätten 

Freiwillige Erziehungshilfe 1 

— 142 

2 121 

64 

206 

123 

Fürsorgeerziehung 

2 

81 

— 

83 

Verschiedenes 

38 

76 

1 118 

232 

insgesamt . . . 

100 

728 

j 201 

1 029 
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Jugendhilfe 



1963 


1968 


1973 


1963/68 ; 

1968/73 


Millionen i 
DM 

V. H. 

Millionen | 
DM 1 

V. H. 

Millionen 
DM j 

V. H. 

V. H. i 

V. H. 

Leistungen 

Sachleistungen 

1 

, 520 

83,9 

860 

83,5 

1 360 

83,4 

+ 65,4 

+ 58,1 1 

Verwaltungskosten 

i 100 

1 

16,1 

170 

16,5 

1 270 

16,6 

+ 70,0 

+ 58,8 

insgesamt . . . 

620 

100,0 

1 030 

100,0 

1 1 630 

100,0 

+ 66,1 

+ 58,3 

Finanzierung 









öffentliche Mittel 

620 

100,0 

1 030 

100,0 

1 630 

100,0 \ 

+ 66,1 

+ 58,3 ' 


Finanzierung 

174. Die nach Abzug der Einnahmen von Kosten- 
trägern und Begünstigten verbleibenden Nettoauf- 
wendungen werden aus öffentlichen Mitteln, und 
zwar überwiegend von den Ländern und Gemeinden, 
finanziert. Der Bund gibt Zuschüsse. Der Bedarf an 
öffentlichen Mitteln betrug 1963 0,6 Mrd. DM und 
1968 1,0 Mrd. DM und wird sich bis 1973 voraus- 
sichtlich auf 1,6 Mrd. DM erhöhen. 


Wohngeld [30] 

175. Seit 1960 werden an Mieter und Eigentümer 
von Wohnraum Beihilfen gezahlt, um die Wohnko- 
sten im Einzelfall tragbar zu gestalten. Das am 
1. April 1965 in Kraft getretene Wohngeldgesetz 
vergrößerte die Wirkungsbreite beträchtlich, so daß 
das Wohngeld heute in der Wohnungspolitik ne- 
ben dem sozialen Wohnungsbau und dem sozialen 
Mietrecht eine entscheidende Rolle spielt. 

176. Wohngeld wird für Mieter als Mietzuschuß 

und für Eigentümer als Lastenzuschuß gewährt. Das 
Wohngeldgesetz wird von den Ländern ausgeführt, 
die Anträge werden von den Städten und Landkrei- , 
sen bearbeitet. j 

177. Die Wohngeldstatistik besteht aus zwei sich 
ergänzenden Programmen. Die Ergebnisse der Bun- 
desstatistik werden halbjährlich vom Statistischen 
Bundesamt in der Fachserie E, Bauwirtschaft, Bau- 
tätigkeit, Wohnungen, Reihe 7 veröffentlicht. Die 
zusätzlich von den Statistischen Landesämtern mit 
einem koordinierten Länder-Tabellenprogramm er- 
mittelten Daten werden von diesen veröffentlicht 
und — zusammengefaßt für das Bundesgebiet — 
vom Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 
wesen im Amtlichen Teil des Bundesbaublatts be- 
kanntge macht. 


Empfänger 

178. Die Zahl der Empfänger von Wohngeld ist in 
der Vergangenheit ständig gestiegen: 

Jahresende Wohngeldempfänger 

1964 162 653 

1965 394 931 

1966 606 403 

1967 691 317 

1968 810 870 

Die wichtigsten Gründe für diese Entwicklung sind 
neben dem Inkrafttreten des Wohngeldgesetzes am 
1. April 1965: 

die Mieterhöhungen im Zuge des Abbaus der 
Wohnungszwangswirtschaft, 

die Steigerung der Mieten und Lasten durch die 
verbesserte Ausstattung der Wohnungen, 

die Steigerung der Mieten und Lasten durch 
den Anstieg der Baukosten und Baulandpreise, 

das Bekanntwerden der Wohngeldregelungen 
und der Abbau von Vorbehalten gegen die In- 
anspruchnahme von Wohngeld. 

Auch für die nächsten Jahre ist mit zunehmenden 
Empfängerzahlen zu rechnen. Außer den genannten 
Faktoren wird sich auswirken, daß das Bundesver- 
fassungsgericht mit Beschluß vom 14. November 
1969 den Ausschluß bestimmter Sozialhilfeempfän- 
ger vom Wohngeldbezug für verfassungswidrig er- 
klärt hat. 

179. Die Struktur der Wohngeldempfänger ist in 
den letzten Jahren sehr stabil (s. Schaubild 26). Für 
Ende 1968 wurde festgestellt: 90 v. H. erhalten Miet- 
zuschuß, 10 V. H. erhalten Lastenzuschuß. 42 v. H. 
der Empfänger sind Einpersonen-Haushalte, 19 v. H. 
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Schaubild 26 



Die soziale Lage der Wohngeldempfänger 
31. Dezember 1968 
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der Empfängerhaushalte umfassen 5 und mehr Per- 
sonen. 56 V. H. der Antragsteller sind Rentner und 
Pensionäre, 25 v. H. sind Arbeiter. 

Die Verteilung der Empfänger nach der Höhe des 
Familieneinkommens spiegelt die allgemeine Ein- 
kommensentv/icklung in den letzten Jahren wider: 
die Anteile der unteren Einkommensklassen nahmen 
ab, die der oberen Einkommensklassen stiegen. Ende 
1968 hatten z. B. 15 v. H. der Empfängerhaushalte ein 
monatliches Familieneinkommen (im Sinne des 
Wohngeldgesetzes) bis 200 DM, während es Ende 
1964 noch 33 v. H. waren; es handelt sich hierbei 
ganz überwiegend um Einpersonenhaushalte von 
Rentnern und Pensionären. 


Leistungen 

180. Die Wohngeldleistungen sind von 32 Millio- 
nen DM in 1963 auf 512 Millionen DM in 1968 ge- 
stiegen und werden 1973 voraussichtlich 1,8 Mrd. 
DM betragen. Außer der schon erwähnten starken 
Zunahme der Empfängerzahl ist hierfür auch der 
Anstieg des je Fall und Monat geleisteten Durch- 
schnittsbetrages maßgebend. Wohngeld wird aus- 
schließlich als Barleistung gewährt. Es ist nicht 
rückzahlun gspflichtig. 

181. Die von der Bewilligung und Auszahlung des 
Wohngelds verursachten Verwaltungskosten betru- 
gen 1968 nach einer Erhebung rund 55 Millionen 
DM oder 10,7 v. H. des gewährten Wohngeldes. 

Die Höhe der Verwaltungskosten ist vor allem da- 
durch bestimmt, daß das Wohngeldrecht gemäß der 
Aufgabe, dem Inhaber von Wohnraum zur Vermei- 
dung sozialer Härten ein Mindestmaß an Wohnraum 
wirtschaftlich zu sichern, sehr stark auf die Verhält- 
nisse des Einzelfalles abstellt. Die gesellschaftspoli- 
tisch begrüßenswerte Individualisierung dieser So- 
zialleistung erfordert eine umfangreiche und diffe- 
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Wohngeld 



1963 

1968 

1973 

1963,/68 

1968/73 

Millionen tt 

DM 

Millionen ,, tt 
DM 

Millionen 

DM 

v. H. 

v. H. 

Leistungen 

Barleistungen 

Verwaltungskosten 

32 84,2 

6 15,8 

512 90,3 

55 9,7 

1 826 93,6 

124 6,4 

-f 256,6 

-f 125,5 

insgesamt . . 

38 100,0 

1 567 100,0 

1 ! 

1 950 100,0 

-f 242,9 

i 1 

Finanzierung | 

Öffentliche Mittel | 

1 

I 

38 100,0 

1 

! 567 100,0 

1 950 100,0 

+ 242,9 
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renzierte Ermittlung von Einkommen und Belastung 
und schließt eine intensive Beratung der Antrag- 
steller ein. 

Die Verwaltungskosten der Jahre vor und nach 
1968 sind geschätzt. Dabei wurden Angaben aus 
dem Ersten und Zweiten Wohngeldbericht der Bun- 
desregierung verwertet; insbesondere wurde be- 
rücksichtigt, daß das Bearbeitungsverfahren u. a. 
durch Einsatz von EDV-Anlagen rationalisiert wor- 
den ist und daß sich Inanspruchnahme und Anwen- 
dung der Wohngeldbestimmungen im Laufe der 
Jahre eingespielt haben. Diese Tendenzen werden 
voraussichtlidi auch in Zukunft zu einer Senkung 
der Verwaltungskosten, gemessen an den Wohn- 
geldauszahlungen, führen. 


Finanzierung 

182. Die Mittel für die Wohngeldleistungen wer- 
den von Bund und Ländern je zur Hälfte aufge- 
bracht, die Verwaltungskosten werden von Ländern 
und Gemeinden getragen. Insgesamt wurden 1963 
38 Millionen DM und 1968 567 Millionen DM öf- 
fentliche Mittel aufgewandt; 1973 werden voraus- 
sichtlich 1 ,95 Mrd. DM erforderlich sein. 


dffentlicher Gesundheitsdienst [31 ] 

183- Der öffentliche Gesundheitsdienst umfaßt die 
Leistungen der Gesundheitsämter und andere von 
öffentlichen Stellen bereitgestellte Dienste der Ge- 


sundheitspflege entsprechend der Abgrenzung in 
den „Kosten der Sozialen Sicherung" des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes (vgl. Sozialbudget 1968 Nr. 200 
im Textteil und Nr. 154 f. in Anlage II). Nachgewie- 
sen werden die Aufwendungen hierfür in der Finanz- 
statistik des Statistischen Bundesamtes (neueste Zah- 
len für 1967). 

184. Die Leistungen des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes hatten 1963 einen Wert von 0,5 Mrd. DM 
und 1968 von 0,8 Mrd. DM; der Betrag wird sich 
1973 voraussichtlich auf 1,1 Mrd. DM erhöhen. Die 
Aufteilung auf Sachleistungen, Verwaltungskosten 
und Kinderzuschläge für das Personal des Gesund- 
heitsdienstes wurde geschätzt; Barleistungen werden 
nicht gewährt. Etwa die Hälfte der Aufwendungen 
entfällt auf Personalausgaben. 

185. Die Aufwendungen für den öffentlichen Ge- 
sundheitsdienst werden zu gut ^/s aus öffentlichen 
Mitteln finanziert, und zwar ganz überwiegend von 
Ländern und Gemeinden (je etwa zur Hälfte). Die 
Vermögenserträge (Mieten, Pachten, Zinsen) sind 
mit einem Anteil von knapp 1 v. H. gering; die 
Sonstigen Einnahmen (vor allem Gebühren, Ent- 
gelte, Strafen) tragen mit rund Ve zur Finanzierung 
bei. Der Anteil der öffentlichen Mittel nimmt von 
1963 bis 1973 leicht ab. 


Pensionen im öffentlichen Dienst [32] 

186. Die Pensionen im öffentlichen Dienst umfas- 
sen die Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge 
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öffentlicher Gesundheitsdienst 



1963 

1968 

1973 

1963/68 

1968/73 

Millionen | 
DM 1 

V. H. 

Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen | 
DM 1 

V. H. 

V. H. 

V. H. 

Leistungen 









Sachleistungen 

515 

94,7 

759 

94,9 

995 

94,8 

+ 47,4 

+ 31,1 

Verwaltungskosten 

19 

3,5 

26 

3,2 

35 

3,3 

+ 36,8 

-\-34,6 

Verechnungen 

10 

1.3 

15 

1.9 

20 

1,9 

+ 50,0 

+ 33,3 

insgesamt . . . 

544 

100,0 

800 

100,0 

1 050 

100,0 

+ 47,1 

+ 31,3 

Finanzierung 









öffentliche Mittel 

453 

83,3 

660 

82,5 

860 

81,9 

+ 45,7 

+ 30,3 

Vermögenserträge 

3 

0,5 

7 

0,9 

10 

1.0 

+ 133,3 

+42,9 

Sonstige Einnahmen 

88 

16,2 

133 

16,6 

180 

17,1 

+ 51,1 

+35,3 

insgesamt . . . 

544 

100,0 

800 

100,0 

1 050 

100,0 

+ 47,1 

+ 31,3 
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der Beamten von Bund, Ländern, Gemeinden, Bun- 
desbahn, Bundespost, sonstigen öffentlichen Wirt- 
schaftsunternehmen und Sozialversicherungsträgern; 
eingeschlossen sind die Versorgung aller verdräng- 
ten und sonstigen Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes nach Artikel 131 GG und die Versorgung 
der Soldaten der Bundeswehr und der Angehörigen 
des Vollzugsdienstes des Bundesgrenzschutzes. 

Wie bereits im Sozialbudget 1968 ausgeführt, wer- 
den die Pensionen im Öffentlichen Dienst aus Grün- 
den des internationalen Vergleichs und aus funk- 
tionalen Erwägungen in das Sozialbudget nufgenom- 
men, obwohl sie ihrer Rechtsnatur nach keine So- 
zialleistungen sind. 

187. Statistische Grundlage sind die Berechnungen 
des Statistischen Bundesamtes für das Staatskonto 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Die 
Fortschreibung bis 1973 erfolgte im Rahmen der 
Wirtschaftsprojektion und der Finanzplanung; da- 
bei wurde ein Mengenfaktor von 2 v. H. p. a. an- 
gesetzt. 


Empfänger 

188. Die Personalstrukturerhebung im öffentlichen 
Dienst ergab zum 2. Oktober 1968 insgesamt 912 000 
VeTSorgungsempfänger. In dieser Zahl sind die nicht 
wiederverwendeten Personen nach dem Gesetz zu 
Artikel 131 GG nicht enthalten. Witwen (Witwer) 
und zugehörige Halbwaisen sind jeweils zu einem 
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Aktive Beamte und Versorgungsempfänger 
des öffentlichen Dienstes 

1968 



aktive Beamte Versorgungsempfänger 


Versorgungsfall zusammengefaßt. Ebenfalls nicht 
erfaßt sind die versorgungsberechtigten Soldaten 
der Bundeswehr und Angehörige des Vollzugsdien- 
stes des Bundesgrenzschutzes. Der Kreis der von 
der Personalstrukturerhebung erfaßten Versor- 
gungsempfänger ist also kleiner als derjenige Per- 
sonenkreis, für den die unten gemachten finanziel- 
len Angaben gelten; die Strukturunterschiede dürf- 
ten jedoch nicht gravierend sein. 

189. Die Versorgungsempfänger verteilen sich auf 
die Bereiche des öffentlichen Dienstes und auf die 
Arten der Versorgung wie aus der Übersicht 45 
hervorgeht. 
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Versorgungsempfänger des öffentlichen Dienstes am 2. Oktober 1968 



Ruhe- 

gehalts- 

emp- 

fänger 

Witwen- 

Waisen- 

insgesamt 

geldempfänger 


1 000 

1 

v. H. 

Bund 2) 



19,8 

17,7 

0,4 

37,9 

4 

Länder 



189,7 

141,6 

9.2 

340,5 

37 

Gemeinden 



56,7 

51,1 

3,0 

110,7 

12 

Bundesbahn 



134,5 

114,5 

1,9 

250,9 

28 

Bundespost 



85,1 

59,5 

0,8 

145,4 

16 

Mittelbarer öffentlicher Dienst 


13,8 

11,9 

0,7 

26,4 

3 


insgesamt ^) . . . 

1 000 

499,5 

396,2 

16,1 

911,8 

— 



vH 

55 

43 

2 

— 

100 


Abweichungen durch Runden der Zahlen 
2) Verwaltung und rechtlich unselbständige Wirtschaftsunternehmen 

Erfaßt sind: Deutsche Bundesbank; Bundesanstalt für Arbeit; unter Aufsicht des Bundes bzw. der Länder stehende 
Sozialversicherungsträger (einschließlich DO-Angestellte) 
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190. Für denselben Stichtag und dieselbe Abgren- 
zung des öffentlichen Dienstes wurden insgesamt 
3 092 000 aktive Bedienstete, darunter 1 389 000 Be- 
amte, Richter und DO-Angestellte, gezählt. Es kom- 
men also 30 Versorgungsempfänger (darunter 16 
Ruhegehaltsempfänger) auf je 100 Vollbeschäftigte 
bzw. 66 Versorgungsempfänger (darunter 36 Ruhe- 
gehaltsempfänger) auf je 100 Beamte, Richter und 
DO-Angestelltte. 

Von den Gründen für diese hohen Relationen ist 
vor allem der große Anteil an Versorgungsempfän- 
gern hervorzuheben, die unter das Gesetz zu Artikel 
131 GG fallen und hier erfaßt sind, soweit es sich 
um frühere Versorgungsberechtigte (einschl. Wit- 
wen) und um wiederverwendete ehemalige Beamte 
und deren Hinterbliebene handelt. Diese Personen, 
deren Versorgungsanspruch auf einem früheren Be- 
amtenverhältnis beim Reich, bei der Redchsbahn, 
Reichspost usw. beruht, sind zum großen Teil aus 
Gebieten außerhalb der Bundesrepublik zugewan- 
dert und haben den Bestand an Versorgungsempfän- 
gern bei den jetzigen Dienststellen über das Maß 
erhöht, das sich aus dem natürlichen Abgang we- 
gen Alter und Tod ergibt. 

191. Die Pensionen betrugen 1963 8,7 Mrd. DM und 
1968 12,3 Mrd. DM; sie werden sich 1973 voraus- 
sichtlich auf 19,1 Mrd. DM belaufen. Es handelt sich 
um Barleistungen. 

Die Verwaltungskosten werden auf 2 v. H, der Pen- 
sionszahlungen geschätzt; Schätzgrundlage ist die 
Verwaltungskostenrelation in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung. 

192. Der Finanzbedarf für die Pensionen im öffent- 
lichen Dienst einschl. Verwaltungskosten steigt von 
8,9 Mrd. DM in 1963 über 12,5 Mrd. DM in 1968 auf 
19,5 Mrd. DM in 1973. Die Mittel werden von den 
Körperschaften aufgebracht, denen die Versorgungs- 
empfänger zugeordnet sind; der Bund gewährt an- 
deren Dienstherren Zuschüsse zu den Versorgungs- 
lasten für von diesen wiederverwendete Personen, 
die unter Artikel 131 GG fallen. 

193. Wie schon in Nummer 20 ausgeführt, werden 
abweichend vom Sozialbudget 1968 die von den 
Sozialversicherungsträgern gewährten Versorgungs- 
bezüge als fiktive Verrechnungen dieser Institutio- 
nen an die Institutionen „Pensionen im öffentlichen 
Dienst" verbucht. Sie sind sowohl in den Verwal- 
tungskosten der betreffenden leistenden Institutio- 
nen als auch in den öffentlichen Mitteln auf der Fi- 
nanzierungsseite der Pensionen nicht enthalten. 

Die Finanzierung der Pensionen im öffentlichen 
Dienst geschieht nach diesem Verbuchungsverfahren 
zu gut 98 V. H. aus öffentlichen Mitteln und zu 
knapp 2 v. H. aus Verrechnungseinnahmen. 


Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst [33] 

194. Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst erhal- 
ten die Beschäftigten von Bund, Ländern, Gemeinden, 


Bundespost, Bundesbahn, sonstigen öffentlichen 
Wirtschaftsunternehmen und Sozialversicherungs- 
trägern. Sie werden aus den gleichen Erwägungen 
wie die Pensionen im öffentlichen Dienst (vgl. Num- 
mer 186) in das Sozialbudget aufgenommen, obwohl 
sie ihrer Rechtsnatur nach keine Sozialleistungen 
sind. Nicht unter dieser Position erfaßt werden die 
Kinderanteile im Ortszuschlag. 

195. Die Summe der Kinderzuschläge ist von 
1,17 Mrd. DM in 1963 auf 1,65 Mrd. DM in 1968 
gestiegen und wird 1973 1,75 Mrd. DM betragen. 
Diese Entwicklung beruht auf einer Zunahme der 
Zahl der kinderzuschlagsberechtigenden Kinder, die 
anhand der Entwicklung der Beschäftigtenzahl ge- 
schätzt wurde. Die stärkere Steigerung im Zeitraum 
1963/68 wurde verursacht durch die Erhöhungen 
des Kinderzuschlags ab 1. Oktober 1963 und 1. Ok- 
tober 1964. 

Die Verwaltungskosten sind mit rund 2 v. H. der 
gezahlten Kinderzuschläge angesetzt. 

196. Die Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 
oinschließlich Verwaltungskosten werden durch öf- 
fentliche Mittel finanziert, soweit nicht — wie 
analog bei den Pensionen im öffentlichen Dienst, 
vgl. Nummern 20 und 193 — fiktive Verrechnungen 
von Institutionen der Sozialen Sicherung verbucht 
sind. Das gesamte Finanzierungsvolumen steigt von 
1,19 Mrd. DM in 1963 über 1,68 Mrd. DM in 1968 
auf 1,78 Mrd. DM in 1973. 


Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst [34] 

197. Die Zusatzversorgung für die Arbeiter und 
Angestellten im öffentlichen Dienst hat die Auf- 
gabe, die Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenen- 
bezüge dieses Personenkreises durch Ergänzung der 
Bezüge aus der gesetzlichen Sozialversicherung auf 
ein der Beamtenversorgung entsprechendes Niveau 
anzuheben. Die Öffentlichen Arbeitgeber führen die 
Zusatzversorgung im Wege privatrechtlicher Ver- 
sicherung in Versorgungskassen durch. Es handelt 
sich um eine betriebliche Sozialleistung der öffent- 
lichen Arbeitgeber. 

198. Geschäftsberichte und freiwillige Mitteilun- 
gen der Zusatzversicherungseinrichtungen bilden die 
Grundlage für Zusammenstellungen, die das Stati- 
stische Bundesamt für Zwecke der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung anfertigt. Neben der Ver- 
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) 
und den Versorgungswerken von Bundesbahn und 
Bundespost sind — zum Teil durch Schätzungen — 
die gleichartigen Einrichtungen der Gemeinden ein- 
bezogen. 

199. Gemäß ihrer Stellung zwischen Sozialversiche- 
rung und Beamtenversorgung gehört die Zusatz- 
versorgung im öffentlichen Dienst in eine Gesamt- 
darstellung der Sozialen Sicherung, wie sie das 
Sozialbudget zu geben versucht. Das Statistische 
Bundesamt verbucht diese Leistungen im Staats- 


104 



Deutscher Bun destag — 6. W a hlperiode 


Drucksache VI/643 


konto der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, 
die Bundesbank weist sie im Rahmen ihres Tableaus 
„öffentliche Einkommensübertragungen" aus. 

Die Zahlen aus der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung bilden die Grundlage für die Darstellung 
der Zusatzversorgung in diesem Sozialbudget. 


Leistungen 

200. Die Renlenleistungen der Zusatzversorgung 
im öffentlichen Dienst betrugen 1963 0,4 Mrd. DM 
und 1968 0,7 Mrd. DM, sie werden bis 1973 auf 
0,9 Mrd. DM ansteigen. 

Neben den Rentenleistungen werden von den Ver- 
sorgungskassen in geringem Umfang auch sonstige 
Leistungen gewährt, die jedoch mangels statistischer 
Unterlagen und wegen Geringfügigkeit außer An- 
satz bleiben. 

Die Verwaltungskosten werden mit rund 2 v. H. des 
jährlichen Finanzierungsvolumens geschätzt und be- 
laufen sich auf 4 bis 5 v. H. der Leistungen. 


Finanzierung 

2Ü1. Die Zusatzversicherungen erhalten von den 
Versicherten und Arbeitgebern Beiträge und haben 
außerdem erhebliche Vermögenserträge. Die Ge- 
samteinnahmen stiegen von 1,1 Mrd. DM in 1963 
auf 1,5 Mrd. DM in 1968 und werden 1973 schät- 
zungsweise 2,2 Mrd. DM erreichen. Sie sind in jedem 
Jahr dieses Zeitraums deutlich höher als die Lei- 


stungen; der Uberschuß steigt von 0,7 Mrd. DM in 
1963 auf 1,3 Mrd. DM in 1973, er dient der Sicher- 
stellung der Rentenleistungen für die weitere Zu- 
kunft. 


Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 
(einschließiich Kriegsopferfürsorge) [35] 

202. Die Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer umfaßt die Kriegsopferversorgung und die 
Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz (BVG) und dem Häftlingshilfegesetz (HHG) 
sowie die Versorgung der Wehrdienstopfer nach 
dem Soldatenversorgungsgesetz (SVG). Eingeschlos- 
sen sind die Leistungen nach dem BVG auf Grund 
des Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für Ange- 
hörige von Kriegsgefangenen (UbG) und auf Grund 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst (ErsDiG). 

203. Statistische Grundlage sind die Titel des Bun- 
deshaushalts für Kriegsopferversorgung, Kriegs- 
opferfürsorge und gleichartige Leistungen, die Sta- 
tistik der Kriegsopferversorgung und die vom Sta- 
tistischen Bundesamt in der Fachserie K, öffentliche 
Sozialleistungen, Reihe 1 II veröffentliche Statistik 
der Kriegsopferfürsorge. 

Eine ausführliche Gesamtdarstellung der Anspruchs- 
voraussetzungen, der Art und Höhe der Versorgung, 
der Aufwendungen und der Empfänger gibt der 
„Bericht der Bundesregierung über die Situation im 
Bereich der Versorgung von Kriegs- und Wehr- 
dienstopfern — Nachtrag zum Kriegs- und Wehr- 
dienstopferbericht 1969 — ■" vom 3. Dezember 1969 
Drucksache VI/81). 
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Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 



1963 

1968 

1973 

1963/68 

1968/73 

1 

Millionen ' tt 

DM 1 

Millionen ’ u 

DM i 

Millionen „ 

DM 

V. H. 

V.H. 

' 1 

Leistungen 

Barleistungen 

^ Verwaltungskosten 

400 94,8 

22 5,2 

740 95,9 

32 4,1 

930 95,5 

44 4,5 

+ 85,0 +25,7 1 

+ 45,5 +37,5 

insgesamt . . . 

i 

1 422 100,0 

772 100,0 

974 100,0 

+ 82,9 +26,2 

i Finanzierung 

! 

1 Beiträge der Versicherten 

Beiträge der Arbeitgeber 

Vermögenserträge 

1 

280 25,5 

570 5J,8 

250 22,7 

320 21,6 

770 52,0 

390 26,4 

490 21,9 

1 190 53,1 

560 25,0 

+ 14,3 +53,1 

+ 35,1 +54,5 

+56,0 +43,6 

1 insgesamt . . . 

1 1 100 100,0 

\ 

1 480 100,0 

2 240 100,0 

+ 34,5 +51,4 
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Anerkannte Versorgungsberechtigte 



Jahresende 

1963 

1968 

1963/68 

V. H. 

1 000 1 

v. H. 

1 000 1 

v.H. 1 

insgesamt | 

jährlich 

Beschädigte 


1 376,3 

47,8 

1 265,5 

47,3 

- 8,1 

- h7 

Witwen und Witwer . . . 


1 161,8 

40,4 

1 136,6 

42,5 

- 3,2 

- 0,4 

Halbwaisen 


139,8 

4,9 

58,1 

2,2 

-58,4 

-16,1 

Vollwaisen 


9,4 

0,3 

5,8 

0,2 

-38,3 

- 9,2 

Elternteile 


128,4 

4,5 

145,6 

5,4 

+ 13,4 

+ 2,5 

Elternpaare (Kopfzahl) . 


61,0 

2,1 

61,3 

2,3 

+ 0,5 

+ 0,1 

insgesamt *) , . . 

2 876,8 

100,0 

2 672,9 

100,0 

- 7,1 

- 1,5 


*) Abweichungen durch Runden der Zahlen 


Empfänger 

204 . Die Zahl der anerkannten Versorgungsberech- 
tigten ist aus natürlichen Gründen rückläufig; Ende 
1968 waren es insgesamt 2,7 Millionen Personen, 
davon waren 47 v. H. Beschädigte. Die Verände- 
rungsraten sind für die einzelnen Personenkreise 
unterschiedlich (s, Übersicht 47). 
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Empfänger laufender Leistungen und Fälle 
einmaliger Leistungen der Kriegsopferfürsorge 



Empfänger 

laufender 

Leistungen 

amJahresende 

Fälle 

einmaliger 
Leistungen 
im Jahr 


1967 1 

1968 

1967 1 

1968 



1 000 


Berufsfürsorge .... 

6,7 

6,5 

10,1 

9,3 

Erziehungsbeihilfen 

82,6 

78,7 

— 

— 

Ergänzende Hilfe 
zum Lebensunter- 





halt 

35,9 

33,6 

100,3 

95,0 

Erholungsfürsorge 

— 

— 

104,4 

115,9 

Wohnungsfürsorge 

— 

— 

5,1 

4,2 

Sonstige Hilfen 





(§ 27 b) 

47,5 

51,9 

45,0 

37,9 


205 . Der Anteil der Beschäfigten und Hinterbliebe- 
nen, die zusätzlich individuelle Hilfe im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge erhalten, nimmt ab. Eine Ge- 
samtzahl läßt sich für diesen Personenkreis aus dem 
statistischen Material nicht berechnen, doch ergibt 
sich die genannte Entwicklung aus den Zeitreihen 
für die meisten Hilfearten (s. Übersicht 48). 


Leistungen 

206 . Die gesamten Leistungen für die Versorgung 
der Kriegs- und Wehrdienstopfer betrugen 4,5 Mrd. 
DM in 1963 und 6,8 Mrd. DM in 1968 und werden 
sich 1973 voraussichtlich auf 8,8 Mrd. DM belaufen 
(s. Schaubild 28). 

Dieser Anstieg trotz leicht sinkender Zahl der Ver- 
sorgungsempfänger erklärt sich aus strukturellen 
Lei stungs Verbesserungen, aus Anpassungen an die 
allgemeine Entwicklung der Einkommen und aus 
Preissteigerungen für die in die Sachleistungen ein- 
gehenden Güter und Dienste. Im Zeitraum 1963/68 
wurden wirksam 

— das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsopferrechts (Zweites Neuordnungsge- 
setz) vom 21. Februar 1964, das am 1. Januar 1964 
in Kraft trat und (bezogen auf das Haushaltsjahr 
1964) eine Steigerung von 1,2 Mrd. DM brachte; 

— ■ das Dritte Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsopferrechts (Drittes Neuordnungsge- 
setz) vom 28. Dezember 1966, das am 1. Januar 
1967 in Kraft trat und (bezogen auf das Haus- 
haltsjahr 1967) eine Steigerung von 0,9 Mrd. DM 
brachte. 
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Schaubild 28 


Gesamtleistungen 

der Kriegs- und Wehrdienstopferversorgung 


Milliarden 

DM 



1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 


Von entscheidender Bedeutung für den Zeitraum 
1968/73 ist das Gesetz über die Anpassung der 
Rentenleistungen des Bundesversorgungsgesetzes 
(Erstes Anpassungsgesetz), das im Bundesgesetz- 
blatt vom 31. Januar 1970 verkündet worden ist und 
folgende Verbesserungen bringt: 

— Mit Wirkung vom 1. Januar 1970 werden alle 
Leistungen linear angehoben; hinzu kommen als 
strukturelle Verbesserungen eine verstärkte An- 
hebung der Grund- und Ausgleichsrenten der 
Witwen sowie eine erhebliche Verbesserung der 
Schwerstbeschädigtenzulagen und des Schadens- 
ausgleichs für Witwen von Empfängern einer 
Pflegezulage mindestens nach Stufe III. 

~ Von 1971 an sind alle laufend zu gewährenden 
Versorgungsbezüge auf Grund des neugefaßten 
§ 56 BVG jährlich an die Entwicklung der Löhne 
und Gehälter anzupassen, und zwar in gleichem 
Maße wie die Bestandsrenten der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

Die linearen Anpassungen und strukturellen Ver- 
besserungen ab 1. Januar 1970 ergeben einen Mehr- 
betrag von 0,9 Mrd. DM für 1970; die Dynamisie- 
rung ab 1971 bringt für die Jahre 1971, 1972 und 
1973 Mehrleistungen von insgesamt 2,2 Mrd. DM. 


Schaubild 29 

Struktur der Gesamtleistungen 
der Kriegs- und Wehrdienstopferversorgung 

1963 - 1968 - 1973 


1973 

1968 

1963 


Kriegsopferfürs 

3rge 




1 






Üb 

rige Leistungen der Kriegsopferversorc 

' ^ j 

3 ung 

1973 


111 

1 


1968 





1963 





Bes 

5chädigtenrenten 


1973 




1 



1968 






1963 







Witwenrente 

— 

n 


1973 





i . 

1968 





— 

1963 






i 1 

^ 1 ^ ^ ^ 

1 


I i ) ^ ^ 1 ^ ^ ^ i 

v.H. 0 10 20 30 40 50 


207 , Rund 86 v. H. der gesamten Leistungen entfal- 
len auf Barleistungen. Diese setzten sich 1968 wie 
folgt zusammen: 


Übersicht 49 

Barleistungen 

der Kriegs- und Wehrdienstopfer Versorgung 



Millionen 

DM 

V. H. 

Versorgungsbezüge nach dem 



BVG 



für Beschädigte 

2 255 

39 

für Witwen 

2 721 

47 

für Waisen 

77 

1 

für Eltern ' 

231 

4 

Kapitalabfindungen 

120 

2 

Kriegsopferfürsorge 

343 

6 

Verschiedenes 

35 

1 

insgesamt . . . 

5 782 

100 
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Die Versorgungsbezüge der Beschädigten machten 
1968 39 V. H. der Barleistungen aus, die der Witwen 
47 V. H. 1973 werden diese Anteile voraussichtlich 
37 V. H. bzw. 52 v. H. betragen; diese Verschiebung 
beruht vor allem auf der strukturellen Anhebung 
der Witwenbezüge durch das Erste Anpassungs- 
gesetz. 

Von den Barleistungen der Kriegsopferfürsorge ent- 
fällt rund die Hälfte auf Erziehungsbeihilfen für 
Waisen und Kinder von Beschädigten. 

208 . Die Sachleistungen haben im Zeitraum 1963/ 
1973 einen Anteil von 6 bis 8 v. H. an den gesamten 
Leistungen. Sie umfassen die Heil- und Kranken- 
behandlung im Rahmen des BVG sowie die Erho- 
lungsfürsorge und einen Teil der sonstigen Hilfen 
nach § 27 b BVG im Rahmen der Kriegsopferfür- 
sorge. 

209 . Die Verwaltungskosten belaufen sich auf 5 bis 
6 V. H. der Gesamtleistungen. Während die Kosten 
für die Verwaltungsbehörden der Kriegsopferver- 


sorgung (Versorgungsämter usw.) aus Ländermittei- 
lungen bekannt sind, mußten die Verwaltungs- 
kosten der für die Kriegsopferfürsorge zuständigen 
Fürsorgestellen usw. geschätzt werden (Ansatz wie 
in der Sozialhilfe 10 v. H. der Bar- und Sachleistun- 
gen). 

210 . Die Verrechnungsausgaben betragen knapp 
2 V. H, der gesamten Leistungen. Tn der Hauptsache 
handelt es sich dabei um Erstattungen an die ge- 
setzliche Krankenversicherung für Leistungen, die 
an deren Mitglieder wegen Schädigungsfolgen ge- 
währt werden (§ 19 BVG). 

Die Erstattungen nach § 20 BVG hingegen werden 
als Sachleistungen bzw. Verwaltungskosten der In- 
stitution „Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer" und nicht als Verechnungen ausgewiesen, da 
die Leistungen nach § 20 BVG von den Krankenkas- 
sen als Auftragsleistungen nicht unter „Leistungen" 
verbucht werden und deshalb bei der Institution 
„Krankenversicherung" nicht erfaßt sind. 


Übersicht 50 


Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer*) 



1963 


1 1968 

1973 1 

1963/68 

1968/73 


Millionen 
DM 1 

v. H. 

Millionen 
DM , 

v. H. 

Millionen 1 
DM 1 

v. H. 

i 

* v. H. 

1 

v. H. 

Leistungen 

Barleistungen 

3 912 

86,5 

5 782 

85,6 

7 555 

85,9 

+ 47,8 

+ 30,7 

Sachleistungen 

284 

6,3 

518 

7,7 

640 

7,3 

+ 82,4 

+ 23,6 

Sonstige Leistungen 

1 

0,0 

— 

— 

— 

— 

. 

— 

Verwaltungskosten 

262 

5,8 i 

316 

4,7 

446 

5,1 

+ 20,6 

+ 4+7 

Verrechnungen 

62 

1,4 

i 

137 

2,0 

150 

1,7 

+ 2+0 

+ 9,5 

insgesamt . . . 

4 521 

100, o \ 

1 6 753 

100,0 

8 791 

100,0 

+49,4 

+ 30,2 

Finanzierung 

Beiträge der Versicherten .... 









Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel 

4 493 

99,4 

6 672 

98,8 

8 700 

99,0 

+ 48,5 

+ 30,4 

Vermögenserträge 

— 

— 

1 

0,0 

1 

0,0 

• 

0,0 

Sonstige Einnahmen 

28 

0,6 

80 

h 2 

90 

1,0 

+ 185,7 

+ 72,5 

Verrechnungen 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . .. 

j 4 521 

100,0. 

6 753 

100,0 

8 791 

100,0 

1 +49,4 

+ 30,2 


*) einschließlich der Kriegsopferfürsorge 
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Finanzierung 

211 . Die Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer wird zu 99 v. H. aus öffentlichen Mitteln finan- 
ziert. Die Kosten der Kriegsopferversorgung trägt 
gemäß Artikel 120 GG der Bund. Die nach Abzug 
der Vermögenseinnahmen und Sonstigen Einnahmen 
verbleibenden Nettoaufwendungen für die Kriegs- 
opferfürsorge werden — • mit geringfügigen Ausnah- 
men — nach dem Ersten Überleitungsgesetz zu 80 
V. H. vom Bund und zu 20 v. H. von den Ländern 
getragen. An der Finanzierung der Verwaltungs- 
kosten ist der Bund nicht beteiligt. 


Aufteilung in Kriegsopferversorgung 
und Kriegsopferfürsorge 

212 . Die im Sozialbudget 1968 getrennt dargestell- 
ten Bereiche „Kriegsopferversorgung" und „Kriegs- 


opferfürsorge" sind im vorliegenden Sozialbudget 
zur Institution „Versorgung der Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer" zusammengefaßt worden, weil beide 
Leistungskomplexe im BVG ihre gemeinsame 
Rechtsgrundlage haben und nach Aufgabenstellung 
und Personenkreis zusammengehören. Um trotz die- 
ser methodischen Änderung einen Vergleich mit 
dem Sozialbudget 1968 und anderen bisherigen Ver- 
öffentlichungen zu ermöglichen, werden in Über- 
sicht 51 die Zahlen der Jahre 1963, 1968 und 1973 
für beide Bereiche getrennt angegeben. 

213 . Die Übersicht 51 zeigt in den letzten drei 
Spalten, daß die Kriegsopferfürsorge mit unter- 
schiedlichen und sich im Zeitablauf ändernden An- 
teilen an den einzelnen Leistungs- und Finanzie- 
rungsposten der zusammengefaßten Bereiche betei- 
ligt ist. Z. B. ist der Anteil an den Sachleistungen 
(mit steigender Tendenz) deutlich höher als der 
Anteil an den Barleistungen (mit fallender Tendenz); 
dies bedeutet, daß sich der Unterschied der Lei- 


übersicht 51 


Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfürsorge 



Kriegsopferversorgung 

Kriegsopferfürsorge 

Anteil der 
Kriegsopferfürsorge 
an den Gesamtzahlen 
für die Versorgung der 
Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer (v. H.) 

in der Abgrenzung des Sozialbudgets 1968 
(Millionen DM) 

1963 1 

1968 

1973 1 

1963 1 

1968 

1973 

1963 1 

1968 1 

1973 



Leistungen 







Barleistungen 


3 627 

5 439 

7 168 

285 

343 

387 

7,3 

5,9 

5,1 

Sachleistungen 


257 

406 

471 

27 

112 

169 

9,5 

21,6 

26,4 

Sonstige Leistungen . . . . 


1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . . . . 


231 

270 

390 

31 

46 

56 

11,8 

14,5 

12,6 

Reinausgaben 


4 116 

6 115 

8 029 

343 

501 

612 

7,7 

7,6 

7,1 

Verrechnungen 


62 

137 

150 


— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt . . . 

4 178 

6 252 

8 179 

343 

501 

612 

7,6 

7,4 

7,0 



Finanzierung 







öffentliche Mittel 


4 178 

6 252 

8 179 

315 

420 

521 

7,0 

6,3 

6,0 

darunter: 











Bundesmittel It. Finanzplan ^) 

(-) 


(7 792) 

(~) 

M 

(448) 

i-) 

(~) 

(5,4) 

Vermögenserträge 


— 

— 

— 

0 

1 

1 

100,0 

100,0 

100,0 

Sonstige Einnahmen . . . 


0 

0 

0 

28 

80 

90 

100,0 

100,0 

100,0 

Verrechnungen 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

4 178 

6 252 

8 179 

! 343 

1 

501 

612 

7,6 

7,4 

7,0 


^) Bruttozahlen; Rückeinnahmen sind hier nicht berücksichtigt. 
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stungsstrukturen von Kriegsopferversorgung und 
Kriegsopferfürsorge von 1963 bis 1973 verstärkt, 
und zwar weil die Barleistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge schwächer und die Sachleistungen der 
Kriegsopferfürsorge stärker zunehmen als die Bar- 
leistungen bzw. Sachleistungen der Kriegsopferver- 
sorgung. 

214. Der Anteil der Kriegsopferfürsorge am gesam- 
ten Leistungs- und Finanzierungsvolumen der zu- 
sammengefaßten Bereiche ist von 7,6 v. H. in 1963 
auf 7,4 V. H. in 1968 gesunken und wird bis 1973 
weiter auf 7,0 v. H. sinken. Die Verstärkung dieses 
Trends im Zeitraum 1968/73 beruht in der Haupt- 
sache auf der durch das Erste Anpassungsgesetz 
eingeführten Dynamisierung der Kriegsopferversor- 
gung. 


Lastenausgleich [36] 

215. Aufgabe des Lastenausgleichs ist es, zur Ab- 
geltung von Schäden und Verlusten sowie zur Mil- 
derung von Härten, die sich infolge der Vertreibun- 
gen und Zerstörungen der Kriegs- und Nachkriegs- 
zeit ergeben haben, einen Ausgleich nach den 
Grundsätzen der sozialen Gerechtigkeit und unter 
Berücksichtigung der volkswirtschaftlichen Möglich- 
keiten herbeizuführen. 


Leistungen 

216. Von den Gesamtausgaben im Rahmen des La- 
stenausgleichs, die nach den langfristigen Planungen 
des Bundesausgleichsamtes mit ungefähr 110 Mrd. 
DM veranschlagt wurden, sind heute ungefähr zwei 
Drittel geleistet. In dem hier betrachteten Zeitraum 
werden die jährlichen Gesamtaufwendungen von 
3,84 Mrd. DM im Jahre 1963 auf 3,09 Mrd. DM im 
Jahre 1973 zurückgehen. 

Während ursprünglich die Darlehen zur Förderung 
der gewerblichen Wirtschaft, der Landwirtschaft und 
des Wohnungsbaues im Vordergrund standen, hat 
sich in den späteren Jahren das Schwergewicht auf 
die Unterhaltshilfe und die Hauptentschädigung ver- 
lagert. Im Jahre 1968 entfielen 33,3 v. H. der Ge- 
samtaufwendungen auf die Unterhaltshilfe und 37,5 
V. H. auf die Hauptentschädigung, wobei die Bar- 
erfüllung der Hauptentschädigung mit 30,1 v. H. 
vorherrscht. 

217. Die in der Tabelle 36 des Anhangs ausgewie- 
senen Zahlen umfassen nur einen Teil der Aufwen- 
dungen des Lastenausgleichsfonds. In Übereinstim- 
mung mit den „Öffentlichen Einkommensübertra- 
gungen" nach der Abgrenzung der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung werden nur 

— die Unterhaltshilfe 
— • die Entschädigungsrente 
— • die Ausbildungshilfe 


Übersicht 52 


Leistungen des Lastenausgleidis 1968 



Millionen 

DM 

v. H. 

1. Hauptentschädigung 

1 489 

37,5 

a) Barerfüllung 

und Barverzinsung .... 

(1 193) 

(30,1) 

b) Spareinlagen, 

Schuldverschreibungen 
und Lebensversicherung 

(296) 

(7,4) 

2. Kriegsschadenrente 

1 639 

41,3 

a) Unterhaltshilfe 

(1 320) 

(33,3) 

b) Entschädigungsrente , . . 

(319) 

(S,0) 

3. Hausratsentschädigung . . . 

32 

0,8 

4. Härtefonds 

68 

1,7 

a) Laufende Beihilfen .... 

(32) 

(0,8) 

b) Aufbaudarlehen 

(36) 

(0.9, 

5. Ausbildungshilfe 

12 

0,3 

6. Währungsausgleich 

5 

0,1 

7. Altsparerentschädigung . . . 

203 

5,1 

8. Aufbaudarlehen 

104 

2,6 

9. Leistungen aus der Auf- 
nahme von Krediten {Kurs- 
pflege, Tilgungs- und Zins- 
zahlungen) 

385 

9,7 

10. Sonstige 

Förderungsmaßnahmen . . . 

5 

0,1 

11. Kosten 

der Darlehensverwaltung . 

28 

0,7 

insgesamt | 

3 970 

100,0 


ohne Verwaltungskosten, die vom Bund und den 
Ländern getragen werden und in der Rechnung des 
Bundesausgleichsamts nicht nachgewiesen sind 


sowie im Gegensatz zum Sozialbudget 1968 zusätz- 
lich 

— - die Hausratsentschädigung 

— sowie die Beihilfe zur Hausratsbeschaffung aus 
dem Härtefonds 

den Leistungen der Sozialen Sicherung zugeordnet 
und im Rahmen des Lastenausgleichs als Barleistun- 
gen ausgewiesen. 
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Finanzierung des Lastenausgleichs 1968 



Millionen 

DM 

V. H. 

1. Vermögensabgabe 

, 1 278 

36,3 

2. Hypothekengewinnabgabe . 

202 

5,7 

3. Kreditgewinnabgabe 

99 

2,8 

4. Zuschuß der Länder aus der 
Vermögensteuer (§ 6 Abs. 2 
LAG und § 3 Abs. 1 und 2 
LA — EG ■ — Saar) 

1 566 

16,1 

5. Zuschuß des Bundes und der 
Länder nach § 6 Abs. 4 LAG 

650 

18,5 

6. Bundeszuschuß 

zum Härtefonds 

42 

1,2 

7. Erträge aus der 

Wertpapierbereinigung .... 

39 

1,1 

8. Darlehensrückflüsse, 
Zinseinnahmen 
und sonstige Einnahmen . . . 

645 

18,3 

Ordentliche Einnahmen 

insgesamt . . . 

3 521 

100,0 

Finanzierungsdefizit (Kredit- 
marktmittel und Kassenbestand) 

449 



218 . Die Unterhaltshilfe, auf die im Jahre 1968 
77 V. H. der Barleistungen entfielen, dient in erster 
Linie der Sicherstellung des Lebensunterhalts. Da 
die Sätze der Unterhaltshilfe mehrfach verbessert 
wurden (Stammsatz derzeit 205 DM), ist trotz kon- 
tinuierlich absinkender Zahl der Berechtigten im 
Zeitraum 1963 bis 1968 kein Rückgang der Auf- 
wendungen eingetreten. Von den derzeit rund 
500 000 Empfängern der Unterhaltshilfe bekommt 
etwa die Hälfte auch die Entschädigungsrente, die 
ebenfalls mehrfach verbessert wurde. 

Bis zum Jahre 1973 werden die Unterhaltshilfe und 
die Entschädigungsrente sowie die Barleistungen 
insgesamt nach dem hier zugrunde gelegten gelten- 
den Recht infolge der stark abfallenden Empfänger- 
zahl deutlich zurückgehen. 


Finanzierung 

219 . Der Lastenausgleich wird durch die Lasten- 
ausgleichsabgaben (Vermögensabgabe, Hypotheken- 
gewinnabgabe, Kreditgewinnabgabe), durch Zu- 
schüsse der öffentlichen Haushalte und „übrige" Ein- 
nahmen (Darlehensrückflüsse, Zinseinnahmen u. ä.) 
finanziert (s. Übersicht 53). Infolge der rückläufigen 
Erträge aus den Lastenausgleichsabgaben geht in 
der Dekade 1963 bis 1973 der Anteil der Lasten- 
ausgleichsabgaben an den Finanzierungsmitteln 
ständig zurück, während die Zuschüsse des Bundes 
und der Länder aus allgemeinen Steuermitteln stän- 
dig an Gewicht gewinnen. So entfielen im Jahre 
1963 von den ordentlichen Einnahmen rund 51 v. H., 
im Jahre 1968 nur noch rund 45 v. H. auf die Lasten- 
ausgleichsabgaben und bis zum Jahre 1973 dürfte 
deren Anteil auf rund 40 v. H. sinken. 


Übersicht 54 


Lastenausgleich (im Rahmen des Sozialbudgets) 



1963 

1968 

1973 

1963/68 

1968/73 

Millionen „ 

DM 

Millionen | ^ 

DM 1 

Millionen [ „ 

DM 1 

V. H. 

V. H. 

Leistungen 

Barleistungen 

Verwaltungskosten 

Verrechnungen 

1 679 93,7 

95 5,3 

17 1,0 

1 710 93,2 

102 5,6 

23 1,2 

1 202 92,1 

74 5,7 

29 2,2 

+ 1,8 

-29,7 

-23,9 

insgesamt . . . 

1 791 100,0 

1 835 100,0 

1 305 100,0 j 

+ 2,5 

Finanzierung 

Öffentliche Mittel 

Sonstige Einnahmen 

595 33,2 

1 196 66,8 

; 1 

783 42,7 

1 052 57,3 

601 46,1 

704 53,9 

+ 31,6 - 23,2 

- 22,0 - 33,1 

insgesamt . . 

1791 100,0 1 1835 100,0 ■ 1 305 100,0 

i i 

+ 2,5 - 28,9 
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220. Die in der Übersicht 54 ausgewiesenen Finan- 
zierungsmittel umfassen nur den Teil der Gesamt- 
einnahmen des Lastenausgleichsfonds, der nach der 
hier getroffenen Abgrenzung, zur Finanzierung der 
Aufgaben benötigt wird, die den Leistungen der 
Sozialen Sicherung zugerechnet werden. 

Bei der Finanzierung der hier betrachteten Leistun- 
gen haben die öffentlichen Mittel einen relativ 
größeren Anteil (1968 rund 43 v. H., 1973 rund 
46 V. H.) als an den Gesamtaufwendungen des La- 
stenausgleichsfonds; dies liegt daran, daß der Bund 
und die Länder insgesamt etwa die Hälfte der Aus- 
gaben für die Unterhaltshilfe tragen. Die Lasten- 
ausgleichsabgaben sind in dem Posten „Sonstige 
Einnahmen'' festgehalten. 


Wiedergutmachung [37] 

221. Die Institution „Laufende Wiedergutmachung" 
umfaßt einen Teil der Leistungen, die nach dem Bun- 
desentschädigungsgesetz an Personen gewährt wer- 
den, die aus Gründen der Rasse, des Glaubens oder 
der Weltanschauung Schäden durch das national- 
sozialistische Regime erlitten haben. Die Zuordnung 
eines Teils der Leistungen nach dem Bundesentschä- 
digungsgesetz zu den Leistungen der Sozialen Siche- 
rung erfolgte in Übereinstimmung mit der Abgren- 
zung der Öffentlichen Einkommensübertragung nach 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. 


V. Funktionaler Teil 


Die Ausgangslage für die Bildung 
einer funktionalen Gliederung 

224. Die Gliederung des ersten Sozialbudgets 1968 
ging im Ansatz zunächst von den Institutionen der 
Sozialen Sicherung aus. Sie wurde entworfen mit 
dem Blick auf die mittelfristige finanzielle Entwick- 
lung der gesetzlichen sozialen Sicherung und deren 
gesamtwirtschaftliche Konsequenzen. Diese institu- 
tioneile Betrachtungsweise hat die an sie geknüpf- 
ten Erwartungen erfüllt. Sie soll deshalb auch in 
Zukunft weiter ausgebaut werden. Da sie jedoch 
von Einrichtungen der Sozialen Sicherung ausgeht 
und ihre Finanzentwicklung in den Mittelpunkt 
stellt, betont sie notwendigerweise einseitig diesen 
finanziellen Aspekt. Deshalb legt die Bundesregie- 
rung zusätzlich eine Aufgliederung der Soziallei- 
stungen nach ihrer Zielsetzung vor. Bei dieser funk- 
tionalen Gliederung wird nicht gefragt nach der In- 
stitution, die zahlt, und nach der Rechtsgrundlage, 
sondern nach dem Tatbestand, für den soziale Lei- 
stungen und soziale Dienste gewährt werden. 

Da weder Wissenschaft noch Politik bisher einen 
eindeutig abgegrenzten, allgemein anerkannten Ka- 


Unterhaltssicherung [38] 

222. Unter der Institution „Unterhaltssicherung" 
sind die Leistungen nach dem „Gesetz über die Si- 
cherung des Unterhalts der zum Wehrdienst einbe- 
rufenen Wehrpflichtigen und ihrer Angehörigen 
(Unterhaltssicherungsgesetz)" erfaßt. Nach dem Un- 
terhaltssicherungsgesetz werden zum überwiegen- 
den Teil Leistungen zur Sicherung des Lebensbedarfs 
an Angehörige von Wehrpflichtigen sowie Ver- 
dienstausfallentschädigung an Wehrpflichtige und 
ferner in besonderen Einzelfällen Härteausgleich 
gewährt. Die Ansätze ab 1970 entsprechen dem 
Finanzplan des Bundes. Die Einbeziehung der Lei- 
stungen nach dem Unterhaltssiicherungsgesetz in das 
Sozialbudget entspricht der Abgrenzung der öffent- 
lichen Einkommensübertragungen nach der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung. 


Sonstige Entschädigungsleistungen 
(Kriegsgefangenenentschädigung und 
Krankenfürsorge für Heimkehrer) [39] 

223. Die sonstigen Entschädigungsleistungen um- 
fassen vor allem: Entschädigung an Kriegsgefan- 
gene, Beihilfen zum Lebensunterhalt und Einrich- 
tungshilfe an Deutsche aus der DDR, Eingliede- 
rungshilfe an politische Häftlinge sowie die Erstat- 
tungen der Aufwendungen für die Krankenhilfe an 
Heimkehrer. Die Ansätze ab 1970 entsprechen dem 
Finanzplan des Bundes. 


talog von Zielen der Sozialpolitik kennen, den 
man einer funktionalen Gliederung zugrunde legen 
könnte, mußte für das Sozialbudget zunächst ein 
Funktionenschema aufgestellt werden, das das viel- 
fältige Informationsbedürfnis zu befriedigen im- 
stande ist. 

225. Dafür gab es ein Vorbild. Ein solcher Versuch 
ist bereits vom Statistischen Amt der Europäischen 
Gemeinschaften (SAEG) in seinen „Sozialkonten" ^) 
unternommen worden. Der Wunsch nach aussage- 
fähigen internationalen Vergleichen erzwang ange- 
sichts der großen Unterschiede der Systeme eine 
funktionale Gliederung (vgl. Nummer 279). Die Er- 
fahrungen mit dem SAEG-Schema, an dessen Ent- 
wicklung und statistischer Ausfüllung für Deutsch- 
land das Bundesarbedtsministerium federführend 
mitwirkt, waren eine wichtige Grundlage für die 


Die Sozialkonten der Mitgliedstaaten der EWG, Sta- 
tistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, So- 
zialstatistik 1967 Nr. 5; Die Sozialkonten im Gemein- 
samen Markt, 1962 — 1965, Statistisches Amt der Euro- 
päischen Gemeinschaften, Sozialstatistik 1 — 1969 
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Erstellung der funktionalen Gliederung dieses So- 
zialbudgets. 

226 . Wie schon die Ausfüllung der „Sozialkonten" 
gezeigt hat, reicht das statistische Material kaum 
aus, um die Sozialleistungen detailliert funktional 
aufzugliedern. 

Erst die Konstruktion und Erprobung eines sozial- 
politisch sinnvollen Funktionenschemas zeigt die 
Informationslücken auf. Gerade weil die funktionale 
Fragestellung kaum eine Rolle spielte, dominierten 
in den Sozialstatistiken bisher weitgehend andere 
Gesichtspunkte; dabei waren die fiskalischen Rech- 
nungsabschlüsse und der Maßnahmenkatalog der 
jeweiligen Gesetze vorrangig. Diese Gesichtspunkte 
sind nach wie vor unbestritten berechtigt, doch muß 
dem funktionalen Aspekt künftig der gleiche Rang 
eingeräumt werden. 

Die statistischen Schwierigkeiten haben die Bundes- 
regierung nicht davon abgehalten, eine neue funk- 
tionale Gliederung der Sozialleistungen zu versu- 
chen. Trotz aller Mängel lassen sich auch heute 
schon wichtige Informationen gewinnen, die einer 
rein Institutionellen Betrachtungsweise verschlossen 
sind. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Ver- 
öffentlichung einer funktionalen Gliederung, wie 
unvollkommen sie auch noch sein mag, Anlaß und 
Grundlage für eine Diskussion in Wissenschaft und 
Politik abgibt. Sie hofft auf Anregungen zur wün- 
schenswerten Weiterentwicklung dieses Entschei- 
dungsinstruments. 


Entwicklung eines Konzepts 
für die funktionale Gliederung 

Primäre Funktionen 

227. Sozialleistungen (Bar- und Sachleistungen so- 
wie soziale Dienste) werden gewährt zum Ausgleich 
von Einkommensausfall oder Einkommensminde- 
rung und zum Ausgleich von besonderen Lasten, 
und zwar wenn bestimmte Tatbestände erfüllt sind. 
Fast alle Sozialleistungen in der Bundesrepublik 
lassen sich final folgenden Tatbeständen zuordnen: 

— Krankheit, 

— Invalidität, 

-- Tod, 

— Arbeit (Arbeitslosigkeit, Arbeitsförderung, Be- 
rufliche Bildung) 

— Alter, 

— Familie (Mutterschaft, Familiengröße), 

— Wohnung. 

Wegen des Entschädigungscharakters der Soziallei- 
stungen, die an die Opfer von politischen Ereignis- 
sen (Krieg, Vertreibung usw.) und an die Opfer 
von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten gewährt 
werden, ist es zweckmäßig, die drei Tatbestände 
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— Krankheit, 

— ■ Invalidität, 

— Tod 

zusätzlich nach ihrer Ursache zu untergliedern in 

— politische Ereignisse (Krieg, Vertreibung usw.), 

— Arbeitsunfall/Berufskrankheit, 

— ■ sonstige Ursachen. 

Für die Erfassung der Entschädigungsleistungen, die 
andere von politischen Ereignissen verursachte Schä- 
den als Schäden an Leben und Gesundheit ausglei- 
chen und die den Charakter von Einkommensüber- 
tragungen haben, ist außerdem die Aufnahme eines 
Tatbestandes „andere Tatbestände, verursacht durch 
politische Ereignisse" erforderlich. 

Diese Kategorien kann man als „primäre Funktio- 
nen" bezeichnen. 


Sekundäre Funktionen 

228 . Die sich danach ergebende Liste von 16 primä- 
ren Funktionen reicht jedoch noch nicht aus, um 
alle sozialpolitisch wichtigen Fragen, die an eine 
funktionale Gliederung gestellt werden, zu beant- 
worten. An einigen Beispielen soll das erläutert 
werden: 

Nicht nur Sozialleistungen, die allein auf Familien- 
größe und Mutterschaft beruhen, sondern auch viele 
Sozialleistungen, die primär an andere Tatbestände 
anknüpfen, berücksichtigen die besonderen finanziel- 
len Belastungen, die Kinder oder sonstige zu versor- 
gende Haushaltsmitglieder (Ehegatte, andere Ver- 
wandte) mit sich bringen. Wenn deshalb der Fa- 
milienlastenausgleich vollständiger dargestellt wer- 
den soll, müssen zunächst sämtliche Familienzu- 
schläge ausgegliedert und mit den primären Fa- 
milienleistungen zusammengefaßt werden. Nimmt 
man noch sämtliche Leistungen an Hinterbliebene 
hinzu, ergibt sich die Summe der Leistungen für die 
Angehörigen des von einem primären Tatbestand 
unmittelbar Betroffenen. Familienleistungen sind 
auch die Gesundheitsmaßnahmen der Sozialversiche- 
rung für die Angehörigen der Versicherten; als 
Leistungen für betroffene Angehörige werden sie 
ebenfalls in eine umfassende Funktion „Familie" 
einbezogen. 

Um einen umfassenderen Überblick zu bekommen, 
ist eine Funktion „Gesundheit" und eine Funktion 
„Beschäftigung" gebildet worden. Hier wurden zu- 
sätzlich zu den unter „Krankheit" bzw. „Arbeit" 
erfaßten Leistungen diejenigen Maßnahmen zusam- 
mengefaßt, die zwar der Art nach Gesundheits- 
maßnahmen bzw. beschäftigungsfördernde Maßnah- 
men sind, aber primär für einen anderen Tatbestand 
(z. B. Invalidität) gewährt werden. 

Deshalb wurden aus den primären Funktionen be- 
stimmte Leistungen ausgegliedert und zu sekundä- 
ren Funktionen zusammengefaßt. Dadurch kann je- 
der Interessierte sich spezielle sozialpolitische Fra- 
gestellungen ohne Umrechnungen beantworten las- 
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sen, wenn er sich aus dem vorhandenen Baukasten 
ein für dieses Problem geeignetes Gliederungs- 
schema erstellt. 


Geschlossene und umfassende Funktionaldarstellung 

229 . Die Ableitung der sekundären Funktionen 
aus den primären ist allerdings problematisch für 
die Geschlossenheit der Funktionaldarstellung: sie 
überschneiden sich mit den primären Funktionen. 
Man kann die Werte für die Sekundärfunktionen 
nicht einfach zu den Werten für die Primärfunktio- 
nen addieren, auch dann nicht, wenn man die ent- 
sprechenden Primärfunktionen fortfallen läßt, da sie 
aus diesen bestimmte Leistungen ausgldedern und 
zusammenfassen; andernfalls käme es zu Doppel- 
zählungen. 

Auf den ersten Blick erscheint dieser Zustand unbe- 
friedigend, und es liegt nahe, wie in den Sozialkon- 
ten des SAEG, die Funktionen so zu definieren, 
daß es keine Überschneidungen gibt. Dann lieferte 
die funktionale Gliederung eindeutige, klare Ant- 
worten. 

Diese Eindeutigkeit und Klarheit würden jedoch 
mit dem Nachteil erkauft, daß die Antworten nur 
gültig sind für eine sehr spezielle Festlegung des 
Inhalts der Funktionen. Eine solche Festlegung ist 
immer willkürlich. Sie trägt nicht der Tatsache Rech- 
nung, daß verschiedene sozialpolitische Fragestel- 
lungen unter Umständen verschiedene Funktions- 
begriffe erfordern. In einem Fall z. B. interessieren 
nur die ausschließlich wegen Familiengröße und 
Mutterschaft gewährten Leistungen, im anderen 
braucht man zusätzlich die Information über die 
Höhe der Familienzuschläge zu allen möglichen 
Sozialleistungen und die Höhe aller Leistungen an 
Hinterbliebene. 

230 . Die theoretisch beste Lösung ist eine Funk- 
tionalgliederung in Gestalt eines Baukastens,- je 
größer die Zahl der verschiedenen Gliederungskri- 
terien, um so vielfältiger .sind die Möglichkeiten 
für die Bildung einzelner Funktionen und geschlos- 
sener Funktionsschemata und um so nützlicher ist 
eine solche Funktionalgliederung für die bessere 
Transparenz der Sozialleistungen. 

Natürlich muß auch eine differenzierte und viele 
Aspekte berücksichtigende Funktionalgliederung for- 
mal geschlossen sein, d. h. die Leistungen einer 
Institution müssen so aufgeteilt werden, daß die 
Summe der Einzelpositionen gleich dem Gesamtbe- 
trag der Leistungen ist. Da die Aufteilung gleichzei- 
tig die Variation der Funktionsbegriffe ermöglichen 
soll, scheidet ein eindimensionales Funktionsschema 
aus. Geschlossenheit und Variabilität lassen sich nur 
mit einem mehrdimensionalen Gliederungsschema 
verwirklichen. 

In diesem Sozialbudget wird deshalb eine mehr- 
dimensionale Funktionalgliederung vorgelegt. Das 
Schema ist allerdings in zweifacher Hinsicht als vor- 
läufig zu werten: Erstens läßt sich die Konstruktion 
der Gliederung gewiß noch fortentwickeln, zweitens 


sind die angegebenen Zahlen aus statistischen Grün- 
den zum großen Teil mit erheblichen Unsicherheiten 
behaftet. 


Die mehrdimensionale Funktionalgliederung 


Aufbau der Tabelle 


231 . Auf der Grundlage der Überlegungen über 
primäre und sekundäre Funktionen (s. oben) wurden 
folgende Gliederungskriterien miteinander kombi- 
niert: 

Tatbestände, 

Ursachen, 

Person des Begünstigten, 

Art der Maßnahmen. 

Tatbestände und Ursachen ergeben dann die 16 Zei- 
len der Tabelle: 


Krankheit, 
verursacht durch 


politische Ereignisse 
Arbeitsunfall, Berufskrankheit 
andere Ursachen 


Invalidität, 
verursacht durch 


politische Ereignisse 
Arbeitsunfall, Berufskrankheit 
andere Ursachen 


Tod, 

verursacht durch 


politische Ereignisse 
Arbeitsunfall, Berufskrankheit 
andere Ursachen 


andere Tatbestände, verursacht durch politische Er- 
eignisse 


Arbeit, 
und zwar 


Arbeitslosigkeit 
Arbeitsförderung, Berufliche 
Bildung 


Familie, 
und zwar 

Wohnung. 


Mutterschaft 

Familiengröße 


Nach der Art der Maßnahmen und danach, ob die 
Leistungen für den unmittelbar Betroffenen oder 
für seine Angehörigen gewährt werden, sind die 
8 Spalten der Tabelle gegliedert: 

Maßnahmen 

für den Betroffenen 

Einkommensumverteilung (interpersonal 
und intertemporal) 

Gewährung von Einkommen 

Übernahme von besonderen Aufwendun- 
gen 

Vorbeugende, wiederherstellende und wie- 
dereingliedernde Maßnahmen 

auf dem Gesundheitssektor 
auf dem Beschäftigungssektor 
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für die Angehörigen 

Einkommensumverteilung (interpersonal 
und intertemporal) 

Gewährung von Einkommen 

Übernahme von besonderen Aufwendun- 
gen 

Vorbeugende, wiederherstellende und wie- 
dereiingliedernde Maßnahmen 

auf dem Gesundheitssektor 

auf dem Beschäftigungssektor. 


Informationsgehalt 

232 . Theoretisch stehen also 16 X 8 = 128 Tabel- 
lenfelder als Bausteine für die funktionale Gliede- 
rung zur Verfügung. Praktisch sind jedoch weniger 
Felder mit Zahlen zu besetzen, weil viele Felder 
entweder nach der Definition der Gliederungskri- 
terien oder nach den Gegebenheiten des deutschen 
Systems der Sozialen Sicherung leer bleiben müssen. 
Die Zahl der tatsächlich besetzten Felder wäre noch 
geringer, wenn nicht versucht worden wäre, bei 
fehlenden statistischen Unterlagen die theoretisdi 
gebotenen Aufgliederungen nach Möglichkeit schät- 
zungsweise vorzunehmen. 

233 . Trotz der Leerfelder bietet diese mehrdimen- 
sionale Funktionalgliederung eine wesentlich grö- 
ßere Information als eine eindimensionale Gliede- 
rung normalen, praktikablen Umfangs, denn die 
Sozialleistungen werden auf weit mehr Positionen 
als die 10 bis 15 denkbaren Positionen eines ein- 
dimensionalen Schemas aufgeteilt. Schon von der 
Konstruktion her ist es einleuchtend, daß eine mehr- 
dimensionale Gliederung das bedeutend feinere In- 
strument für eine funktionale Darstellung ist. 


Definition der Gliederungskriterien 

234 . Die Gliederungskriterien sind so definiert, daß 
eine möglichst große Zahl verschiedener, sozial- 
politisch relevanter Fragestellungen durch Gruppie- 
rung und Zusammenfassung von Zeilen und Spalten 
beantwortet werden kann. Gegenüber einer ein-, 
dimensionalen Gliederung lassen sich in einem 
mehrdimensionalen Schema die Abgrenzungsfragen 
viel leichter und problemloser regeln. 

Zum besseren Verständnis der Tabellen sind nach- 
folgend die wichtigsten Definitionen zusammenge- 
stellt. 

235 . Entscheidend für die Zuordnung zu einem Tat- 
bestand ist bei gleichzeitiger Erfüllung mehrerer 
Tatbestände derjenige Tatbestand, der im konkreten 
Fall primär die Hilfsbedürftigkeit auslöst. 


Krankheit: 

Vorübergehende Beeinträchtigung der Gesundheit, 
vorübergehende Arbeitsunfähigkeit, außer im Falle 
von Mutterschaft; Gesundheitsgefährdung; 

Invalidität: 

Dauernde Beeinträchtigung der Gesundheit, Berufs- 
und Erwerbsunfähigkeit, physische und psychische 
Gebrechen; Behinderung; 

Tod: 

Ausfall des Familienernähers durch Tod, Tod von 
Familienangehörigen; 

andere Tatbestände, verursacht durch politische 
Ereignisse: 

Tatbestände des Lastenausgleichsgesetzes, des Bun- 
desentschädigungsgesetzes, des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes usw., soweit sie Voraussetzungen 
für laufende Leistungen (Einkommensübertragun- 
gen) sind; 

Arbeitslosigkeit: 

vorübergehende unfreiwillige Nichtteilnahme am 
Erwerbsleben aus anderen Gründen als Krankheit 
und Mutterschaft, insbesondere wegen der Arbeits- 
marktlage; 

Arbeitsiörderung, Berufliche Bildung 

unterwertige Beschäftigung; Arbeitsbeschaffung, Ar- 
beitsvermittlung, Berufsberatung, berufliche Ausbil- 
dung, Fortbildung, Umschulung,- 

Alter: 

Vollendung des Lebensjahres, das im System der 
Sozialen Sicherung zum Ausscheiden aus dem Er- 
werbsleben und zum Bezug von Altersruhegeld be- 
rechtigt (60. bis 65. Lebensjahr); 

Mutterschaft: 

Schwangerschaft, Entbindung, Wochenbett; 
Familiengröße: 

Vorhandensein eines Ehegatten und/oder von Kin- 
dern und anderen zu versorgenden Familienmitglie- 
dern; 

Wohnung: 

Beihilfen zu Mieten und Lasten für Wohnraum. 

236 . Die Ursachen sind folgendermaßen definiert: 
politische Ereignisse: 

Anspruchsberechtigung einer Person in ihrer Eigen- 
schaft als Kriegsopfer, Flüchtling, Heimkehrer, poli- 
tisch oder rassisch Verfolgter; Anspruchsberechti- 
gung infolge der Wehrpflicht; 

Arbeitsunfall, Berufskrankheit: 

Anspruchsberechtigung einer Person oder ihrer Fa- 
milienangehörigen auf Grund einer im Rahmen der 
Erwerbstätigkeit zugezogenen Gesundheitsschädi- 
gung (einschließlich Tod); 
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andere Ursachen: 

Verursachung von Krankheit, Invalidität und Tod 
nicht durch politische Ereignisse oder Arbeitsunfall/ 
Berufskrankheit; eine Ausgliederung weiterer be- 
sonderer Ursachen (z. B. Unfälle im privaten Lebens- 
bereich, angeborene Gebrechen) ist prinzipiell mög- 
lich und für später anzustreben. 

237 , Entscheidend für die Zuordnung zu einer Per- 
sonenkategorie ist nicht, wer Träger des Rechts- 
anspruches ist und an wen geleistet wird, sondern 
für wen geleistet wird. 

Betroffener: 

Person, die selbst den jeweiligen Tatbestand er- 
füllt: der Kranke, Invalide, Verstorbene, Alte, Ar- 
beitslose, die Mutter während der Mutterschaft, der 
Haushalts Vorstand; nicht als unmittelbar Betroffene 
gelten Witwen, Waisen usw., auch wenn sie einen 
selbständigen Rechtsanspruch auf die Sozialleistung 
haben; ohne Familienzuschläge; 

Angehörige: 

Ehegatte (Witwe), Kind (Waise) oder sonstige ver- 
sorgte Familienmitglieder (Eltern) des unmittelbar 
Betroffenen; Zuschläge zu den Leistungen für den 
Betroffenen auf Grund der Familiengröße. 

238 , Nachstehende Maßnahmen werden unterschie- 
den: 

Gewährung von Einkommen: 

Renten, Kindergelder, Beihilfen, Unterstützungen, 
Familienzuschläge, Abfindungen usw., die nicht zum 
Ausgleich der besonderen Aufwendungen im Todes- 
fall und nicht primär zur Deckung des Wohnbedürf- 
nisses gewährt werden; die Gewährung von Ein- 
kommen umfaßt sowohl die intertemporale als auch 
die interpersonale Umverteilung, ein Teil dient der 
Unterstützung bei vorbeugenden, wiederherstellen- 
den und wiedereingliedernden Maßnahmen; 

Übernahme von besonderen Aufwendungen: 

Beihilfen zu den Mieten und Lasten für Wohnraum; 
Sterbegeld; Blindenhilfe; 

Vorbeugende, wiederherstellende und wiederein- 
gliedernde Maßnahmen auf dem Gesundheitssektor: 

vorbeugende und heilende Gesundheitspflege bei 
Krankheit, Invalidität und Mutterschaft; allgemeine 
vorbeugende Maßnahmen; 

Vorbeugende, wiederherstellende und wiederein- 
gliedernde Maßnahmen auf dem Beschäftigungs- 
sektor: 

Bereitstellung und Vermittlung von Arbeitsplätzen, 
Umschulung und berufliche Fortbildung, Umzugs- 
und Einrichtungsbeihilfen zur Förderung der Ar- 
beitsaufnahme. 


Beispiele für die Auswertung 

239 , Je nach Fragestellung interessieren die Sum- 
men einzelner Spalten oder Zeilen, die Summen 
mehrerer zusammengefaßter Spalten oder Zeilen 
oder die Summen für Funktionen, die durch Kombi- 
nation von Zeilen und Spalten gebildet werden. Zur 
Abkürzung der folgenden Ausführungen werden 
die Spalten und Zeilen mit den Nummern bezeich- 
net, die ihnen in der Tabelle zugeordnet sind. Die 
Auswertungsmöglichkeiten werden nicht vollständig 
aufgezählt, sondern nur an einigen Beispielen de- 
monstriert. Weitere Hinweise gibt die Darstellung 
der empirischen Ergebnisse. 


Reduzierung auf die für ein Problem 
notwendige Untergliederung 

240 . Sämtliche primär durch politische Ereignisse 
(bzw. Arbeitsunfall/Berufskrankheit) verursachten 
Aufwendungen erhält man durch Addition der Zei- 
len 21, 31, 41, 51 (bzw. 22, 32, 42). Sämtliche Auf- 
wendungen für den Tatbestand „Krankheit" (bzw. 
Invalidität bzw. Tod) ergeben sich, wenn man die 
Zeilen 21, 22, 23 (bzw. 31, 32, 33 bzw. 41, 42, 43) 
zusammenfaßt. Analog kann man Spalten addieren, 
wenn nicht die Aufteilung nach Personen (bzw. 
Maßnahmearten) interessiert, sondern nur die Auf- 
teilung nach Maßnahmearten (bzw. Personen). 


Bildung komplexer Funktionen 

241 . Die in Nummer 228 genannten „sekundären" 
Punktionen werden durch Kombination von Zeilen 
und Spalten gebildet, wobei selbstverständlich die- 
jenigen Zahlen nur einmal erfaßt werden, die gleich- 
zeitig in einer Spalte und einer Zeile der betreffen- 
den Kombination stehen. 

Die Spalten 11 bis 14 und die Zeilen 81 und 82 er- 
geben die erweiterte Funktion „Familie". 

Die Spalten 04 und 14 und die Zeilen 61 und 62 bil- 
den die Funktion „Beschäftigung". 

Aus den Zeilen 21, 22, 23 und den Spalten 03 und 13 
läßt sich die Summe der Aufwendungen für die 
Funktion „Gesundheit" berechnen. 


Ableitung einer eindimensionalen 
Funktionalgliederung 

242 . Wenn man sich nicht für einzelne oder einige 
Funktionen, sondern für die funktionale Verteilung 
der Sozialen Leistungen insgesamt interessiert und 
wenn die Verteilung der Spaltensummen bzw. der 
Zeilensummen hierüber nicht ausreichend informiert, 
muß man die Untergliederung so reduzieren (vgl. 
Nummer 240) und die Zeilen und Spalten so kom- 
binieren (vgl. Nummer 241), daß sich ein geschlosse- 
nes, möglichst genau auf die Fragestellung ausge- 
richtetes Gliederungsschema ergibt. In der Regel 
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dürfte ein eindimensionales Schema anzustreben 
sein. Auf der Grundlage der präzise analysierten 
Fragestellung werden hierzu Funktionen definiert, 
auf die die „Bausteine" der mehrdimensionalen 
Gliederung vollständig und eindeutig aufgeteilt 
werden. 


Bereich 

der funktional aufzugliedernden Sozialleistungen 
Einzubeziehende Institutionen 

243 . Die funktionale Gliederung trägt zur Trans- 
parenz des Systems der Sozialen Sicherung bei, 
indem sie die Sozialleistungen nach ihrer Zweck- 
bestimmung aufteilt. Diese zielorientierte Darstel- 
lungsweise zeigt Strukturen und Entwicklungen, die 
in der Gliederung nach Institutionen nur insoweit 
sichtbar werden können, als die Leistungen für die 
einzelnen Zwecke ausschließlich oder möglichst 
weitgehend von einzelnen Institutionen gewährt 
werden. In der Wirklichkeit erbringt jedoch eine 
Institution Leistungen, die verschiedenen Funktio- 
nen zuzuordnen sind, und viele Institutionen tragen 
zu einer Funktion bei. Diese ■ — ■ bisweilen als Zer- 
splitterung kritisierte — Vielfalt und Vielgestaltig- 
keit des Systems der Sozialen Sicherung begründet 
also Notwendigkeit und Nutzen der funktionalen 
Gliederung des Leistungskomplexes, der den insti- 
tutionellen Teil des Sozialbudgets darstellt (vgl. 
Nummer 249 ff.). 

244 » Die im institutionellen Teil des Sozialbudgets 
zusammengefaßten Leistungen geben allerdings nur 
ein unvollständiges Bild, da gesetzlich bestimmte 
Leistungen nicht nur von den Institutionen der 
Sozialen Sicherung, sondern auch von den Betrieben 
gewährt werden. Rechtsänderungen, die Leistungen 
vom öffentlichen Bereich in die Wirtschaft verlagern 
(wie z. B. die Einführung der Lohnfortzahlung für 
Arbeiter), machen dies ganz deutlich (vgl. Nummer 
32). Aber auch die freiwilligen und vertraglichen 
Leistungen der Betriebe sind für eine funktionale 
Beurteilung der Sozialen Sicherung von Bedeutung, 
denn sie ergänzen die gesetzlich begründeten bzw. 
öffentlichen Leistungen und sind dadurch faktisch | 
ein Teil des Gesamtsystems, dessen Gestaltung im j 
wesentlichen der staatlichen Sozialpolitik obliegt^). 1 
Trotz der erheblichen statistischen Schwierigkeiten j 
muß deshalb der Bereich der betrieblichen Sozial- 
leistungen im. Rahmen der Funktionaldarstellung 
berücksichtigt werden, wenn diese nicht von vorn- 
herein ein Torso sein soll (vgl. Nummer 254 ff.). 

245 . Ebenfalls aus Gründen der Vollständigkeit 
müssen die indirekten Leistungen des Staates in 
Form von sozialpolitisch motivierten Steuervergün- 
stigungen in den funktionalen Teil des Sozialbud- 


h z. B. wird die gesetzliche Rentenversicherung ergänzt 
durch die betriebliche Altersversorgung; zu den hier 
notwendigen Gestaltungsaufgaben vgl. Nummer 67 
von Teil A 


I gets aufgenommen werden. Beispielsweise verbes- 
sert nicht nur das direkt gezahlte Kindergeld das 
Nettoeinkommen einer Familie, sondern auch die 
Verminderung der Steuerabzüge durch Kinderfrei- 
! beträge und Ehegatten-Splitting; absolute Höhe und 
i relatives Gewicht des Familienlastenausgleichs sind 
! also nur durch Einbeziehung der indirekten Lei- 
! stungen zutreffend zu beurteilen (vgl. Nummer 
j 259 ff.). 


Einzubeziehende Leistungsarten 

246 . Die funktionale Gliederung umfaßt alle Lei- 
stungen, die von den genannten Institutionen unmit- 
telbar oder mittelbar an oder für Personen gewährt 
werden und folgende Voraussetzungen erfüllen: 

— es liegt einer der Tatbestände Krankheit, Invali- 
dität usw. vor (vgl. Nummer 227), und 

— es werden der Ausfall oder die Minderung von 
Einkommen ausgeglichen oder besondere Auf- 
wendungen durch Einkommensgewährung über- 
nommen oder Maßnahmen auf dem Gesundheits- 
oder Beschäftigungssektor gewährt oder finan- 
ziert. 

247 . Die wichtigsten Leistungen in den drei Teil- 
bereichen der funktionalen Gliederung werden in 
den folgenden Abschnitten genannt. Vorweg sei nur 
allgemein festgestellt, daß 

• — von den Leistungen des institutionellen Sozial- 
budgets die Bar- und Sachleistungen vollständig 
erfaßt sind; zusätzlich werden in einigen Fällen 
Teile der Sonstigen Leistungen und der Verwal- 
tungskosten funktional zugeordnet, und zwar 
wenn es sich zweifelsfrei um Leistungen im hier 
definierten Sinne (vgl. Nummer 246) handelt und 
die Ausgliederung und Zuordnung statistisch 
möglich oder auf vertretbare Weise zu schätzen 
ist. 

— von den gesamten Sozialleistungen der Betriebe 
prinzipiell nur derjenige Teil erfaßt ist, der den 
funktional zugeordneten Leistungen des institu- 
tioneilen Sozialbudgets entspricht. Nicht berück- 
sichtigt sind z. B. ein großer Teil der Aufwendun- 
gen für Belegschaftseinrichtungen und die Ver- 
pflegungszuschüsse. Der soziale Einschlag dieser 
Personalnebenkosten soll damit nicht bestritten 
werden ^). 

— diejenigen indirekten Leistungen des Staates 
aufgenommen sind, die sich von den direkten 
Leistungen in der Funktionalgliederung nur 
durch ihren Charakter als Steuervergünstigung 
unterscheiden. Steuerermäßigungen für Beiträge 
zur Sozialversicherung und zu privaten Versiche- 
rungen gehören nicht in diesen Kreis, obwohl 
sie sozialpolitisch motiviert sind und soziale 
Wirkungen haben ^). 


h Sie sind jedoch im Rahmen einer späteren Unter- 
suchung, die die Umverteilungswirkungen zum Ge- 
genstand hat, zu erfassen. 
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248. Der Grund für den Ausschluß von einigen 
betrieblichen Sozialleistungen und Steuervergünsti- 
gungen liegt darin, daß es nur sinnvoll sein kann, 
Gleichartiges zu addieren. Dies stellt die Definition 
des Leistungsbegriffs in Nummer 246 in Verbindung 
mit den Kategorien der funktionalen Gliederung 
und dem als Maßstab dienenden Leistungsbereich 
des institutioneilen Sozialbudgets sicher. Für andere 
Informationsaufgaben sind andere Abgrenzungen 
geboten, so z. B. für Personalkostenerhebungen, für 
Darstellungen der intertemporalen und interperso- 
nalen Umverteilung im weitesten Sinne oder auch 
für weiter ausgebaute Funktionaldarstellungen in 
späteren Sozialbudgets. 


Institutioneller Teil in funktionaler Gliederung 
(Übersichten 56 bis 61) 

Ergebnisse 

249. Übersicht 55 zeigt die größten Einzelposten 
der Funktionalgliederung für den institutionellen 
Teil des Sozialbudgets. An der Spitze stehen die 
Leistungen für die Altersversorgung (ohne Fami- 
lienzuschläge), deren Anteil von 27,3 v. H. in 1963 
auf 31,7 V. H. in 1973 steigt. Diese Entwicklung 
spiegelt deutlich die Entstehung des „Rentenbergs", 
aber auch die ständige Anpassung der Altersren- 
ten an die allgemeinen Einkommenssteigerungen 
wider. 

Die Versorgung der Hinterbliebenen (ohne Opfer 
von politischen Ereignissen und Arbeitsunfäilen/ 
Berufskrankheiten) nimmt mit 16,7 v. H. 1963 den 
zweiten Platz und mit 17,7 v. H. in 1973 den dritten 
Platz ein. Sie wird von den Gesundheitsmaßnahmen 
für Kranke (ohne Opfer von politischen Ereignissen 
und Arbeitsunfällen/Berufskrankheiten) „überholt"; 
der Anteil dieser Leistungen steigt von 13,8 v. H. 
in 1963 auf 18,6 v. H. in 1973. Die in Nummer 104 
ausführlich dargelegte Dynamik der Gesundheits- 
maßnahmen ist dafür bestimmend. 

Die übrigen Einzelposten verlieren im Zeitraum 
1963/73 insgesamt an Gewicht, wenn sie auch abso- 
lut steigen. Zu erwähnen sind die Invalidenrenten, 
die Einkommensgewährung im Krankheitsfall und 
die Gewährung von Einkommen allein auf Grund 
der Familiengröße. Die Gründe für den relativen 
Rückgang dieser Leistungen sind vielfältig; Im Falle 
der Invalidenrenten dürften die demographische 
Entwicklung und der Erfolg von Rehabilitationsmaß- 
nahmen die Ursache sein; bei der Einkommensge- 
währung im Krankheitsfall wirkt sich das Lohn- 
fortzahlungsgesetz aus; die reinen Familienleistun- 
gen gehen im Zeitraum 1968/73 relativ zurück (nach- 
dem ihr Anteil 1963/68 konstant war), weil die 
demographische Entwicklung nur noch ein geringes 
Wachstum der Zahl der Kinder erwarten läßt. 

250. Neben den Anteilen von Einzelpositionen 
(einzelnen Tabellenfeldern) sind auch die Anteils- 
werte zusammengefaßter Funktionen aufschlußreich. 
Wie in Nummer 239 ff. ausgeführt, erlaubt das „Bau- 
kastenprinzip" der mehrdimensionalen Funktional- 


gliederung die Zusammenfassung von Teilfunktio- 
nen zu übergeordneten Funktionsbegriffen mit einer 
großen Zahl von Variationsmöglichkeiten. Die wich- 
tigsten Ergebnisse dieser Analyse sind: 

Der Anteil der Leistungen für Angehörige insgesamt 
(Spalten 11 bis 14) fällt leicht von 30,8 v. H. in 1963 
auf 29,6 V. H. in 1973. Gliedert man jedoch aus 
den Leistungen für Betroffene die Krankenhilfe aus, 
die die gesetzliche Krankenversicherung den Fa- 
milienangehörigen der Versicherten und den Bezie- 
hern von Hinterbliebenenrenten der Rentenversiche- 
rung gewährt (vgl. Nummer 228 und Nummer 270), 
dann zeigt sich der umgekehrte Trend: der Anteil 
der Leistungen für Angehörige insgesamt erhöht 
sich von 36,8 v. H. in 1963 auf 38,9 v. H. in 1973. 
Die Krankenhilfeleistungen für betroffene Familien- 
angehörige überkompensieren also mit der Steige- 
rung ihres Anteils von 6,0 auf 9,3 v. H. das Absin- 
ken des Anteils der übrigen Leistungen für Angehö- 
rige. 

Die Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung für betroffene Angehörige (Sachleistungen 
ohne Wochenhilfe, die ohnehin insgesamt der Funk- 
tion „Familie" zugeordnet ist, und einschließlich der 
Leistungen an Witwen- und Waisenrentner) errei- 
chen schätzungsweise die folgenden absoluten Be- 
träge: 


1963 

3,6 Mrd. DM, 

1968 

7,4 Mrd. DM, 

1973 

13,0 Mrd. DM. 


Schaubild 30 

Funktionale Struktur des institutionellen Soziaibudgets *) 


restliche Tatbestände 5,6 
Familie 6,4 


Alter 29,5 


Tatbestände 



Krankheit 
22,3 


Invalidität 
14,7 


Tod 21,5 
Ursachen 


Krankheit 

Invalidität 

Tod 

andere Tat- 
bestände, verur- 
sacht durch polit. 
Ereignisse 


I 




• ' V-- Arbeitsunfall, Berufskrankheit andere 

''^ 4 ^ Ursachen 

politische Ereig nisse (Krieg usw.) 

! I : 1_1 I I I ! ' ! M : ! 1 1.^ : , : ! : 


10 


15 


20 v.H. 


Art der Maßnahmen 


Einkommensumver- 
teiiung zugunsten der 
Angehörigen 
29,9 
21,8 

Vorbeugende, wieder- 
nerstellende und 
wiedereingliedernde Maßnahmen 



Einkommensumver- 
teilung zugunsten der 
von einem Tatbestand 
Betroffenen 

48,3 


*) Alle Angaben in v.H. der Leistungssumme, 1 968. 
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251 . Die Gewährung von Einkommen (Spalten 01 
und 11) ist die dominierende Leistungsart, sie ver- 
liert jedoch deutlich an Gewicht (1963 ~ 79,5 v. H.; 
1973 == 73,6 V. H.). Demgegenüber gewinnen die 
Übernahme von besonderen Aufwendungen und die 
Maßnahmen auf dem Gesundheits- und Beschäfti- 
gungssektor an Bedeutung (vgl. Übersicht 55). Die 
Ausdehnung der Wohngeldleistungen, die Dynamik 
der Gesundheitsmaßnahmen und die Verstärkung 
arbeits- und berufsfördernder Maßnahmen kommen 
hierin zum Ausdruck. 

Die Zusammenfassung von Tatbeständen (Zeilen) 
bestätigt die aus der Analyse der Einzelpositionen 
und Maßnahmearten gewonnenen Erkenntnisse über 
Struktur und Entwicklung. Unter den Ursachen zei- 


gen die politischen Ereignisse (Krieg, Vertreibung 
usw.) (Zeilen 21, 31, 41, 51) eine deutlich abneh- 
mende Tendenz (1963 - 10,6 v. H.; 1973 =- 7,3 v. H.); 
die sinkende Zahl der Anspruchsberechtigten wirkt 
sich hier aus. 

Die komplexen Funktionen „Familie", „Beschäfti- 
gung" und „Gesundheit", die durch Zusammenfas- 
sung von Zeilen und Spalten gebildet werden (vgl. 
Nummer 241), verändern ihre Anteile nur gering- 
fügig, was darauf beruht, daß sich gegenläufige Ent- 
wicklungen ihrer Teilfunktionen kompensieren. Die 
Entwicklungslinien sind klarer zu erkennen, wenn 
Arbeitgeberleistungen und indirekte Leistungen in 
die Betrachtung einbezogen sind (vgl. Nummer 
266 ff. 


Übersicht 55 


Funktionale Gliederung des institutionellen Sozialbudgets 

Auszug 




Mrd. DM 

V. H. j 



1963 

1 1968 1 

1973 

1963 1 

1968 1 

1973 

7001 

Gewährung von Einkommen für Alte, 








ohne Familienzuschläge 

16,4 

28,3 

44,5 

27,3 

29,3 

81,7 

4311 

Gewährung von Einkommen für Hinterbliebene ^) 

10,0 

16,2 

24,8 

16,7 

16,7 

17,7 ! 

2303 

Gewährung von Gesundheitsmaßnahmen 








für Kranke ^) 

8,3 

15,6 

26,1 

13,8 

16,1 

18,6 

3301 

Gewährung von Einkommen für Invalide 








ohne Familienzuschläge ^) 

4,9 

6,5 

8,6 

8,1 

6,7 

6.1 

8211 

Gewährung von Einkommen 








allein auf Grund der Familiengröße 

3,2 

5,2 

6,8 

5,4 

5,4 

4,9 

. . . 

übrige Einzelpositionen 

17,3 

24,9 

29,4 

28,7 

25,8 

21,0 


insgesamt ... 

60,1 

96,7 

140,2 

wo 

100 

100 i 

01 , 11 

Gewährung von Einkommen 

47,8 

74,5 

103,3 

79,5 

77,0 

73,6 

02 , 12 

Übernahme von besonderen Aufwendungen .... 

0,5 

1,2 

2,5 

0,8 

h 2 

1,8 

03 , 13 

Maßnahmen auf dem Gesundheitssektor 

11,3 

20,1 

32,6 

18,8 

20,8 

23,2 

04 , 14 

Maßnahmen auf dem Beschäftigungssektor 

0,5 

1,0 

1,9 

0,8 

1,0 

1,3 


insgesamt . . . 

60,1 

96,7 

140,2 

100 

100 

100 

1 


1) Soweit nicht politische Ereignisse oder Arbeitsunfall/Berufskrankheit als Ursachen vorliegen. 
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Übersicht 56 


Funktionalgliederung I (Institutionelles Sozialbudget) 
Mrd. DM 
1963 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die’ Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

Umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
qunqs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,1 




0,0 


0,1 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

0,4 


0,8 


0,0 




1,2 

andere Ursachen 

23 

3,0 


8,3 

0,0 

0,4 




11,7 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

1,5 

0,1 

0,2 


0,1 





Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

1,0 


0,0 

0,0 

0,0 




1,1 

andere Ursachen 

1^ 

4,9 




0,4 




6,9 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

0 





2,1 




IQ 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

B 


■ 



0,5 




1^1 

andere Ursachen 

B 





10,0 

0,2 



10,2 

and„T.,l»s«nd,, 

51 



■ 

■ 

0,9 


Hl 

n 

2,1 

Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,3 




0,1 




0,4 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

0,6 


■ 

0.4 

0,2 




1,2 

Alter 

70 





0,1 




16,5 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 

0,5 


0,2 






0,7 

Familiengröße 

82 




■ 

3,2 



0,0 

3,3 

Wohnung 

90 


0,0 




0,0 



0,0 

Summe 

29,7 

0,2 

11,2 

0.5 

18,1 

0,3 

0,0 

0,0 

60,1 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Funktionalgliederung I (Institutionelles Sozialbudget) 
Mrd. DM 
1968 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

umvertcilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gunqs- 
Sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,1 




0,1 


0,2 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

0,9 


1,0 


0,0 




2,0 

andere Ursachen 

23 

3,5 


15,6 

0,0 

0,4 




19,4 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

2,2 

0,1 

0,4 

0,0 

0,2 




3,0 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

1,6 


0,0 

0,0 

0,1 




1,7 

andere Ursachen 

33 

6,5 

0,1 

2,3 

0,1 

0,5 





9,5 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 





3,2 

0,1 

0,1 

0,0 

3,4 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 



0,0 


0,8 

0,0 



0,9 

andere Ursachen 

43 




1 

16,2 

0,4 



16,5 

andprp Tatbpqtänrip 'verursacht durch 

andere latbestande, politische Ereignisse 

51 

1,3 



! 

1,0 




2,3 

Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,8 




0,3 




1,2 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

1 

0,5 



0,8 

0,2 




1,5 

Alter 

70 

28,3 




0,2 




28,5 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 ' 

0,6 


0,4 






1,0 

Familiengröße 

82 





5,2 



0,0 

5,2 

Wohnung 

90 1 


0,3 




0,2 



0,5 

Summe 

46,2 

0,5 

20,0 

1,0 

28,3 

0,7 

0,1 

0,0 

96,7 


Abweichungen m den Summen durch Runden der Zahlen 
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Übersicht 58 


Funktionalgliederung I (Institutionelles Sozialbudget) 
Mrd. DM 

1973 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Emkommons- 

urnverteilung 

Vorbeugende, 
wiederhersteliendc 
und wieder- 
eingliederndo 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umvorteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,2 




0,1 


0,2 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

0,2 


1,5 


0,0 




1,7 

andere Ursachen 

23 

1,8 


26,1 

0,0 

0,3 




28,3 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

2,8 

0,0 

0,5 

0,0 

0,3 




3,7 

Arbeitsunfalf, 

Berufskrankheit 

32 

2,1 


0,0 

0,0 

0,1 




2,2 

andere Ursachen 

33 

8,6 

0,1 

3,5 

0,3 

0,7 




13,2 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 





4,4 

0,0 

0,1 

0,0 

4,6 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 



0,1 


1,1 

0,0 



1,2 

andere Ursachen 

43 





24,8 

0,5 



25,3 

, -r ... , verursacht durch 

andere Tatbestände, Ereignisse 

51 

1,0 




0,7 




1,7 

Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,6 




0,3 




0,9 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

0,8 



1,5 

0,3 




2,5 

Alter 

1 

70 

44,5 




0,3 




44,8 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 

0,8 


0,5 






1,3 

Familiengröße 

82 





6,8 



0,0 

6,9 

Wohnung 

90 


1.1 




0,7 


— 

1,8 

Summe 

63,2 

1,3 

32,4 

1,8 

40,0 

1,3 

0,2 

0,0 

140,2 


Abweichungen m den Summen durch Runden der Zahlen 
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Übersicht 59 


Funktionalgliederung I (Institutionelles Sozialbudget) 


V. H. 
1963 




Maßnahmen 


für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 


Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederhersteüende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederhersteifende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,17 




0,05 


0,22 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

0,67 


1,26 


0,05 




1,98 

andere Ursachen 

23 

4,98 


13,81 

0,01 

0,62 




19,42 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

2,49 

0,14 

0,39 

0,04 

0,20 




3,26 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

1,71 


0,02 

0,02 

0,05 




1,81 

andere Ursachen 

33 

8,12 

0,12 

2,63 

0,08 

0,59 




11,54 

Tod 

verursacht 

durch 


41 





3,51 

0,14 

0,06 

0,01 

3,72 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 






0,80 

0,02 



n 







16,65 

0,37 



17,02 

, T , verursacht durch 

andere Tatbestände, politische Ereignisse 

1 

HQHI 




‘ 1,47 





Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

B 

^^9 

n 



0,22 




0,72 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

B 


!■ 


0,62 

0,38 




1,92 

Alter 

70 

27,33 




0,15 




27,48 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 


0,81 


0,37 






1,18 

Familiengröße 

82 





5,38 



0,03 

5,42 

Wohnung 

90 


0,02 




0,02 



0,05 

Summe 

49,46 

0,28 

18,71 

0,77 

30,07 

0,56 

0,11 

0,04 

100,00 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Übersicht 60 


Funktionalgliederung I (Institutionelles Sozialbudget) 
V. H. 

1968 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingiiedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,14 




0,05 


0,20 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

0,90 


1,07 


0,07 




2,04 

andere Ursachen 

23 

3,59 


16,08 

0,00 

0,43 




20,11 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

2,32 

0,07 

0,42 

0,03 

0,23 





Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

1,63 


0,02 

0,02 

0,05 




mQ 

andere Ursachen 

33 

6,71 

0,10 

2,42 

0,14 

0,50 




iiQii 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 





3,30 

0,08 

0,08 

0,01 


Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 



0,05 


0,82 

0,02 



0,89 

andere Ursachen 

— 

43 





16,70 

0,39 



gg 

-r xu X - -j verursacht durch 

andere Tatbestände, Ereignisse 

51 

1.33 




1,03 




m 

— 

Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,84 ; 




i 

0,36 




1,19 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

0,56 




0,19 





Alter 

70 

29,28 








jjnQ 

Familie 

— 

und zwar 

Mutterschaft 

81 

1 

0,61 


0,44 






1,05 

Familiengröße 

82 





5,35 



0,02 

5,37 

— 

Wohnung 

90 


0,32 




0,21 



0,53 

Summe 

47,78 

0,49 

20,64 

1,00 

29,23 

0.70 

0,13 

0,03 

100,00 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Übersicht 61 


Funktionalgliederung I (Institutionelles Sozialbudget) 

V. H. 


1973 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingüedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
oingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
qunqs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,13 




0,04 


0,17 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

0,13 


1,10 


0,01 




1,24 

andere Ursachen 

23 

1,31 


18,63 

0,00 

0,21 




20,15 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

2,01 

0,02 

0,34 

0,02 

0,22 




2,61 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

1,49 


0,02 

0,02 

0,05 




1,58 

andere Ursachen 

33 

6,14 

0,09 

2,51 

0,22 

0,47 





Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 





3,16 

0,02 

0,07 



Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 



0,04 


0,79 

0,01 




andere Ursachen 

43 





17,68 

0,36 



18,04 

. T- , verursacht durch 

andere Tatbestände, polnische Ereignisse 

51 

0,69 




0,52 





Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,45 




0,20 




0,65 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

0,56 



1,05 

0,19 





Alter 

70 

31,73 




0,18 





Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 

0,58 


0,35 






0,93 

Familiengröße 

82 





4,87 



0,01 

4,88 

Wohnung 

90 


0,78 




0,52 



1,30 

Summe 

45,09 

0,89 

23,12 

1,31 

28,54 

0,92 

0,11 

0,02 

100,00 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Erläuterungen 

252 . Entsprechend den in Nummer 246 f. aufgestell- 
ten Grundsätzen wurden die Reinausgaben wie folgt 
aufgeteilt: 


Übersicht 62 


Aufteilung der Reinausgaben 

Mrd. DM 



1963 

1968 

1973 

Bar- und Sachleistungen 

59,5 

95,5 

138,3 

+ Teil der Sonstigen 
Leistungen und der Ver- 
waltungskosten 

0,7 

1,2 

2,0 

= funktional zugeordnet . . 

60,1 

96,7 

140,2 

+ Rest der Sonstigen 
Leistungen und der 
Verwaltungskosten . . 

2,5 

3,8 

5,7 

= Reinausgaben 

62,6 

100,4 

145,9 




253 . Eine vollständige und mit Begründung ver- 
sehene Darstellung des Verfahrens, nach dem die 
Leistungen des institutioneilen Sozialbudgets funk- 
tional aufgegliedert worden sind, würde den Rah- 
men dieses Sozialbudgets sprengen. Deshalb wer- 
den im folgenden nur die wichtigsten Aufteilungen 
kurz aufgeführt. Die Ausgliederung von Kinderzu- 
schlägen bzw. Leistungsanteilen für Familienange- 
hörige wird in der Regel nicht erwähnt, sie wurde 
bei sehr vielen Leistungspositionen vorgenommen. 

Tabellenfeld 

/20/, [21], [22] Rentenversicherungen 
Altersruhegeld 7001 

Erwerbs- und Berufsunfähigkeits- 
renten, Ubergangsgeld 3301 

Witwen- und Waisenrenten 4311 

Heilverfahren, Allgemeine Zuschüsse 3303 
Berufsfördernde Maßnahmen 3304 

Die Kriegsfolgelasten der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen sind wegen statistischer Schwierigkei- 
ten nicht ausgegliedert und der Ursache „politische 
Ereignisse" zugeordnet; diese Aufteilung wird je- 
doch für das nächste Sozialbudget angestrebt. 

[23] Landwirtschaftliche Altershilfe 


Altersgeld für Witwen 4311 

Altersgeld für landwirtschaftliche 
Unternehmer 7001 

vorzeitiges Altersgeld 3301 


Tabellenfeld 

[24] Krankenversicherung 

Kranken- und Hausgeld 2201,2301 

Geldleistungen der Wochenhilfe .... 8101 

Sterbegeld 4212,4312 

Sachleistungen ohne Wochenhilfe .... 2203, 2303, 

3103 

Sachleistungen der Wochenhilfe .... 8103 

Vertrauensärztlicher Dienst, 

Vorbeugende Maßnahmen 2303 

[25] Unfallversicherung 

Verletztengeld 2201 

Sterbegeld 4212 

Verletztenrenten 3201 

Witwen- und Waisenrenten 4211 

Abfindungen 3201,4211 

Heilbehandlung 2203 

Berufshilfe 3204 

Unfallverhütung und Erste Hilfe .... 2203, 3203, 


4203 

[26] Arbeitslosenversicherung, 
Arbeitsförderung, berufliche Bildung 


Arbeitslosengeld 6101 

Schlechtwettergeld, Kurzarbeitergeld, 
Unterhaltsgeld 6201 

„Sonstige Leistungen" 6204 

Fachaufgaben der BA (Teil der 
Verwaltungskosten) * 6204 

[27] Kindergeld 8211 

[28] Sozialhilfe 


Die Sozialhilfe verteilt sich auf eine Vielzahl von 
Feldern. Soweit eine Hilfeart nicht unmittelbar zu- 
geordnet werden konnte, wurde der Betrag nach 
einem Schlüssel aufgeteilt. Die wichtigsten Felder 
sind: 

2303 

3301 

3303 

3304 
4311 
7001 

[29] Jugendhilfe 


Jugendberufshilfe 8214 

Hilfe für Mutter und Kind 8103 

restliche Sachleistungen 8211 

Persönliche Hilfe (Teil der 
Verwaltungskosten) 8211 

[30] Wohngeld 9002,9012 
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Tabellenfeld 

[ 31 ] öffentlicher Gesundheitsdienst .. 2303 

[ 32 ] Pensionen im öffentlichen Dienst 

Pensionen an Dienstunfähige 3301 

Hinterbliebene 4311 

Alterspensionäre 7001 

[ 33 ] Kinderzuschläge im öffentlichen 

Dienst 8211 

[ 34 ] Zusatzversorgung im öffentlichen 

Dienst vgl. [ 32 ] 3301,4311, 

7001 

[ 35 ] Versorgung der Kriegs- und 
W ehrdienstop f er 

Beschädigtenrenten 3101 


Hinterbliebenenrenten 4111 

Kapitalabfindung 3102,4112 

Heil- und Krankenbehandlung 2103,3103, 

2113,4113 

Berufsfürsorge 3104,4114 

Erziehungsbeihilfen 3111,4111 

Wohnungsfürsorge 3102,4112 

Erholungsfürsorge 3103,4113 

Ergänzende Hilfe zum Lebensunter- 
halt, Sonstige Hilfen (§ 27 b BVG) .. 3101,4111 

[ 36 ], [ 37 ], [ 38 ], [ 39 ] Lastenausgleich, 
Wiedergutmachung, Unterhalts- 
sicherung, Sonstige Entschädigungs- 
leistungen 5101,5111 
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Betriebliche Leistungen 

(Übersichten 64 bis 66) 

254. Eine Einbeziehung der betrieblichen Leistun- 
gen in die Funktionaldarstellung wurde bereits in 
Nummer 244 begründet, die Auswahl der einzube- 
ziehenden Leistungen ergibt sich aus Nummer 246 ff. 
Das vorliegende statistische Material erlaubt nur 
eine grobe Schätzung der betrieblichen Soziallei- 
stungen; sowohl die absoluten Beträge wie auch 
die funktionale Aufgliederung sind deshalb mit 
einem Unsicherheitsbereich behaftet, der größer ist 
als bei der funktionalen Darstellung des institutio- 
nellen Sozialbudgets. Trotzdem sind die Größenord- 
nungen, die die Schätzungen vermitteln, geeignet, 
die funktionale Betrachtung der sozialen Sicherung 
entscheidend zu vervollständigen. 

255. Statistische Grundlage für die Schätzung der 
betrieblichen Leistungen sind vor allem die vom 
Statistischen Bundesamt im Aufträge der Europä- 
ischen Gemeinschaften durchgeführten Erhebungen 
über die Aufwendungen der Arbeitgeber für Per- 
sonal- und Personalnebenkosten. Die Ergebnisse 
dieser Erhebungen veröffentlicht das Statistische 
Bundesamt in der Fachserie M, Reihe 15. 

Außerdem wurden eine Zusammenstellung der Deut- 
schen Bundesbank über das institutionelle Alters- 
sparen (Monatsbericht August 1969, S. 20 ff.) und 
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes für die 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung ausgewertet. 
Zu Vergleichs- und Kontrollzwecken wurden die 
Ergebnisse der Schätzungen herangezogen, die Ernst 
Heissmann (Der Betrieb, 1966, S. 1525 ff., und 1968, 
S. 1633 ff.) für die Betriebliche Altersversorgung 
vorgenommen hat. Die Geschäftsberichte einer Aus- 
wahl von Aktiengesellschaften wurden ebenfalls 
ausgewertet. Weitere Quellen sind die Einkommen- 
und Körperschaftsteuerstatistik, die Kostenstruktur- 
statistiken, die Geschäftsberichte des Bundesauf- 
sichtsamtes für das Versicherungs- und Bausparwe- 
sen und die Statistik der Jahresabschlüsse von Ak- 
tiengesellschaften. 

Da alle vorgenannten Quellen, Statistiken und Be- 
rechnungen weder wirklich vollständig oder reprä- 
sentativ noch auf die Bedürfnisse der funktionalen 
Gliederung zugeschnitten sind, mußte versucht wer- 
den, die Fülle der partiellen Informationen zu einer 
eigenen konsistenten Schätzung zu integrieren. Die 
Angabe von Zahlen über die betrieblichen Sozial- 
leistungen darf jedoch nicht über die Notwendigkeit 
von zusätzlichen Statistiken hinwegtäuschen; die 
Verbesserung der Information über diesen Bereich 
ist sozialpolitisch wünschenswert, für die Vervoll- 
ständigung des Sozialbudgets sogar dringend erfor- 
derlich. 

256. Die Frage, ob betriebliche Leistungen in das 
Sozialbudget aufgenommen werden sollen, ist um- 


I stritten. Ebenso gibt es keine allgemeine Überein- 
stimmung über die Auswahl und Abgrenzung der 
betrieblichen Leistungen. Dabei geht es vor allem 
um folgende Probleme: 

! — Ein Teil der betrieblichen Leistungen wird ohne 
1 Rechtsanspruch gewährt. Deshalb sind sie für 

1 den Arbeitnehmer nicht so für die eigene Le- 

bensplanung verwendbar wie die Leistungen der 
Einrichtungen, die im institutionellen Teil des 
Sozialbudgets dargestellt sind. Dieser Tatsache 
j wurde dadurch Rechnung getragen, daß nur die 
tatsächlich gewährten Leistungen, z. B. die ge- 
zahlten Renten der betrieblichen Altersversor- 
■ gung, angesetzt wurden. Die gesetzlich und tarif- 
j lieh festgelegten Leistungen haben außerdem 
I quantitativ das größte Gewicht in der gegebenen 
Darstellung, 
i 

! — Ein Teil der betrieblichen Leistungen ist weniger 
i sozial motiviert als betriebsnotwendig bzw. be- 

I triebsbedingt (z. B. betriebliche Gesundheitsein- 

! richtungen). Die Auswahl wurde hier danach ge- 
troffen, ob die Leistungen in ihrer Art den Lei- 
stungen von Einrichtungen der Sozialen Siche- 
rung entsprechen. 

i — • Für alle betrieblichen Leistungen stellt sich die 
Frage nach der Abgrenzung zum Arbeitsentgelt. 
Man kann sie als Lohnbestandteil oder Lohn- 
ersatz ansehen, dann gehören sie ebensowenig 
zu den Sozialleistungen des Sozialbudgets wie 
die Löhne und Gehälter. Doch ist andererseits 
nicht zu verkennen, daß ein Teil der betrieblichen 
Leistungen genau für die Lebenslagen gewährt 
wird, für die auch öffentliche Sozialleistungen 
gewährt werden. Dieser Teil wurde in das vorlie- 
gende Sozialbudget aufgenommen. 

— Bei manchen betrieblichen Sozialleistungen wird 
die Frage gestellt, ob sie überhaupt die Lebens- 
lage der Arbeitnehmer verbessern. Sie sind nicht 
in das Sozialbudget aufgenommen, weil das Vor- 
handensein vergleichbarer öffentlicher Soziallei- 
stungen als Auswahlkriterium benutzt wurde. 

— Die betrieblichen Leistungen werden aus der be- 
trieblichen Wertschöpfung aufgebracht; außer- 
dem mindern sie den steuerpflichtigen Gewinn 
der Unternehmen und führen dadurch zu Steuer- 
ermäßigungen für die Arbeitgeber. Unter dem 
Finanzierungsgesichtspunkt sind sie also nicht 
pauschal Leistungen der Arbeitgeber. Im Rahmen 
der vorgelegten Funktionaldarstellung ist jedoch 
nicht die Finanzierung der Sozialleistungen von 
Bedeutung, sondern allein die Tatsache, daß von 
einer Institution (in diesem Fall von den Betrie- 
ben) Leistungen für bestimmte Lebenslagen er- 
bracht werden. 

Die Bundesregierung erwartet, daß die Vorlage des 
! funktionalen Sozialbudgets die Diskussion über Ab- 
! grenzung und Quantifizierung der betrieblichen So- 
I zialleistungen vertieft. 
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257 . Die betrieblichen Leistungen umfassen in die- ! 
sem Sozialbudget die gesetzlichen, vertraglichen und 
freiwilligen Leistungen sowohl der privaten als i 
auch der öffentlichen Arbeitgeber^), soweit Schät- I 
Zungen möglich sind und die Leistungen ihrer Art 
nach den im institutioneilen Sozialbudget darge- 
stellten Leistungen entsprechen (vgl. Num- 
mer 246 ff.). Im einzelnen wurden berücksichtigt: 

— die Fortzahlung von Löhnen, Gehältern und 
Dienstbezügen sowie freiwillige Unterstützungen 
im Krankheitsfall (2201, 2301), 

— die Beihilfen im öffentlichen Dienst (2203, 2303, 
3303, 4312, 8103), 

— die Pensionen der Betrieblichen Altersversor- 
gung, gezahlt von den Arbeitgebern selbst oder 
von Pensions- und Unterstützungskassen, ein- 
schließlich der im institutioneilen Teil noch nicht 
erfaßten kommunalen Zusatzversorgungseinrich- 
tungen (3301, 4311, 7001), 

— die Kinderanteile im Ortszuschlag der Beamten 
und Angestellten und die Sozialzuschläge der 
Arbeiter im öffentlichen Dienst sowie die Fa* 
milienzulagen der privaten Arbeitgeber (8211), 

— die Aufwendungen für Werks- und Dienstwoh- 
nungen sowie die Miet- und Baukostenzuschüsse 
für Wohnstätten der abhängig Beschäftigten 
(9002, 9012), 

— • die Aufwendungen für Belegschaftseinrichtun- 
gen, soweit sie der Unfallverhütung, der Ersten 
Hilfe und der gesundheitlichen Betreuung ein- 
schließlich Erholungsfürsorge dienen oder für 
Familienangehörige (z. B. Werkskindergärten) be- 
stimmt sind (2203, 2303, 8212), 

— die Aufwendungen der Arbeitgeber nach dem 
Mutterschutzgesetz und dem Schwerbeschädig- 
tengesetz (8103 bzw. 3104). 

258 . Die Ergebnisse sind sowohl im Hinblick auf 
die Größe des Gesamtvolumens als auch unter dem 
Aspekt der funktionalen Gewichtsverteilung inter- 
essant. 

Die erfaßten betrieblichen Sozialleistungen betrugen 
1963 I 2 V 2 V. H. und 1968 knapp 11 v. H. der funktio- 
nal aufgegliederten Leistungen des institutionellen 
Sozialbudgets; diese Relation wird vor allem wegen 
der Lohnfortzahlung 1973 auf ein Niveau von 
14 V. H. steigen. 

In der funktionalen Gliederung bestehen beträchtli- 
che Unterschiede zwischen den Leistungen der Ar- 
beitgeber und denen der Institutionen der Sozialen 
Sicherung, wie die folgende Übersicht der größten 
Einzelpositionen im Vergleich mit Übersicht 55 zeigt: 


^) Die Leistungen der öffentlichen Hand als Arbeitgeber 
sind ihrer Rechtsnatur nach keine Sozialleistungen, sie 
sind jedoch aus Vergleichsgründen hier erfaßt. Vgl. 
auch Fußnote zu Nr. 18 und die Nummer 186 ff. 


— 6. Wahlperiode Drucksache V I/643 

Übersicht 63 


Betriebliche Sozialleistungen 

Mrd. DM 


1 

1 

1963 [ 

1968 

j 1973 

2301 Gewährung von Ein- 
kommen an Kranke 
(ohne Arbeitsunfälle/ 
Berufskrankheiten) . 

3,0 

4,1 

9,6 

2303 Gewährung oder 
Finanzierung von 
Gesundheitsmaßnah- 
men (ohne Arbeits- 
unfälle/Berufskrank- 
heiten) 

0,8 

1,5 

2,5 

8211 Gewährung von Ein- 
kommen allein auf 
Grund der Familien- 
größe 

1,0 

1,4 

2,2 

7001 Altersversorgung . . . 

0,9 

1,1 

1,4 

4311 Hinterbliebenenver- 
sorgung 

0,5 

0,6 

0,7 


An der Spitze steht mit weitem Abstand in allen 
drei Jahren die Entgeltfortzahlung im Krankheits- 
fälle und nicht, wie in der funktionalen Gliederung 
des institutionellen Sozialbudgets, die Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung, die jedoch noch zu den 
größten Einzelpositionen zählt. 


Schaubild 31 


Gewährung von Einkommen im Krankheitsfalle 

(einschl. Arbeitsunfall / Berufskrankheit 
und einschl. Leistungsanteile für Familienangehörige) 



Milliarden DM 


Die quantitative Analyse bestätigt also, daß die 
betrieblichen Leistungen in einem Ergänzungsver- 
hältnis zu den Institutionen der Sozialen Sicherung 
stehen: erst die Gesamtschau beider Leistungsberei- 
che gibt ein umfassendes Bild. 
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Übersicht 64 


Betriebliche Leistungen 
1963 

Mrd. DM 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

Umverteilung 

Vorbeugende, 
wioderherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

Umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellendo 
und wieder- 
etngliederndo 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
qungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

— 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 










Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit - 

22 

0,3 


0,1 






0.4 

andere Ursachen 

23 

3,0 


0,8 






3,8 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 




0,1 





0,1 

Arbeits Unfall, 
Berufskrankheit 

32 








- ■ 


andere Ursachen 

33 

0,2 


0,1 






0,2 

— 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 










Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 










andere Ursachen 

43 





0.5 

0.0 



0,5 

T verursacht durch 

andere Tatbestände, po|„ische Ereignisse 

51 


i 








Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 


■ ' 

i 








Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 










Alter 

70 

0,9 








0,9 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 



0,1 






0,1 

Familiengröße 

82 





1,0 

0,1 



1.0 

Wohnung 

90 


0,4 

i 



0,3 



0,6 

Summe 

■ 



0,1 


0,3 



7.5 


Abweichungon in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Übersicht 65 


Betriebliche Leistungen 
Mrd. DM 

1968 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
Sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 










Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

0,5 


0,1 






0,6 

andere Ursachen 

23 

4,1 


1,5 






5,5 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 




0,1 





0,1 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 










andere Ursachen 




0,1 






0,3 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 

in 






' 



Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 










andere Ursachen 

43 





0,6 

0,0 



0,6 

andprp Tatbp<^tändp verursacht durch 

andere latDestande, politische Ereignisse 

51 










Arbeit 

und zwar 




I 

■ 







Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 










■ 

Alter 


n 








D 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 










O 

Familiengröße 










m 

Wohnung 











Summe 

5,7 

0,5 

1,8 

0,1 

2,0 

0,4 



10,4 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Übersicht 66 


Betriebliche Leistungen 
Mrd. DM 

1973 



Maßnahmen 

für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufv^en- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
hoits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Tatbestände 

Krankheit 


politische Ereignisse 

21 










Arbeite Unfall, 
Berufskrankheit 

22 

1,1 


0,2 






1,3 

andere Ursachen 




2,5 






12,1 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

B 




0,1 





0,1 












andere Ursachen 

33 

0,2 


0,1 






0,3 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 










Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 










andere Ursachen 

43 





0,7 

0,0 



0,8 

andere Tatbeqtänrip verursacht durch 

andere latbestande, politische Ereignisse 

51 



■ 







Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 










Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 










Alter 

70 

1,4 








1,4 




81 



0,2 






0,2 

Familiengröße 

82 









2,3 

Wohnung 

90 


0,6 



Hl 

0,4 



1,0 

Summe 

12,3 

0,6 

3,0 

0,1 

2,9 

0,5 



19,3 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Die indirekten Leistungen des Staates 

(Übersichten 68 bis 70) 

259. Wie schon in Nummer 245 ausgeführt, dient 
auch die Einbeziehung der sozialpolitisch motivier- 
ten Steuervergünstigungen der Vollständigkeit der 
funktionalen Betrachtung. Gemäß den Grundsätzen 
in Nummer 246 ff. wurden die folgenden steuerrecht- 
lichen Regelungen berücksichtigt: 

A. Einkommen-/ Lohnsteuer 

1. Kinderfreibeträge (§ 32 Abs. 2 EStG) 

2. Ehegattensplitting einschließlich 2. Grundfreibe- 
trag (§ 26 b EStG) 

3. Altersfreibeträge (§ 32 Abs. 3 Nr. 1 und 2 EStG) 

4. Freibeträge für eigene Aufwendungen zur Be- 
rufsausbildung und Beruf sweiterbildung (§ 10 
Abs. 1 Nr. 9 EStG) 

5. Steuerermäßigung für Versorgungsbezüge (§ 19 
Abs. 3 EStG) 

6. Steuerermäßigung für außergewöhnliche Bela- 
stung nach §§ 33, 33 a Abs. 1 bis 5 EStG 

7. Pauschbeträge für Körperbehinderte (§ 33 a 

Abs. 6 EStG) 

8. Freibeträge für Opfer von Krieg, Vertreibung 
usw. (§ 25 b EStDV) 

ß. Vermögensteuer 

1. Ehegattenfreibetrag (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 VStG) 

2. Kinderfreibetrag {§ 5 Abs. 1 Nr. 3 VStG) 

3. Altersfreibeträge (§ 5 Abs. 2 und 3 VStG) 

C. Kraitfahrzeugsteuer 

Steuererlaß für Körperbehinderte (§ 3 KfzStG) 

260. Die Steuerausfälle werden von keiner Stati- 
stik erfaßt und sind deshalb unter Mitwirkung des 
Bundesfinanzministeriums für alle drei Jahre ge- 
schätzt worden. Wie im Falle der Arbeitgeberlei- 
stungen geben die Werte nur die Größenordnungen 
an; der Unsicherheitsbereich darf bei der Interpreta- 
tion nicht vernachlässigt werden. 

261. Das wichtigste Ergebnis ist die Feststellung, 
daß sich die berücksichtigten Steuervergünstigungen 
eindeutig auf den Familienlastenausgleich konzen- 
trieren; neun Zehntel des Gesamtvolumens entfal- 
len auf die Funktion 8211. Für die Verbesserung des 
Nettoeinkommens allein aufgrund der Familien- 
größe sind die Steuervergünstigungen von größerer 
Bedeutung als alle entsprechenden direkten Leistun- 
gen, wie Schaubild 32 zeigt. 


Die steuerlichen Vergünstigungen führen für Steuer- 
pflichtige mit unterschiedlichem Einkommen zu un- 
terschiedlich hohen Verbesserungen des Nettoein- 
kommens. Dies ist am Beispiel der Kinderfreibeträge 
des Einkommen- und Lohnsteuerrechts in Übersicht 
67 dargestellt. 

Die anderen berücksichtigten Steuervergünstigun- 
gen sind angesichts des Übergewichts der Familien- 
leistungen keineswegs sozialpolitisch bedeutungs- 
los, denn ihre Größenordnung ist absolut immerhin 
IV 2 Milliarden DM in 1968; außerdem dürfte ihr 


Schaubild 32 

Leistungen für den Tatbestand „Familengröße“ 


Milliarden 

DM 



sozialpolitischer Wirkungsgrad höher zu veranschla- 
gen sein, da sie gezielter gewährt werden. 

262- Von den nicht in die funktionale Gliederung 
aufgenommenen Steuervergünstigungen mit sozial- 
politischer Motivierung sei hier nur die Abzugs- 
fähigkeit von Beiträgen zur Sozialversicherung und 
zu privaten Versicherungen im Rahmen der Sonder- 
ausgabenregelungen erwähnt; die Größenordnung 
der betreffenden Steuerausfälle ist mit 7 V 2 Milliar- 
den DM in 1968 zu veranschlagen, davon entfallen 
rund zwei Drittel auf Steuerermäßigungen für Bei- 
träge zur Sozialversicherung. 

Nicht aufgenommen sind auch die Steuerermäßi- 
gungen, die die Betriebe für die von ihnen gewähr- 
ten Leistungen erhalten. 
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Übersicht 67 


Steuerermäßigung durch Kinderfreibeträge nach geltendem £inkommen(Lohn-)steuerrecht 

DM/Monat 


Bruttoeinkommen 

600 I 800 I 1 000 I 1 200 | 1 500 | 2 500 | 3 500 | 5 000 | 10 000 | 25 000 


Ein Ehepaar mit . . . Kindern hat durch Kinderfreibeträge eine monat- 
liche Steuerermäßigung (ESt, LSt) von DM . . . gegenüber einem 
kinderlosen Ehepaar: 


1 Kind 

' 19 

19 

19 

19 

19 

27 

34 

40 

48 

53 

2 Kinder 

33 

46 

46 

46 

46 

64 

80 

96 

116 

127 

3 Kinder 

33 

71 

74 

74 

74 

102 

128 

155 

188 

207 

4 Kinder 

33 

71 

103 

103 

103 

138 

175 

213 

259 

286 

5 Kinder 

33 

71 

109 

131 

131 

171 

221 

270 

331 

366 


Berechnung nach der Jahres-Splittingtabelle (gültig ab 1965) unter Abzug von 1740 DM jährlich für Arbeitnehmer- 
freibetrag, Werbungskosten- und Sonderausgabenpauschbetrag; Ergänzungsabgabe und Kirchensteuer nicht be- 
rücksichtigt; auf volle DM gerundete Werte. 
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Übersicht 68 


Indirekte Leistungen (Steuerermäßigungen) 
Mrd. DM 

1963 



Maßnahmen 

für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingiiedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gosund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
qunqs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 


Tatbestände 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 










Arbeite Unfall, 

Berufskrankheit 

22 









■ 

andere Ursachen 

23 



0,1 






0,1 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

0,2 








B 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 


B 








0,0 

andere Ursachen 


B 








0,2 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

B 








' 


Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 

■ 




■ 





andere Ursachen 

43 









0,1 

j T j verursacht durch 

andere Tatbestände, Ereignisse 

51 










Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 










Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 









Bi 

Alter 

70 

0,5 








IQi 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 










Familiengröße 






11,6 




11,6 

Wohnung 

90 










Summe 

0,9 


0,1 


11,6 

0,1 



12,7 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Übersicht 69 


Indirekte Leistungen (Steuerermäßigungen) 
Mrd. DM 
1968 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

Umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliederndo 
Maßnahmen 

Emkommons- 

umverfcilung 

Vorbeugende, 
wioderherstellende 
und wioder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dom 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

— 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 










Arbeite Unfall, 

Berufskrankheit 

22 










andere Ursachen 

23 



0,1 






0,1 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

0,2 








0,2 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

0,0 








0,0 

andere Ursachen 

33 

0,2 








0,2 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 










Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 










andere Ursachen 

43 





0,2 




0,3 

^ T ^ verursacht durch 

andere Tatbestände, polnische Ereignisse 

51 










Arbeit 

— 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 


■ 









Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 









iBI 

Alter 

70 

0,8 









Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 










Familiengröße 

82 





14,3 





Wohnung 

90 










Summe 

1,2 


0,1 


14,5 

0,1 



15,9 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Übersicht 70 


Indirekte Leistungen (Steuerermäßigungen) 
Mrd. DM 
1973 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

Umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstetlende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 










Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 










andere Ursachen 

23 



0,1 






0,1 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

0,2 








0,2 

Arbertsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

0,0 








0,0 

andere Ursachen 

33 

0,2 








0,2 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 










Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 










andere Ursachen 

43 









0,3 

j T AU A" j verursacht durch 

andere Tatbestände, politische Ereignisse 

51 










Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 










Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 









0,0 

Alter 

70 

0,9 









Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 










Familiengröße 

82 









17,6 

Wohnung 

90 










Summe 

1,4 


0,1 

0,0 

17,8 

0,1 



19,4 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Zusammenfassende Darstellung und Analyse 
Verhältnis der Teilbereiche 

263 , Bei der funktionalen Darstellung der drei 
Teilbereiche 

Institutionelles Sozialbudget (Funktionalgliede- 
rung I) 

Betriebliche Leistungen 
Indirekte Leistungen 

ist bereits festgestellt worden, daß deren Leistungen 
sich teilweise gegenseitig ergänzen. Dies ist abzule- 
sen an der unterschiedlichen Verteilung der jeweili- 
gen Leistungssumme auf die Tabellenfelder. 

Die Einbeziehung der Arbeitgeberleistungen und 
der indirekten Leistungen bedeutet deshalb nicht 
nur, daß sich das Gesamtvolumen erhöht (vgl. Über- 
sicht 71), sondern auch, daß das Strukturbild aller 
drei Bereiche zusammen (Funktionalgliederung II) 
von dem Strukturbild der Funktionalgliederung I 
abweicht (vgl. Nummer 249 ff. und Schaubild 33). 

Übersicht 71 


Gesamtheit der funktional aufgegliederten 
Leistungen 

Mrd. DM 



1963 

1 1968 

1973 

Funktionalgliederung I 
(Institutionelles Sozial- 
budget) 

60,1 

96,7 

140,2 

Betriebliche Leistungen . . . 

7,5 

10,4 

19,3 

Indirekte Leistungen 

12,7 

15,9 

19,4 

Funktionalgliederung II . . . | 

80,3 

123,0 

178,9 


264 . Die Anteile der drei Leistungsbereiche am 
Gesamtvolumen verändern sich im Zeitraum 1963/ 
1973. Während der Anteil der indirekten Leistungen 
von 15,7 V. H. in 1963 auf 10,8 v. H. in 1973 abnimmt, 
sinkt der Anteil der betrieblichen Leistungen zu- 
nächst im Zeitraum 1963/68 geringfügig von 9,4 auf 
8,5 V. H. und steigt danach (im wesentlichen als 
Folge des Lohnfortzahlungsgesetzes) auf 10,8 v. H. 
in 1973. Die Quote für die funktional aufgeglieder- 
ten Leistungen des institutioneilen Sozialbudgets 
steigt von 74,9 v, H. in 1963 auf 78,6 v. H, in 1968 
und ist 1973 praktisch ebenso hoch (78,4 v. H.). 

Das zurückgehende Gewicht der Indirekten Lei- 
stungen beruht darauf, daß — abgesehen von et- 
waigen durchgreifenden Änderungen des Steuer- 

^) die 1963/68 nicht vorgenommen wurden und für 
1968/73 wegen der Prognose auf Basis des geltenden 
Rechts für das Sozialbudget irrelevant sind 
“) z. B. Vorhandensein von Kindern unter 18 Jahren 


Schaubild 33 

Vergleich der funktionalen Struktur 
von institutionellem Sozialbudget (I) 
und gesamten Sozialleistungen (II) 

1968 



I II I II I II I II I II 
Krankheit Invalidität Tod Alter Familie 


Art der Maßnahmen 

Vorbeugend 

wiederher- 

Einkommensumverteilung Einkommens- stellende und 

zugunsten der Umverteilung wiederein- 

von einem Tatbestand zugunsten der gliedernde 

Betroffenen Angehörigen Maßnahmen 


1 

^ 

48,3 

29,9 

21,8 

II 

44,0 

37,3 

18,7 


1 1 1 i 1 1 1 1 

1 1 1 1 ( 

1 1 1 N 




1 M ' 1 


v.H. 0 20 40 60 80 100 


rechts ^) — die Summe der Steuervergünstigungen 
nur insoweit zunimmt, wie die Zahl der Fälle, in 
denen die tatsächlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind^), ansteigt oder wie Personen, die Steuerver- 
günstigungen in Anspruch nehmen können, infolge 
der Einkommensteigerungen in eine höhere Progres- 
sionszone oder erstmals in die Besteuerung „hin- 
einwachsen". 


Funktionale Struktur 

Vorbemerkung: 

Die folgenden Ausführungen beziehen sich, soweit 
nicht anders angegeben, auf das Gesamtvolumen 
der Sozialleistungen (Funktionalgliederung II, 
s. Übersichten 78 bis 83). 

265 , Die Maßnahmen der interpersonellen und in- 
tertemporalen Einkommensumverteilung machen 
zwar den größten Teil der Sozialleistungen aus, 
verlieren aber im Zeitraum 1963/73 deutlich an Ge- 
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wicht zugunsten der vorbeugenden, wiederherstel- 
lenden und wiedereingliedernden Maßnahmen auf 
dem Gesundheits- und Beschäftigungssektor (vgl. 
Übersicht 72 und Schaubilder 34 und 35). Diese ^schon 
für den Bereich des institutionellen Sozialbudgets 
festgestellte Tendenz wird durch die Einbeziehung 
der Arbeitgeberleistungen und indirekten Leistun- 
gen nicht abgeschwächt oder gar umgekehrt. Außer- 
dem entfällt ein wachsender Teil der unter „Ein- 
kommensumverteilung" ausgewiesenen Leistungen 
auf Einkommenshilfen bei vorbeugenden, wieder- 

übersicht 72 


Art der Maßnahmen 


Ta- 


Struktur in 

v. H. 

spalten 


1963 

1 1968 

1 1973 

01, 11 

Gewährung von 
Einkommen 

82,3 

79,6 

76,9 

02, 12 

Übernahme von 
besonderen Auf- 
wendungen 

1,5 

Ü7 

2,1 

01,02, 
11, 12 

Einkommens- 
umverteilung . . . 

83,8 

81,3 

79,0 

03, 13 

Maßnahmen auf 
dem Gesundheits- 
sektor 

15,5 

17,9 

19,9 

04, 14 

Maßnahmen auf 
dem Beschäfti- 
gungssektor .... 

0,7 

0,8 

1.1 

03, 04, 

Vorbeugende, wie- 




13, 14 

derherstellende 
und wiederein- 
gliedernde Maß- 
nahmen 

16,2 

18,7 

21,0 


insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 


Übersicht 73 


Maßnahmen für Betroffene und Angehörige 


Ta- 

bellen- 

spalten 


Struktur in v. H. 

1963 1 

1968 1 

1973 

01, 02, 

Maßnahmen für den 




03, 04 

Betroffenen 

60,2 

62,6 

64,9 

11, 12, 

Maßnahmen für die 




13, 14 

Angehörigen .... 

39,8 

37,4 

35,1 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 


herstellenden und wiedereingliedernden Maßnah- 
men sowie auf die Übernahme von besonderen Auf- 
wendungen. 

Im Einklang damit nehmen die Anteile der Maßnah- 
men für den Betroffenen zu, für die Angehörigen 
ab, wie Übersicht 73 zeigt. 

Die Gründe für diese Veränderungen in der Maß- 
nahmenstruktur werden im folgenden bei der 
Analyse der Tatbestands- und Ursachenstruktur 
sichtbar. 

Schaubild 34 

Funktionale Struktur der gesamten Sozialleistungen *) 



*) Alle Angaben in v.H. der Leistungssumme, 1968. 


266 . Die Leistungen in Krankheitsfällen bzw. für 
Gesundheitszwecke steigen im Zeitraum 1963/73 
überdurchschnittlich; der Anteil erhöht sich deshalb. 
Faßt man diesen Komplex möglichst weit, indem 
man die Leistungen in den Spalten 03 und 13 und in 
den Zeilen 21, 22, 23 zusammennimmt, so steigt der 
Anteil von 24,4 v. H. in 1963 über 25,5 v. H. in 1968 
auf 27,2 V. H. in 1973. Auf den Tatbestand „Krank- 
heit" allein (Zeilen 21, 22, 23) entfallen 1963 21,5 
V. H., 1968 22,6 v. H. und 1973 24,4 v. H. Die Anteile 
der vorbeugenden, wiederherstellenden und wieder- 
eingliedernden Maßnahmen auf dem Gesundheits- 
sektor steigen ebenfalls (vgl. Übersicht 72). 

Diese Entwicklung beruht vor allem auf der Zu- 
nahme der Menge, der Qualität und der Preise für 
die der Gesundheit dienenden Güter und Dienste, 
überwiegend verursacht durch steigende Inanspruch- 
nahme und medizinischen Fortschritt. So «teigt vor 
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Schaubild 35 

Änderungen in der funktionalen Struktur 
der gesamten Soziallelstungen 

1963 - 1968 - 1973 



Ursachen der Tatbestände Krankheit, Invalidität, Ted 



3 2 1 0 +1 +2+3 v.H. 

*) einschließlich anderer Tatbestände als Krankheit, Invalidität, Tod 



allem der Anteil der vorbeugenden, wiederherstel- 
lenden und wiedereingliedernden Maßnahmen im 
Falle von Krankheit, soweit nicht durch politische 
Ereignisse und Arbeitsunfall/Berufskrankheit be- 
dingt; für die Teilfunktion 2303 ergeben sich Quoten 
an den gesamten Sozialleistungen in Höhe von 
11,5 v.H. in 1963, 13,9 v.H. in 1968 und 16,0 v.H. 
in 1973. 

Die Gewährung von Einkommen in solchen Krank- 
heitsfällen wächst dagegen trotz der engen Bindung 
an die Entwicklung der Bruttolohn- und -gehalts- 
summe nur mit einer unterdurchschnittlichen Rate 
im Zeitraum 1963/68 und mit der durchschnittlichen 
Rate aller Sozialleistungen im Zeitraum 1968/73. Ihr 
Anteil sinkt (einschließlich Familienzuschläge) von 
7,9 V. H. in 1963 auf ein Niveau von 6 V 2 v. H. im 
Zeitraum 1968/73 (1968 -- 6,5 v. H.; 1973 = 6,6 v. H.). 

267 . Die Leistungen für den Bereich „Beschäfti- 
gung" zeigen insgesamt keinen so eindeutigen Ent- 
wicklungstrend wie die Leistungen in Krankheits- 


fällen bzw. für Gesundheitszwecke, da sich die ge- 
genläufigen Tendenzen der Teilfunktionen in wech- 
selnder Weise kompensieren. Faßt man die Spalten 
04 und 14 und die Zeilen 61 und 62 zusammen, so 
steigt der sich ergebende Anteil im Zeitraum 1963/ 
1968 geringfügig von 2,2 auf 2,4 v.H., während er 
im Zeitraum 1968/73 von 2,4 auf 1,6 v.H. sinkt. 

Auch im Bereich „Beschäftigung" wachsen die vor- 
beugenden, wiederherstellenden und wiedereinglie- 
dernden Maßnahmen mit einer größeren Rate als 
die Gesamtheit der Sozialleistungen (Anstieg der 
betreffenden Anteilswerte in Übersicht 72). Dies 
beruht vor allem auf der Intensivierung der arbeits- 
fördernden und berufsbildenden Maßnahmen für 
gesunde wie für in der Erwerbsfähigkeit beeinträch- 
tigte Personen. Klammert man die berufsfördernden 
Leistungen für Kriegsopfer aus, deren berufliche 
Wiedereingliederung in wachsendem Maße zum Ab- 
schluß gelangt und dadurch im Gesamtbild relativ 
an Gewicht verliert, dann zeigt sich die genannte 
Intensivierung besonders deutlich: die in den Fel- 
dern 3204, 3304 und 6204 ausgewieiSenen Leistungen 
steigern ihren Anteil von 0,5 v. H. in 1963 auf 
1,0 V. H. in 1973. 

Der überproportional steigende Trend der vorbeu- 
genden, wiederherstellenden und wiedereingliedern- 
den Maßnahmen auf dem Beschäftigungssektor wird 
überlagert von der stark schwankenden Entwick- 
lung der anderen arbeitsfördernden Leistungen (vor 
allem Schlechtwetter- und Kurzarbeitergeld) und der 
Leistungen im Falle von Arbeitslosigkeit. Hierfür 
sind die Einflüsse von Konjunktur und Witterung 
verantwortlich. 

268 . Die Alters- und die Hinterbliebenenversor- 
gung gehören zu den größten Einzelpositionen; sie 
erhöhen ihre Anteile im Zeitraum 1963/73 (vgl. 
Übersicht 74). 

Nimmt man zum Vergleich noch die Familienlei- 
stungen im engeren Sinne (Gewährung von Ein- 
kommen allein auf Grund der Familiengröße) hinzu, 

Übersicht 74 


Anteil an den Gesamtleistungen in v. H. 


Tabel- 

len- 

feld 


1963 

1968 

1973 

7001 

Gewährung von Ein- 
kommen für Alte, 
ohne Familienzu- 
schläge 

22,1 

24,5 

26,2 

4311 

Gewährung von Ein- 
kommen an Hinter- 
bliebene 

13,1 

13,8 

14,4 

8211 

Gewährung von Ein- 
kommen allein auf 
Grund der Familien- 
größe 

1 

19,7 

17,0 

14,8 
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Schaubild 36 


Einfluß der Bevölkerungsentwicklung auf die funktionale 
Struktur der Sozialleistungen 


Differenz der Anteile (v.H.) 
an den Gesamtleistungen 
v.H. in den Jahren 



Wachstumsraten 
der relevanten Bevölke- 
v H, rungsgruppen im Zeitraum 



Legende: 



Gewährung von Einkommen für Alte, 
ohne Familienzuschläge (7001) 


Gewährung von Einkommen allein 
aufgrund derFamiliengröße(821 1) 


SO wird der Einfluß der demographischen Entwick- 
lung auf die funktionale Struktur der Sozialleistun- 
gen deutlich (vgl. Schaubild 36 und Übersicht 75). 
Sowohl im Zeitraum 1963/68 als auch im Zeitraum 
1968/73 wächst die Bevölkerungsgruppe der Alten 
stärker als die Bevölkerungsgruppen der Kinder; 
die Folge ist, daß in beiden Perioden der Anteil 
der Altersversorgung an den Gesamten Soziallei- 
stungen zunimmt, während der Anteil der Familien- 
leistungen abnimmt. Die Verlangsamung des 
Wachstums beider Bevölkerungsgruppen im Zeit- 
abschnitt 1968/73 gegenüber 1963/68 drückt sich 
darin aus, daß sich die Veränderung der Anteile an 
den Gesamtleistungen in der Periode 1968/73 ge- 
genüber 1963/68 ab schwächt. 


Übersicht 75 


Die unter 18 bzw. 

über 65 Jahre alte Wohnbevölkerung 


Wohn- 

bevölke- 

Stand 

Jahresende | 

Veränderung 

1963 1 

1968 1 

1973 

1963/68 1968/73 

rung 

1 000 

v. H. 

unter 

18 Jahre 

15 097 

16 425 

17 222 

+ 9 +5 

über 

65 Jahre 

6 691 

7 760 

8 602 

+ 16 +11 


Zwar ist die Entwicklung der relevanten Bevölke- 
rungsgruppen nicht der einzige Bestimmungsfaktor 
für die Veränderung der funktionalen Struktur der 
Sozialleistungen, doch scheint sie einer der wichtig- 
sten zu sein. In der gleichen Richtung wirkt, daß die 
Höhe der Altersrenten zum größten Teil entweder 
automatisch (Dynamische Rentenformel der gesetzli- 
chen Rentenversicherungen) oder faktisch (Beamten- 
pensionen) der jährlichen Entwicklung der durch- 
schnittlichen Erwerbseinkommen folgt, während Fa- 
milienleistungen wie Kindergeld und Kinderzuschlä- 
ge im öffentlichen Dienst nur in größeren und un- 
regelmäßigen Zeitabständen verbessert werden. 

269. Die zunehmende Bedeutung der vorbeugen- 
den, wiederherstellenden und wiedereingliedernden 
Maßnahmen und die abnehmende Bedeutung der 
Einkommensgewährung haben zur Folge, daß auch 
die Familienleistungen im weiteren Sinne an Ge- 
wicht verlieren, denn die Einkommensgewährung 
ist oft nach der Familiengröße differenziert, die 
Maßnahmen auf dem Beschäftigungs- und Gesund- 
heitssektor hingegen werden prinzipiell den unmit- 
telbar von einem Tatbestand Betroffenen zugerech- 
net. 

270. In der Übersicht 76 sind die Kennzahlen der 
funktionalen Gliederung für die Familienleistungen 
zusammengestellt. Die ersten vier Zeilen nennen 
die Daten, die sich für verschiedene Abgrenzungen 
der Funktion „Familie" aus der Funktionalgliede- 
rung II (vgl. Übersichten 78 bis 83) ergeben. In der 
letzten Zeile der Übersicht sind die Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung für betroffene 
Angehörige (vgl. Nummern 228, 250) einbezogen. Es 
handelt sich dabei um diejenigen Sachleistungen 
(ohne Wochenhilfe, die ohnehin insgesamt der 
Funktion „Familie" zugeordnet ist), die die gesetz- 
liche Krankenversicherung für die Angehörigen der 
Versicherten und für die Witwen- und Waisen- 
rentner gewährt. Ihre Umbuchung von den Leistun- 
gen für Betroffene in die Leistungen für Angehörige 
ergibt die Funktion „Familie" in der weitesten Ab- 
grenzung. 

Das Bild von Übersicht 76 ändert sich nicht wesent- 
lich, wenn man das Ausbildungsförderungsgesetz 
berücksichtigt. Die Leistungen nach diesem Gesetz 
sind nicht in den institutionellen Teil des vorlie- 
genden Sozialbudgets aufgenommen worden und 
sind deshalb nicht in der Funktionalgliederung ent- 
halten. Für 1963 und 1968 ergibt sich keine Ände- 
rung, da das Gesetz erst am 1. Juli 1970 in Kraft 
tritt. Für 1973 werden die Leistungen auf 0,8 Mrd. 
DM geschätzt. Ihre Einbeziehung würde demnach 
die in der letzten Spalte der Übersicht 76 angege- 
benen Quoten um 0,46 v. H. erhöhen; der festge- 
stellte Trend würde nur leicht abgeschwächt. 

Sämtliche Kennzahlen aus der funktionalen Gliede- 
rung weisen also auf ein abnehmendes Gewicht der 
Familienleistungen hin (vgl. Übersicht 76). Die 
Analyse der Bestimmungsfaktoren zeigt, daß diese 
Entwicklung keineswegs alarmierend ist. Es liegt 
nämlich keine absolute Verschlechterung für die 
Familien vor, sondern eine zwangsläufige Umstruk- 
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Übersicht 76 


Anteil der Familienleistungen (in verschiedenen Abgrenzungen) 
an den gesamten Sozialleistungen 

V. H. 


Tabellenfeld, 

Zeile, 

Spalte 


1963 

1968 

1973 

8211 

Gewährung von Einkommen allein auf Grund der 
Familiengröße 

19,7 

17,0 

14,8 



81, 82 

Leistungen auf Grund von Mutterschaft und Familiengröße 

20,8 

18,0 

15,7 

11, 12, 13, 14 

Leistungen für Angehörige des von einem Tatbestand 
unmittelbar Betroffenen 

39,8 

37,4 

35,1 

81, 82, 11, 12, 
13, 14 

Familienleistungen im weitesten Sinne 

40,8 

38,4 

35,9 

81, 82, 11, 12, 
13, 14 

einschließlidi 

betroffene 

Angehörige 

Familienleistungen im weitesten Sinne einschließlich Lei- 
stungen der Krankenversicherung für betroffene Ange- 
hörige 

45,3 

44,4 

43,2 


turierung aus Gründen der Bevölkerungsentwick- 
lung und infolge von überdurchschnittlichen Lei- 
stungssteigerungen auf Gebieten, denen entweder 
— wie dm Fall der medizinischen Versorgung — 
eine spezifische Expansionstendenz innewohnt oder 
die — wie die Arbeitsförderung und Berufliche Bil- 
dung — ■ eine gesellschaftspolitisch begrüßenswerte 
und gewollte Intensivierung erfahren. 

271 . Ebenfalls aus natürlichen Gründen und nicht 
wegen, sondern trotz ständiger Leistungsverbesse- 
rungen sinkt der Anteil der Leistungen für von 
politischen Ereignissen (Krieg) verursachte Tatbe- 
stände: 

1963 8,3 v.R, 

1968 7,4 v.R, 

1973 5,8 v.R 

In diesen Quoten sind die Kriegsfolgelasten der 
gesetzlichen Rentenversicherungen, deren Größen- 
ordnung mit mehreren Mrd. DM zu veranschlagen 
ist, nicht enthalten; sie aus den „anderen Ursachen'' 
auszu gliedern und der Ursache „politische Ereig- 
nisse" zuzuordnen, ist zwar sachlich geboten und 
wird für das nächste Sozialbudget angestrebt, war 
aber im vorliegenden Sozialbudget wegen statisti- 
scher Schwierigkeiten nicht möglich. Die Einbezie- 
hung würde den ausgewiesenen Trend nicht ändern. 

Positiv zu werten ist die Abnahme des Anteils der 
Leistungen für Invalide und Behinderte (alle Ur- 
sachen) von 13,3 V. R in 1963 auf 11,1 v. H. in 1973. 


Der Anteil der Leistungen für den Tatbestand Woh- 
nung nimmt von 0,8 v. H. in 1963 auf 1,6 v. H. in 
1973 zu. 


Konzentration und Zersplitterung des Systems 
der Sozialen Sicherung 

272 . Ein wichtiges Phänomen der Sozialen Siche- 
rung ist die Aufteilung der Leistungen für eine 
Funktion auf verschiedene leistende Institutionen. 
Diese „Zersplitterung" wird nicht in den Ergebnis- 
tabellen der funktionalen Gliederung sichtbar, aus- 
genommen die Aufteilung in die drei Bereiche des 
institutioneilen Sozialbudgets, der betrieblichen Lei- 
stungen und der indirekten Leistungen. Das eigent- 
liche Leistungsgeflecht ist vielmehr aus den Ar- 
beitstabellen zu erkennen, die für die funktionale 
Gliederung erstellt werden. Allerdings läßt der 
angesichts des nur knapp ausreichenden statisti- 
schen Materials gebotene Verzicht auf eine auch 
die kleinsten Leistungsarten berücksichtigende funk- 
tionale Aufteilung nur beschränkte Information über 
das Phänomen der Zersplitterung zu. 

Endgültige Aussagen sind deshalb nur im Rahmen 
einer Spezialuntersuchung zu gewinnen. Die Analy- 
se zeigt vorläufig, daß von einer Zersplitterung im 
negativen Sinne nicht gesprochen werden kann. 


142 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiodie 


Drucksache VI/643 


Zwar ist eine Aufspaltung der Zuständigkeiten un- 
verkennbar, doch muß man bei der Beurteilung fol- 
gendes beachten: 

— Gute Gründe sprechen für eine wenigstens zum 
Teil kausale Gestaltung der Sozialleistungen 
(Beispiel: Kriegsopferversorgung, Unfallversiche- 
rung). 

— Nicht nur die Zahl der für eine Funktion leisten- 
den Institutionen, sondern auch die quantitative 
Gewichtsverteilung ist relevant. Allgemein ist 
festzustellen, daß — wenn mehrere Institutionen 
beteiligt sind — sich die Leistungen bei einer 
einzigen oder bei einigen wenigen konzentrie- 
ren. 

— Die Veränderung der Anteile der nebeneinander 
leistenden Institutionen deutet nicht darauf hin, 
daß sich die Aufspaltung im Zei tablauf verstärkt. 

— Nicht die Existenz mehrerer für eine Funktion 
leistender Institutionen ist als solche sozialpoli- 
tisch bedeutsam, sondern das Maß der Abstim- 
mung, Anpassung, Abgrenzung und Übersicht- 
lichkeit des Leistungsrechts dieser Einrichtun- 
gen. 

273 . Die Frage der Konzentration bzw. Zersplitte- 
rung kann nicht nur in institutionellem, sondern 
auch in funktionalem Sinne gestellt werden. Zu 
ihrer Beantwortung können die Ergebnistabellen der 
Funktionalgliederung unmittelbar herangezogen 
werden. 

Die Untersuchung mit verschiedenen Methoden der 
Konzentrationsmessung zeigt, daß sich die Sozial- 


leistungen im Zeitraum 1963/73 immer mehr auf 
die großen Funktionen konzentrieren. Diese Ten- 
denz wird besonders deutlich in Übersicht 77. 

Übersicht 77 


Die Konzentration der Sozialleistungen 
auf die großen Teilfunktionen 



Anteil an den 
Gesamtleistungen 
in V, H. 


1963 

1968 1 

1973 

die 5 größten Tabellenfelder 

73,8 

75,3 

77,8 

die 5 nächstgrößten 
Tabellenfelder 

14,7 

13,4 

12,4 

die restlichen 38 Tabellen- 
felder 

11,5 

11,3 

9,8 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 


Die funktionale Konzentration als Zustand und als 
Prozeß dürfte ähnlich zwangsläufig sein und auf 
ähnlichen Gründen beruhen wie die unterschiedliche 
Anteilshöhe und die gegenläufige Anteilsentwick- 
lung der Alters- und Hinterbiiebenenversorgung 
und der Gesundheitsleistungen einerseits und der 
Familienleistungen andererseits (vgl. Nummer 270). 
Demographische Trends und systemimmanente Fak- 
toren wirken hier zusammen. 
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Übersicht 78 


Funktionalgliederung II 
Mrd. DM 

1963 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen- 

Summe 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

. Einkommens- 
umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederhersteliende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
qunqs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
qunqs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,1 




0,0 


0,1 

Arbeits Unfall, 
Berufskrankheit 

22 

0,7 


0,9 


0,0 




1,6 

andere Ursachen 

23 

6,0 


9,2 

0,0 

0,4 




15,6 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

1,7 

0,1 

0,2 

0,1 

0,1 




B 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

1,1 


0,0 

0,0 

0,0 




B 

andere Ursachen 

33 

5,2 

0,1 

1,6 

0,1 

0,4 





Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 





2,1 

0,1 




Arbeits Unfall, 
Berufskrankheit 

42 

" 


0,0 


0,5 

0,0 




andere Ursachen 

43 





10,5 





^ T j verursacht durch 

andere Tatbestände, Ereignisse 

51 

T2 




0,9 





Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,3 




0,1 





Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

0,6 



0,4 

0,2 




H 

Alter 

70 

17,7 




0,1 





— 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 

0,5 


0,3 






jm 

Familiengröße 

82 





15,8 

0,1 


0,0 

15,9 

Wohnung 

90 


0,4 




0,3 



0,6 

Summe 

34,9 

0,5 

12,4 1 

0,5 

31,1 

0,7 

0,1 

0,0 

80,3 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Funktionalgliederung II 
Mrd. DM 
1968 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,1 




0,1 


0,2 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

1,3 


1,2 


0,1 




2,6 

andere Ursachen 

23 

7,5 


17,1 

0,0 

0,4 




25,0 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

2,5 

0,1 

0,4 

0,1 

0,2 




3,2 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

1,6 


0,0 

0,0 

0,1 




1,7 

andere Ursachen 

33 

6,8 

— 

0,1 

2,4 

0,1 

0,5 




10,0 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 





3,2 

0,1 

0,1 

0,0 

3,4 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 



0,0 


0,8 

0,0 



0,9 

andere Ursachen 

43 





16,9 

0,5 



17,4 

-r verursacht durch 

andere Tatbestände, Ereignisse 

51 

1,3 




1,0 




2,3 

Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,8 




0,3 




1,2 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

0,5 



0,8 

0,2 




1,5 

Alter 

70 

30,2 




0,2 




30,4 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 

0,6 


0,6 






1,2 

Familiengröße 

82 





20,9 

0,1 


0,0 

2ro 

Wohnung 

90 


0,8 




0,5 



1,3 

Summe 

53,2 

0,9 

21,9 

1,0 

44,7 

1,2 

0,1 

0,0 

123,0 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Funktionalgliederung 11 
Mrd. DM 
1973 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

Umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder* 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

Umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
hetts- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,2 




0,1 


0,2 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

1,3 


1,7 


0.0 




3,0 

andere Ursachen 

23 

11,5 


28,7 

0,0 

0,3 




40,4 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

3,0 

0,0 

0,5 

0,1 

0,3 




3,9 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

2,1 


0,0 

0,0 

0,1 




2,3 

andere Ursachen 

33 

9,0 

0,1 

3,6 

0,3 

0,7 




13,7 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 





4,4 

0,0 

0,1 

0,0 

4,6 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 



0,1 


1,1 

0,0 



1,2 

andere Ursachen 

43 





25,7 

0,6 



26,4 

j T j verursacht durch 

andere Tatbestände, Ereignisse 

51 

1,0 




0,7 




1,7 

Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,6 




0,3 




0,9 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

0,8 



1,5 

0,3 




2,5 

Alter 

70 

46,8 




0,3 




47,1 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 

0,8 


0,7 






1.5 

Familiengröße 

82 





26,5 

0,1 


0,0 

26,7 

Wohnung 

90 


1,7 



i 

1,1 



2,8 

Summe 

76,9 

1,9 

35,5 J 

1,9 

60,7 



1,9 

0,2 

0,0 

178,9 


Abweichungen tn den Summen durch Runden der Zahlen 
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Funktionalgliederung II 
V. H. 

1963 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstel lende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,12 




0,04 


0,16 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

22 

0,91 


1,06 


0,04 




2,01 

andere Ursachen 

23 

7,43 


11,47 

0,01 

0,47 




19,37- 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

2,11 

0.11 

0,29 

0,09 

0,15 




2,75 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

32 

1,33 


0,02 

0,01 

0,04 




1,40 

andere Ursachen 

33 

6,50 

0,09 

2,04 

0,06 

0,44 




9,14 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 





2,63 

0,11 

0,04 

0,01 

2,78 

Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit 

42 



0,04 


0,60 

0,01 



0,65 

andere Ursachen 

43 





13,05 

0,39 



13,43 

andprpTatbp-^tändP verursacht durch 

andere I atbestande, politische Ereignisse 

51 

1,45 




1,10 




2,55 

Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,37 




0,16 




0,54 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

0,69 



0,46 

0,29 




1,44 

Alter 

70 

22,09 




0,11 




22,20 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 

0,60 


0,39 






1,00 

Familiengröße 

82 





19,70 

0,06 


0,02 

19,79 

Wohnung 

90 


0,45 




0,33 



0,78 

Summe 

43,49 

0,65 

15,44 

0,64 

38,77 

0,90 

: 0,08 

0,03 

100,00 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Funktionalgliederung 11 
V. H. 

1968 


Maßnahmen 



für den Betroffenen 

für die Angehörigen 

Summe 

Einkommens- 

Umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Einkommens- 

Umverteilung 

Vorbeugende, 
wiederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

11 

12 

13 

14 

Krankheit 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

21 



0,11 




0,04 


0,15 

Arbeite Unfall, 

Berufskrankheit 

22 

1,07 


0,96 


0,06 




2,09 

andere Ursachen 

23 

6,12 


13,89 

0,00 

0,34 




20,35 

Invalidität 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

31 

2,00 

0,06 

0,33 

0,06 

0,18 




2,63 

Arbeitsanfall, 

Berufskrankheit 

32 

1,32 


0,02 

0,01 

0,04 




1,39 

andere Ursachen 

33 

5,56 

0,08 

1,97 

0,11 

0,39 




8,11 

Tod 

verursacht 

durch 

politische Ereignisse 

41 





2,60 

0,07 

0,06 

0,00 

2,73 

Arbeitsanfall, 

Berufskrankheit 

42 



0,04 


0,65 

0,02 



0,70 

andere Ursachen 

43 



i 


13,75 

0,40 



14,15 

^ T ^ verursacht durch 

andere Tatbestände, Ereignisse 

51 

1,04 




0,81 

] 



1,85 

Arbeit 

und zwar 

Arbeitslosigkeit 

61 

0,66 




0,28 




0,94 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

62 

0,44 



0,64 

0,15 




1,23 

Alter 

70 

24,54 




0,15 




24,68 

Familie 

und zwar 

Mutterschaft 

81 

0,48 


0,46 






0,94 

Familien große 

82 





16,96 

0,06 


0,02 

17,04 

Wohnung 

90 


0,62 




0,41 



1,02 

Summe 





36,35 

0,95 

0,10 

0,02 

100,00 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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politische Ereignisse 

verursacht Arbeitsunfall, 

Krankheit Berufskrankheit 

andere Ursachen 
politische Ereignisse 

InualiHität verursacht Arbertsunfall, 

Invalidität Berufskrankheit 

andere Ursachen 

politische Ereignisse 

verursacht Arbeitsunfall, 

durch Berufskrankheit 


andere Tatbestände, 


Arbeit und zwar 


andere Ursachen 

verursacht durch 
politische Ereignisse 

Arbeitslosigkeit 

Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 


Funktionalgliederung II 

1973 

in V. H. 


für den Betroffenen 


Maßnahmen 


für die Angehörigen 


Einkommens- 

Umverteilung 


Vorbeugende, 
/lederherstellende 
und wieder- 
eingliederndo 
Maßnahmen 


Einkommens- 

umverteilung 


Vorbeugende, 
/lederherstellende 
und wieder- 
eingliedernde 
Maßnahmen 


Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
gungs- 
sektor 

Gewäh- 

rung 

von 

Ein- 

kommen 

Über- 

nahme 

von 

beson- 

deren 

Aufwen- 

dungen 

auf dem 
Gesund- 
heits- 
sektor 

auf dem 
Beschäfti- 
qunqs- 
sektor 

01 

02 

03 

04 

1 

11 

12 

13 

14 



0,10 




0,03 


0,70 


0,98 


0,01 




6,41 


16,03 

0,00 

0,17 




1,70 

0,01 

0,27 

0,04 

0,17 




1,19 


0,01 

0,01 

0,04 




5,01 

0,07 

2,03 

0,18 

i 0,37 





Summe 


2,48 0,02 

0,62 0,01 

14,39 0,36 

0,41 


0,05 0,00 
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VI. Internationale Vergleiche 


274 . Die Problematik internationaler Vergleiche 
der Sozialleistungen und ihrer Finanzierung besteht 
darin, daß die Systeme der Sozialen Sicherung in 
den einzelnen Ländern stark voneinander abwei- 
chen, Hieran wird sich auch auf absehbare Zeit nichts 
Entscheidendes ändern. 

Dennoch bemühen sich das Statistische Amt der 
Europäischen Gemeinschaften (SAEG) und das Inter- 
nationale Arbeitsamt (IAA) um einen internationa- 
len Vergleich. Ihre in Zusammenarbeit mit den 
nationalen Dienststellen erarbeiteten Zusammen- 
stellungen ^) ^) vermitteln Größenvorstellungen und 
gestatten unter gewissen Vorbehalten begrenzte 
Vergleiche. Im Untersdiied zum Sozialbudget ent- 
halten diese Vergleiche keine Vorausberechnung, 
sondern nur Daten für zurückliegende Jahre. 

275 . Ein internationaler Vergleich erfordert mög- 
lichst einheitliche Abgrenzungen, die wegen der 
Unterschiede der nationalen Systeme der Sozialen 
Sicherung nicht einfach zu realisieren sind. Hinzu 
kommt die trotz ständiger methodischer Verbesse- 
rungen noch unterschiedliche Qualität des statisti- 
sdien Materials in den einzelnen Ländern. Das trifft 
auch für die gesamtwirtschaftlichen Bezugsgrößen 
(Sozialprodukt, Volkseinkommen) zu. Die Vorbe- 
halte gelten um so mehr, je größer die Zahl der zu 
vergleichenden Länder und je unterschiedlicher ihr 
Entwicklungsstand ist. 

276 . Im folgenden werden die wichtigsten Ergeb- 
nisse der letzten Veröffentlichung des SAEG ^) dar- 
gestellt. Die Vorbehalte hinsichtlich der Aussage- 
fähigkeit internationaler Vergleiche bleiben beste- 
hen. Ein Punkt offensichtlicher Abweichung muß al- 
lerdings besonders hervorgehoben werden, die Be- 
rücksichtigung der „freiwilligen Arbeitgeberleistun- 
gen''. Sie konnten entweder, z. B. für die Bundes- 
republik, zur damaligen Zeit nur grob geschätzt 
werden oder sind für die übrigen Länder nur teil- 
weise oder gar nicht eingesetzt worden. Die folgen- 
den Angaben sind daher im Interesse eines besseren 
Vergleichs um die „freiwilligen Arbeitgeberleistun- 
gen" bereinigt worden. 


Anteil der „Sozialausgaben“ am Bruttosozialprodukt 

277 . Unter „Sozialausgaben" versteht die Unter- 
suchung des SAEG die gesamten Sozialleistungen 
(einschließlich Verwaltungskosten und übrige Lei- 
stungen) ohne Verrechnungszahlungen zwischen den 


^) SAEG „Sozialkonten 1962 — 1965" Sozialstatistik Nr. 1/ 
1969 

2) IAA „Kosten der Sozialen Sicherung 1961 — 1963", Genf 
1967 


einzelnen Institutionen. Die „Sozialausgaben" ent- 
sprechen also den „Reinausgaben" des Sozialbud- 
gets. Der Anteil der „Sozialausgaben" am Brutto- 
sozialprodukt zeigt für die sechs Länder folgendes 



1962 

1965 

Deutsdiland 

17,0 

18,1 

Frankreich 

15,6 

17,3 

Italien 

14,8 

18,0 

Niederlande 

13,8 

16,9 

Belgien 

15,5 

16,3 

Luxemburg 

15,7 

17,1 


Man erkennt, daß zumindest 1965 die Anteile der 
„Sozialausgaben" am Bruttosozialprodukt in den 
sechs europäischen Ländern nicht allzu stark von- 
einander abwichen. Der Angleichungsprozeß dürfte 
in der Zwischenzeit weiter fortgeschritten sein, weil 
der relativ hohe Anteil der kriegsbedingten Lei- 
stungen in Deutschland allmählich zurückgeht und 
der Personenkreis, der in die Systeme der Sozialen 
Sicherung einbezogen wird, sich in den Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft angleicht. 

Wie stark dieser Angleichungsprozeß in dem vom 
SAEG erfaßten Zeitraum war, zeigen die erheblidien 
Abweichungen der Steigerungsrate der „Sozialaus- 
gaben" von 1962 bis 1965: 


Jahres- 



1962/ 

durch- 


1965 

schnitt 

Deutschland 

35 

10,5 

Frankreich 

48 

14,0 

Italien 

64 

17,9 

Niederlande 

75 

20,5 

Belgien 

38 

11,3 

Luxemburg 

40 

11,9 


Die z. T. recht beträditlichen Steigerungsraten gehen 
nicht nur auf Leistungsverbesserungen (u. a. Anpas- 
sung an Lohn- und Preisentwicklung), sondern auf 
die Einbeziehung neuer Personengruppen in das 
System der Sozialen Sicherung, die Einführung zu- 
sätzlicher Leistungen sowie auf die Veränderungen 
der Alterssstruktur zurück. Zu einem gewissen Teil 
ist die Zunahme durch die verbesserte und vollstän- 
digere statistische Erfassung bedingt. 


Höhe der „Sozialausgaben“ je Kopf 
der Bevölkerung 

278 . Nidit unbeträchtliche Unterschiede ergeben 
sich auch für die sechs Länder, wenn man die 
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„Sozialausgaben" auf die Wohnbevölkerung be- 
zieht. Die nachstehenden Beträge sind zunächst mit- 
tels des offiziellen Wechselkurses in D-Mark umge- 
rechnet: 

„Sozialausgaben" 
je Kopf der 
Bevölkerung in DM 
1962 1965 


Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Belgien . . . 

Luxemburg 


1 053 

1 384 

996 

1 416 

498 

797 

627 

1 054 

876 

1 183 

1 020 

1 376 


Da der offizielle Wechselkurs nicht den tatsächlichen 
Kaufkraftunterschieden der einzelnen Länder ent- 
spricht, sind in der folgenden Übersicht die Pro- 
Kopf-Beträge in nationalen Währungen mit der vom 
Statistischen Bundesamt errechneten Verbraucher- 
geldparität (Mittelwert) in D-Mark umgerechnet 
worden. 

„ Sozialausgaben" 
je Kopf der 
Bevölkerung in DM 
(Kaufkraft) 



1962 

1965 

Deutschland 

1 053 

1 384 

Frankreich 

1 025 

1 405 

Italien 

482 

720 

1 321 

Niederlande 

815 

Belgien . . . 

913 

1 220 

Luxemburg 

1 063 

1 420 

Wie oben dargestellt (vgl. Nummer 277), verringern 
sich zwar in den sechs Ländern zunehmend die Un- 


terschiede in den Anteilen der „Sozialausgaben" am 
Bruttosozialprodukt. Da jedoch das Bruttosozialpro- 
dukt der einzelnen Länder, bezogen auf den Kopf 
der Bevölkerung, z. T. noch beträchtlich voneinan- 
der abweicht, ist es nicht verwunderlich, daß sich 
auch bei der Pro-Kopf-Berechnung der Sozialleistun- 
gen noch erhebliche Unterschiede zeigen. 


„Sozialleistungen" werden dabei die in den vorste- 
henden Absätzen genannten „Sozialausgaben" ab- 
züglich der Verwaltungskosten und übrigen Leistun- 
gen, also die Bar- und Sachleistungen des Sozial- 
budgets, verstanden. 

Je weiter in Einzelberechnungen eingetreten wird, 
um so mehr gewinnen die methodischen und statisti- 
schen Probleme eines zwischenstaatlichen Vergleichs 
an Gewicht. Auch dürfte gerade die Abgrenzung der 
Funktionen in den einzelnen Ländern sicherlich nicht 
in jedem Fall exakt übereinstimmen. Nach Über- 
sicht 84 unterscheiden sich allerdings die Sozial- 
leistungen für die beiden Funktionen „Alter, Tod, 
Hinterbliebene" und „Familienlasten" so deutlich, 
daß man die Daten in ihrer Tendenz als aussagefähig 
betrachten kann. In der Bundesrepublik, den Nie- 
derlanden und sicherlich auch in Luxemburg ist der 
Anteil der Leistungen für Alter, Tod und Hinterblie- 
bene merklich höher als in Frankreich, Italien und 
Belgien. Dagegen zeigt sich bei den Leistungen zum 
Ausgleich der Familieniasten genau die entgegen- 
gesetzte Situation, wobei allerdings zu berücksichti- 
gen ist, daß indirekte Leistungen (z. B. Steuerermä- 
ßigungen durch Kinderfreibeträge) nicht erfaßt sind. 


Finanzierung der „Sozialausgaben“ 

280 . In der Untersuchung des SAEG wird die Fi- 
nanzierung der „Sozialausgaben" unter anderem 
nach Einnahmearten (ohne Verrechnungszahlungen 
zwischen den einzelnen Institutionen) dargestellt. 
Abweichend vom Sozialbudget sind unter den „Ar- 
beitgeberbeiträgen" auch die Leistungen der öffent- 
lichen Hand für Pensionen und Kinderzuschläge aus- 
gewiesen. In Übersicht 85 sind zum besseren Ver- 
gleich die zur Finanzierung der „freiwilligen Arbeit- 
geberleistungen" erforderlichen Mittel wiederum 
nicht enthalten. 

Die Struktur der Einnahmearten innerhalb der sechs 
Länder divergiert merklich. Insbesondere tritt die 
unterschiedliche Bedeutung der Arbeitgeber- und 
Versichertenbeiträge hervor. 


Struktur der Sozialleistungen 

279 . Die Untersuchung des SAEG gliedert die „So- 
zialleistungen" auch nach Funktionen i). Unter den 

^) vgl. im einzelnen hierzu die Ausführungen in Num- 
mer 225 und die Übersicht 84 


281 , Die Bundesregierung ist in hohem Maße daran 
interessiert, daß die Grundlagen eines internationa- 
len Vergleichs der Sozialleistungen und ihrer Finan- 
zierung verbessert werden. Sie begrüßt und unter- 
stützt daher alle Initiativen, die hierzu auf supra- 
und internationalem Gebiet ergriffen werden. 


151 



Drucksache VI/643 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Übersicht 84 


Funktionalgliederung der „Sozialleistungen“ 1965 
V. H. 



Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 


Luxem- 

bürg 

Krankheit 

26,7 

21,6 

21,0 

23,9 

21,6 


16,4 

Alter, Tod, Hinterbliebene 

43,4 

35,5 

36,4 

45,0 

36,9 


59,1 

Invalidität 

5,1 

1,6 

10,1 

4,6 

4,6 

J 


Physische oder psychische Gebrechen, 

Arbeitsunfall, Berufskrankheit 

5,6 

7,3 

4,2 

1,6 

4,9 


7,7 

1 Arbeitslosigkeit 

1,0 

0,7 

2,1 

3,4 

4,9 


0,0 

1 

Familienlasten 

9,0 

22,5 

18,5 

14,2 

20,2 


12,9 

Krieg, politische Ereignisse, Natur- 
katastrophen 

8,8 

6,7 

5,3 

0,8 

4,0 


1,9 

Sonstiges 

0,4 

4,1 

2,4 

6,5 

2,9 


2,0 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


100,0 


Übersicht 85 


Finanzierung der „Sozialausgaben“ 1965 
V. H. 



Deutsch- Frank- Nieder- ^ | Luxem- 

land reich lande | bürg 

Arbeitgeberbeiträge 

44.8 60,4 55,6 40,6 45,1 37,3 

24.8 19,2 12,1 38,3 20,4 22,9 

27,4 19,1 26,1 12,7 28,1 30,5 

2,5 0,7 2,8 6,8 3,6 7,7 

0,5 0,6 3,4 1,6 2,8 1,6 

Beiträge der Versicherten 

öffentliche Mittel 

Vermögenserträge 

Sonstige Einnahmen 

i 

insgesamt . . . 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
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Tabelle 1 a 


Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

Millionen DM 



1963 

1964 

1965 

1 1966 

1967 

1 

1968 

1969 j 

1970 

1971 j 

1972 1 

1973 

Barleistungen 

47 556 

52 695 

58 768 

Leistungen 

64 016 70 084 

74 443 

79 943 

83 788 

89 849 

96 119 

103 981 

Sachleistungen 

11 894 

13 000 

15 355 

17 635 

19 409 

21 080 

23 392 

25 676 

28 293 

31 131 

34 305 

Sonstige Leistungen 

337 

379 

395 

410 

536 

791 

774 

1 491 

1 715 

1 771 

1 836 

Verwaltungskosten . 

2 824 

3 025 

3 397 

3 737 

3 968 

4 121 

4 463 

4 881 

5 191 

5 488 

5 817 

Reinausgaben 

62 611 

69 099 

77 915 

85 798 

93 997 100 435 

108 572 

115 836 

125 048 

134 509 

145 939 

Verrechnungen .... 

• 









• 

• 

insgesamt . . . | 








• 

• 


• 

Beiträge der 

Versicherten .... 

17 194 

18 741 

20 973 

Finanzierun 

23 139 23 839 

g 

26 377 

29 836 

33 612 

36 132 

38 651 

42 938 

Rentner zur KVdR ' 

— 

— 

— 

— 

— 

603 

742 

— 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 

18 705 

19 482 

21 244 

23 539 

23 836 

26 601 

30 279 

34 361 

36 899 

39 592 

43 768 

Öffentliche Mittel . . 

26 182 

30 606 

35 046 

37 784 

40 292 

40 739 

42 865 

47 105 

50 825 

55 140 

59 021 

darunter: 

Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 








(29 031) 

(31 237) 

(34 195) 

(36 527) 

Vermögenserträge . 

1 1 789 

1 964 

2 121 

2 458 

2 537 

2 482 

2312 

2316 

2 427 

2 506 

2 617 

Sonstige Einnahmen 

2014 

2 231 

2 218 

2 241 

2 266 

2 301 

2 308 

2 346 

2 296 

2 323 

2 354 

Verrechnungen .... 












insgesamt . . . 

65 884 

73 024 

81 602 

89 161 

92 770 

99 103 

108 342 

119 740 

128 579 

138 212 

150 698 

Finanzierungssaldo . 

+ 3 273 

+ 3 925 

+ 3 687 

+ 3 363 

-1 227 - 

-1 332 

-230 

+ 3 904 

+ 3 531 

+ 3 703 

+ 4 759 
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Tabelle Ib 


Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

Strukturdaten in v. H. 



1963 

1964 j 

1965 j 

1966 j 

1967 

1968 j 

1969 

1970 i 

1971 

1972 1 

1973 





Leistungen 






Barleistungen 

76,0 

76,3 

75,4 

74,6 

74,6 

74,1 

73,6 

72,3 

71,9 

71,5 

71,2 

Sachleistungen 

19,0 

18,8 

19,7 

20,6 

20,6 

21,0 

21,6 

22,2 

22,6 

23,1 

23,5 

Sonstige Leistungen 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,6 

0,8 

0,7 

1,3 

1,4 

1,3 

1,3 

Verwaltungskosten . 

4.5 

4,4 

4,4 

4.3 

4,2 

4,1 

4,1 

4,2 

4,1 

4,1 

4,0 

Reinausgaben 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Beiträge der 

Versicherten .... 

26,1 

25,7 

25,7 

Finanzieru 

26,0 25,7 

ng 

26,6 

27,5 

28,1 

28,1 

28,0 

28,5 

Rentner zur KVdR 

— 

— 

— 

— 

— 

0,6 

0,7 

~ 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 

28,4 

26,7 

26,0 

26,4 

25,7 

26,9 

28,0 

28,7 

28,7 

28,6 

29,0 

öffentliche Mittel . . 

39,7 

41,9 

43,0 

42,4 

43,4 

41,1 

39,6 

39,3 

39,5 

39,9 

39,2 

darunter: 












Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

-- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

( 24 , 2 ) 

( 24 , 3 ) 

( 24 , 7 ) 

( 24 , 2 ) 

Vermögenserträge . 

2,7 

2,7 

2,6 

2,7 

2,7 

2,5 

2,1 

1,9 

1,9 

1,8 

1,7 

Sonstige Einnahmen 

3,1 

1 

3,0 

2,7 

2,5 

2,5 

2,3 

2,1 

2,0 

1,8 

1,7 

1.6 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 
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Tabelle 1 c 


Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in v. H. 



1963 1 1964 

1965 

1966 

1967 1 

1968 1 

1969 ' 

1970 

1971 

1972 

1973 

Barleistungen 

. +10,8 

+ 11,5 

Leistungen 

+ 8,9 + 9,5 

+ 6,2 

+ 7,4 

+ 4,7 

+ 7,2 

+ 7,0 

+ 8,2 : 

Sachleistungen 

. + 9,3 

+ 18,1 

+ 14,8 

+ 10,] 

+ 8,6 

+ 11,0 

+ 9,8 

+ 10,2 

+ 10,0 

+ 10,2 

Sonstige Leistungen ' 

. +12,5 

+ 4,2 

+ 3,8 

+ 30,7 

+ 47,6 

- 2,1 

+ 138,2 

+ 15,0 

+ 3,3 

+ 3,7 

Verwaltungskosten . 

. + 7,1 

+ 12,3 

+ 10,0 

+ 6,2 

+ 3,9 

+ 8,3 

+ 8,9 

+ 6,4 

+ 5,7 

+ 6,0 

! 

Reinausgaben ] 

. +10,4 

+ 12,8 

+ 10,1 

+ 9,6 

+ 6,8 

+ 8,1 

+ 6,8 

+ 8,0 

+ 7,6 

i 

+ 8,5 




Finanzierung 






Beiträge der 











Versicherten . . . . 

. + 9,0 

+ 11,9 

+ 10,3 

+ 3,0 

+ 10,6 

+ 13,1 

+ 12,7 

+ 7,5 

+ 7,0 

+ 11,1 

Rentner zur KVdR 


— 

— 

— 

. 

+ 23,1 

— 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 

. + 4,2 

+ 9,0 

+ 10,8 

+ 1,3 

+ 1 1 ,6 

+ 13,8 

+ 13,5 

+ 7,4 

+ 7,3 

+ 10,5 

öffentliche Mittel . . 

1 . +16,9 

+ 14,5 

+ 7.8 

+ 6,6 

+ 1,1 

+ 5,2 

+ 9,9 

+ 7,9 

+ 8,5 

+ 7-0 

darunter: 

Bundesmittel 











It. Finanzplan .... 

— “ 

— 


— 

— 

— 


f + 7,6j 

( 19,5) 

( r 0,8) 

Vermögenserträge . 

. + 9,8 

1 

-I- 8,0 

+ 15,9 

+ 3,2 

- 2,2 

~ 6,8 

+ 0,2 

+ 4,8 

+ 3,3 

+ 4,4 

Sonstige Einnahmen 

i , +10,8 

- 0,6 

+ 1,0 

+ 1,1 

+ 1,5 

+ 0,3 

+ 1,6 

-2,1 

+ 1,2 

+ 1,3 

insgesamt . . . 

j . +10,8 

+ 11,7 

+ 9,3 

+4,0 

+ 6,8 

+ 9,3 

+ 10,5 

1 7,4 

+ 7,5 

+ 9.0 
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Tabelle 2 

Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick 1963 

Millionen DM 




Leistungen 



Nr. ') 

Bar- 

Sach- 

Sonstige 

Ver- 



lei- 

lei- 

Lei- 

waltungs- 



stungen 

stungen 

stungen 

kosten 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

11 969 

793 

53 

337 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

6 664 

256 

8 

141 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

22 

2 923 

32 

4 

48 

Rentenversicherung insgesamt 

15 

21 556 

1 081 

65 

526 

Altershilfe für Landwirte 

23 

260 

0 

0 

8 

Krankenversicherung 2) 

24 

4 136 

8 042 

141 

696 

Unfallversicherung 

25 

1 624 

407 

7 

244 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 






berufliche Bildung 

26 

1 208 

— 

121 

362 

Sozialversicherung insgesamt 

16 

28 784 

9 530 

334 

1 836 

Kindergeld 

27 

1 516 



2 

50 

Sozialhilfe 

28 

964 

1 045 

— 

200 

Jugendhilfe 

29 

. — . 

520 

— 

100 

Wohngeld 

30 

32 

— 


6 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

31 

— 

515 

— 

19 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

17 

2512 

2 080 

2 

375 

Pensionen im öffentlichen Dienst 3) 

32 

8 730 



175 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

33 

1 170 

— 

— 

22 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 

34 

400 

— 


22 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

18 

10 300 

— 

— 

219 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

35 

3 912 

284 

1 

262 

Lastenausgleich 

36 

1 679 

— 

■ — • 

95 

Wiedergutmachung 

37 

249 

— 

— 

25 

Unterhaltssicherung 

38 

101 

— 

— 

10 

Sonstige Entschädigungsleistungen 

39 

19 

— 

— 

2 

Entschädigungsleistungen insgesamt ! 

19 

5 960 

284 

1 

394 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

la 

47 556 

11 894 

337 

2 824 

dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" 

14 5) 

4d 755 

11 374 

337 

2 659 


entspricht der Tabellennummer der Anlage 
2) einschließlich Mutterschutz 

vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
'‘l einschließlich Kriegsopferfürsorge 

Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 2 


Leistungen | 

Finanzierung 

Rein- 

aus- 

gaben 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

ausgaben 

Beiträge der 

Öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

einnahmen 

Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

13 152 

2 762 

15 914 

6 060 

5 890 

4 260 

707 

66 

111 

17 094 

7 069 

678 

7 747 

3 397 

2 883 

1 029 

418 

12 

984 

8 723 

3 007 

304 

3311 

402 

706 

1 719 

30 

2 

490 

3 349 

23 228 

3 744 

26 972 

9 859 

9 479 

7 008 

1 155 

80 

1 585 

29 166 

268 

1 

269 

121 

. — . 

145 

0 

1 

0 

267 

13 015 

94 

13 109 

6 173 

4 447 

228 

87 

115 

2 337 

13 387 

2 282 

54 

2 336 

— 

2 351 

34 

38 

75 

1 

2 499 

1 691 

206 

1 897 

761 

771 

69 

253 

26 


1 880 

40 484 

4 099 

44 583 

16914 

17 048 

7 484 

1 533 

297 

3 923 

47 199 

1 568 



1 568 



1 087 

448 

3 

4 

5 

1 547 

2 209 

— • 

2 209 

— 

— 

1 790 

— 

401 

18 

2 209 

620 


620 

— 

— 

620 

— 

— 

— 

620 

38 


38 

— 

— 

38 

— 

— 


38 

534 

10 

544 

1 

— 

— 

453 

3 

88 

— 

544 

4 969 

10 

4 979 

— 

1 087 

3 349 

6 

493 

23 

4 958 

8 905 

i 

8 905 

— 



8 739 

— . 

— 

166 

8 905 

1 192 

— 

1 192 

— 

— 

1 116 

— 

— 

76 

i 1 192 

422 

— 

422 

280 

570 

— 

250 

— 

— 

1 100 

10519 

— 

10519 

280 

570 

9 855 

250 

— 

242 

11 197 

4 459 

62 

4 521 

— 

— 

4 493 

0 

28 

— 

1 

i 4 521 

1 774 

17 

1 791 

_ 

— 

595 

— 

1 196 

— 

1 791 

274 

— 

274 

— 

— 

274 

— 

— 

— 

274 

111 

— 

111 

— 

— 

111 

— 

— 

— 

111 

21 

— 

21 

— 

— 

21 

— 

— 

— 

21 

6 639 

79 

6718 


— 

5 494 

0 

1 224 

— 

1 6718 

62 611 

4 188 

66 799 

17 194 

18 705 

26 182 

1 789 

2 014 

4 188 

70 072 

61 125 

4 188 

65 313 

16 914 

18 135 

25 118 

1 539 

2 014 

4 188 

67 908 
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Tabelle 3 


Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick 1964 
Millionen DM 


1 


I 

Leistungen 


i 

Nr. >) 

Bar- i 

Sach- ! 

Sonstige ! 

Ver- 

1 


lei- 

lei- 

Lei- 1 

waltungs- 

! 


stungen | 

stungen | 

stungen | 

kosten 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

13 246 

706 

51 

359 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

7 441 

252 

9 

150 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

22 

3 208 

45 

2 

50 

■ Rentenversicherung insgesamt 

15 

23 895 

1 003 

62 

559 

[ Altershilfe für Landwirte 

23 

315 

— 

0 

11 

1 Krankenversicherung -) 

24 

4 099 

8 996 

144 

734 

Unfallversicherung 

25 

2 140 

383 

8 

271 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 






berufliche Bildung 

26 

866 

— 

147 

373 

1 Sozialversicherung insgesamt 

16 

31 315 

10 382 

361 

1 948 

! Kindergeld 

27 

2 020 

— 

3 

57 

Sozialhilfe 

28 

970 

1 123 

— 

210 

Jugendhilfe 

29 

— 

567 

— 

110 

1 Wohngeld 

30 

59 

— 

— 

11 

; öffentlicher Gesundheitsdienst 

31 

— 

589 

— 

21 

1 Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

1 1 

1 17 

1 

3 049 

! 

2 279 

3 

409 

Pensionen im öffentlichen Dienst ‘h 

^ j 

; 32 

9 452 

— : 



190 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

33 

1 473 

— 

— 

28 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst ’ 

34 

430 

— 

— 

24 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 1 

18 

11 355 

— 

— 

242 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

35 

4 696 

339 

15 

275 

Lastenausgleich 

36 

1 800 

— 

— 

103 

Wiedergutmachung 

37 

252 

— 

— 

25 

Unterhaltssicherung 

38 

187 

— 

— 

19 

Sonstige Entschädigungsleistungen 

39 

41 

— 

— 

4 

Entschädigungsleistungen insgesamt 

19 

6 976 

339 

15 

426 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt | 

la 

52 695 

13 000 

379 

3 025 

1 

dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" ■ 

14») 

51 726 

12 433 

379 

2 832 


entspricht der Tabellennummer der Anlage 
-) einschließlich Mutterschutz 

vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
*) einschließlich Kriegsopferfürsorge 

’) Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 3 


Leistungen | Finanzierung 


Rein- 

Ver- 

dptsrlTTlt- 

Beiträge der 

öffent- 

Ver- 

Sonstige 

Ver- 

Gesamt- 

aus- 

gaben 

rech- 

nungen 

ausgaben 

Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

liche ! 
Mittel 

mögens- 
j ertrage 

Ein- 

nahmen 

rech- 

nungen 

einnahmen 

14 362 

2 567 

16 929 

6 716 

6 522 

4 625 

781 

47 

67 

18 758 

7 852 

691 

8 543 

3 766 

3 134 

1 092 

451 

11 

512 

8 966 

3 305 

335 

3 640 

418 

561 

2 117 

32 

1 

548 

3 677 

25 519 

3 593 

29 112 

10 900 

10 217 

7 834 

1 264 

59 

1 127 

31 401 

326 

1 

327 

124 

— 

205 

0 

0 

— 

329 

13 973 

107 

14 080 

6 650 

4 644 

359 

110 

154 

2 680 

14 597 

2 802 

126 

2 928 


2 625 

215 

43 

93 

1 

2 977 

1 386 

174 

1 560 

757 

769 

72 

261 

29 

— 

1 888 

44 006 

4 001 

48 007 

18 431 

18 255 

8 685 

1 678 

335 

3 808 

51 192 

2 080 

— 

2 080 

— 

607 

1 450 

2 

1 

4 

2 064 

2 303 

— 

2 303 

— 

— 

1 839 

— 

445 

19 

2 303 

677 

— 

677 

— 

— 

677 

— 

— 

— 

677 

70 

— 

70 

— 

— 

70 

— 

— 

— 

70 

610 

11 

621 

— 

— * 

520 

4 

97 

— 

621 

5 740 ' 

11 

5 751 

— 

607 

4 556 

6 

543 

23 

5 735 

9 642 

— 

9 642 

— 

— 

9 458 

— 

— 

184 

9 642 

1 501 

— 

1 501 

— 

— * 

1 420 

— 

— 

81 

1 501 

454 

— 

454 

310 

620 

— 

280 

— 

— 

1 210 

11 597 

[ 

11 597 

310 

620 

10 878 

280 

— 

265 

12 353 

5 325 

66 

5 391 

— 

— 

5 356 

0 

35 

— 

5 391 

1 903 

18 

1 921 

— 

— 

603 

— 

1 318 

— 

1 921 

277 

— 

277 

— 

— 

277 

— 

— 

— 

277 

206 

— 

206 ^ 

— 

— 

206 

— 

— 

— 

206 

45 

— 

45 ! 

— 

— 

45 

— 

— 


45 

7 756 

84 

7 840 

— 

— 

6 487 

0 

1 353 


7 840 

69 099 ’ 

4 096 

73 195 

18 741 

19 482 

30 606 

1 964 

2 231 

4 096 

77 120 

67 370 

4 096 

71 466 

18 431 

18 862 

29 331 

1 684 

2 231 

4 096 

74 635 
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Tabelle 4 

Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick 1965 

Millionen DM 




Leistungen 



Nr. 1) 

Bar- 

Sach- 

Sonstige 

Ver- 



lei- 

lei- 

Lei- 

waltungs- 



s tun gen 

stungen 

stungen 

kosten 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

14 760 

1 133 

29 

425 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

8 391 

405 

10 

177 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

22 

3 558 

37 

3 

50 

Rentenversicherung insgesamt 

15 

26 709 

1 575 

42 

652 

Altershilfe für Landwirte 

23 

474 

0 

0 

13 

Krankenversicherung 

24 

4 507 

10 426 

178 

815 

Unfallversicherung 

25 

2 385 

401 

15 

319 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 






berufliche Bildung 

26 

852 

— 

145 

398 

Sozialversicherung insgesamt 

16 

34 927 

12 402 

380 

2 197 

Kindergeld 

27 

2 772 

— 

0 

48 

Sozialhilfe 

28 

1 008 

1 257 

— 

230 

Jugendhilfe 

29 

— 

663 

— 

130 

Wohngeld 

30 

146 

— 

— 

29 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

31 

— 

644 

— 

23 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

17 

3 926 

2 564 

0 

460 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

32 

10 205 



— 

205 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

33 

■ 1 604 

— 

— 

30 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 

34 

460 

— 

— 

26 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

18 

12 269 

— 

— 

261 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

35 

5 096 

389 

15 

301 

Lastenausgleich 

36 

1 880 

~ 

— 

110 

Wiedergutmachung i 

37 

280 

— 

— 

28 

Unterhaltssicherung 

38 

315 

— 

— 

32 

Sonstige Entschädigungsleistungen 

39 

75 

i 

— 

— 

8 

Entschädigungsleistungen insgesamt j 

19 

7 646 

389 

15 

479 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

la 

58 768 

15 355 

395 

3 397 

dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" 

14«) 

57 492 

14 692 

395 

3 144 


entspricht der Tabellennummer der Anlage 
2) einsdiließlidi Mutterschutz 

vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
einschließlich Kriegsopferfürsorge 

'^) Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 4 


Leistungen 

Finanzierung 

Rein- 

aus- 

gaben 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

ausgaben 

Beiträge der 

Öffent- j 
liehe 
Mittel j 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

einnahmen 

Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

16 347 

3 719 

20 066 

7 380 

7 204 

4 987 

807 

63 

80 

20 521 

8 983 

778 

9 761 

4 324 

3 602 

1 223 

503 

14 

1 582 

11 248 

3 648 

399 

4 047 

437 

601 

2 355 

34 

0 

618 

4 045 

28 978 

4 896 

33 874 

12 141 

11 407 

8 565 

1 344 

77 

2 280 

35 814 

487 

1 

488 

128 

— 

363 

1 

0 

0 

492 

15 926 

113 

16 039 

7 541 

5 203 

367 

124 

147 

2 833 

16215 

3 120 

134 

3 254 

— 

3 062 

250 

45 

112 

67 

3 536 

1 395 

172 

1 567 

803 

818 

57 

298 

29 


2 005 

49 906 

5 316 

55 222 

20 613 

20 490 

9 602 

1 812 

365 

5 180 

58 062 

2 820 

66 

2 886 

— 

34 

2 799 

5 

1 

— 

2 839 

2 495 

— 

2 495 

— 

— 

2 010 

— 

465 

20 

2 495 

793 

— 

793 

— - 

— 

793 

— 

— 

— 

793 

175 

— 

175 

— 

— 

175 

— 

— 

— 

175 

667 

12 

679 

— 

— 

562 

4 

113 

— 

679 

6 950 

78 

7 028 

— 

34 

6 339 

9 

579 

20 

6 981 

10410 

- — 

10410 

— 

— 

10214 

. — . 

— . 

196 

10410 

1 634 

— 

1 634 

— 

— 

1 544 

— 

— 

90 

1 634 

486 


486 

1 

360 

720 

— 

300 

— 

— 

1 380 

12 530 

— 

j 12 530 

360 

720 

11 758 

300 

— 

286 

13 424 

5 801 

73 

5 874 





5 819 

0 

55 

— 

5 874 

1 990 

19 

2 009 

— 

— 

790 

- — 

1 219 

— 

2 009 

308 

— 

308 

— 

— 

308 

— 

— 

— 

308 

347 

— 

347 

— 

— 

347 

— 

— 

— 

347 

83 

— 

83 

— 

— 

83 

— 

— 


83 

8 529 

92 

8 621 

— 

— 

7 347 

0 

1 274 

— 

8 621 

77 915 

5 486 

83 401 

20 973 

21 244 

35 046 

2 121 

2218 

5 486 

87 088 

75 723 

5 486 

81 209 

20 613 

20 524 

33 340 

1 821 

2 218 

5 486 

84 002 
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Tabelle 5 


Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick 1966 
Millionen DM 





Leistungen 



Nr. g , 

Bar- ! 

Sach- 

Sonstige 

Ver- 



lei- 

lei- 

Lei- 1 

waltungs- 


1 

stungen 

stungen 

stungen 

kosten 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

i 16 444 

1 074 

42 

470 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

9 432 

405 

12 

200 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

22 

3 914 

41 

2 

52 

Rentenversicherung insgesamt 

15 

29 790 

1 520 

56 

722 

Altershilfe für Landwirte 

■ 23 

634 

3 

1 

19 

Krankenversicherung 

24 

4 969 

12510 

178 

899 

Unfallversicherung 

25 ' 

2 639 

444 

12 

357 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, * 

i 

I 





berufliche Bildung 

1 26 

1 

763 

— 

162 

440 

Sozialversicherung insgesamt 

16 

38 795 

14 477 

409 

2 437 

Kindergeld 

! 27 

2 933 



48 

Sozialhilfe 

28 

1 115 

1 371 

— 

250 

Jugendhilfe 

29 

1 

1 

747 

— 

150 

Wohngeld 

1 30 

1 397 

— 

— 

48 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

! 

— 

686 

— 

24 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

17 

4 445 

2 804 

— 

520 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

32 

10 933 

— 

— 

220 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

33 

1 620 

— 

— 

31 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst^) 

34 

490 

— 

— 

28 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

18 

13 043 

— 

— 

279 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

35 

5 224 

354 

1 

326 

Lastenausgleich 

36 

1 847 

— 

— 

108 

Wiedergutmachung 

37 

266 

— 

— 

27 

Unterhaltssicherung 

38 

351 

— 

— 

35 

Sonstige Entschädigungsleistungen 

39 

45 

— 

— 

5 

Entschädigungsleistungen insgesamt | 

19 

7 733 

354 

1 

501 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt . 

la ■ 

64 016 

17 635 

410 

3 737 

dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" 

14^) 

62 467 

16 888 

410 

3 444 


entspricht der Tabellennummer der Anlage 
2) einschließlich Mutterschutz 
5) vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
'*) einschließlich Kriegsopferfürsorge 

•"’) Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 5 


Leistungen 

Finanzierung 

Rein- 

aus- 

gaben 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

ausgaben 

Beiträge der 

öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

einnahmen 

Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

18 030 

4 025 

22 055 

7 856 

7 664 

5 357 

866 

62 

94 

21 899 

10 049 

857 

10 906 

4 640 

4 166 

1 361 

638 

13 

1 611 

12 429 

4 009 

470 

4 479 

411 

568 

2 681 

34 

0 

692 

4 386 

32 088 

5 352 

37 440 

12 907 

12 398 

9 399 

1 538 

75 

2 397 

38 714 

657 

1 

658 

174 

— 

493 

1 

0 

0 

668 

18 556 

123 

18 679 

8 789 

6211 

301 

149 

156 

3 265 

18 871 

3 452 

147 

3 599 

— 

3 255 

376 

64 

122 

1 

3 818 

1 365 

173 

1 538 

879 

895 

61 

361 

18 

— 

2214 

56 118 

5 796 

61 914 

22 749 

22 759 

10 630 

2 113 

371 

5 663 

64 285 

2 981 

— 

2 981 

— 

— 

2 981 

— 

0 

— 

2 981 

2 736 


2 736 

— 

— 

2211 

— 

503 

22 

2 736 

897 

— 

897 

— 

— 

897 

— 

— 

— 

897 

445 

— 

445 

__ 

— 

445 

— 

— 

— 

445 

710 

13 

723 

— 

— 

601 

5 

117 

— 

723 

7 769 

13 

7 782 

— 

— 

7 135 

5 

620 

22 

7 782 

11 153 

— 

11 153 

— 

— 

10 939 

— 

— 

214 

11 153 

1 651 

■ — 

1 651 

— 

— 

1 552 

— 

— 

99 

1 651 

518 

— 

518 

390 

780 

— 

340 

— 

— 

1 510 

13 322 

— 

13 322 

390 

780 

12 491 

340 

— 

313 

14 314 

5 905 

168 

6 073 

— 

— 

6 006 

0 

67 

— 

6 073 

1 955 

21 

1 976 

— 

— 

793 

— 

1 183 

— 

1 976 

293 

— 

293 


— 

293 

— 

— 

— 

293 

386 

— 

386 

— 

— 

386 

— 

— 

— 

386 

50 

— 

50 

— 

— 

50 

— 

— 

— 

50 

8 589 

189 

8 778 

— 

— 

7 528 

0 

1 250 

j 

8 778 

85 798 

5 998 

91 796 

23 139 

23 539 

37 784 

2 458 

2 241 

5 998 

95 159 

83 209 

5 998 

89 207 

22 749 

22 759 

35 713 

2 118 

2 241 

5 998 

91 578 
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Tabelle 6 

Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick 1967 

Millionen DM 







Leistungen 



Nr. 1) 

Bar- 

lei- 

stungen 

Sach- 

lei- 

stungen 

Sonstige 

Lei- 

stungen 

Ver- 

waltungs- 

kosten 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

18 594 

1 124 

47 

499 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

10 651 

442 

13 

219 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

22 

4 340 

34 

2 

52 

Rentenversicherung insgesamt 

15 

33 585 

1 600 

62 

770 

Altershilfe für Landwirte 

23 

671 

9 

0 

20 

Krankenversicherung 

24 

4 549 

13 747 

192 

956 

Unfallversicherung 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 

25 

2 774 

443 

18 

369 

berufliche Bildung 

26 

2 020 

— 

264 

503 

Sozialversicherung insgesamt 

16 

43 599 

15 799 

536 

2 618 

Kindergeld . 

27 

2 654 

— 

— 

40 

Sozialhilfe 

28 

1 176 

1 544 

— • 

270 

Jugendhilfe 

29 

— 

799 

— 

160 

Wohngeld 

30 

429 

— 

— . 

51 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

31 

— 

708 

— 

25 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

17 

4 259 

3 051 

— 

546 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

32 

11 783 





235 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

33 

1 634 

— 

— 

31 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst^) 

34 

540 

— 

— 

30 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

18 

13 957 

— 

— 

296 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

35 

5 865 

559 



338 

Lastenausgleich 

36 

1 703 

— 

— 

100 

Wiedergutmachung 

37 

360 

— 

— 

36 

Unterhaltssicherung 

38 

300 

— 

— 

30 

Sonstige Entschädigungsleistungen 

39 

41 

— 

— 

4 

Entschädigungsleistungen insgesamt 

19 

8 269 

559 

— 

508 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

la 

70 084 

19 409 

536 

3 968 

dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" 

14®) 

68 414 

18 610 

536 

3 657 


entspricht der Tabellennummer der Anlage 
einschließlich Mutterschutz 
vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
einschließlich Kriegsopferfürsorge 

Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 6 


Leistungen 


Rein- 

aus- 

gaben 


Ver- 

rech- 

nungen 


Gesamt- 

ausgaben 


Finanzierung 


Beiträge der | 

öffent- 

Ver- 

Sonstige 

Ver- 

Ver- 

Arbeit- 

liche 

mögens- 

Ein- 

rech- 

sicherten 

geber 

Mittel 

erträge 

nahmen 

nungen 


Gesamt- 

einnahmen 


20 264 

4 669 

24 933 

7 703 

7 479 

5 637 

830 

122 

105 

21 876 

11 325 

1 079 

12 404 

5 051 

4 477 

1 377 

708 

15 

1 668 

13 296 

4 428 

537 

4 965 

363 

496 

3 114 

31 

6 

883 

4 893 

36 017 

6 285 

42 302 

13 117 

12 452 

10 128 

1 569 

143 

2 656 

40 065 

700 

1 

701 

206 

— 

501 

1 

0 

0 

708 

19 444 

136 

19 580 

9 164 

6 132 

298 

174 

162 

4 152 

20 082 

3 604 

140 

3 744 

— 

3 454 

358 

82 

142 

1 

4 037 

2 787 

433 

3 220 

1 052 

1 068 

130 

354 

14 

— 

2 618 

62 552 

6 995 

69 547 

23 539 

23 106 

11 415 

2 180 

461 

6 809 

67 510 

2 694 

- — 

2 694 

— 

— 

2 694 

, — 

0 

— . 

2 694 

2 990 

— 

2 990 

— 

— 

2412 

— 

554 

24 

2 990 

959 

— 

959 

— 

— 

959 

— 

— 

— 

959 

480 

— 

480 , 

— 

— 

480 

. — 

— 

— 

480 

733 

14 

747 

— 


613 

6 

128 

— 

747 

7 856 

14 

7 870 

— 

— 

7 158 

6 

682 

24 

7 870 

12 018 

— 

12018 

— 

— . 

11 782 

_ 

— 

236 

12 018 

1 665 

— 

1 665 

— 

— 

1 558 

— 

— 

107 

1 665 

570 

— 

570 

300 

730 

— 

350 

— 

— 

1 380 

14 253 

— 

14 253 

300 

730 

13 340 

350 

— 

343 

15 063 

6 762 

145 

6 907 

— 

— 

6 823 

1 

83 

, — 

6 907 

1 803 

22 

1 825 

— 

— 

785 

— 

1 040 

— 

1 825 

396 

— 

396 

— 

— 

396 

— 

— 

— 

396 

330 

— 

330 

— 

— 

330 

— 

— 

— 

330 

45 

— 

45 

— 

— 

45 

— 

— 

— 

45 

9 336 

167 

9 503 

— 

— 

8 379 

1 

1 123 

— 

9 503 

93 997 

7 176 

101 173 

23 839 

23 836 

40 292 

2 537 

2 266 

7 176 

99 946 

91 217 

7 176 

98 393 

23 539 

23 106 

38 082 

2 187 

2 266 

7 176 

96 356 
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Tabelle 7 


Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick 1968 
Millionen DM 





Leistungen 



Nr. 1) 

Bar- 

lei- 

stungen 

Sadi- 

lei- 

stungen 

Sonstige 

Lei- 

stungen 

Ver- 

waltungs- 

kosten 

Rein- 

aus- 

gaben 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

20 598 

1 037 

56 

524 

22 215 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

11 782 

404 

77 

238 

12 501 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

22 

4 705 

36 

5 

50 

4 796 

Rentenversicherung insgesamt 

15 

37 085 

1 477 

138 

812 

39 512 

Altershilfe für Landwirte 

23 

689 

13 

0 

21 

723 

Krankenversicherung 2) 

24 

4 956 

15 368 

197 

995 

21 516 

Unfallversicherung 

25 

2 973 

425 

21 

390 

3 809 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

26 

1 752 

— 

435 

544 

2 731 

Sozialversicherung insgesamt 

16 

47 455 

17 283 

791 

2 762 

68 291 

Kindergeld 

27 

2 596 

— 

— 

39 

2 635 

Sozialhilfe 

28 

1 176 

1 660 

— 

280 

3 116 

Jugendhilfe 

29 

— 

860 

— 

170 

1 030 

Wohngeld 

30 

512 

~ 

— 

55 

567 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

31 

— 

759 

— 

26 

785 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

17 

4 284 

3 279 

— 

570 

8 133 

' Pensionen im öffentlichen Dienst 

32 

*12 250 


. — . 

250 

12 500 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

33 

1 650 

— 

— 

31 

1 681 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst®) 

34 

740 


— 

32 

772 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

18 

14 640 

— 

— 

313 

14 953 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer , 

35 

5 782 

518 

— 

316 

6616 

Lastenausgleich 

36 

1 710 

— 

— 

102 

1 812 

Wiedergutmachung 

37 

315 

— 

— 

32 

347 

Unterhaltssicherung 

38 

220 

— 

— 

22 

242 

Sonstige Entschädigungsleistungen 

39 

37 

— 

— 

4 

41 

Entschädigungsleistungen insgesamt 

19 

8 064 

518 

— 

476 

9 058 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

la 

74 443 

21 080 

791 

4 121 

100 435 

dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" 

145) 

72 619 

20 220 

791 

3 806 

97 436 


entspricht der Tabellennummer der Anlage 
einschließlich Mutterschutz 
vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
einschließlich Kriegsopferfürsorge 

Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 7 


Leistungen 

Finanzierung 

Ver- 

rech- 

nungen 

i 

Gesamt- 

ausgaben 

Beiträge der 

öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

einnahmen 

Ver- i 

sicherten 

Rentner 
zur KVdR 

Arbeit- 

geber 

4 469 

26 684 

8613 

333 

8 628 

6 092 

695 

59' 

116 

24 536 

1 134 

13 635 

5 794 

193 

5 609 

841 

710 

33 

911 

14 091 

611 

5 407 

351 

77 

498 

3 187 

30 

1 

1 263 

5 407 

6214 

45 726 

14 758 

603 

14 735 

10 120 

1 435 

93 

2 290 

44 034 

0 

723 

197 

— 

— 

525 

1 

1 

0 

724 

130 

21 646 

9 966 

— 

6 353 

249 

190 

185 

4 385 

21 328 

157 

3 966 

— 

— 

3 587 

316 

125 

145 

1 

4 174 

374 

3 105 

1 136 

— 

1 156 

211 

333 

30 

— 

2 866 

6 875 

75 166 

26 057 

603 

25 831 

11 421 

2 084 

454 

6 676 

73 126 



2 635 

— 

— . 

— 

2 635 

— 

— 



2 635 

— 

3 116 

— 

— 

— 

2 509 

— 

582 

25 

3 116 

— 

1 030 

— 

— 

— 

1 030 

— 

— 

— 

1 030 

— 

567 

— 

— 

— 

567 

— 

— 

— 

567 

15 

800 

— 

— 

— 

660 

7 

133 

— 

800 

15 

8 148 

— 

— 

— 

7 401 

7 

715 

25 

8 148 

— 

12 500 

— 

— 

— 

12 263 

— 

_ — , 

237 

12 500 


1 681 

— 

— 

— 

1 569 

— 

— 

112 

1 681 

— 

772 

320 

— 

770 

— 

390 

— 

— 

1 480 

— 

14 953 

320 

— 

770 

13 832 

390 

— 

349 

15 661 

137 

6 753 

— 

— 

— 

6 672 

1 

80 

— 

6 753 

23 

1 835 

— 

— 

— 

783 

— 

1 052 

— 

1 835 

— 

347 

— 

— 

— 

347 

— 

— 

— 

347 

_ 

242 

— 

— 

— 

242 

— 

— 

— ■ 

242 

— 

41 

— 

— 

— 

41 

— 

— 

— 

41 

160 

9 218 

— 

— 

— 

8 085 

1 

1 132 

— 

9218 

7 050 

107 485 

26 377 

603 

26 601 

40 739 

2 482 

2 301 

7 050 

106 153 

7 050 

104 486 

26 057 

603 

25 831 

38 512 

2 092 

2 301 

7 050 

102 446 
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Tabelle 8 


Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick 1969 
Millionen DM 





Leistungen 



Nr. 1) 

Bar- 

lei- 

stungen 

Sach- 

lei- 

stungen 

Sonstige 

Lei- 

stungen 

Ver- 

waltungs- 

kosten 

Rein- 

aus- 

gaben 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

22 954 

1 208 

55 

587 

24 804 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

12 941 

470 

18 

256 

13 685 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

22 

5 067 

39 

3 

60 

5 169 

Rentenversicherung insgesamt 

15 

40 962 

1 717 

76 

903 

43 658 

Altershilfe für Landwirte 

23 

791 

23 

0 

23 

837 

Krankenversicherung -) 

24 

5 241 

17 115 

207 

1 037 

23 600 

Unfallversicherung 

25 

3 113 

463 

20 

417 

4 013 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 
berufliche Bildung 

26 

1 480 

— 

471 

615 

2 566 

Sozialversicherung insgesamt 

16 

51 587 

19318 

774 

2 995 

74 674 

Kindergeld 

27 

2 675 





57 

2 732 

Sozialhilfe 

28 

1 200 

1 800 

— 

300 

3 300 

Jugendhilfe 

29 

— 

940 

— 

190 

1 130 

Wohngeld 

30 

580 

. — 

— 

60 

640 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

31 

— 

806 

— 

28 

834 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

17 

4 455 

3 546 

— 

635 

8 636 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

32 

13 600 





270 

13 870 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

33 

1 670 

— 

— 

30 

1 700 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 

34 

680 


— 

34 

714 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

18 

15 950 

— 

— 

334 

16 284 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer , 

35 

5 718 

528 

— 

340 

6 586 

Lastenausgleich 

36 

1 642 


— 

100 

1 742 

Wiedergutmachung 

37 

302 

— 

— 

30 

332 

Unterhaltssicherung 

38 

261 

— 

— 

26 

287 

Sonstige Entschädigungsleistungen 

39 

28 

— 

— 

3 

31 

Entschädigungsleistungen insgesamt 

19 

7 951 

528 

— 

499 

8 978 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

la 

79 943 

23 392 

774 

4 463 

108 572 

dar.; „Kosten der Sozialen Sicherung" 

14®) 

78 092 

22 452 

774 

4 120 

105 438 


entspricht der Tabellennummer der Anlage 
einschließlich Mutterschutz 
vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
einschließlich Kriegsopferfürsorge 

Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 8 


Leistungen 

Finanzierung 

Ver- 

Gesamt- 

ausgaben 

Beiträge der 

öffent- 1 

Ver- 

Sonstige 

Ver- 

Gesamt- 

einnahmen 

redi- 

nungen 

Ver- 

sicherten 

Rentner 
zur KVdR 

Arbeit- 

geber 

liehe 

Mittel 

mögens- 

erträge 

Ein- 

nahmen 

rech- 

nungen 

4 802 

29 606 

10 128 

410 

10 172 

6 258 

538 

63 

419 

27 988 

1 549 

15 234 

6 556 

240 

6 544 

887 

690 

16 

858 

15 791 

675 

5 844 

364 

92 

640 

3 322 

29 

— 

1 374 

5 821 

7 026 

50 684 

17 048 

742 

17 356 

10 467 

1 257 

79 

2 651 

49 600 

1 

838 

213 

— 

— 

635 

1 

1 

0 

850 

134 

23 734 

10 964 

— 

6 955 

273 

180 

170 

4 773 

23 315 

149 

4 162 

— 

— 

3 826 

239 

140 

155 

2 

4 362 

330 

2 896 

1 241 

— 

1 262 

127 

306 

65 

— 

3 001 

7 640 

82 314 

29 466 

742 

29 399 

11 741 

1 884 

470 

7 426 

81 128 

— 

2 732 

— 

— 

— 

2 732 

— 

. — . 

— 

2 732 

— 

3 300 

— 

— 

— 

2 660 

— 

615 

25 

3 300 

— 

1 130 

— 

— 

— 

1 130 

— 

— 

— 

1 130 

— 

640 

— 

— 

— 

640 

— 

— 

— 

640 

16 

850 

— 

— 


700 

7 

143 

1 

850 

16 

8 652 

— 

— 

— 

7 862 

7 

758 

25 

8 652 

— 

13 870 

— 

— . 

— 

13 622 

— 

- 

248 

13 870 

— 

1 700 


— 

— 

1 580 

_ 

— 

120 

1 700 

— 

714 

370 

— 

880 

— 

420 

— 

— 

1 670 

— 

16 284 

370 

— 

880 

15 202 

420 

— 

368 

17 240 

138 

6 724 

— 

— 

— 

6 643 

1 

80 

— 

6 724 

25 

1 767 

— 

— 

— 

767 

— 

1 000 

— 

1 767 

— 

332 

— 

— 

— 

332 

— 

— 

— 

332 

— 

287 

— 

— 

— 

287 

_ 

— 

— 

287 

— 

31 

— 

— 

— 

31 

— 

— 

— 

31 

163 

9 141 

— 

— 

— 

8 060 

1 

1 080 

— 

1 9 141 

7 819 

116 391 

29 836 

742 

30 279 

42 865 

2 312 

2 308 

7 819 

116 161 

7 819 

113 257 

29 466 

742 

29 399 

40 445 

1 892 

2 308 

7819 

112 071 
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Tabelle 9 


Sozialbudget (Institutionell) 

Jahresüberblick 1970 
Millionen DM 





' 

L e i s t u 

n g e n 


i 


Nr. >) 

i 

Bar- 

Sach- 

Sonstige 

Ver- 




lei- 

lei- 

Lei- 

waltungs- 




1 stungen i 

stungen 

stungen 

kosten 

Rentenversicherung der Arbeiter 


20 

1 

24 894 

1 202 

64 

641 

Rentenversicherung der Angestellten 


21 

’ 14215 

519 

19 

277 

Knappschaftliche Rentenversicherung 


22 

5 383 

45 

3 

68 

Rentenversicherung insgesamt 


15 

44 492 

i 

1 766 

86 

986 

^ Altershilfe für Landwirte 


23 

838 

27 

0 

22 

Krankenversicherung 


24 

2 686 

18 855 

813 

1 093 

Unfallversicherung 



25 

2 774 

485 

20 

417 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 







berufliche Bildung 


26 

1 454 

— 

572 

745 

Sozialversicherung insgesamt 


16 

52 244 

21 133 

1 491 

3 263 

Kindergeld 

1 

27 

2 945 

— . 

— 

50 

Sozialhilfe 


28 

1 310 

2 060 

— 

340 

Jugendhilfe 


29 

__ 

1 030 

— 

210 

Wohngeld 


30 

1 000 

— 

— 

90 

i öffentlicher Gesundheitsdienst 


31 

i 

853 

— 

30 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 



5 255 

3 943 

— 

720 

Pensionen im Öffentlichen Dienst 


32 

15 200 


— 

300 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 


33 1 

1 690 


— 

30 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst '^) .... 


34 

740 

— 

— 

37 

i 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt .... 

! 

i 

18 

17 630 

— 

— 

367 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

1 

. . . . 1 

35 

i 6 477 

600 

— 

379 

' Lastenausgleich 

i 

36 

! 1 584 

— 

— 

92 

, Wiedergutmachung 


37 

315 

— 

— 

32 ■ 

Unterhaltssicherung 


38 

^ 250 

— 

— 

25 

Sonstige Entschädigungsleistungen 



39 

j 33 

— 

— 

3 


Entschädigungsleistungen insgesamt 

! 19 

; 8 659 

600 

— 

531 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

1 

83 788 

25 676 

1 491 

4 881 

dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" 

14^) 

81 450 

24 646 

1 491 

4 484 


9 entspricht der Tabellennummer der Anlage 
-) einschließlich Mutterschutz 
‘^) vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
■*) einschließlich Kriegsopferfürsorge 

Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 9 


Leistungen | Finanzierung 


Rein- 

aus- 

gaben 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

ausgaben 

Beiträge der | 

Ver- ' Arbeit- 

sicberten geber 

öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

einnahmen 

26 801 

4 938 

31 739 

12411 

12 491 

6 409 

476 

67 

137 

31 991 

15 030 

1 372 

16 402 

7810 

7 832 

952 

754 

17 

673 

18 038 

5 499 

744 

6 243 

390 

690 

3 687 

23 

— 

1 423 

6 213 

47 330 

7 054 

54 384 

20 611 

21 013 

11 048 

1 253 

84 

2 233 

56 242 

887 

1 

888 

251 

— 

639 

1 

1 

0 

892 

23 447 

136 

23 583 

10 972 

7 450 

278 

180 

170 

5 070 

24 120 

3 696 

124 

3 820 

— 

3 520 

192 

150 

166 

2 

4 030 

2 771 

217 

2 988 

1 368 

1 388 

146 

263 

35 

— 

3 200 

78 131 

7 532 

85 663 

33 202 

33 371 

12 303 

1 847 

456 

7 305 

■ 88 484 

2 995 

— 

2 995 

— 

— 

2 995 

— 

■ — . 

■ — 

i 2 995 

3710 

— 

3 710 

— 

— 

2 990 

— 

694 

26 

3710 

1 240 

— 

1 240 

— 

— 

1 240 

— 

— 


1 240 

1 090 

— 

1 090 

— 

— 

1 090 

— 

— • 

— 

: 1 090 

883 

17 

900 

— 

— 

740 

8 

152 

— 

1 900 

9 918 

17 

9 935 

1 

— 

— 

9 055 

8 

846 

26 

’ 9 935 

15 500 

— 

15 500 

— 

— 

15 240 

— 

— 

260 

15 500 

1 720 

— 

1 720 

— 

— 

1 592 

— 

— 

128 

1 720 

777 

— 

777 

410 

990 


460 

— 

— 

1 860 

17 997 

— 

! 17 997 

410 

990 

16 832 

460 

— 

388 

19 080 

7 456 

144 

7 600 


— 

7 513 

1 

86 

■ — 

7 600 

1 676 

1 26 

i 1 702 

— 

— 

744 

— 

958 

— 

1 702 

347 

1 — 

1 347 

— 

— 

347 

— 

— 

— 

347 

275 

— 

275 

— 

— 

275 

— 

— 

— 

275 

36 

— 

36 

j ___ 

— 

36 

— 

— 

— 

i 36 

9 790. 

170 

9 960 


— 

8915 

1 

1 044 

— 

' 9 960 

115 836 

7 719 

123 555 

i 33 612 

34 361 

47 105 

2 316 

2 346 

7 719 

127 459 

i 

112 071 1 

7 719 

119 790 

33 202 

33 371 

44 117 

1 856 

2 346 

7719 

1 

1 122 611 
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Tabelle 10 


Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick: 1971 
Millionen DM 





Leistungen 



Nr. >) 

Bar- 

lei- 

stungen 

Sach- 

lei- 

stungen 

Sonstige 

Lei- 

stungen 

Ver- 

waltungs- 

kosten 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

26 728 

1 251 

69 

672 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

15 442 

557 

20 

294 

Knappschaftliche Rentenversicherung I 

22 

5 574 

48 

3 

72 

Rentenversicherung insgesamt 

15 

47 744 

1 856 

42 

1 038 

Altershilfe für Landwirte 

23 

856 

30 

0 

24 

Krankenversicherung -) 

24 

2 821 

20 920 

819 

1 169 

Unfallversicherung 

25 

2 989 

507 

22 

437 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 

berufliche Bildung 

26 

1 606 

— 

782 

782 

Sozialversicherung insgesamt 

16 

56 016 

23 313 

1 715 

3 450 

Kindergeld 

27 

3 350 


— 

52 

Sozialhilfe 

28 

1 390 

2 330 

— 

370 

Jugendhilfe 

29 

— 

1 130 

— 

230 

Wohngeld 

30 

1 476 

— 

— 

114 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

! 31 

— 

901 

— 

31 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

17 

6216 

4 361 

— 

797 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

32 

16 400 





330 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

33 

! 1 710 

— 

— 

30 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 

34 

790 

— 

— 

40 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

18 

18 900 

— 

~ 

400 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

35 

6 749 

619 

— . 

400 

Lastenausgleich I 

36 

1 385 

— 

• — 

85 

Wiedergutmachung . . . ^ 

37 

300 

— 

— 

30 

Unterhaltssicherung 

38 

255 

— 

— 

26 

Sonstige Entschädigungsleistungen 

39 

28 

— 

— 

3 

Entschädigungsleistungen insgesamt ^ 

19 

8717 

619 

— 

544 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

la 

89 849 

28 293 

1 715 

5 191 

dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" 

14') 

87 000 

27 163 

1 715 

4 748 


0 entspricht der Tabellennummer der Anlage 
2) einschließlich Mutterschutz 

vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
'*) einschließlich Kriegsopferfürsorge 

'^) Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 10 


Leistungen | 

Finanzierung 

Rein- 

aus- 

gaben 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

ausgaben 

Beiträge der 

öffent- ! 
liehe 
Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

einnahmen 

Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

28 720 

5 208 

33 928 

13 112 

13 222 

6 830 

444 

72 

144 

33 824 

16313 

1 479 

17 792 

8 372 

8 426 

1 174 

823 

18 

668 

19 481 

5 697 

810 

6 507 

397 

702 

3 904 

22 

— 

1 462 

1 

6 487 

50 730 

7 497 

58 227 

21 881 

22 350 

11 908 

1 289 

90 

2 274 

59 792 

910 

1 

911 

246 

— 

660 

1 

1 

0 

908 

25 729 

134 

25 863 

12 025 

8 160 

282 

180 

170 

5 505 

26 322 

3 955 

128 

4 083 

— 

3 779 

191 

155 

176 

2 

4 303 

3 170 

260 

3 430 

1 540 

1 560 

133 

292 

35 


3 560 

84 494 

8 020 

92 514 

35 692 

35 849 

13 174 

1 917 

472 

7 781 

94 885 

3 402 

— 

3 402 



3 402 

— 

_ 

— . 1 

3 402 

4 090 

— 

4 090 

— 

— 

3 300 

— 

763 

27 

4 090 

1 360 

— 

1 360 

— 

— 

1 360 

— 

— 

— 

1 360 

1 590 

— 

1 590 

— 

— 

1 590 

— 

— 

— i 

1 590 

932 

18 

950 

— 

— 

780 

9 

161 

“ i 

950 

1 1 374 

18 

11 392 

— 

— 

10 432 

9 

924 

27 

11 392 

16 730 

— 

16 730 





16 462 





268 

16 730 

1 740 

— 

1 740 

— 

— 

1 605 

— 

— 

135 

1 740 

830 

— 

830 

440 

1 050 

— 

500 

— 

— 

1 990 

19 300 

— 

19 300 

440 

1 050 

18 067 

500 

— 

403 

20 460 

7 768 

146 

7 914 

— 

— 

7 827 

1 

86 

__ 

7914 

1 470 

27 

1 497 

— 

— 

683 

— 

814 

— 

1 497 

330 

— 

330 

— 

— 

330 

— 

— 

— 

330 

281 

— 

281 

— 

— 

281 

— 

— 

— 

281 

31 

— 

! 31 

1 


— 

31 

— 

— 

— 

31 

9 880 

' 173 

i 10 053 

1 

— 

9 152 

1 

900 

— 

10 053 

125 048 

8211 

133 259 

36 132 

36 899 

50 825 

2 427 

2 296 

8211 

136 790 

120 626 

8211 

128 837 

35 692 

35 849 

47 233 

1 927 

2 296 

8211 

131 208 
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Tabelle 11 


Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick 1972 
Millionen DM 




' 

Leistungen 



Nr, ') 

Bar- 

lei- 

stungen 

Sach- 

lei- 

stungen 

Sonstige 

Lei- 

stungen 

Ver- 

waltungs- 

kosten 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

28 833 

1 323 

75 

709 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

16 858 

604 

21 

311 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

; 22 

5 871 

1 

51 

3 

77 

Rentenversicherung insgesamt 

15 

51 562 

1 978 

99 

1 097 

Altershilfe für Landwirte 

23 

873 

33 

0 

25 

Krankenversicherung -) 

24 

2 962 

23 235 

826 

1 245 

Unfallversicherung 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 

25 

3 302 

524 

22 

457 

berufliche Bildung 

26 

1 686 

— 

824 

832 

Sozialversicherung insgesamt 

16 

60 385 

25 770 

1 771 

3 656 

Kindergeld 

27 

3 470 




53 

Sozialhilfe 

28 

1 450 

2 550 

— 

400 

Jugendhilfe 

29 

— 

1 240 

— 

250 

Wohngeld 

30 

1 630 

— • 

— 

120 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

31 

— 

948 

— 

33 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

1 

17 

6 550 

4 738 

— 

856 

Pensionen im öffentlichen Dienst ‘b 

32 

17 700 





' 350 

; Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 'b 

33 

1 730 





30 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 

34 

850 


— 

42 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

18 

20 280 

— 

— 

422 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

35 

7 088 

623 

— 

422 

Lastenausgleich 

36 

1 294 

— 

— 

79 

Wiedergutmachung 

37 

285 

— • 

— 

29 

Unterhaltssicherung 

38 

210 

— 

— 

21 

Sonstige Entschädigungsleistungen : 

39 

27 

— 

— 

3 

Entschädigungsleistungen insgesamt 

19 

8 904 

623 

— 

554 

j Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

la ! 

96 119 

31 131 

1 771 

5 488 

i 

1 dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" 

14 5) 

93 117 

29 891 

1 771 

5 023 


b entspricht der Tabellennumnier der Anlage 
“) einschließlich Mutterschutz 
■^) vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
einschließlich Kriegsopferfürsorge 

•’) Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung autgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 11 


Leistung 

e n 

Finanzierung 

Rein- 

aus- 

gaben 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

ausgaben 

Beiträge der 

öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

Gesamt- 

einnahmen 

Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

30 940 

5 646 

36 586 

13 801 

13 949 

7 944 

399 

77 

153 

36 323 

17 794 

1 619 

19413 

8 988 

9 070 

1 879 

904 

19 

665 

21 525 

6 002 

882 

6 884 

402 

713 

4 098 

22 

— 

1 654 

6 889 

54 736 

8 147 

62 883 

23 191 

23 732 

13 921 

1 325 

96 

2 472 

64 737 

931 

1 

932 

240 

— • 

665 

1 

1 

0 

907 

28 268 

136 

28 404 

13 120 

8 950 

306 

180 

170 

5 969 

28 695 

4 305 

142 

4 447 

— 

4 130 

191 

165 

186 

2 

4 674 

3 342 

273 

3 615 

1 640 

1 660 

128 

295 

30 


3 753 

91 582 

8 699 

100 281 

38 191 

38 472 

15 211 

1 966 

483 

8 443 

102 766 

3 523 



3 523 

— 

— 

3 523 

— 

. — 

_ 

3 523 

4 400 

— 

4 400 

— 

— 

3 550 

— 

822 

28 

4 400 

1 490 

— - 

1 490 

— 

— 

1 490 


— 

— 

1 490 

1 750 

— 

1 750 

— 

— 

1 750 

— 

— 

— 

1 750 

981 

19 

1 000 

— 

— 

820 

9 

171 

— 

1 000 

12 144 

19 

12 163 

— 

— 

11 133 

9 

993 

28 

12 163 

18 050 

— . 

18 050 

— 

— 

17 770 

— 

— 

280 

18 050 

1 760 

— 

1 760 

— ■ 

— 

1 617 

— 

— 

143 

1 760 

892 

— 

892 

460 

1 120 

— 

530 

— 

— 

2 110 

20 702 

— 

20 702 

460 

1 120 

19 387 

530 

— 

423 

21 920 

8 133 

148 

8 281 

— 

— 

8 192 

1 

88 

— 

8 281 

1 373 

28 

1 401 

— 

— 

642 

— 

759 

— 

1 401 

314 

— 

314 

— 

— 

314 

— 

— 

— 

314 

231 

— 

231 

— 

— 

231 

— 

— 

— 

231 

30 

— 

30 

— 

— 

30 

— 

— 

— 

30 

10 081 

176 

10 257 

— 

— 

9 409 

1 

847 

— 

10 257 

134 509 

8 894 

143 403 

38 651 

39 592 

55 140 

2 506 

2 323 

8 894 

147 106 

129 802 

8 894 

138 696 

38 191 

38 472 

51 325 

1 976 

2 323 

8 894 

141 181 
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Tabelle 12 


Sozialbudget (institutionell) 

Jahresüberblick 1973 
Millionen DM 





Leistungen 



Nr. ü 

Bar- 

lei- 

stungen 

Sach- 

lei- 

stungen 

Sonstige 

Lei- 

stungen 

Ver- 

waltungs- 

kosten 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20 

31 687 

1 389 

81 

747 

Rentenversicherung der Angestellten 

21 

18 738 

643 

22 

329 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

22 

6 339 

53 

3 

82 

Rentenversicherung insgesamt 

15 

56 764 

2 085 

106 

1 158 

Altershilfe für Landwirte 

23 

889 

35 

0 

27 

Krankenversicherung 

24 

3 115 

25 834 

833 

1 329 

Unfallversicherung 

Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, 

25 

3 470 

546 

22 

478 

berufliche Bildung 

26 

1 763 

— 

875 

886 

Sozialversicherung insgesamt 

16 

66 001 

28 500 

1 836 

3 878 

Kindergeld 

27 

3 600 

— 

— 

55 

Sozialhilfe 

28 

1 510 

2 810 

— 

430 

Jugendhilfe 

29 

— 

1 360 

— 

270 

Wohngeld 

30 

1 826 

— 

— 

124 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

31 

— 

995 

— 

35 

Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

i 

6 936 

5 165 

— 

914 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

32 

19 100 

_ 


380 

Kinderzuschläge im Öffentlichen Dienst 

33 

1 750 

— 

— 

30 

Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 

34 

930 

— 

— 

44 

Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt ■ 

18 

21 780 

— 

— 

454 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

35 

7 555 

640 


446 

Lastenausgleich 

36 ' 

1 202 

— 

— 

74 

Wiedergutmachung 

37 1 

270 

— 

— 

27 

Unterhaltssicherung 

38 

211 

— 

— 

21 

Sonstige Entschädigungsleistungen | 

39 

26 

— 

— 

3 

Entschädigungsleistungen insgesamt ! 

19 1 

9 264 

640 

— 

571 

Sozialbudget (institutionell) insgesamt 

la 

103 981 

34 305 

1 836 

5817 

dar.: „Kosten der Sozialen Sicherung" 

14^) 

100 718 

32 945 

1 836 

5 328 


Ü entspridit der Tabellennummer der Anlage 
einschließlich Mutterschutz 
vergleiche Fußnote zu Tabelle 32 
einschließlich Kriegsopferfürsorge 

■^) Zum Vergleich mit dem im Sozialbudget 1968 unter dieser Bezeichnung aufgeführten Umfang der Sozialleistungen, 
der die obigen Institutionen mit den Nrn. 29, 30, 34, 37, 38 und 39 nicht umfaßte. 
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Tabelle 12 


Leistungen | 

Finanzierung 

Rein- 

Ver- 

Gesamt- 

ausgaben 

Beiträge der 

öffent- ' 

Ver- 

Sonstige 

Ver- 

Gesamt- 

einnahmen 

aus- 

gaben 

rech- 

nungen 

Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

liehe 

Mittel 

mögens- 

erträge 

Ein- 

nahmen 

rech- 

nungen 

33 904 

6 106 

40 010 

15 375 

15 566 

8 562 

363 

82 

165 

40 113 

19 732 

1 792 

21 524 

10213 

10 320 

2018 

1 011 

20 

671 

24 253 

6 477 

964 

7 441 

408 

724 

4 525 

22 

— 

1 768 

7 447 

60 113 

8 862 

68 975 

25 996 

26 610 

15 105 

1 396 

102 

2 604 

71 813 

951 

1 

952 

236 

— 

665 

1 

1 

0 

903 

31 111 

134 

31 245 

14 476 

9 860 

309 

180 

170 

6 555 

31 550 

4 516 

146 

4 662 

— 

4 348 

191 

170 

196 

2 

4 907 

3 524 

287 

3 811 

1 740 

1 760 

136 

299 

30 

— 

3 965 

100 215 

9 430 

109 645 

42 448 

42 578 

16 406 

2 046 

499 

9 161 

113 138 

3 655 


3 655 

— 

— . 

3 655 

— 

— 

— 

3 655 

4 750 

— 

4 750 

— 

— 

3 840 

— 

881 

29 

4 750 

1 630 



1 630 

— 

— 

1 630 

— 

— 

— 

1 630 

1 950 

— 

1 950 

— 

— 

1 950 

— 

— 

— 

1 950 

1 030 

20 

1 050 

— 

— 

860 

10 

180 

1 

1 050 

13 015 

20 

13 035 

— 

— 

11 935 

10 

1 061 

29 

13 035 

19 480 

— 

19 480 

— 

— 

19 192 

— 

— 

288 

19 480 

1 780 

— 

1 780 

— 

— 

1 629 

__ 

— 

151 

1 780 

974 

— 

974 

490 

1 190 

— 

560 

— 

— 

2 240 

22 234 

1 

22 234 

490 

1 190 

20 821 

560 

— 

439 

23 500 

8 641 

150 

8 791 

— 

— 

8 700 

1 

90 


8 791 

1 276 

29 

1 305 

— 

— 

601 

— 

704 

— 

* 1 305 

297 

— 

297 

— 

— 

297 

— 

— 

— 

297 

232 

— 

232 

— 

— 

232 

— 

— 


232 

29 

— 

29 

— 

— 

29 

— 

— 

— 

29 

10 475 

179 

10 654 

— 

— 

9 859 

1 

794 

— 

10 654 

145 939 

9 629 

155 568 

42 938 

43 768 

59 021 

2617 

2 354 

9 629 

160 327 

140 827 

9 629 

150 456 

42 448 

42 578 

54 883 

2 057 

2 354 

9 629 

153 949 
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7’ a b e 1 1 e 13 


Verrechnungen 

Zahlungen der sozialen Einrichtungen untereinander 
1963 bis 1973 


Millionen DM 



Ausgaben 







AV/ 





Insge- 

samt 

Jahr 

Einnahmen ' ' 

ArV 

AnV 

KnV 

LAH 

KV 

UV 

1 

AF/ 

BB 

KG 

KOV 

LAG 

ÖGD 

1963 

Rentenversicherung 

\ / 

54 

55 


1 

1 






111 

1964 

der Arbeiter 


— 

64 

— 

1 

2 





— 

— 



67 

1965 

Erstattungen der 

\ / 

— 

75 

— 

3 

2 



— 

— 




80 

1966 

AnV und der KnV 

\ 1 
\ 1 

— 

89 

— 

3 

2 



— 

— 

— 



94 

1967 

für Renten und 

\ 

— 

100 

— 

2 

3 





— 

— 



105 

1968 

Beitragserstat- 

\l 

i\ 

— 

113 

— 

0 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

116 

1969 

tungen an Wan- 

1 \ 

1 \ 

290 

125 

— 

1 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

419 

1970 

derversicherte, 

\ 

— 

133 

— 

1 

3 



— 

— 

— 



137 

1971 

der KV, der UV 

/ \ 

— 

140 

— 

1 

3 



— 

— . 





144 

1972 

und der KOV für 


— 

149 

— 

1 

3 



— 

— 

— 



153 

1973 

Leistungen bei 
Heilverfahren 

/ \ 


161 

— 

1 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

165 

1963 

Rentenversicherung 

973 


10 

— 

0 

1 





0 




984 

1964 

der Angestellten 

498 

\ / 

12 

— 

1 

1 

— 


0 

— 

— 

512 

1965 

Erstattungen der 

1 566 


14 

— 

1 

1 

— 

— 

0 

— 

— 

I 582 

1966 

ArV und der KnV 

1 593 

\ / 

16 

— 

1 

1 



— 

0 

— 



1 611 

1967 

für Renten und 

1 646 


20 

__ 

1 

1 

— 

— 

0 

— 



1 668 

1968 

Beitragserstat- 

886 

\i 

/\ 

22 

— 

1 

1 

— 

— 

1 

— 

— 

911 

1969 

tungen an Wan- 

833 

22 

— 

1 

1 

— 

— 

1 

— 

— 

858 

1970 

derversicherte 

647 


23 

— 

1 

1 

— 

— 

1 

— 



673 

1971 

(einschließlich 

640 


25 

— 

1 

1 

— 

— 

1 

— 

— 

668 

1972 

Handwerker- 

636 

/ \ 

26 

— 

1 

1 

— 

— 

1 

— 



665 

1973 

renten und Zah- 
lungen nach dem 
Rentenversiche- 
rungs-Finanzaus- 
gleichsgesetz), der 
KV, der UV und 
der KOV für 
Leistungen bei 
Heilverfahren 

640 


28 


1 

1 



1 



671 

1963 

Knappschaftliche 

402 

88 


— 

0 

0 

— 

— 

— 

— 

— 

490 

1964 

Rentenversicherung 

446 

102 

\ / 

— 

0 

0 

— 

’ — 

— 

— 

-- 

548 

1965 

Erstattungen der 

487 

131 


— 

0 

0 

— 

i 

— 

— 

— 

618 

1966 

ArV und der AnV 

540 

151 

\ 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— . 

— 

692 

1967 

für Renten und 

694 

189 

\l 

— 

— 

0 

— 

— 

— 

— , 

— 

883 

1968 

Beitrag&erstattun- 

1 008 

255 

j\ 

— 

— 

0 

— 


— 

— 

— 

1 263 

1969 

gen an Wander- 

1 091 

283 

\ 

— 

— 

0 

— 

— 

— 

— 

— 

1 374 

1970 

versicherte (ein- 

1 129 

294 

\ 

— 

— 

0 

— 



— 

— 

— 

1 423 

1971 

schließlich Wan- 

1 157 

305 

— 

— 

0 

— 

— 

— 

— 

— 

1 462 

1972 

derungsaus- 

1 315 

339 


— 

— 

0 

— 

— 

— 

— 

— 

1 654 

1973 

gleich), Zahlungen 
für KVdR sowie 
der KV, der UV 
und der KOV für 
Leistungen bei 
Heilverfahren 

1 404 

364 

1 \ 



0 






1 768 
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noch Tabelle 13 


Verrechnungen 

Zahlungen der sozialen Einrichtungen untereinander 
1963 bis 1973 

Millionen DM 


Jahr 

Einnahmen ' 

ArV 

AnV 

KnV 

LAH 

KV 

UV 

AV/ , 

AF/ KG ■ KOV 
BB 

LAG 

ÖGD 

1 

' Insge- 
samt 

1963 

Altershilfe für 




\ / 


0 



_ 




0 

1964 

Landwirte 



— 

— 


— 

0 

— 

— ; 

— 

— 

0 

1965 




— 

— 

\ / 

\ 

— 

0 

— 

— 



— 

0 

1966 




— 



\ / 

— 

0 

— . 

— i 


— 

0 

1967 




— 



\/ 

■ \ 

— 

0 

— 1 _ 

— ! — 



— 

0 

1968 

1969 






— 

0 

0 

I : 

! 


— 

0 

0 

1970 








/ \ 

— 

0 

! - 

_ 1 

— 



0 

1971 




. 



/ \ 

• \ 

— 

0 

— 1 — 

_ 1 

— 


0 

1972 











0 


_ 1 

— 

— 

0 

L973 


— 

— 

— 

\ 

\ 

— 

0 

— - 

_ ^ __ 



0 

1963 

Kranken- 

1 351 

526 

231 



1 

26 

150 - 

53 

— 

— 

2 337 

1964 

versicherung 

1 584 

578 

251 

— 

\ / 

96 

114 - 

57 

— 


2 680 

1965 

Beiträge für 

1 621 

636 

301 

— 


101 

111 - 

63 

— 


2 833 

1966 

Hauptbetrags- 

1 842 

694 

356 



HO 

106 - 

157 



— 

3 265 

1967 

empfänger der 

2 275 

877 

407 

— 


101 

358 - 

134 

— 


4 152 

1968 

AV (sowie 

2 520 

865 

466 

— . 

l'- 
1 \ 

111 

297 - 

126 

— 

— 

4 385 

1969 

Schl echt wette r- 

2 818 

960 

518 

— 


100 

251 - 

126 

— 

— 

4 773 

1970 

geldempfänger) 

3 097 

1 062 

578 



1 \ 

70 

131 - 

132 

— 

— 

5 070 

1971 

und der Alhi, für 

3 341 

1 157 

634 

— 

1 

70 

169 - 

134 

— 


5 505 

1972 

versicherungs- 

3619 

1 262 

696 

— 

1 

80 

176 - 

136 


— 

5 969 

1973 

pflichtige Rentner 

3 980 

1 409 

764 

— 


80 

184 - 

138 


— 

6 555 

1963 

sowie für Kriegs- 
hinterbliebene 

Unfallversicherung 

i 

) 





\ /. 

1 - 




1 1 

1964 

Zahlungen der 

— 


— 

i — 

— 

\ 1' 

1 “ 

— 

— 

— 

1 

1965 

AV für die Un- 

— 

! 

1 

1 — 



' ! 

1 6 

6 — 

— 

— 

1 67 

1966 

fallversicherung 

— 

— 

: — 

— 

— 

1 

1 i - 

— 

~ 

— 

i 1 , 

1967 

der Hauptbetrags- 

— 

1 j 

— 

! — 

— 

\! 1 

1 - 

- — 

! 

— 

1 1 

1968 

empfänger und 

— 

; , 

- — 

i 

— 

/'\ 

1 - 

- — 

— 

— 

1 

1969 

der Bediensteten 

— 

1 

— . 

; — 

— 

/ \ 

2 - 

- — 

— 

— ■ 

2 

1970 

der Bundesanstalt, 

— 


i ■ 

— 

— 

/ \ 

2 - 

— 

— 

— 

2 

1971 

Vermögensüber- 

— 

_ 


— 

— 

\ 

2 - 

— 

, 

— 

2 1 

1972 

trag der Familien- 

— 

— 

— 

— 

— 

\ 

2 " 

- — 

— ! 

— 

2 1 

1973 

aus gl e ichsk as s en 

— 

— 

— 

— i 

— 

/ \ 

2 - 

— 


— 

2 

1963 

an die Be ruf s- 
genossenschaften 

Kindergeld (nach 


! 

! 


1 



j 

5 \ 

/ - 



5 

1964 

Kindergeld- 

— • 

— 

— 

— 

— 

— 

4 \ 


— 

— 

4 

1965 

gesetzen) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

\ 

\ 


— 

— 

1 

1966 

Zahlungen nadi 

— 

— 1 

— 

— 

— 

— 

— \ 

/ - 

— 

— 


1967 

§ 3 des Kinder- 

— 

— 

— 

— 

* — 

— 

! \ 

\i 

i\ 

— 

— 

; 

1968 

geldanpassungs- 

— 

— 

— 

! 

— 

— 

) 

— 

— 

— 

1969 

gesetzes 

i — 

— 

— 

— 

— 

— 

- / 

\ - 


— 

— 

1970 


— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 



1 

— 

— ! 

1971 




— 

— 

— 

1 — 

— 

- / 

\ 

— 

— 

— 

1972 


— 

— 

— 

: — 

; 

— 

- 

\ — 

— 

— 

1 

1973 


. — 

— 



, — 

— 

— 

- / 

1 — 

— 

— 

_ 1 


g Einsdiließlidi Erstattungen für Leistungen gemäß §§ 109, 114, 124, 128 und 143 i AVAVG, § 1504 RVO, § 183 RVO, 
§ 19 BVG. 
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Drucksache VI/643 


Deutsdier Bu ndestag - — 6. Wahlperiode 


noch Tabelle 13 


Verrechnungen 

Zahlungen der sozialen Einrichtungen untereinander 
1963 bis 1973 


Millionen DM 


Jahr 

Einnahmen 

ArV 

AnV 

KnV 

LAH 

KV 

UV 

AV/ 

AF/ 

BB 

KG 

KOV 

LAG 

ÖGD 

Insge- 

samt 

1963 

Sozialhilfe 







1 



17 


18 

1964 

Zahlungen nach 

— 

■ 

■ — 

— 

— 

. — . 

1 

. — 

— 

18 

— 

19 

1965 

§ 276 des Lasten- 

— 

— 

— 

— 




1 

— 



19 



20 

1966 

ausgleichs- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

21 

— 

22 

1967 

gesetzes sowie 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

22 

— 

24 

1968 

nach § 94 

— 



— 


— 

— 

2 



— 

23 



25 

1969 

AVAVG 

— 

— 

— 

— 

— 

. — . 

0 

— 

— 

25 

— 

25 

1970 


— 

— 

— 

— 

— 

■ — . 

0 

— 

— 

26 

. — . 

26 

1971 


— 

— 

— 

— 

. — . 

— 

0 

, — . 

, — 

27 

— 

27 

1972 


— 

— 

— 

— 


— 

0 

— 

— 

28 

. — . 

28 

1973 


— 


— 

— 

— 

— 

0 

— 


29 

— 

29 

1963 

Kinderzuschläge im 

8 

3 

2 



26 

5 

13 

_ 

9 

_ 

10 

76 

1964 

Öffentlichen Dienst 

9 

4 

1 

— 

28 

6 

13 



9 



11 

81 

1965 

Kindergeld für 

10 

4 

2 

— 

31 

7 

14 

— 

10 

_ 

12 

90 

1966 

Bedienstete der 

11 

4 

2 

— 

35 

7 

16 

— 

11 

— 

13 

99 

1967 

Sozialleistungs- 

12 

5 

2 

— 

37 

8 

18 

— 

11 


14 

107 

1968 

träger 

12 

5 

2 

— 

39 

10 

19 


10 

— 

15 

112 

1969 


13 

6 

2 


42 

10 

20 


11 

. — . 

16 

120 

1970 


14 

6 

2 

— 

44 

11 

23 

— 

11 

— 

17 

128 

1971 


15 

6 

2 

— 

47 

12 

24 

— 

11 

— 

18 

135 

1972 


16 

7 

2 

— 

49 

13 

26 : 

— 

11 

— 

19 

* 143 

1973 


17 

7 

2 

— 

52 

14 

28 

— 

11 

— 

20 

151 

1963 

Pensionen im 

28 

7 

6 

1 

67 

21 

i 

36 


__ 



166 

1964 

öffentlichen Dienst 

30 

7 

7 

1 

77 

21 

41 







— 

184 

1965 

Pensionen an ehe- 

35 

7 

7 

1 

78 

23 

45 









196 

1966 

malige Bedien- 

39 

8 

7 

1 

84 

26 

! 49 



— 

— 

— 

214 

1967 

stete der Sozial- 

42 

8 

8 

1 

96 

27 

' 54 



— 

— 


236 

1968 

versicherungis- 

43 

9 

8 

0 

90 

32 

55 

— 

— 

— 

— 

237 

1969 

träger 

47 

10 

8 

1 

90 

35 

57 

— 

— 

— 

— 

248 

1970 


51 

10 

8 

1 

90 

39 

61 

— 

. — . 

— 

— 

260 

1971 


55 

11 

9 

1 

85 

42 

65 

— 

— 

— 

— 

268 

1972 


60 

11 

9 

1 

85 

45 

69 

— , 

— 

— 

— 

^ 280 

1973 


65 

12 

9 

1 

80 

48 

73 

— 

— 

— 

— 

288 

1963 

insgesamt 

2 762 

678 

304 

1 1 

94 

54 

206 



62 

17 

10 

4 188 

1964 


2 567 

691 

335 

1 ^ 

106 

126 

175 

— 

66 

18 

11 

4 096 

1965 


3 719 

778 

399 

1 

113 

134 

172 

66 

73 

19 

12 

5 486 

1966 


4 025 

857 

470 

1 

123 

147 

173 

— 

168 

21 

13 

5 998 

1967 


4 669 

1 079 

537 

1 

136 

140 

433 

— 

145 

22 

14 

7 176 

1968 


4 469 

1 134 

611 

0 

130 

157 

374 

— 

137 

23 

15 

7 050 

1969 


4 802 

1 549 

675 

1 

134 

149 

330 

— 

138 

25 

16 

7 819 

1970 


4 938 

1 372 

744 

1 

136 

124 

217 i 

— 

144 

26 

17 

7 719 

1971 


5 208 

1 479 

810 

1 

134 

128 

260 

. — 

146 

27 

18 

8211 

1972 


5 646 

1 619 

882 

1 

136 , 

142 

273 

— 

148 

28 

19 

8 894 

1973 


6 106 

1 792 

964 

1 , 

134 

146 

287 

— 

150 

29 

20 

9 629 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/643 


Tabelle 14 


Kosten der Sozialen Sicherung 

Millionen DM 


1 

1963 

1964 [ 

1965 1 

1966 1 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 1 

1972 

1973 





Leistunge 

n 






Barleistungen 

46 755 

51 726 

57 492 

62 467 

68 414 

72 619 

78 092 

81 450 

87 000 

93 117 

100 718 

Sachleistungen 

11 374 

12 433 

14 692 

16 888 

18 610 

20 220 

22 452 

24 646 

27 163 

29 891 

32 945 

Sonstige Leistungen 

337 

379 

395 

410 

536 

791 

774 

1 491 

1 715 

1 771 

1 836 

Verwaltungskosten . 

2 659 

2 832 

3 144 

3 444 

3 657 

3 806 

4 120 

4 484 

4 748 

5 023 

5 328 

Reinausgaben 

Verrechnungen .... 

61 125 

67 370 

75 723 

83 209 

91 217 

97 436 

105 438 

112 071 

120 626 

129 802 

140 827 

insgesamt . . . 

61 125 

67 370 

75 723 

83 209 

91 217 

97 436 

105 438 

112 071 

120 626 

129 802 

140 827 





Finanzierung 






Beiträge der 
Versicherten .... 

16914 

18 431 

20 613 

22 749 

23 539 

26 057 

29 466 

33 202 

35 692 

38 191 

42 448 

Rentner zur KVdR 

— 

— 

— 

— 

— 

603 

742 

— 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 

18 135 

18 862 

20 524 

22 759 

23 106 

25 831 

29 399 

33 371 

35 849 

38 472 

42 578 

öffentliche Mittel . . 

25 118 

29 331 

33 340 

35 713 

38 082 

38 512 

40 445 

44 117 

47 233 

51 325 

54 883 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

(27 927) 

(29 910) 

(32 852) 

(35 101) 

Vermögenserträge . 

1 539 

1 684 

1 821 

2 118 

2 187 

2 092 

1 892 

1 856 

1 927 

1 976 

2 057 

Sonstige Einnahmen 

2 014 

2 231 

2218 

2 241 

2 266 

2 301 

2 308 

2 346 

2 296 

2 323 

2 354 

Verrechnungen .... 


• 










insgesamt . . . 

63 720 

70 539 

78 516 

85 580 

89 180 

95 396 

104 252 

114 892 

122 997 

132 287 

144 320 

Finanzierungssaldo . 

+ 2 595 

+ 3 169 

+ 2 793 

+ 2 371 

-2 037 

-2 040 

-1 186 

+ 2 821 

+ 2 371 

+ 2 485 

+ 3 493 
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Drucksache VI/643 


Deutscher Bu ndestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 15 


Rentenversidierung insgesamt 

Millionen DM 



1963 

1 1964 j 

1965 j 

1966 j 

1967 1 

1968 I 

1969 

1970 ! 

1971 

1 1972 1 

1973 





Leist 

u n g e n 







Barleistungen 

21 556 

23 895 

26 709 

29 790 

33 585 

37 085 

40 962 

44 492 

47 744 

51 562 

56 764 

Sachleistungen .... 

1 081 

1 003 

1 575 

1 520 

1 600 

1 477 

1 717 

1 766 

1 856 

1 978 

2 085 

Sonstige Leistungen 

65 

62 

42 

56 

62 

138 

76 

86 

92 

99 

106 

Verwaltungskosten . 

526 

559 

652 

722 

770 

812 

903 

986 

1 038 

1 097 

1 158 

Reinausgaben 

23 228 

25 519 

28 978 

32 088 

36 017 

39 512 

43 658 

47 330 

50 730 

54 736 

60 113 

Verrechnungen .... 

2 162 

2 471 

2 623 

2 963 

3 636 

3 930 

4 382 

4 828 

5 230 

5 682 

6 265 

davon 

i 











an die KV 

(2 108) 

(2 413) 

(2 558) 

(2 892) 

(3 559) 

(3 851) 

(4 296) 

(4 737) 

(5 132) 

(5 577) 

(6 153) 

an KöD 

m 

(14) 

(m 

(17) 

((19) 

(19) 

(21) 

(22) 

(23) 

(25) 

(26) 

an PöD 

(41) 

(44) 

(49) 

(54) 

(58) 

(60) 

(65) 

(09) 

(75) 

(80) 

(86) 

insgesamt ... 

1 25 390 

27 990 

31 601 

34 151 

39 653 

43 442 

48 040 

52 158 

55 960 

60 418 

66 378 





Finanzierun 

g 






Beiträge der 












Versicherten .... 

1 9 859 

10 900 

12 141 

12 907 

13 117 

14 758 

17 048 

20 611 

21 881 

23 191 

25 996 

Rentner zur KVdR 

! ■ ' 

— 

— 

— 

— 

603 

742 

— 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 

9 479 

10217 

11 407 

12 398 

12 452 

14 735 

17 356 

21 013 

22 350 

23 732 

26 610 

öffentliche Mittel . , 

7 008 

7 834 

8 565 

9 399 

10 128 

10 120 

10 467 

11 048 

11 908 

13 921 

15 105 

darunter 












Bundesmittel 












It. Finanzplan .... 

— 



— 


— 

— 

(10 960) 

(11 748) 

(13 803) 

(14 989) 

Vermögenserträge . 

! 1 155 

1 264 

1 344 

1 538 

1 569 

1 435 

1 257 

1 253 

1 289 

1 325 

1 396 

Sonstige Einnahmen 

1 

80 

59 

77 

75 

143 

93 

79 

84 

90 

96 

102 

Verrechnungen .... 

3 

5 

7 

8 

7 

6 

7 

7 

7 

7 

7 

davon 












von der KV .... 

(t) 

(2) 

(4) 

(4) 

(3) 

(1) 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

von der UV .... 

(2) 

(3) 

(3) 

(4) 

(4) 

(4) 

(4) 

(4) 

(4) 

(4) 

(4) 

von der KOV . . . I 

1 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

insgesamt . . . 

27 584 

30 279 

33 541 

36 325 

37416 

41 750 

46 956 

54 016 

57 525 

62 272 

69 216 

Finanzierungssaldo . 

+ 2 194 

+ 2 289 

+ 1 940 

+ 2 174 - 

-2 237 - 

-1 692 

“1 084 

+ 1 858 

+ 1 565 

+ 1 854 

+ 2 838 
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Deutscher Bundesta g — 6. Wa hlperiode Dnicksadie VI/643 

Tabelle 16 


Sozialversicherung insgesamt 

Millionen DM 



1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Barleistungen 

28 784 

31 315 

34 927 

Leistungen 

38 795 43 599 47 455 

51 587 

52 244 

56 016 

60 385 

66 001 

Sachleistungen . . . . 1 

9 530 

10 382 

12 402 

14 477 

15 799 

17 283 

19318 

21 133 

23 313 

25 770 

28 500 

Sonstige Leistungen 

334 

361 

380 

409 

536 

791 

774 

1 491 

1 715 

1 771 

1 836 

Verwaltungskosten . 

i 

1 836 

1 948 

2 197 

2 437 

2 618 

2 762 

2 995 

3 263 

3 450 

3 656 

3 878 

Reinausgaben 

40 484 

44 006 

49 906 

56 118 

62 552 

68 291 

74 674 

78 131 

84 494 

91 582 

100 215 

Verrechnungen . . . . 

229 

250 

265 

290 

320 

326 

341 

360 

374 

393 

408 

davon 

an KG 

(5) 

(4) 










an die SozHi .... 

(1) 

(J) 

(1) 

(1) 

(2) 

(2) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

an KöD 

(57) 

(61) 

(68) 

(75) 

(82) 

(87) 

(93) 

(100) 

(106) 

(113) 

(120) 

an PöD 

(166) 

(184) 

(196) 

(214) 

(236) 

(237) 

(248) 

(260) 

(268) 

(280) 

(288) 

insgesamt . . . 

40 713 

44 256 

50 171 

56 408 

62 872 

68 617 

75 015 

78 491 

84 868 

91 975 

100 623 

Beiträge der 
Versicherten .... 

1 

16 914 

18 431 

20 613 

Finanzierung 

22 749 23 539 26 057 

29 466 

33 202 

35 692 

38 191 

42 448 

Rentner zur KVdR 

— 

— 

— 

— 


603 

742 

— 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 

17 048 

18 255 

20 490 

22 759 

23 106 

25 831 

29 399 

33 371 

35 849 

38 472 

42 578 

öffentliche Mittel . . 

7 484 

8 685 

9 602 

10 630 

11 415 

11 421 

11 741 

12 303 

13 174 

15211 

16 406 

darunter 

Bundesmittel i 

It. Finanzplan .... 


_ 






(12 199) 

(13 001) 

(15 082) 

(16 272) 

Vermögenserträge . 

1 533 

1 678 

1 812 

2 113 

2 180 

2 084 

1 884 

1 847 

1 917 

1 966 

2 046 

Sonstige Einnahmen 

297 

335 

365 

371 

461 

454 

470 

456 

472 

483 

499 

Verrechnungen .... 

53 

57 

129 

157 

134 

127 

127 

133 

135 

137 

139 

davon 

von KG 

— 

— 

( 66 ; 

— 

— 

— 

— 

— 


_ 



von der KOV . . . 

(53) 

(57) 

(63) 

(157) 

(134) 

(127) 

(127) 

(133) 

(135) 

(137) 

(139) 

insgesamt . . . 

43 329 

47 441 

53 011 

58 779 

60 835 

66 577 

73 829 

81 312 

87 239 

94 460 

104 116 

Finanzierungssaldo . 

+ 2 616 

+ 3 185 

+ 2 840 

+ 2 371 

-2 037 

-2 040 

-1 186 

+ 2 821 

+2 371 

+ 2 485 

+ 3 493 
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D rucksache VI/643 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

Tabelle 17 


Sonstige Sozialleistungen insgesamt 

Millionen DM 



1 1963 

1964 

1965 1 

1966 j 

1967 j 

1968 

1969 

1970 

1971 1 

1972 1 

1973 

Barleistungen 

2 512 

3 049 

3 926 

Leistungen 

4 445 4 259 

4 284 

4 455 

5 255 

6216 

6 550 

6 936 

Sachleistungen .... 

2 080 

2 279 

2 564 

2 804 

3 051 

3 279 

3 546 

3 943 

4 361 

4 738 

5 165 

Sonstige Leistungen 

2 

3 

0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

375 

409 

460 

520 

546 

570 

635 

720 

797 

856 

914 

Reinausgaben 

4 969 

5 740 

6 950 

7 769 

7 856 

8 133 

8 636 

9918 

11 374 

12 144 

13 015 

Verrechnungen .... 

10 

11 

78 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

davon 

an KöD 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 12 ) 

( 13 ) 

( 14 ) 

( 15 ) 

( 16 ) 

( 17 ) 

( 18 ) 

( 19 ) 

( 20 ) 

an die UV 

— 

— 

( 66 ) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

4 979 

5 751 

7 028 

7 782 

7 870 

8 148 

8 652 

9 935 

11 392 

12 163 

13 035 

Beiträge der 
Versicherten .... 




Finanzierung 






Arbeitgeber 

1 087 

607 

34 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

3 349 

4 556 

6 339 

7 135 

7 158 

7 401 

7 862 

9 055 

10 432 

11 133 

11 935 

darunter 

Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 















(3 545 ) 

(4 187 ) 

(4 386 ) 

(4 616 ) 

Vermögenserträge . 

6 

6 

9 

5 

6 

7 

7 

8 

9 

9 

10 

Sonstige Einnahmen 

493 

543 

579 

620 

682 

715 

758 

846 

924 

993 

1 061 

Verrechnungen .... 

23 

23 

20 

22 

24 

25 

25 

26 

27 

28 

29 

davon 

von der AV/AF/BB 

( 6 ) 

( 5 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

von LAG 

( 17 ) 

( 18 ) 

( 19 ) 

( 21 ) 

( 22 ) 

( 23 ) 

( 25 ) 

( 26 ) 

( 27 ) 

( 28 ) 

( 29 ) 

insgesamt . . . 

4 958 

5 735 

6 981 

7 782 

7 870 

8 148 

8 652 

9 935 

11 392 

12 163 

13 035 

Finanzierungssaldo . 

-21 

-16 

-47 

— 

— 

— 

— 

— 

. — 

— 

— 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/643 


Tabelle 18 


Leistungen im öffentlichen Dienst insgesamt 

Millionen DM 



1963 1 

1964 j 

1965 1 

1966 

1967 j 

19G8 j 

1969 

1970 

1971 

19/2 1 

1 

1973 

Barleistungen 

10 300 

11 355 

12 269 

Leistungen 

13 043 13 957 

14 640 

15 950 

17 630 

18 900 

20 280 

21 780 

Sachleistungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

219 

242 

261 

279 

296 

313 

334 

367 

400 

422 

454 

Reinausgaben 

10519 

11 597 

12 530 

13 322 

14 253 

14 953 

16 284 

17 997 

19 300 

20 702 

22 234 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

10 519 

11 597 

12 530 

13 322 

14 253 

14 953 

16 284 

17 997 

19 300 

20 702 

22 234 

Beiträge der 
Versicherten .... 

280 

310 

360 

Finanzierung 

390 300 320 

370 

410 

440 

460 

490 

Arbeitgeber 

570 

620 

720 

780 

730 

770 

880 

990 

1 050 

1 120 

1 190 

Öffentliche Mittel . . 

9 855 

10 878 

11 758 

12 491 

13 340 

13 832 

15 202 

16 832 

18 067 

19 387 

20 821 

darunter 

Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 













- , 

(5 321) 

(5 809) 

(6 217) 

(6 674) 

Vermögenserträge . 

250 

280 

300 

340 

350 

390 

420 

460 

500 

530 

560 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 Verrechnungen .... 

242 

265 

286 

313 

343 

349 

368 

388 

403 

423 

439 

j davon 

von der ArV .... 

(36) 

(39) 

(45) 

(50) 

(54) 

(55) 

(60) 

(65) 

(70) 

(76) 

(82) 

von der AnV .... 

(10) 

(tt) 

(11) 

(12) 

(13) 

(14) 

(16) 

(16) 

(17) 

(18) 

(19) 

von der KnV 


(S) 

(0) 

(0) 

(10) 

(10) 

(10) 

(10) 

(11) 

(11) 

(11) 

von der LAH .... 

(t) 

(V 

(1) 

(1) 

(1) 

(0) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

von der KV 

(93) 

(105) 

(109) 

(119) 

(133) 

(129) 

(132) 

(134) 

(132) 

(134) 

(132) 

von der UV 

(26) 

(27) 

(30) 

(33) 

(35) 

(42) 

(45) 

(50) 

(54) 

(58) 

(62) 

vonderAV/AF/BB 

(49) 

(54) 

(59) 

(65) 

(72) 

(74) 

(77) 

(84) 

(89) 

(95) 

(101) 

von der KOV .... 

(0) 

(0) 

(10) 

(11) 

(11) 

(m 

(11) 

(11) 

(11) 

(11) 

(11) 

von -ÖGD 

(10) 

(11) 

(12) 

(13) 

(14) 

(15) 

(16) 

(17) 

(18) 

(19) 

(20) 

insgesamt . . . 

11 197 

12 353 

13 424 

14 314 

15 063 

15 661 

17 240 

19 080 

20 460 

21 920 

23 500 

Finanzierungssaldo . 

+678 

+ 756 

+ 894 

+ 992 

+ 810 

+ 708 

+ 956 

1 +1083 

+ 1 160 

+ 1 218 

+ 1 266 
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D rucksache Yl/ 6 43 Deutscher Bundestag • — 6. Wahlperiode 


Tabelle 19 


Entschädigungsleistungen insgesamt 

Millionen DM 



1963 

1964 1 

1965 

1966 

1 1967 i 

1968 

1969 

1 

1970 

1971 

1972 ; 

1973 





Lei 

5 1 u n g e n 







Barleistungen 

5 960 

6 976 

7 646 

7 733 

8 269 

8 064 

7 951 

8 659 

8717 

8 904 

9 264 

Sachleistungen . . , . 

284 

339 

389 

354 

559 

518 

528 

600 

619 

623 

640 

Sonstige Leistungen 

1 

15 

15 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Verwaltungskosten . 

394 

426 

479 

501 

508 

476 

499 

531 

544 

554 

571 

Reinausgaben 

6 639 

7 756 

8 529 

8 589 

9 336 

9 058 

8 978 

9 790 

9 880 

10 081 

10 475 

Verrechnungen , . . . 

79 

1 

84 

90 

189 

167 

160 

163 

170 

173 

176 

179 

davon 












an die AnV 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

an die KV 

( 53 ) 

( 57 ) 

(G 3 ) 

( 157 ) 

( 134 ) 

( 126 ) 

( 126 ) 

( 132 ) 

( 134 ) 

( 136 ) 

( 138 ) 

an KöD 

( 9 ) 

( 9 ) 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

an SozHi 

( 17 ) 

( 18 ) 

( 19 ) 

( 21 ) 

( 22 ) 

( 23 ) 

( 25 ) 

( 26 ) 

( 27 ) 

( 28 ) 

( 29 ) 

insgesamt . . . 

6718 

7 840 

8 621 

8 778 

9 503 

9218 

9 141 

9 960 

10 053 

10 257 

10 654 





Finanzierung 






Beiträge der 












Versicherten .... 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

__ 

— 

— 

— 

1 

Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

5 494 

6 487 

7 347 

7 528 

8 379 

8 085 

8 060 

8915 

9 152 

9 409 

9 859 

darunter 












Bundesmittel 












It. Finanzplan .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

(7 966 ) 

(8 240 ) 

(8 510 ) 

(8 965 ) 

Vermögenserträge . 

0 

0 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

Sonstige Einnahmen 

1 224 

1 353 

1 274 

1 250 

1 123 

1 132 

1 080 

1 044 

900 

847 

794 

Verrechnungen .... 

! — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 1 

insgesamt . . . 

6 718 

7 840 

8 621 

8 778 

9 503 

9218 

9 141 

9 960 

10 053 

10 257 

10 654 

Finanzierungssaldo . 

1 — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 
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Drucksache VI/643 


Tabelle 20 


Arbeiterrentenversicherung 

Millionen DM 



1963 1 

1964 

1965 ' 

1966 j 

1967 j 

1968 

1 

1969 

1970 ^ 

1 

1971 

1972 ' 

i 

1973 





Leistungen 







Barleistungen 

11 969 

13 246 

14 760 

16 444 

18 594 

20 598 

22 954 

24 894 

26 728 

28 833 

31 687 

Sachleistungen .... 

793 

706 

1 133 

1 074 

1 124 

1 037 

1 208 

1 202 

1 251 

1 323 

1 389 

Sonstige Leistungen 

53 

51 

29 

42 

47 

56 

55 

64 

69 

75 

81 

Verwaltungskosten . 

337 

359 

425 

470 

499 

524 

587 

641 

672 

709 

747 

Reinausgaben 

13 152 

14 362 

16 347 

18 030 

20 264 

22 215 

24 804 

26 801 

28 720 

30 940 

33 904 

Verrechnungen .... 

2 762 

2 567 

3 719 

4 025 

4 669 

4 469 

4 802 

4 938 

5 208 

5 646 

6 106 

davon 












an die AnV 

( 973 ) 

( 498 ) 

(1 566 ) 

(1 593 ) 

(1 646 ) 

( 886 ) 

( 833 ) 

( 647 ) 

( 640 ) 

( 636 ) 

( 640 ) 

an die KnV 

( 402 ) 

( 446 ) 

( 487 ) 

( 540 ) 

( 694 ) 

(1 008 ) 

(1 091 ) 

(1 129 ) 

(1 157 ) 

(1 315 ) 

(1 404 ) 

an die KV 

(1 351 ) 

(1 584 ) 

(1 621 ) 

(1 842 ) 

(2 275 ) 

(2 520 ) 

(2 818 ) 

(3 097 ) 

(3 341 ) 

(3 619 ) 

(3 980 ) 

an KöD 

(S) 

( 0 ) 

( 10 ) 

( U ) 

( 12 ) 

( 12 ) 

( 13 ) 

( 14 ) 

( 15 ) 

( 16 ) 

( 17 ) 

an PöD 

( 28 ) 

( 30 ) 

( 35 ) 

( 39 ) 

( 42 ) 

( 43 ) 

( 47 ) 

( 51 ) 

( 55 ) 

( 60 ) 

( 65 ) 







insgesamt . . . 

15914 

16 929 

20 066 

22 055 

24 933 

26 684 

29 606 

31 739 

33 928 

36 586 

40 010 

Beiträge der 
Versicherten .... 

6 060 

6716 

7 380 

Finanzierung 

7 856 7 703 8 613 

10 128 

12411 

13 112 

13 801 

15 375 

Rentner zur KVdR 

— 

— 

— 

— 

— 

333 

410 

— 

— 

— 

— 

1 Arbeitgeber 

5 890 

6 522 

7 204 

7 664 

7 479 

8 628 

10 172 

12 491 

13 222 

13 949 

15 566 

■ öffentliche Mittel . . 

4 260 

4 625 

4 987 

5 357 

5 637 

6 092 

6 258 

6 409 

6 830 

7 944 

8 562 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

(6 326 ) 

(6 675 ) 

(7 831 ) 

(8 451 ) 

Vermögenserträge . 

707 

781 

807 

866 

830 

695 

538 

476 

444 

399 

363 

Sonstige Einnahmen 

66 

47 

63 

62 

122 

59 

63 

67 

72 

77 

82 

Verrechnungen .... 

111 

67 

80 

94 

105 

116 

419 

137 

144 

153 

165 

davon 












von der AnV .... 

( 54 ) 

— 

( 75 ) 

— 

~ 

— 

( 290 ) 

— 

~ 

— 

— 

von der KnV .... 

( 55 ) 

( 64 ) 

(3) 

( 89 ) 

(WO) 

( 113 ) 

( 125 ) 

( 133 ) 

( 140 ) 

( 149 ) 

( 161 ) 

von der KV 

( i ) 

( i ) 

(2) 

(3) 

(2) 

( 0 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( i ) 

( i ) 

von der UV 

( 1 ) 

( 2 ) 

— 

(2) 

(3) 

(3) 

(3) 

(3) 

(3) 

(3) 

(3) 

insgesamt . . . 

17 094 

18 758 

20 521 

21 899 

21 876 

24 536 

27 988 

31 991 

33 824 

36 323 

40 113 

Finanzierungssaldo . 

+ 1 180 

+ 1 829 

4 - 455 

- 156 

-3 057 

-2 148 

-1 618 

+ 252 

- 104 

- 263 

+ 103 
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Drucksache VI/643 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

Tabelle 21 


Angestelltenversicherung 

Millionen DM 



1%3 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 ; 

1973 





Leistungen 






Barleistungen 

6 664 

7 441 

8 391 

9 432 

10 651 

11 782 

12 941 

14215 

15 442 

16 858 

18 738 

Sachleistungen .... 

256 

252 

405 

405 

442 

404 

470 

519 

557 

604 

643 

Sonstige Leistungen 

8 

9 

10 

12 

13 

77 

18 

19 

20 

21 

22 

Verwaltungskosten . 

141 

150 

177 

200 

219 

238 

256 

277 

294 

311 

329 

Reinausgaben 

7 069 

7 852 

8 983 

10 049 

11 325 

12 501 

13 685 

15 030 

16313 

17 794 

19 732 

Verrechnungen .... 

678 

691 

788 

857 

1 079 

1 134 

1 549 

1 372 

1 479 

1 619 

1 792 

davon 












an die ArV 

(54) 

— 

— 

— 

— 

— 

(290) 

— 

— 

- - 

— 

an die KnV 

(88) 

(102) 

(131) 

(151) 

(189) 

(255) 

(283) 

(294) 

(305) 

(339) 

(364) 

an die KV 

(526) 

(578) 

(636) 

(694) 

(877) 

(865) 

(960) 

(1 062) 

(1 157) 

(1 262) 

(1 409) 

an KÖD 

(3) 

(4) 

(4) 

(4) 

(5) 

(5) 

(0) 

(0) 

(0) 

(7) 

(7) 

an PöD 

m 

(7) 

(7) 

(8) 

(8) 

(9) 

(10) 

(10) 

(11) 

(11) 

(12) 

insgesamt . . . 

7 747 

8 543 

9 761 

10 906 

12 404 

13 635 

15 234 

16 402 

17 792 

19413 

21 524 

Beiträge der 
Versicherten .... 

3 397 

3 766 

4 324 

Finanzieru 

4 640 5 051 

ng 

5 794 

6 556 

7 810 

8 372 

8 988 

10 213 

Rentner zur KVdR 


— 

— 

— 

— 

193 

240 

— 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 

1 

2 883 

3 134 

3 602 

4 166 

4 477 

5 609 

6 544 

7 832 

8 426 

9 070 

10 320 

öffentliche Mittel . . 

1 029 

1 092 

1 223 

1 361 

1 377 

841 

887 

952 

1 174 

1 879 

2018 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

— 

— 


— 

— 

— 


(833) 

(1 007) 

(1 763) 

(1 902) 

Vermögenserträge . 

418 

451 

503 

638 

708 

710 

690 

754 

823 

904 

1 011 

Sonstige Einnahmen 

12 

11 

14 

13 

15 

33 

16 

17 

18 

19 

20 

Verrechnungen .... 

davon 

984 

512 

1 582 

1 611 

1 668 

911 

858 

673 

688 

665 

671 

von der ArV .... 

(973) 

(498) 

(1 566) 

(1 593) 

(1 646) 

(886) 

(833) 

(647) 

(640) 

(636) 

(640) 

von der KnV .... 

(W 

(12) 

(14) 

(10) 

(20) 

(22) 

(22) 

(23) 

(25) 

(26) 

(28) 

von der KV 

(0) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

von der UV 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

von der KOV .... 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

insgesamt . . . 

8 723 

8 966 

11 248 

12 429 

13 296 

14 091 

15 791 

18 038 

19 481 

21 525 

24 253 

Finanzierungssaldo . 

+ 976 

h423 

+ 1 487 

+ 1 523 

+ 892 

+ 456 

+ 557 

+ 1 636 

+ 1 689 

+ 2 112 

+ 2 729 


190 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/643 

Tabelle 22 


Knappschaftliche Rentenversicherung 

Millionen DM 



1963 1 

1964 1 

1965 

1966 

1967 j 

1968 

1969 ' 

1970 

[ 1971 

1972 

1973 

Barleistungen 

! 2 923 

3 208 

3 558 

Leistungen 

3 914 4 340 

4 705 

5 067 

5 383 

5 574 

5 871 

6 339 

Sachleistungen .... 

32 

45 

37 

41 

34 

36 

39 

45 

48 

51 

53 

Sonstige Leistungen 

4 

2 

3 

2 

2 

5 

3 

3 

3 

3 

3 

Verwaltungskosten . 

48 

50 

50 

52 

52 

50 

60 

68 

72 

77 

82 


Reinausgaben 


3 305 

3 648 

4 009 

4 428 

4 796 

5 169 

5 499 

5 697 

6 002 

6 477 

Verrechnungen .... 

3 007 

335 

399 

470 

537 

611 

675 

744 

810 

882 

964 

davon 

an die ArV 1 

(55) 

(64) 

(75) 

(89) 

(100) 

(113) 

(125) 

(133) 

(140) 

(149) 

(161) 

an die AnV 

(10) 

(12) 

(U) 

(16) 

(20) 

(22) 

(22) 

(23) 

(25) 

(26) 

(28) 

an die KV i 

(231) 

(251) 

(301) 

(356) 

(407) 

(466) 

(518) 

(578) 

(634) 

(696) 

(764) 

an KöD i 

(2) 

(V 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

an PöD 

(6) 

(V 

(7) 

(7) 

(S) 

(8) 

(8) 

(8) 

(9) 

(9) 

(9) 

insgesamt . . . | 

3311 

3 640 

4 047 

4 479 

Finanz 

4 965 5 407 

i e r u n g 

5 844 

6 243 

6 507 

6 884 

7 441 

Beiträge der ; 

Versicherten . . . . : 

402 

418 

437 

411 

363 

351 

364 

390 

397 

402 

408 

Rentner zur KVdR 


— 

— 

-- 

— 

77 

92 

— 

— 

— 


Arbeitgeber 

706 

561 

601 

568 

496 

498 

640 

690 

702 

713 

724 

öffentliche Mittel , . 

1 719 

2 117 

2 355 

2 681 

3 114 

3 187 

3 322 

3 687 

3 904 

4 098 

4 525 

darunter 

Bundesmittel 












It. Finanzplan .... 


— 

— 

— 


— 

— 

(3 685) 

(3 902) 

(4 096) 

(4 523) 

Vermögenserträge . 

30 

32 

34 

34 

31 

30 

29 

23 

22 

22 

22 

Sonstige Einnahmen 

2 

1 

0 

0 

6 

1 

— 

— 

~ 

— 

— 

Verrechnungen .... 

490 

548 

618 

692 

883 

1 263 

1 374 

1 423 

1 462 

1 654 

1 768 

davon 












von der ArV . . . . I 

(402) 

(446) 

(487) 

(540) 

(694) 

(1 008) 

(1 091) 

(1 129) 

(1 157) 

(1 315) 

(1 404) 

von der AnV .... 

(88) 

(102) 

(131) 

(151) 

(189) 

(255) 

(283) 

(294) 

(305) 

(339) 

(364) 

von der KV 

(0) 

(0) 

(0) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

von der UV 1 

(0) 

(0) 

(0) 

(1) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

insgesamt . . . 

3 349 

3 677 

4 045 

4 386 

4 893 

5 407 

5 821 

6213 

6 487 

6 889 

7 447 

Finanzierungssaldo . 

+ 38 

1 

+37 

-2 

-93 

-72 

— 

-23 

-30 

-20 

+ 5 

+ 6 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 23 


Altershilfe für Landwirte 

Millionen DM 

1963 ! 1964 I 1965 ! 1966 : 1967 ; 1968 ! 1969 ' 1970 1971 ! 1972 ^ 1973 

: . . . : 1 


Leistungen 


Barleistungen 

260 

315 

474 

634 

671 

689 

791 

838 

856 

873 

889 

Sachleistungen .... 


— 

0 

3 

9 

13 

23 

27 

30 

33 

35 

Sonstige Leistungen 

0 

0 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Verwaltungskosten . 

8 

11 

13 

19 

20 

21 

23 

22 

24 

25 

27 

Reinausgaben 

268 

326 

487 

657 

700 

723 

837 

887 

910 

931 

951 

Verrechnungen .... 

1 

1 

1 

1 

1 

0 

1 

1 

1 

1 

1 

davon 












an PöD 

(1) 

(i) 

(1) 

(1) 

(^) 

(0) 

(l) 

(^) 

(i) 

(V 

(V 

insgesamt . . . 

269 

327 

488 

658 

701 

723 

838 

888 

911 

932 

952 

Beiträge der 
Versicherten .... 

121 

124 

128 

Finanzierung 

174 206 

197 

213 

251 

246 

240 

236 

Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


1 

öffentliche Mittel . . 

145 

205 

363 

493 

501 

525 

635 

639 

660 

665 

665 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan . . . . , 



— 

— 

- 

— 

— 

(639) 

(660) 

(665) 

(665) 

Vermögenserträge . 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

Sonstige Einnahmen 

1 

0 

0 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

Verrechnungen .... 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

insgesamt ... 

i 

267 

329 

492 

668 

708 

724 

850 

892 

908 

907 

903 

j Finanzierungssaldo . 

- 2 

+ 2 

+ 4 

+ 10 

+ 7 

4-1 

+ 12 

+ 4 

-3 

-25 

-49 
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Deutscher Buriidestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/643 


Tabelle 24 


Krankenversidierung (einsdiließlidi Mutterschutz) 

Millionen DM 



1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 j 

1973 

Barleistungen 

4 136 

4 099 

4 507 

Leistungen 

4 969 4 549 4 956 

5 241 

2 686 

2 821 

2 962 

3 115 

Sachleistungen .... 

8 042 

8 996 

10 426 

12 510 

13 747 

15 368 

17 115 

18 855 

20 920 

23 235 

25 834 

Sonstige Leistungen 

141 

144 

178 

178 

192 

197 

207 

813 

819 

826 

833 

Verwaltungskosten . 

696 

734 

815 

899 

956 

995 

1 037 

1 093 

1 169 

1 245 

1 329 

Reinausgaben 

13 015 

13 973 

15 926 

18 556 

19 444 

21 516 

23 600 

23 447 

25 729 

28 268 

31 111 

Verrechnungen .... 

94 

107 

113 

123 

136 

130 

134 

136 

134 

136 

134 

davon 

an die ArV 

( t ) 

( 1 ) 

( 3 ) 

( 3 ) 

( 2 ) 

( 0 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

an die AnV 

( 0 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

(i) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

an KöD 

( 26 ) 

( 28 ) 

( 31 ) 

( 35 ) 

( 37 ) 

( 39 ) 

( 42 ) 

( 44 ) 

( 47 ) 

( 49 ) 

( 52 ) 

an PöD 

( 67 ) 

( 77 ) 

( 78 ) 

( 84 ) 

( 96 ) 

( 90 ) 

( 90 ) 

( 90 ) 

( 85 ) 

( 85 ) 

( 80 ) 

insgesamt . . . 

13 109 

14 080 

16 039 

18 679 

19 580 

21 646 

23 734 

23 583 

25 863 

28 404 

31 245 

Beiträge der 
Versicherten .... 

6 173 

6 650 

7 541 

Finanzierung 

8 789 9 164 9 966 

10 964 

10 972 

12 025 

13 120 

14 476 

Arbeitgeber 

4 447 

4 644 

5 203 

6211 

6 132 

6 353 

6 955 

7 450 

8 160 

8 950 

9 860 

öffentliche Mittel . . 

228 

359 

367 

301 

298 

249 

273 

278 

282 

306 

309 

darunter 

Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

i 

1 





_ 

_ 


( 278 ) 

( 282 ) 

( 306 ) 

( 309 ) 

Vermögenserträge . 

87 

110 

124 

149 

174 

190 

180 

180 

180 

180 

180 

Sonstige Einnahmen 

115 

154 

147 

156 

162 

185 

170 

170 

170 

170 

170 

Verrechnungen .... 

2 337 

2 680 

2 833 

3 265 

4 152 

4 385 

4 773 

5 070 

5 505 

5 969 

6 555 

davon 

von der ArV .... 

, ( 1351 ) 

(1 584 ) 

(1 621 ) 

(1 842 ) 

(2 275 ) 

(2 520 ) 

(2 818 } 

(3 097 ) 

f 3 341 ) 

(3 619 ) 

(3 980 ) 

von der AnV .... 

( 526 ) 

( 578 ) 

( 636 ) 

( 694 ) 

( 877 ) 

( 865 ) 

( 960 ) 

(1 062 ) 

(1 157 ) 

(1 262 ) 

(1 409 ) 

von der KnV .... 

( 231 ) 

( 251 ) 

( 301 ) 

( 356 ) 

( 407 ) 

( 466 ) 

( 518 ) 

( 578 ) 

( 634 ) 

( 696 ) 

( 764 ) 

von der UV 

( 26 ) 

(96) 

( 101 ) 

( 110 ) 

( 101 ) 

( 111 ) 

( 100 ) 

( 70 ) 

( 70 ) 

( 80 ) 

( 80 ) 

von der AV/AF/BB 

( 150 ) 

( 114 ) 

( 111 ) 

( 106 ) 

( 358 ) 

( 297 ) 

( 251 ) 

( 131 ) 

( 169 ) 

( 176 ) 

( 184 ) 

von der KOV .... 

( 53 ) 

( 57 ) 

( 63 ) 

( 157 ) 

( 134 ) 

( 126 ) 

( 126 ) 

( 132 ) 

( 134 ) 

( 136 ) 

( 138 ) 

insgesamt . . . 

13 387 

14 597 

16215 

18 871 

20 082 

21 328 

23 315 

24 120 

26 322 

28 695 

31 550 

Finanzierungssaldo . 

+278 

+517 

+ 176 

+ 192 

+502 

-318 

-419 

+537 

+459 

+291 

+305 
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Drucksache VI/643 


Deutscher Bundestag — - 6. Wahlperiode 


Tabelle 25 


Unfallversicherung 

Millionen DM 



j 1963 

1964 

1965 ; 

1966 

1967 1 

1968 1 

1969 

1970 j 

1971 

1972 

1973 

Barleistungen 

1 624 

2 140 

2 385 

Leistungen 

2 639 2 774 

2 973 

3 113 

211 A 

2 989 

3 302 

3 470 

Sachleistungen .... 

407 

383 

401 

444 

443 

425 

463 

485 

507 

524 

546 

Sonstige Leistungen 

7 

8 

15 

12 

18 

21 

20 

20 

22 

22 

22 

Verwaltungskosten . 

244 

271 

319 

357 

369 

390 

417 

417 

437 

457 

478 

Reinausgaben 

2 282 

2 802 

3 120 

3 452 

3 604 

3 809 

4 013 

3 696 

3 955 

4 305 

4516 

Verrechnungen .... 

54 

126 

134 

147 

140 

157 

149 

124 

128 

142 

146 

davon 

an die KV 

( 26 ) 

( 96 ) 

( 101 ) 

( 110 ) 

( 101 ) 

( 111 ) 

( 100 ) 

( 70 ) 

( 70 ) 

( 80 ) 

( 80 ) 

an die ArV 

(V 

(2). 

( 2 ) 

( 2 ) 

(3) 

(3) 

(3) 

(3) 

(3) 

(3) 

(3) 

an die AnV 

(1) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

an die KnV 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 1 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

an die LAH 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

(0) 

an KöD 

(5) 

(Q) 

(V 

(7) 

(8) 

( 10 ) 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 12 ) 

( 13 ) 

( 14 ) 

an PöD 

( 21 ) 

( 21 ) 

( 23 ) 

( 26 ) 

( 27 ) 

( 32 ) 

( 35 ) 

( 39 ) 

( 42 ) 

( 45 ) 

( 48 ) 

insgesamt . . . 

1 2 336 

2 928 

3 254 

3 599 

3 744 

3 966 

4 162 

3 820 

4 083 

4 447 

4 662 

Beiträge der 
Versicherten .... 




Finanzierung 






Arbeitgeber 

2 351 

2 625 

3 062 

3 255 

3 454 

3 587 

3 826 

3 520 

3 779 

4 130 

4 348 

öffentliche Mittel . . 

34 

215 

250 

376 

358 

316 

239 

192 

191 

191 

191 

darunter 

Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 









_ 



( 192 ) 

( 191 ) 

( 191 ) 

( 191 ) 

Vermögenserträge . 

38 

43 

45 

64 

82 

125 

140 

150 

155 

165 

170 

Sonstige Einnahmen 

75 

93 

112 

122 

142 

145 

155 

166 

176 

186 

196 

Verrechnungen .... 

1 

1 

67 

1 

1 

1 

2 

2 

2 

2 

2 

davon 

von der AV/AF/BB 

i 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

von KG 

— 

— 

( 66 ) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

2 499 

2 977 

3 536 

3 818 

4 037 

4 174 

4 362 

4 030 

4 303 

4 674 

4 907 

Finanzierungssaldo . 

+ 163 

+ 49 

+ 282 

+ 219 

+ 293 

+ 208 

+ 200 

+ 210 

+ 220 

+ 227 

+ 245 
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Deutscher Bund estag — 6. Wah lperiode 


Drucksache VI/643 


Tabelle 26 


Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, Berufliche Bildung 

Millionen DM 



1963 , 

1964 j 

1965 

1 966 

1 

1967 1 

i 

I960 

1969 1 

1 

1970 1 

1971 

1972 

1973 

Barleistungen 

1 208 

866 

852 

Leistungen 

763 2 020 1 752 

1 480 

1 454 

1 606 

1 686 

1 763 

Sachleistungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

121 

147 

145 

162 

264 

435 

471 

572 

782 

824 

875 

Verwaltungskosten^) 

362 

373 

398 

440 

503 

544 

615 

745 

782 

832 

886 

Reinausgaben 

1 691 

1 386 

1 395 

1 365 

2 787 

2 731 

2 566 

2 771 

3 170 

3 342 

3 524 

Verrechnungen .... 

206 

174 

172 

173 

433 

374 

330 

217 

260 

273 

287 

davon 

an die KV 

(150) 

(114) 

(111) 

(106) 

(358) 

(297) 

(251) 

(131) 

(169) 

(176) 

(184) 

an die UV 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

(2) 

an KG 

( 5 ) 

(4) 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

an die SozHi .... 

(i) 

(V 

(1) 

(1) 

(2) 

(2) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

(0) 

an KöD 

(13) 

(13) 

(14) 

(16) 

(18) 

(19) 

(20) 

(23) 

(24) 

(26) 

(28) 

an PöD 

(36) 

(41) 

(45) 

(49) 

(54) 

(55) 

(57) 

(61) 

(65) 

(69) 

(73) 

insgesamt . . . | 

i 1 897 

1 560 

1 567 

1 538 

3 220 

3 105 

2 896 

2 988 

3 430 

3 615 

3 811 

Beitrage der 
Versicherten .... 

761 

757 

803 

Finanzierung 

879 1 052 1 136 

1 241 

1 368 

1 540 

1 640 

1 740 

Arbeitgeber 

771 

769 

818 

895 

1 068 

1 156 

1 262 

1 388 

1 560 

1 660 

1 760 

öffentliche Mittel . . 

69 

72 

.57 

61 

130 

211 

127 

146 

133 

128 

136 

darunter 

Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 








(130) 

(120) 

(117) 

(118) 

Vermögenserträge . 

253 

29 

298 

361 

354 

333 

306 

263 

292 

295 

299 

Sonstige Einnahmen 

26 

261 

29 

18 

14 

30 

65 

35 

35 

30 

30 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 880 

1 888 

2 005 

2 214 

2618 

2 866 

3 001 

3 200 

3 560 

3 753 

3 965 

Finanzierungssaldo . 

-17 

+ 328 

+ 438 

+ 676 

-602 

-239 

+ 105 

+ 212 

+ 130 

+ 138 

+ 154 


einschließlich Kosten der Fadiaufgaben 
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Drucksadle Vl/643 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 27 


Kindergeld 

Millionen DM 



1963 

1964 1 

1 

1965 

1966 

1967 ' 

1968 1 

1969 

i 

1970 1 

1971 

1 

1972 j 

1973 





Leistungen 







Barleistungen 

1 516 

2 020 

2 772 

2 933 

2 654 

2 596 

2 675 

2 945 

3 350 

3 470 

3 600 

Sachleistungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

2 

3 

0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

50 

57 

48 

48 

40 

39 

57 

50 

52 

53 

55 

Reinausgaben 

1 568 

2 080 

2 820 

2 981 

2 694 

2 635 

2 732 

2 995 

3 402 

3 523 

3 655 

Verrechnungen .... 

— 

— 

66 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

davon 












an die UV 



m) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 568 

2 080 

2 886 

2 981 

2 694 

2 635 

2 732 

2 995 

3 402 

3 523 

3 655 





Finanzierung 






Beiträge der 












Versicherten .... 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

__ 

Arbeitgeber 

1 087 

607 

34 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel , . 

448 

1 450 

2 799 

2 981 

2 694 

2 635 

2 732 

2 995 

3 402 

3 523 

3 655 ' 

darunter 











1 

Bundesmittel 












It. Finanzplan .... 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

(2 995 ) 

(3 402 ) 

(3 523 ) 

(3 655 ) 

Vermögenserträge . 

1 3 

2 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

4 

1 

1 

0 

0 

0 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen .... 

5 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

davon 












vonderAV/AF/BB 

( 5 ) 

( 4 ) 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 547 

2 064 

2 839 

2 981 

2 694 

2 635 

2 732 

2 995 

3 402 

3 523 

3 655 

Finanzieningssaldo . 

- 21 

- 16 

“ 47 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Deutscher Bundest ag — 6 . Wahlperio de Drucksache VI 76 43 


Tabelle 28 


Sozialhilfe 

Millionen DM 



1963 j 

1964 ! 

1 

1965 j 

1966 

1967 

1968 1 

1969 

1970 1 

1971 

1972 

1973 





Leistungen 







Barleistungen 

964 

970 

1 008 

1 115 

1 176 

1 176 

1 200 

1 310 

1 390 

1 450 

1 510 

Sachleistungen .... 

1 045 

1 123 

1 257 

1 371 

1 544 

1 660 

1 800 

2 060 

2 330 

2 550 

2 810 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

200 

210 

230 

250 

270 

280 

300 

340 

370 

400 

430 

Reinausgaben 

2 209 

2 303 

2 495 

2 736 

2 990 

3 116 

3 300 

3 710 

4 090 

4 400 

4 750 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

2 209 

2 303 

2 495 

2 736 

2 990 

3 116 

3 300 

3 710 

4 090 

4 400 

4 750 

Beiträge der 
Versicherten . . . . ^ 




Finanzierung 






Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

1 790 

1 839 

2 010 

2211 

2412 

2 509 

2 660 

2990 

3 300 

3 550 

3 840 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

( 44 ) 

( 41 ) 

( 42 ) 

( 42 ) 

Vermögenserträge . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

401 

445 

465 

503 

554 

582 

615 

694 

763 

822 

881 

Verrechnungen .... 

18 

19 

20 

22 

24 

25 

25 

26 

27 

28 

29 

davon 












von der AV/AF/BB 

ü) 

( 1 ) 

(V 

( 1 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

von LAG 

( 17 ) 

( 18 ) 

( 19 ) 

( 21 ) 

( 22 ) 

( 23 ) 

( 25 ) 

( 26 ) 

( 27 ) 

( 28 ) 

( 29 ) 

insgesamt . . . 

2 209 

2 303 

2 495 

2 736 

2 990 

3 116 

3 300 

3 710 

4 090 

4 400 

4 750 


Finanzierungssaldo . 



Drucksache VI/643 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 29 


Jugendhilfe 

Millionen DM 



1963 

1964 

1965 

I960 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 1 

1973 





Leistungen 






Barleistungen 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen .... 

520 

567 

663 

747 

799 

860 

940 

1 030 

1 130 

1 240 

1 360 

Sonstige Leistungen 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

100 

110 

130 

150 

160 

170 

190 

210 

230 

250 

270 

Reinausgaben 

620 

677 

793 

897 

959 

1 030 

1 130 

1 240 

1 360 

1 490 

1 630 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

■— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

620 

677 

793 

897 

959 

1 030 

1 130 

1 240 

1 360 

1 490 

1 630 





Finanzierung 






Beiträge der 












Versicherten .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

620 

677 

793 

897 

959 

1 030 

1 130 

1 240 

1 360 

1 490 

1 630 

darunter 












Bundesmittel 












It. Finanzplan .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

(6) 

(6) 

(6) 

(6) 

Vermögenserträge . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

620 

677 

793 

897 

959 

1 030 

1 130 

1 240 

1 360 

1 490 

1 630 

Finanzierungssaldo . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/643 


Tabelle 30 


Wohngeld 

Millionen DM 



1963 

1964 

1965 

1966 

1967 1968 

1969 

1970 1 

1971 

1972 

1973 





Leistungen 







Barleistungen 

32 

59 

146 

397 

429 

512 

580 

1 000 

1 476 

1 630 

1 826 

Sachleistungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

6 

11 

29 

48 

51 

55 

60 

90 

114 

120 

124 

Reinausgaben 

38 

70 

175 

445 

480 

567 

640 

1 090 

1 590 

1 750 

1 950 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

insgesamt . . . 

38 

70 

175 

445 

480 

567 

640 

1 090 

1 590 

1 750 

1 950 

Beiträge der 

Versicherten .... 




Finanzierung 







Arbeitgeber 

i 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

38 

70 

175 

445 

480 

567 

640 

1 090 

1 590 

1 750 

1 950 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

( 500 ) 

( 738 ) 

( 815 ) 

( 913 ) 

Vermögenserträge . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

insgesamt . . . 

38 

70 

175 

445 

480 

567 

640 

1 090 

1 590 

1 750 

1 950 

Finanzierungssaldo . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Tabelle 31 


öffentlicher Gesundheitsdienst 

Millionen DM 



1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 j 

1971 ' 

1972 

1 1973 

1 

Barleistungen 




Leist 

u n g e n 






Sachleistungen .... 

515 

589 

644 

686 

708 

759 

806 

853 

901 

948 

995 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

19 

21 

23 

24 

25 

26 

28 

30 

31 

33 

35 

Reinausgaben 

534 

610 

667 

710 

733 

785 

834 

883 

932 

981 

1 030 

Verrechnungen .... 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

davon 

an KöD 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 12 ) 

( 13 ) 

( 14 ) 

( 15 ) 

( 16 ) 

( 17 ) 

( 18 ) 

( 19 ) 

( 20 ) 

insgesamt . . . 

544 

621 

679 

723 

747 

800 

850 

900 

950 

1 000 

1 050 

Beiträge der 
Versicherten .... 




Finanzierung 






Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

453 

520 

562 

601 

613 

660 

700 

740 

780 

820 

860 

darunter 

Bundesmittel 

It. Finanzplan . . 












Vermögenserträge . 

3 

4 

4 

5 

6 

7 

7 

8 

9 

. 9 

10 

Sonstige Einnahmen 

88 

97 

113 

117 

128 

133 

143 

152 

161 

171 

180 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

544 

621 

679 

723 

747 

800 

850 

900 

950 

1 000 

1 050 

Finanzierungssaldo . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


nicht gesondert ausgewiesen 
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Tabelle 32 


Pensionen im öffentlichen Dienst 

Millionen DM 



1963 

1964 1 

1965 

1966 

1967 

1968 1 

1969 

1970 

1971 

1972 j 

1973 

Barleistungen 

8 730 

9 452 

10 205 

Leistung e 

10 933 11 783 

n 

12 250 

13 600 

15 200 

16 400 

17 700 

19 100 

Sachleistungen . , , , 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

175 

190 

205 

220 

235 

250 

270 

300 

330 

350 

380 

Reinausgaben 

8 905 

9 642 

10410 

11 153 

12018 

12 500 

13 870 

15 500 

16 730 

18 050 

19 480 

Verrechnungen .... 

i 

— 

— 

~ 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . | 

8 905 

9 642 

10410 

11 153 

12 018 

12 500 

13 870 

15 500 

16 730 

18 050 

19 480 





Finanzierung 






Beiträge der 












Versicherten .... 

— 

— 

— 

__ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

1 

öffentliche Mittel . . 

8 739 

9 458 

10214 

10 939 

11 782 

12 263 

13 622 

15 240 

16 462 

17 770 

19 192 

darunter 

Bundesmittel 












It. Finanzplan .... 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

(5 321) 

(5 809) 

(6 217) 

(6 674) 

Vermögenserträge . 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

~ 

— 

Verrechnungen .... 

166 

184 

196 

214 

236 

237 

248 

260 

268 

280 

288 

davon 












von der ArV .... 

(28) 

(30) 

(35) 

(39) 

(42) 

(43) 

(47) 

(51) 

f55j 

(60) 

(65) 

von der AnV .... 

(V 

(7) 

(7) 

(8) 

(8) 

(9) 

(10) 

(10) 

(11) 

(11) 

(12) 

von der KnV .... 

(6) 

(7) 

(7) 

(7) 

(8) 

(8) 

(8) 

(8) 

(9) 

(9) 

(9) 

von der LAH .... 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(1) 

(0) 

(1) 

(1) 

(1) 

' (1) 

(1) 

von der KV 

(67) 

1 (77) 

(78) 

(84) 

(961 

(90) 

(90) 

(90) 

(85) 

' (85) 

(80) 

von der UV 

(21) 

1 (21) 

(23) 

(26) 

(27] 

(32) 

(35) 

1 (39) 

(42) 

1 (45) 

(48) 

von der AV/AF/BB 

(36} 

1 (41) 

(45) 

(49j 

(54j 

(55) 

(57) 

1 (61) 

(65) 

1 (69; 

(73) 

insgesamt . . . 

1 8 905 

i 9 642 

10410 

i 11 153 

! 12018 

1 12 500 

13 870 

1 15 500 

16 730 

1 18 050 

19 480 

Finanzierungssaldo . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Die Pensionen und die Kinderzusdiläge im öffentlichen Dienst sind aus Gründen des internationalen Vergleichs und aus funk- 
tionalen Erwägungen aufgenommen worden. Die Pensionen und die Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst sind der Rechtsnatur 
nach keine Sozialleistungen. 
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Tabelle 33 


Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

Millionen DM 



1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 j 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 





Leist 

u n g e n 







Barleistungen 

1 170 

1 473 

1 604 

1 620 

1 634 

1 650 

1 670 

1 690 

1 710 

1 730 

1 750 

Sachleistungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

22 

28 

30 

31 

31 

31 

30 

30 

30 

30 

30 

Reinausgaben 

1 192 

1 501 

1 634 

1 651 

1 655 

1 681 

1 700 

1 720 

1 740 

1 760 

1 780 

Verrechnungen .... 

— 

~ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 192 

1 501 

1 634 

1 651 

1 665 

1 681 

1 700 

1 720 

1 740 

1 760 

1 780 





Finanzierung 






Beiträge der 












Versicherten .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitgeber 


— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

1 116 

1 420 

1 544 

1 552 

1 558 

1 569 

1 580 

1 592 

1 605 

1 617 

1 629 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vermögenserträge . 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

-- 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen .... 

davon 

76 

81 

90 

99 

107 

112 

120 

128 

135 

143 

151 

von der ArV .... 

(S) 

( 9 ) 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 12 ) 

( 12 ) 

( 13 ) 

( 14 ) 

( 15 ) 

( 16 ) 

( 17 ) 

von der AnV .... 

( 3 ) 

( 4 ) 

( 4 ) 

( 4 ) 

(5) 

(5) 

( 0 ) 

( 0 ) 

(6) 

( 7 ) 

( 7 ) 

von der KnV .... 

( 2 ) 

(V 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

( 2 ) 

von der KV 

( 26 ) 

( 28 ) 

( 31 ) 

( 35 ) 

( 37 ) 

( 39 ) 

( 42 ) 

( 44 ) 

( 47 ) 

( 49 ) 

( 52 ) 

von der UV 

( 5 ) 

(6) 

(7) 

(7) 

( 8 ) 

( 10 ) 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 12 ) 

( 13 ) 

( 14 ) 

von der A V/AF/BB 

(W 

( 13 ) 

( 14 ) 

( 16 ) 

( 18 ) 

( 19 ) 

( 20 ) 

( 23 ) 

( 24 ) 

( 26 ) 

( 28 ) 

von ÖGD 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 12 ) 

( 13 ) 

( 14 ) 

( 15 ) 

( 16 ) 

( 17 ) 

( 18 ) 

( 19 ) 

( 20 ) 

von der KOV . . . 

( 9 ) 

( 9 ) 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

insgesamt ... 

1 192 

1 501 

1 634 

1 651 

1 665 

1 681 

1 700 

1 720 

1 740 

1 760 

1 780 

Finanzierungssaldo . 

— 

— 

— 

-- - 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— * 


vgl. Fußnote zu Tabelle 32 
2) nicht gesondert ausgewiesen 
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Tabelle 34 


Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 

Millionen DM 



1963 I 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 1 

1971 

1972 

1973 





Leistunge 

n 






Barleistungen 

400 

430 

460 

490 

540 

740 

680 

740 

790 

850 

930 

Sachleistungen .... 

— 

— 

— 

— 


— 

__ 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— , 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

22 

24 

26 

28 

30 

32 

34 

37 

40 

42 

44 

Reinausgaben 

422 

454 

486 

518 

570 

772 

714 

777 

830 

892 

974 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

~ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

422 

454 

486 

518 

570 

772 

714 

777 

830 

892 

974 





Finanzierung 






Beiträge der 
Versicherten .... 

280 

310 

360 

390 

300 

320 

370 

410 

440 

460 

490 

Arbeitgeber 

570 

620 

720 

780 

730 

770 

880 

990 

1 050 

1 120 

1 190 

öffentliche Mittel . . 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vermögenserträge . 

250 

280 

300 

340 

350 

390 

420 

460 

500 

530 

560 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 100 

1 210 

1 380 

1 510 

1 380 

1 480 

1 670 

1 860 

1 990 

2 110 

2 240 

Finanzierungssaldo . 

+ 678 

+ 756 

+ 894 

+ 992 

+ 810 

+ 708 

+ 956 

+ 1 083 

+ 1 160 

+ 1 218 

4 - 1 266 
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Tabelle 35 


Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 
(einschließlich Kriegsopferfürsorge) 

Millionen DM 



1963 

1964 j 

1965 i 

1966 

1967 

1968 

1969 i 

1970 

1971 1 

1972 

1973 

Barleistungen 

3 912 

4 696 

5 096 

Leis 

5 224 

t u n g e n 

5 865 

5 782 

5 718 

6 477 

6 749 

7 088 

7 555 

Sachleistungen .... 

284 

339 

389 

354 

559 

518 

528 

600 

619 

623 

640 

Sonstige Leistungen 

1 

15 

15 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

262 

275 

301 

326 

338 

316 

340 

379 

400 

422 

446 

Reinausgaben 

4 459 

5 325 

5 801 

5 905 

6 762 

6616 

6 586 

7 456 

7 768 

8 133 

8 641 

Verrechnungen .... 

62 

66 

73 

168 

145 

137 

138 

144 

146 

148 

150 

davon 

an die AnV 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

( 0 ) 

(0) 

(i) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

an die KV 

( 53 ) 

( 57 ) 

( 63 ) 

( 157 ) 

( 134 ) 

( 126 ) 

( 126 ) 

( 132 ) 

( 134 ) 

( 136 ) 

( 138 ) 

an KöD 

(9) 

(9) 

( 10 ) 

(n) 

(W 

( 10 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

( 11 ) 

insgesamt . . . 

4 521 

5 391 

5 874 

6 073 

6 907 

6 753 

6 724 

7 600 

1 914 

8 281 

8 791 

Beiträge der 
Versicherten .... 




Finanzierung 






Arbeitgeber 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

4 493 

5 356 

5819 

6 006 

6 823 

6 672 

6 643 

7 513 

7 827 

8 192 

8 700 

darunter 

Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 








(7 128 ) 

(7 417 ) 

(7 758 ) 

(8 240 ) 

Vermögenserträge . 

! 0 

0 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

Sonstige Einnahmen 

28 

35 

55 

67 

83 

80 

80 

86 

86 

88 

90 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

-- 


— 


— 

insgesamt . . . 

4 521 

5 391 

5 874 

6 073 

6 907 

6 753 

6 724 

7 600 

7 914 

8 281 

8 791 

Finanzierungssaldo . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Tabelle 36 


Lastenausgleich 

Millionen DM 



1963 

1964 

1965 

I960 

1967 

1968 1 

1969 1 

1970 

1971 

1972 1 

! 

1973 





Leistungen 







Barleistungen 

1 679 

1 800 

1 880 

1 847 

1 703 

1 710 

1 642 

1 584 

1 385 

1 294 

1 202 

Sachleistungen .... 

— 

— 


— 

— 

-- 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 


— 

Verwaltungskosten . 

95 

103 

110 

108 

100 

102 

100 

92 

85 

79 

74 

Reinausgaben 

1 774 

1 903 

1 990 

1 955 

1 803 

1 812 

1 742 

1 676 

1 470 

1 373 

1 276 

Verrechnungen .... 

17 

18 

19 

21 

22 

23 

25 

26 

27 

28 

29 

davon 












an die SozHi .... 

( 17 ) 

( 18 ) 

( 19 ) 

( 21 ) 

( 22 ) 

( 23 ) 

( 25 ) 

( 26 ) 

( 27 ) 

( 28 ) 

( 29 ) 

insgesamt . . . 

1 791 

1 921 

2 009 

1 976 

1 825 

1 835 

1 767 

1 702 

1 497 

1 401 

1 305 

Beiträge der 
Versicherten .... 




Finanz 

i e r u n g 






Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

595 

603 

790 

793 

785 

783 

767 

744 

683 

642 

601 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

( 240 ) 

( 240 ) 

( 230 ) 

( 218 ) 

Vermögenserträge . 

— 

— 

— 

— 

-- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

1 196 

1 318 

1 219 

1 183 

1 040 

1 052 

1 000 

958 

814 

759 

704 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

~ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 791 

1 921 

2 009 

1 976 

1 825 

1 835 

1 767 

1 702 

1 497 

1 401 

1 305 

Finanz ierungs saldo . 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 
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Tabelle 37 


Laufende Wiedergutmachung 

Millionen DM 


1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 


Leistungen 


Barleistungen 

249 

252 

280 

266 

360 

315 

302 

315 

300 

285 

270 

Sachleistungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Verwaltungskosten . 

25 

25 

28 

27 

36 

32 

30 

32 

30 

29 

27 

Reinausgaben 

274 

277 

308 

293 

396 

347 

332 

347 

330 

314 

297 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt ... 

274 

277 

308 

293 

396 

347 

332 

347 

330 

314 

297 

Beiträge der 
Versicherten .... 




Finanzierung 







Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

~ 

— 

öffentliche Mittel . . 

274 

277 

308 

293 

396 

347 

332 

347 

330 

314 

297 

darunter 












Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

- — 

— 

— 

— 


— 



( 315 ) 

( 300 ) 

( 285 ) 

( 270 ) 

Vermögenserträge . 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

-- 


Sonstige Einnahmen 

— 

— 


— 

— 

— 


— 

— 


_ 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

274 

277 

308 

293 

396 

347 

332 

347 

330 

314 

297 

Finanzierungssaldo . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

~ 

—• 
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Tabelle 38 


Unterhaltssicherung 

Millionen DM 



1963 

1964 

1965 

1966 1967 1968 

1969 1 

1970 

1971 

1972 1 

1973 





Leistungen 







Barleistungen 

101 

187 

315 

351 300 

220 

261 

250 

255 

210 

211 

Sachleistungen .... 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

10 

19 

32 

35 30 

22 

26 

25 

26 

21 

21 

Reinausgaben 

111 

206 

347 

386 330 

242 

287 

275 

281 

231 

232 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

111 

206 

347 

386 330 

242 

287 

275 

281 

231 

232 

Beiträge der 

Versicherten . . . . ■ 




Finanzierung 







j 

Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— — 

— 

-- 


— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . ' 

111 

206 

347 

386 330 

242 

287 

275 

281 

231 

232 

darunter 











Bundesmittel 

It. Finanzplan .... 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

(250j 

(255) 

(210) 

(211) 

Vermögenserträge . 

— 

— 

— 

__ _ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

i 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . , . 

111 

206 

347 

386 330 

242 

287 

275 

281 

231 

232 

Finanzierungssaldo . 

t 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Tabelle 39 


Sonstige Entschädigungsieistungen 

Millionen DM 


1 

1963 

1964 1 

1965 

I960 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 





Leistungen 







Barleistungen 

19 

41 

75 

45 

41 


37 

28 

33 

28 

27 

26 

Sachleistungen .... 

— 

— 


— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungskosten . 

2 

4 

8 

5 

4 


4 

3 

3 

3 

3 

3 

Reinausgaben 

21 

45 

83 

50 

45 


41 

31 

36 

31 

30 

29 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

*— 

— 

— 

— 

insgesamt . , . 

21 

45 

83 

50 

45 


41 

31 

36 

31 

30 

29 

Beiträge der 
Versicherten .... 




Finanz 

i e r u n g 







Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . 

21 

45 

83 

50 

45 


41 

31 

36 

31 

30 

29 

darunter 













Bundesmittel 

It Finanzplan .... 

1 

1 

— 

— 

-- 

— 


— 

— 

( 33 ) 

( 28 ) 

( 27 ) 

( 26 ) 

Vermögenserträge . 

! 

— 

— 

— 

— 


— - 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen .... 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

21 

45 

83 

50 

45 


41 

31 

36 

31 

30 

29 

Finanzierungssaldo . 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

-- 

— 

— 
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Tabelle 40a 


Absolute und relative Höhe der Lohnsteuer 

nach dem seit dem 1. Januar 1965 geltenden Tarif 

Brutto- Lediger 

monats- (Steuer- Verheirateter mit . . . Kindern (Steuerklasse III) 


lohn 

klasse I) 

0 1 

1 

2 

3 

4 1 

5 

DM 

DM 1 vH‘) 

DM i vH‘) 1 

DM 1 vH‘) 

DM ! vH‘) 

DM 1 vH>) 

DM i vH‘) 1 

DM 1 vHi) 


300 

2,80 

0,9 

— 

— 

— 

— 

400 

21,80 

5,5 

— 

— 

— 

— 

500 

40,80 

8,2 

14,10 

2,8 

— 

— 

600 

59,80 

lOß 

33,10 

5,5 

14,10 

2,4 

700 

78,80 

11,3 

52,10 

7,4 1 

33,10 

4,7 

800 

97,80 

12,2 

71,10 

8,9 

52,10 

6,5 

900 

117,50 

13,1 

90,10 

10,0 ! 

71,10 

7,9 

1 000 

139,00 

13,9 

, 109,10 

10,9 

90,10 

9,0 

1 100 

1 162,20 

14,7 

128,10 

11,6 ' 

109,10 

9,9 

1 200 

187,10 

15,6 

147,10 

12,3 i 

128,10 

10,7 

1 300 

213,50 

16,4 

166,10 

12,8 ■ 

147,10 

11,3 

1 400 

241,50 

17,3 

185,10 

13,2 

166,10 

11,9 

1 500 

270,90 

18,1 

204,10 

13,6 i 

185,10 

12,3 

1 750 

350,— 

20,0 

255,— 

14,6 

234,— 

13,4 

2 000 

436,50 

21,8 

311,50 

15,6 

288,10 

14,4 

2 250 

529,20 

23,5 

373,— 

16,6 

347,80 

15,5 


— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

6,50 

0,9 

— 

— 

1 — 


— 

— 

25,50 

2,8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

44,50 

4,9 

16,— 

1,8 

— 

— 

— 

— 

63,50 

6,4 

35,— 

3,5 

6,50 

0,7 

1 — 

— 

82,50 

7,5 

54,— 

4,9 

25,50 

2,3 

— 

— 

101,50 

8,5 

73,— 

6,1 

44,50 

3,7 

i 16,— 

1,3 

120,50 

9,3 

92,— 

7,1 

63,50 

4,9 

i 35,— 

2,7 

139,50 

10,0 

111,— 

7,9 

82,50 

5,9 

I 54,— 

3,9 

158,50 

10,6 

130,— 

8,7 

101,50 

6,8 

73,— 

4,9 

206,10 

11,8 

177,50 

10,1 

149,— 

8,5 

120,50 

6,9 

257,10 

12,9 

225,80 

11,3 

196,50 

9,8 

168,— 

8,4 

313,80 

13,9 

279,10 

12,4 

246,50 

11,0 

215,80 

9,6 


*) Steuer in v. H. des Bruttolohnes 
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Tabelle 40b 


Entwicklung der Lohnsteuerabzüge seit 1950 


Regelung ab . . . 

Ledige 

Verheiratete 
ohne Kinder 

Verheiratete mit 

1 Kind i 3 Kindern 

i 

1. Nach der Lohnsteuertabelle ist bis zu einem steuerpflichtigen Bruttomonats- 
lohn bzw. -gehalt von . . . DM keine Lohnsteuer zu entrichten 


DM 

DM 

DM 

DM 

1. Januar 1950 

127,58 

140,08 

173,41 

252,58 

1. Januar 1953 

140,58 

153,08 

186,41 

265,58 

1. Juni 1953 

144,74 

211,41 

261,41 

382,24 

1. Januar 1955 

153,08 

228,08 

290,58 

490,58 

1. Januar 1957 

173,91 

269,74 

332,24 

590,58 

1. Oktober 1957 

190,58 

286,41 

348,91 

607,24 

1. Januar 1958 

190,58 

315,58 

378,08 

636,41 

1. September 1958 

242,49 

384,99 

459,99 

749,99 

1. Januar 1962 

242,49 

384,99 

484,99 

774,99 

1. Januar 1965 

287,49 

429,99 

529,99 

819,99 

2. Lohnsteuer bei 750 DM steuerpflichtigem Bruttomonatslohn bzw. -gehalt 


DM i V. H. ') 

DM 1 V. H. M 

DM 1 V. H. 1) 

DM !v.H.‘) 

1. Januar 1950 

162,05 21,6 

142,05 18,9 

122,90 16,4 

88,75 11,8 

1. Januar 1953 

157,05 20,9 

137,05 18,3 

118,50 15,8 

85,00 11,3 

1. Juni 1953 

135,65 18,1 

113,75 15,2 

98,25 13,1 

64,64 8,6 

1. Januar 1955 

111,05 14,8 

93,05 12,4 

79,25 10,6 

37,65 5,0 

1. Januar 1957 

106,00 14,1 

83,40 11,1 

70,00 9,3 

20,00 2,7 

1. Oktober 1957 

106,00 14,1 

83,40 11,1 

70,00 9,3 

20,00 2,7 

1. Januar 1958 

106,00 14,1 

76,80 10,2 

63,65 8,5 

15,50 2,1 

1. September 1958 

102,00 13,6 

74,00 9,9 

59,00 7,9 

1,00 0,J 

1. Januar 1962 

102,00 13,6 

74,00 9,9 

54,00 7,2 


1. Januar 1965 

88,30 11,8 

61,60 8,2 

42,60 5,7 



Steuer in v. H. des Bruttolohns 
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Tabelle 40 c 


Entwicklung der Lohnsteuerabzüge 
bei Durchschnittsverdiensten seit 1950 


Jahr 

Durchschnittliches 
Bruttoj ahresarbeils- 
entgelt aller 
Versicherten 
der ArV und AnV ^) 



Jahreslohnsteuer 

eines Verheirateten 


ohne Kind 

mit einem Kind 

DM 

DM 

1 V. H. 

DM 1 

V. H. 


1 


2 

1 3 

4 

1 

5 

1950 

3 161 

127 


4,0 

76 


2,4 

1951 

3 579 

187 


5,2 

107 


3,0 

1952 

3 852 

235 


6,1 

142 


3,7 

1953 

4 061 

207 


5,1 

121 


3,0 

1954 

4 234 

203 


4,8 

120 


2,8 

1955 

4 548 

223 


4,9 

118 


2,6 

1956 

4 844 

271 


5,6 

160 


3,3 

1957 

5 043 

223 


4,4 

118 


2,3 

1958 

5 330 

144 


2,7 

— 


— 

1959 

5 602 

204 


3,6 

24 


0,4 

1960 

6 101 

288 


4,7 

108 


1.8 

1961 

6 723 

408 


6,1 

228 


3,4 

1962 

7 328 

528 


7,2 

288 


3,9 

1963 1 

7 775 

612 


7,9 

372 


4,8 

1964 

8 467 ( 7 920) 

756 

{ 648) 

8,9 ( 8,2) 

516 ( 

408) 

6,8 ( 5,2) ' 

1965 

9 229 

762 


8,3 

534 


5.8 i 

1966 

9 893 

888 


9,0 

660 


6,7 1 

1967 

10219 

1 946 


9,3 

718 


7,0 i 

1968 

10 842 (10 800) 

1 070 

(1 060) 

9,9 ( 9,8) 

842 ( 

832) 

7,8 ( 7,7) ' 

1969 

11 850(11 250) 

1 254 

(1 140) 

10,6 (10,1) 

1 026 ( 

912) 

8,7 ( 8,1) i 

1970 

13 023 3) 

1 482 


HA 

1 254 


9,6 

1971 

13 778 

1 618 


11,7 

1 390 


10,1 

1972 

14 577 (14 400) 

1 778 

(1 744) 

12,2 (12,1) 

1 550 (1 516) 

10,6 (10,5) 

1973 

15 422 (14 400) 

1 938 

(1 744) 

12,6 (12,1) 

1 710 (1 516) 

11,1 (10,5) 


In Klammern; Beitragsbemessungsgrenze der KV falls diese niedriger ist als der Durchschnittsverdienst (1969 
= 7 Monate 900 DM, 5 Monate 990 DM). 

“) Weihnachtsfreibetrag berücksichtigt 

Ohne Lohnfortzahlung (+ 9,9 v. H. anstelle von + 12,0 v. H.) vgl. Drucksache V/4645 S. 31 Fußnote 4. 
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Tabelle 41 a 


Durchschnittliche Wochenverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie 

Ledig 


Jahr 

Durch- 

schnittliche 

Brutto- 

wochen- 

verdienste 

Lohnsteuer- 
abzüge '‘j 

Sozialversiche- 

rungsabzüge 

Abzüge insgesamt 
in Klammern: 

einschließlich Kirchensteuer 

Nettoverdienste 
in Klammern: 

abzüglich 

Kirchensteuer 

DM 

DM 

V. H. 
von 

Spalte 1 

DM 

v.H. 

von 

Spalte 1 

DM 1 

von Spalte 1 

DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 1 7 

8 

1950 

72,85 

6,63 

9,1 

7,32 

10,0 

13,95 (14,55) 19,1 (20,0) 

58,90 ( 58,30) 

1951 

82,72 

8,55 

10,3 

8,28 

10,0 

16,83 (17,60) 20,3 (21,3) 

65,89 ( 65,12) 

1952 

89,40 

10,13 

11,2 

8,84 

10,0 

18,97 (19,88) 21,2 (22,2) 

70,43 ( 69,52) 

1953 

93,89 

10,38 

11,0 

9,35 

10,0 

19,73 (20,66) 21,0 (22,0) 

74,16 ( 73,23) 

1954 

97,56 

9,81 

10,0 

9,83 

10,1 

19,64 (20,52) 20,1 (21,0) 

77,92 ( 77,04) 

1955 

104,85 

10,44 

J0,0 

10,61 

10,1 

21,05 (21,99) 20,1 (21,0) 

83,80 ( 82,86) 

1956 

111,62 

11,76 

10,6 

11,30 

10,1 

23,06 (24,12) 20,7 (21,6) 

88,56 ( 87,50) 

1957 

118,69 

12,17 

10,3 

12,81 

10,8 

24,98 (26,08) 21,0 (22,0) 

93,71 ( 92,61) 

1958 

124,31 

13,33 

10,7 

15,16 

12,2 

28,49 (29,69) 22,9 (23,9) 

95,82 ( 94,62) 

i 1959 

129,45 

14,76 

11,4 

15,81 

12,2 

30,57 (31,90) 23,6 (24,6) 

98,88 ( 97,55) 

1960 

141,23 

17,07 

12,1 

17,22 

12,2 

34,29 (35,83) 24,3 (25,4) 

106,94 (105,40) ' 

1961 

154,90 

19,84 

12,8 

19,62 

12,7 

39,46 (41,25) 25,5 (26,6) 

115,44 (113,65) 

1962 

170,18 

22,84 

13,4 

20,97 

12,3 

43,81 (45,87) 25,7 (27,0) 

126,37 (124,31) 

1963 

182,20 

25,61 

14,0 

21,34 

11,7 

46,95 (49,25) 25,8 (27,0) 

135,25 (132,95) 

1964 

198,00 

30,05 

15,1 

22,50 

11,4 

52,55 (55,25) 26,5 (27,9) 

145,45 (142,75) 

1965 

218,00 

29,19 

13,4 

23,91 

11,0 

53,10 (55,73) 24,4 (25,6) 

164,90 (162,27) 

1966 

230,00 

31,82 

13,8 

27,73 

12,1 

59,55 (62,41) 25,9 (27,1) 

170,45 (167,59) 

1967 

228,00 

31,44 

13,8 

28,17 

12,4 

59,61 (62,44) 26,1 (27,4) 

168,39 (165,56) 

1968 

242,00 

34,57 

14,3 

30,43 

12,6 

65,00 (68,11) 26,9 (28,1) 

177,00 (173,89) 

1969 

264,00 p 

39,84 

15,1 

33,76 

12,8 

73,60 (77,19) 27,9 (29,2) 

190,40 (186,81) 


bis einschließlich 1956 ohne Bergbau 

2) Bundesgebiet; von 1960 an einschließlich Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

'^) Jahresdurchschnitt 

Nach den jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen. Eventuelle Lohnsteuerfreibeträge sind nicht 
unterstellt. 

in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer 
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Tabelle 41b 


Durchschnittliche Wochenverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie 

Verheiratet (ohne Kinder) 


Jahr 

Durch- 
schnittliche 
Brutto- 
woche n- 
verdienste 

I 

Lohnsteuer- 

abzüge 

Sozialversiche- 

rungsabzüge 

Abzüge insgesamt 
in Klammern: 

einschließlich Kirchensteuer^) 

Nettoverdienste 
in Klammern: 

abzüglich 

Kirchensteuer 


DM 

1 

DM 

V. H. j 
von 

Spalte 1 1 

DM 

i 

V. H. 
von 

Spalte 1 

DM 

1 V. H. 

von Spalte 1 

DM 


1 

r 2 1 

3 

i 4 1 

5 1 

6 

1 7 1 


8 

1950 

72,85 

4,32 

6,0 

7,32 

10,0 

11,64 (12,03) 

16,0 (16,5) 

61,21 

( 60,82) 

1951 

82,72 

6,24 

1.6 

8,28 

10,0 

14,52 (15,08) 

17,6 (18,2) 

68,20 

( 67,64) 

1952 

j 89,40 

7,59 

8,4 

8,84 

10,0 

16,43 (17,11) 

18,4 (19,1) 

72,97 

( 72,29) 

1953 

93,89 

7,78 

8,2 

9,35 

10,0 

17,13 (17,83) 

18,2 (19,0) 

76,76 

( 76,06) 

1954 

97,56 

6,66 

6,8 

9,83 

10,1 

16,49 (17,09) 

16,9 (17,5) 

81,07 

( 80,47) 

1955 

104,85 

7,16 

6,8 

10,61 

10,1 

17,77 (18,41) 

16,9 (17,6) 

87,08 

( 86,44) 

1956 

111,62 1 

8,42 

7.6 

11,30 

10,1 

19,72 (20,48) 

17,7 (18,3) 

91,90 

( 91,14) 

1957 

118,69 

7,88 

6,6 

12,81 

10,8 

20,69 (21,40) 

17,4 (18,0) 

98,00 

( 97,29) 

1958 

124,31 

7,70 

6,2 

15,16 

12,2 

22,86 (23,55) 

18,4 (18,9) 

101,45 

(100,76) 

1959 

129,45 

8,30 

6,4 

15,81 

12,2 

24,11 (24,86) 

18,6 (19,2) 

105,34 

(104,59) 

1960 

141,23 

10,61 

7,5 

17,22 

12,2 

27,83 (28,78) 

19,7 (20,4) 

113,40 

(112,45) 

1961 

154,90 

13,38 

8,6 

19,62 

12,7 

33,00 (34,20) 

21,3 (22,1) 

121,90 

(120,70) 

1962 

170,18 

16,38 

9,6 

20,97 

12,3 

37,35 (38,82) 

21,9 (22,8) 

132,83 

(131,36) 

1963 

182,20 1 

18,69 

10,2 

21,34 

11.7 

40,03 (41,71) 

22,0 (22,9) 

142,17 

(140,49) 

1964 

198,00 1 

21,92 

11,0 

22,50 

11,4 

44,42 (46,39) 

22,4 (23,4) 

153,58 

(151,61) 

1965 

218,00 

22,57 

10,4 

23,91 

11,0 

46,48 (48,51) 

21,3 (22,3) 

171,52 

(169,49) 

1966 

230,00 

24,96 

10,9 

27,73 

12,1 

52,69 (54,94) 

22,9 (23,9) 

177,31 

(175,06) 

1967 

228,00 

24,53 

10,8 

28,17 

12,4 

52,70 (54,91) 

23,1 (24,1) 

175,30 

(173,09) 

1968 

242,00 

27,15 

11,2 

30,43 

12,6 

57,58 (60,02) 

23,8 (24,8) 

184,42 

(181,98) 

1969 

264,00 p 

31,34 

11,9 

33,76 

12,8 

65,10 (67,92) 

24,7 (25,7) 

198,90 

(196,08) 


b bis einschließlich 1956 ohne Bergbau 

Bundesgebiet; von 1960 an einschließlich Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

''^) Jahresdurchschnitt 

Nach den jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen. Eventuelle Lohnsteuerfreibeträge sind nicht 
unterstellt. 

5) in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer 
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Tabelle 

41 c 

Durchschnittliche Wochenverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie 

Verheiratet (1 Kind) 

Jahr 

Durch- 
schnittliche 
Brutto- 
wochen- 
verdienste ^) 

Lohnsteuer- 
abzüge ^) 

Sozialversiche- 
rungsabzüge "*) 

Abzüge insgesamt 
in Klammern: 

einschließlich Kirchensteuer ^) 

Nettoverdienste 
in Klammern: 

abzüglich 

Kirchensteuer 


DM 

DM 

V. H. 
von 
Spalte 1 

DM 

V. H, 
von 

Spalte 1 

DM 

V. H. 

von Spalte 1 

DM 


1 

2 1 

3 

4 1 

5 

6 

7 

8 

1950 

72,85 

2,59 

3,6 

7,32 

10,0 

9,91 ( 10 , 14 ) 

13,6 (13,9) 

62,94 ( 62 , 71 ) 

1951 

82,72 

4,03 

4,9 

8,28 

10,0 

12,31 ( 12 , 67 ) 

14,9 (15,3) 

70,41 ( 70 , 05 ) 

1952 

89,40 

5,28 

5,8 

8,84 

10,0 

14,12 ( 14 , 60 ) 

15,8 (16,3) 

75,28 ( 74 , 80 ) 

1953 

93,89 

5,48 

5,8 

9,35 

10,0 

14,83 ( 15 , 32 ) 

15,8 (16,3) 

79,06 ( 78 , 57 ) 

1954 

97,56 

4,62 

4,7 

9,83 

10,1 

14,45 ( 14 , 87 ) 

14,8 (15,2) 

83,11 ( 82 , 69 ) 

1955 

104,85 

4,82 

4 ß 

10,61 

10,1 

15,43 ( 15 , 86 ) 

14,7 (15,1) 

89,42 ( 88 , 99 ) 

1956 

111,62 

5,94 

5,3 

11,30 

10,1 

17,24 ( 17 , 77 ) 

15,4 (15,9) 

94,38 ( 93 , 85 ) 

1957 

118,69 

5,45 

4,6 

12,81 

10,8 

18,26 ( 18 , 75 ) 

15,4 (15,8) 

100,43 ( 99 , 94 ) 

1958 

124,31 

5,30 

4,3 

15,16 

12,2 

20,46 ( 20 , 94 ) 

16,5 (16,8) 

103,85 ( 103 , 37 ) 

1959 

129,45 

4,84 

3,7 

15,81 

12,2 

20,65 ( 21 , 09 ) 

16,0 (16,3) 

108,80 ( 108 , 36 ) 

1960 

141,23 

7,15 

5,0 

17,22 

12,2 

24,37 ( 25 , 01 ) 

17,3 (17,7) 

116,86 ( 116 , 22 ) 

1961 

154,90 

9,92 

6,4 

19,62 

12,7 

29,54 ( 30 , 43 ) 

19,1 (19,6) 

125,36 ( 124 , 47 ) 

1962 

170,18 

11,76 

6,9 

20,97 

12,3 

32,73 ( 33 , 79 ) 

19,2 (19,9) 

137,45 ( 136 , 39 ) 

1963 

182,20 

14,07 

7,7 

21,34 

11,7 

! 35,41 ( 36 , 68 ) 

19,4 (20,1) 

146,79 ( 145 , 52 ) 

1964 

198,00 ^ 

17,30 

8,7 

22,50 

11,4 

i 39,80 ( 41 , 36 ) 

20,1 (20,9) 

158,20 ( 156 , 64 ) 

1965 

218,00 

18,19 

8,4 

23,91 

11,0 

42,10 ( 43 , 74 ) 

19,3 (20,1) 

175,90 ( 174 , 26 ) 

1966 

230,00 1 

20,57 

9,0 

27,73 

12,1 

48,30 ( 50 , 15 ) 

21,0 (21,8) 

181,70 ( 179 , 85 ) 

1967 

228,00 

20,15 

8,9 

28,17 

12,4 

48,32 ( 50 , 13 ) 

21,2 (22,0) 

179,68 ( 177 , 87 ) 

1968 

242,00 

22,76 

9,4 

1 30,43 

12,6 

53,19 ( 55 , 24 ) 

22,0 (22,8) 

188,81 ( 186 , 76 ) 

1969 

264,00 p 

26,96 

10,2 

33,76 

12,8 

60,72 ( 63 , 15 ) 

23,0 (23,9) 

203,28 ( 200 , 85 ) 


bis einschließlich 1956 ohne Bergbau 

*•) Bundesgebiet; von 1960 an einschließlich Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

Jahresdurchschnitt 

‘^) Nach den jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen. Eventuelle Lohnsteuerfreibeträge sind nicht 
unterstellt. 

in Höhe von 9 v, H. der Lohnsteuer 
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Tabelle 41 d 


Durchschnittliche Wochenverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie i) 

Verheiratet (2 Kinder) 


Jahr 

Durch- 

' schnittliche 
Brutto- 
wochen- 
verdienste ^) 

Lohnsteuer- 

abzüge 

Sozialversiche- 

rungsabzüge 

Abzüge insgesamt 
in Klammern: 

einschließlich Kirchensteuer ^) 

Nettoverdienste 
in Klammern: 

abzüglich 

Kirchensteuer 




V. H. 


V. H. 


V. H. 

von Spalte 1 



DM 

DM 

von 

Spalte 1 

DM 

von 

Spalte 1 

DM 

DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

i 8 

1950 

72,85 

1,80 

2,5 

7,32 

70,0 

9,12 ( 9,28) 

12,5 (12,7) 

63,73 ( 63,57) 

1951 

82,72 

2,30 

2,8 

8,28 

70,0 

10,58 (10,79) 

12,8 (13,0) 

72,14 ( 71,93) 

1952 

89,40 

3,30 

3,6 

8,84 

70,0 

12,14 (12,44) 

13,6 (13,9) 

77,26 ( 76,96) 

1953 

93,89 

3,46 

3,6 

9,35 

70,0 

12,81 (13,12) 

13,6 (14,0) 

81,08 ( 80,77) 

1954 

97,56 

2,89 

2,9 

9,83 

70,7 

12,72 (12,98) 

13,0 (13,3) 

84,84 ( 84,58) 

1955 

104,85 

2,74 

2,6 

10,61 

70,7 

13,35 (13,60) 

12,7 (13,0) 

91,50 ( 91,25) 

1956 

111,62 

3,70 

3,3 

11,30 

70,7 

15,00 (15,33) 

13,4 (13,7) 

96,62 ( 96,29) 

1957 

118,69 

1,44 

1,2 

12,81 

10,8 

14,25 (14,38) 

12,0 (12,1) 

104,44 (104,31) 

1958 

124,31 

1,32 

IJ 

15,16 

12,2 

16,48 (16,60) 

13,3 (13,4) 

107,83 (107,71) 

1959 

129,45 

— 

— 

15,81 

12,2 

15,81 (15,81) 

12,2 (12,2) 

113,64 (113,64) 

1960 

141,23 

0,69 

0,5 

17,22 

12,2 

17,91 (17,97) 

12,7 (12,7) 

123,32 (123,26) 

1961 : 

154,90 

3,46 

2,2 

19,62 

12,7 

23,08 (23,39) 

14,9 (15,1) 

' 131,82 (131,51) 

1962 

170,18 ^ 

5,30 

3,7 

20,97 

12,3 

26,27 (26,75) 

15,4 (15,7) 

' 143,91 (143,43) 

1963 

182,20 

7,61 

4,7 

21,34 

11,7 

28,95 (29,63) 

15,9 (16,3) 

153,25 (152,57) 

1964 1 

198,00 

10,84 

5A 

22,50 

77,4 

33,34 (34,32) 

16,8 (17,3) 

164,66 (163,68) 

1965 

218,00 

12,03 

5,5 

23,91 

77,0 

35,94 (37,02) 

16,5 (17,0) 

182,06 (180,98) 

1966 

230,00 

14,46 

6,3 

27,73 

12,1 

42,19 (43,49) 

18,3 (18,9) 

187,81 (186,51) 

1967 

228,00 

14,00 

6,2 

28,17 

12,4 

42,17 (43,33) 

18,5 (19,0) 

185,83 (184,67) 

1968 

242,00 

16,65 

6,9 

30,43 

12,6 

47.08 (48,58) 

19,5 (20,1) 

194,92 (193,42) 

1969 

264,00 p 

20,80 

7,9 

33,76 

12,8 

54,56 (56,43) 

20,7 (21,4) 

209,44 (207,57) 


bis einschließlich 1956 ohne Bergbau 

2) Bundesgebiet; von 1960 an einschließlich Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

3) Jahresdurchschnitt 

Nach den jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen. Eventuelle Lohnsteuerfreibeträge sind nicht 
unterstellt. 

in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer 
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Tabelle 41 e 


Durchsdinittliche Wochenverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie 

Verheiratet (3 Kinder) 


Jahr 

Durch- 

schnittliche 

Brutto- 

wochenver- 

dienste 

Lohnsteuer- 

abzüge 

Sozialversiche- 

rungsabzüge/) 

Abzüge insgesamt 
in Klammern: 

einschließlich Kirchensteuer 

Nettoverdienste 
in Klammern: 

abzüglich 

Kirchensteuer 



V. H. 


V. H. 


V. H. 

von Spalte 1 



DM 

DM 

von 

Spalte 1 

DM 

von 

Spalte 1 

DM 

DM 


1 

2 

3 

4 

5 1 

6 1 

7 1 

8 

1950 

72,85 

1,10 

1,6 

7,32 

10,0 

8,42 ( 8,52) 

11,6 (11,7) 

64,43 ( 64,33) 

1951 

82,72 

1,45 

1,8 

8,28 

10,0 

9,73 ( 9,86) 

11.8 (11,9) 

72,99 ( 72,86) 

1952 

89,40 

1,68 

h8 

8,84 

10,0 

10,52 (10,67) 

11.8 (11,9) 

78,88 ( 78,73) 

1953 

93,89 

1,74 

18 

9,35 

10,0 

11,09 (11,25) 

11,8 (12,0) 

82,80 ( 82,64) 

1954 

97,56 

0,87 

0,9 

9,83 

10,1 

10,70 (10,78) 

11,0 (11,0) 

86,86 ( 86,78) 

1955 

104,85 


— 

10,61 

10,1 

10,61 (10,61) 

10,1 (10,1) 

94,24 ( 94,24) 

1956 

111,62 

— 

— 

11,30 

10,1 

11,30 (11,30) 

10,1 (10,1) 

100,32 (100,32) 

1957 

118,69 

— 

— 

12,81 

10,8 

12,81 (12,81) 

10,8 (10,8) 

105,88 (105,88) 

1958 

124,31 

— 

— 

15,16 

12,2 

15,16 (15,16) 

12,2 (12,2) 

109,15 (109,15) 

1959 

129,45 

— 

— 

15,81 

12,2 

15,81 (15,81) 

12,2 (12,2) 

113,64 (113,64) 

1960 

141,23 


— 

17,22 

12,2 

17,22 (17,22) 

12,2 (12,2) 

124,01 (124,01) 

1961 

154,90 

— 

— 

19,62 

12,7 

19,62 (19,62) 

12,7 (12,7) 

135,28 (135,28) 

1962 

170,18 

— 

— 

20,97 

12,3 

20,97 (20,97) 

12,3 (12,3) 

149,21 (149,21) 

1963 

182,20 

0,69 

0,3 

21,34 

11,7 

22,03 (22,09) 

12,1 (12,1) 

160,17 (160,11) 

1964 

198,00 

3,92 

1.9 

22,50 

11.4 

26,42 (26,77) 

13,3 (13,5) 

171,58 (171,23) 

1965 

218,00 

5,46 

2,5 

23,91 

11,0 

29,37 (29,86) 

13,5 (13,7) 

188,63 (188,14) 

1966 

230,00 

7,88 

3,4 

27,73 

12,1 

35,61 (36,32) 

15,5 (15,8) 

194,39 (193,68) 

1967 

228,00 

7,42 

3,3 

28,17 

12,4 

35,59 (36,26) 

15,6 (15,9) 

192,41 (191,74) 

1968 

242,00 

10,07 

4,2 

30,43 

12,6 

40,50 (41,41) 

16,7 (17,1) 

201,50 (200,59) 

1969 

264,00p 

14,23 

5,4 

33,76 

12,8 

1 47,99 (49,27) 

18,2 (18,7) 

216,01 (214,73) 


bis einschließlich 1956 ohne Bergbau 

“) Bundesgebiet; von 1960 an einschließlich Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

Jahresdurchschnitt 

■*) Nach den jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen. Eventuelle Lohnsteuerfreibeträge sind nicht 
unterstellt. 

in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer 
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Tabelle 41 f 


Durchschnittliche Wochenverdienste einschließlich Arbeitgeberbeiträge 
und Abzüge männlicher Facharbeiter in der Industrie 

Verheiratet (1 Kind) 


Jahr 

Durch- 

schnittliche 

Brutto- 

wochen- 

verdienste 

Lohnsteuer- 

abzüge 

Sozialversiche- 
rungsabzüge 0 *) 

Abzüge insgesamt 
in Klammern; 

einschließlich Kirchensteuer 

I 

Nettoverdienste i 
in Klammern: 

abzüglich | 

Kirchensteuer 


DM 

DM 

v.H. 

von 

Spalte 1 

DM 1 

i 

v.H. 

von 

Spalte 1 

- DM 

v.H. 

von Spalte 1 

DM 


1 

2 1 

3 

4 1 

5 

6 1 

7 


8 

1950 

80,17 

2,59 

3,2 

14,64 

18,3 

17,23 (17,46) 

21,5 (21,8) 

62,94 

( 62,71) i 

1951 

91,00 

4,03 

4,4 

16,56 

18,2 

20,59 (20,95) 

22,6 (23,0) 

70,41 

( 70,05) ! 

1952 

98,24 

5,28 

5,4 

17,68 

18,0 

22,96 (23,44) 

23,4 (23,9) 

75,28 

( 74,80) 

1953 

103,24 

5,48 

5,3 

18,70 

18,1 

24,18 (24,67) 

23,4 (23,9) 

79,06 

( 78.57) 

1954 

107,39 

4,62 

4,3 

19,66 

18,3 

24.28 (24,70) 

22,6 (23,0) 

83,11 

( 82,69) 

1955 

115,46 

4,82 

4,2 

21,22 

18,4 

26,04 (26,47) 

22,6 (22,9) 

89,42 

( 88,99) 1 

1956 

122,92 

5,94 

4,8 

22,60 

18,4 

28,54 (29,07) 

23,2 (23,6) 

94,38 

( 93,85) 

1957 

131,50 

5,45 

4,1 

25,62 

19,5 

31,07 (31,56) 

23,6 (24,0) 

100,43 

( 99,94) 

1958 1 

139,47 1 

5,30 

3,8 

30,32 

21,7 

35,62 (36,10) 

25,5 (25,9) 

103,85 

(103,37) ; 

1959 1 

145,26 1 

4,84 

3,3 

31,62 

21,8 

36,46 (36,90) 

25,1 (25,4) 

108,80 

(108,36) i 

i 

1960 1 

158,45 

7,15 

4,5 

34,44 

21,7 

41,59 (42,23) 

26,2 (26,7) 

116,86 

(116,22) 

1961 

174,52 

1 9,92 

5,7 

39,24 

22,5 

49,16 (50,05) 

28,2 (28,7) 

125,36 

(124,47) 

1962 ; 

191,15 

11,76 

6,2 

41,94 

21,9 

53,70 (54,76) 

28,1 (28,6) 

137,45 

(136,39) 

1963 

203,54 

' 14,07 

6,9 

42,68 

21,0 

56,75 (58,02) 

27,9 (28,5) 

146,79 

(145,52) 

1964 

220,50 

17,30 

7,8 

45,00 

20,4 

62,30 (63,86) 

28,3 (29,0) 

158,20 

(156,64) ' 

1965 

241,91 

18,19 

7,5 

47,82 

19,8 

66,01 (67,65) 

27,3 (28,0) 

175,90 

(174,26) 

1966 

257,73 

i 20,57 

8,0 

55,46 

21,5 

76,03 (77,88) 

29,5 (30,2) 

181,70 

(179,85) 

1967 

256,17 

20,15 

7,9 

56,34 

22,0 

76,49 (78,30) 

29,9 (30,6) 

179,68 

(177,87) 

1968 

272,43 p 

22,76 

8,4 

60,86 

22,3 

83,62 (85,67) 

30,7 (31,4) 

188,81 

(186,76) 1 

1969 

297,76 p 

26,96 

9,1 

67,52 

22,7 

94,48 (96,01) 

31,7 (32,5) 

203,28 

(200,85) 


g einschließlich Arbeitgeberbeiträge 
bis einschließlich 1956 ohne Bergbau 

') Bundesgebiet; von 1960 an einschließlich Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

'^) Jahresdurchschnitt 

'^) Nach den jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen. Eventuelle Lohnsteuerfreibeträge sind nicht 
unterstellt. 

•‘) in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer 
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Tabelle 42 a 


Bruttolohn- und -gehaltssumme und Abzüge 


Jahr 

Bruttolohn- 
und -gehalts- 
summe 
Millionen 
DM 

Direkte (Lohn-) 
Steuern 

Arbeitnehmerbeiträge zur 
Sozialversicherung 

Steuern und Sozial- 
versicherungsbeiträge 
insgesamt 

Millionen 

DM 

in V. H. 
von Spalte 1 

Millionen 

DM 

1 in V. H. 

1 von Spalte 1 

Millionen 

DM 

in V. H, 
von Spalte 1 

1 

2 

3 

4 

i 5 

6 

7 

1950 

39 810 

1 820 

4 ß 

3 200 

8,0 

5 020 

12,6 

1951 

48 360 

2 950 

6,1 

3 830 

7,9 

6 780 

14,0 

1952 

53 880 

3 690 

6,8 

4 200 

7,8 

7 890 

14,6 

1953 

59 350 

3710 

6,3 

4 780 

8,1 

8 490 

14,3 

1954 

64 950 

3 930 

6,1 

5 160 

7,9 

9 090 

14,0 

1955 

73 940 

4 650 

6,3 

5 860 

7,9 

10510 

14,2 

1956 

82 870 

5 530 

6,7 

6 500 

7,8 

12 030 

14,5 

1957 

89 700 

4 680 

5,2 

7 990 

8,9 

12 670 

14,1 

1958 

96 750 

5 330 

5,5 

9 080 

9,4 

14410 

14,9 

1959 

103 880 : 

5 510 

5,3 

9 770 

9,4 

15 280 

14,7 

1960 

116 820 

7 470 

6,4 

11 020 

9,4 

18 490 

15,8 

1960 2) 

124 240 i 

7 880 

6,3 

11730 

9,4 

19 610 

15,8 

1961 

140 110 1 

10 150 

7,2 

12 840 

9,2 

22 990 

16,4 

1962 

155 160 

11820 

7,6 

i 14310 

9,2 

26 130 

16,8 

1963 

166 500 i 

13 290 

8,0 

15 350 

9,2 

28 640 

17,2 \ 

1964 

183 400 

15 660 

8,5 

16 680 

9,1 

32 340 

17,6 

1965 

202 700 

15 860 

7,8 

18 650 

9,2 

34 510 

17,0 

1966 

217 500 

18 760 

S ,6 

20 400 

9,4 

39 160 

18,0 

1967 

217 500 

1 

19 090 

8,8 

^ 20 870 

9,6 

39 960 

18,4 j 

1968 p 

232 300 

21 830 

9,4 

' 23 410 

10,1 

45 240 

19,5 

1969 p 

260 600 

26 460 

10,2 

1 

. 27 0 v 30 

10,4 

53 490 

1 

20,5 1 


von 1950 an Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 
von 1960 an Bundesgebiet einschließlich Saarland und Berlin (West) 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Werte vor der Revision) 
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Tabelle 42b 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit und Abzüge 


Jahr 

Bruttoeim 
kommen aus 
anselbständi- 
ger Arbeit 
Millionen 
DM 

Direkte (Lohn-) 
Steuern 

Sozialversicherungs- 
beiträge (Arbeitgeber- ^) 
und Arbeitnehmer- 
beiträge) 

Steuern und Beiträge 
insgesamt 

Millionen in v. H. 

DM von Spalte 1 

Millionen | in v. H. 

DM 1 von Spalte 1 

Millionen 

DM 

in V. H. 
von Spalte 


1 

2 1 

3 

4 i 

5 

6 

7 

1950 ‘) 

44 070 

1 820 

4J 

7 460 

16,9 

9 280 

21,1 

1951 

55 430 

2 950 

5,3 

8 900 

16,1 

11 850 

21,4 

1952 

59 600 

3 690 

6.2 

9 920 

16,6 

13 610 

22,8 

1953 

65 770 

3 710 

5,6 

11 200 

17,0 

14 910 

22,7 

1954 

71 870 

3 930 

5,5 

12 080 

16,8 

16 010 

22,3 

1955 

81 950 

4 650 

5,7 

13 870 

16,9 

18 520 

22,6 

1956 

91 820 

5 530 

6,0 

15 450 

16,8 

20 980 

22,8 

1957 

100 520 

4 680 

4,7 

18810 

18,7 

23 490 

23,4 

1958 

108 990 

5 330 

4,9 

21 320 

19,6 

26 650 

24,5 

1959 

116 830 

5 510 

4,7 

22 720 

19,4 

28 230 

24,2 

1960 

131 400 

7 470 

5,7 

25 600 

19,5 

33 070 

25,2 

1960 2) 

139 770 

7 880 

5,6 

27 260 

19,5 

35 140 

25,1 

1961 

157 180 

10 150 

6,5 

29 910 

19,0 

40 060 

25,5 

1962 

173 860 

11 820 

6,8 

33 010 

19,0 . 

44 830 

25,8 

1963 

i 186 530 

13 290 

7,1 

35 380 

19,0 

48 670 

26,1 

1964 

204 360 

15 660 

7,7 

37 640 

18,4 

53 300 

26,1 

1965 

225 810 

15 860 

7,0 

41 760 

18,5 

57 620 

25,5 

1966 

242 970 

18 760 

7,7 

45 870 

CO 

Ed 

64 630 

26,6 

1967 

243 370 

19090 

7,8 

46 740 

19,2 

65 830 

27,0 

1968 p 

260 960 

21 830 

8,4 

52 070 

20,0 

73 900 

28,4 

1969 p 

293 650 

26 460 

9,0 

60 080 

20,5 

86 540 

29,5 


') von 1950 an Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 

-) von 1960 an Bundesgebiet einschließlich Saarland und Berlin (West) 

'^) einschließlich unterstellter Einzahlungen in fiktive Beamtenpensionsfonds 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Werte vor der Revision) 
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Tabelle 43 


Durdisdinittsverdienste und Abzüge 

Durchschnittliche Lohn- und Gehaltssumme monatlich je beschäftigten Arbeitnehmer 


Brutto Abzüge , Netto 


Jahr 

DM 

Erhöh 

V. H. ! 



Erhöhung 0 

V. H. DM 

nominal 

real 


ung ') 

DM 

DM 

DM 

1 Erhöhung ') 

1 V. H. 1 DM 

DM 

Erhöhung ^) 
V. H. 1 DM 

1 

2 i 

3 

4 

5 1 

6 

7 

i ß 

9 

10 

11 1 

12 

1950 

243 



31 



212 



212 


• 

1951 

282 

16,3 

39 

39 

25,8 

8 

243 

14,4 

31 

225 

6,1 

13 

1952 

304 

7,9 

22 

44 

12,8 

5 

260 

7,1 

17 

236 

4,9 

11 

1953 

322 

5,9 

18 

46 

4,5 

2 

276 

0,4 

16 

256 

8,5 

20 

1954 

339 

5,2 

17 

47 

2,2 

1 

292 

5,5 

16 

269 

5,1 

13 

1955 

366 

7,9 

27 

52 

10,6 

5 

314 

7,7 

22 

285 

6,0 

16 

1956 

395 

7,9 

29 

57 

9,6 

5 

338 

7,6 

24 

299 

4,9 

14 

1957 

416 

5,2 

21 

59 

3,5 

2 

357 

5,7 

19 

310 

3,7 

11 

1958 

1 443 

j 

6,7 

27 

' 66 

11,8 

7 

377 

5,7 

20 

321 

3,6 

11 

1959 

i 467 

5,4 

24 

69 

4,5 

3 

398 

5,6 

21 

335 

4,4 

14 

1960 

1 509 

9,3 

42 

80 

13,8 

11 

429 

7,9 

31 

356 

0,3 

21 

1961 

563 

10,6 

54 

92 

15,0 

12 

471 

9,8 

42 

382 

7,3 

26 

1962 

' 614 

9,0 

51 1 

103 

12,0 

11 

511 

8,5 

40 ! 

403 

5,5 

21 

1963 

651 

0,1 

37 i 

112 

8,8 

9 

539 

5,6 

28 

413 

2,5 

10 

1964 

709 

8,9 

58 1 

125 

11,6 

13 * 

584 

8,3 

45 

437 

5,8 

24 

1965 

773 

9,0 

64 

131 

4,8 

6 

642 

9,8 

58 

464 

0,2 

27 

1966 

829 

7,2 

56 

149 

13,7 

18 

680 

5,9 

38 

475 

2,4 

11 

1967 

856 

3,3 

27 

157 

5,4 

8 

699 

2,8 

19 ' 

481 

1,3 

6 

1968 p 

908 

6,1 

52 

179 

14,0 

22 

731 

4,6 

32 ^ 

496 

3,1 

15 

1969 p ' 

992 

9,3 

84 

204 

14,0 

25 

788 

7,8 

57 

520 

4,9 

34 


h gegenüber dem Vorjahr 

-) Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge (Arbeitnehmcrbeiträge) 

Netto (nominal) mit dem jeweiligen Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-ArbeitnehmerhaushaltGn 
(1950 = lüü) deflationiert. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Werte vor der Revision) und eigene Berechnungen 
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Sozialversicherungsbeiträge eines Arbeiters, 
dessen versicherungspflichtiges Entgelt die Beitragsbemessungsgrenze in 
der Krankenversicherung nicht übersteigt (relativ höchster Beitragssatz) 

in V. H. des Bruttoarbeitsentgelts 


Jahr 

RV 

Beiträge zur 

1 KV 1 

AV 

Beiträge 

insgesamt 

Nachrichtlich Steuer- 

Durchschnittliche 1 
Lohnsteuer ^) ®) | 

und Gesamtabzüge 

Beiträge und Steuern 
insgesamt ®) 

1950 

5 

3 


10 

4,0 ( 4,4) 

14,0 

(14,4 ) 

1951 

5 

3 

2 

10 

5,2 ( 5,7) 

15,2 

(15,7 ) 

1952 

5 

3 

2 

10 

6,1 ( 6,6) 

16,1 

(16,6 ) 

1953 

5 

3 

2 

10 

5,1 ( 5,6) 

15,1 

(15,6 ) 

1954 

5 

3,1 

2 

10,1 

4,8 ( 5,2) 

14,9 

(15,3 ) 

1955 

5,5 2) 

3,1 

1,5 2) 

10,1 

4,9 ( 5,3) 

15,0 

(15,4 ) , 

1956 

5,5 

3,1 

1,5 

10,1 

5,6 ( 6,1) 

15,7 

(16,2 ) ; 

1957 

7») 

3,9 

1») 

11,7 

4,4 ( 4,8) 

16,1 

(16,5 ) 

1958 

7 

4,2 

1 

12,2 

2,7 ( 2,9) 

14,9 

(15,1 ) 

1 

1959 

7 

4,2 

1 

12,2 

3,6 ( 3,9) 

15,8 

(16,1 ) j 

1960 

7 

4,2 

1 

12,2 

4,7 ( 5,1) 

16,9 

(17,3 ) i 

1961 

7 

4,7 

1^) 

12,3 

6,1 ( 6,6) 

18,4 

(18,9 ) 

1962 

7 

4,8 

0,7^) 

12,3 

7,2 ( 7,8) 

19,5 

(20,1 ) 

1963 

7 

4,8 

0,7 

1 12,5 

7,9 ( 8,6) 

20,4 

(21,1 ) ! 

1964 

7 

4,85 

0,65 

12,5 

8,2 ( 8,9) 

20,7 

(21,4 ) 

1965 

7 

4,95 

0,65 

12,6 

1 8,3 ( 9,0) 

20,9 

(21,6 ) 1 

1966 

7 

5,0 

0,65 

12,65 

1 9,0 ( 9,8) 

21,65 

(22,45) 

1967 

7 

5,05 

0,65 

12,7 

9,3 (10,1) 

22,0 

(22,8 ) : 

1968 

7,5 

5,1 

0,65 

13,25 

1 9,8 (10,7) 

23,05 

(23,95) 

1969 

! 8 

5,25 

0,65 

13,90 

10,1 (11,0) 

24,0 

(24,9 ) i 

1970 

8,5 

4,0 

0,65 

13,15 

1 

11,4 (12,4) 

24,55 

! 

(25,55) j 

1971 

8,5 

4,3 

0,65 

13,45 

11,7 (12,7) 

25,15 (26,15) 1 

1972 

8,5 

4,6 

0,65 

13,75 

; 12,1 (13,2) 

25,85 

(26,95) i 

1973 

9 

1 

5,0 

0,65 

14,65 

12,1 (13,2) 

26,75 

(27,85) 


1) Galt bis zur Einführung der Lohnfortzahlung ab 1. Januar 1970 für Pflichtmitglieder der gesetzlichen Kranken- 
versicherung (KV) mit sofortigem Anspruch auf Barleistungen (in der Regel Arbeiter). Auch ab 1970 sind die 
Beiträge unter der Annahme berechnet, daß diese Grenze nicht überschritten ist. (Für KV gewogener Durch- 
schnittssatz) 

2) ab April (kein Einfluß auf den Jahresdurchschnitt der Beiträge insgesamt) 

^) ab März (Beiträge insgesamt — gewogener Jahresdurchschnitt) 

^) von August 1961 bis April 1962 keine Beiträge (Beiträge insgesamt ^ gewogener Jahresdurchschnitt) 

■") Verheiratete ohne Kinder mit Durchschnittsverdienst (durchschnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicher- 
ten der ArV und AnV), es sei denn, dieses ist höher als die Beitragsbemessungsgrenze der KV. Dieser Fall ist 
bislang nur in den Jahren 1964, 1968 und 1969 akut geworden. Er wird es voraussichtlich wieder im Jahr 1972 (vgl. 
hierzu Tabelle 40 c) 

<5) in Klammern einsÄließlich Kirchensteuer (in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer) 
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Tabelle 44 b 


Sozialversicherungsbeiträge eines Angestellten, 
dessen versicherungspflichtiges Entgelt die Beitragsbemessungsgrenze in 
der Krankenversicherung nicht übersteigt (relativ höchster Beitragssatz) 

in V. H, des Bruttoarbeitsentgelts 


Jahr 

RV 

Beiträge zur 

1 KV 1 

AV 

Beiträge 

insgesamt 

Nachrichtlich Steuer- 

Durchschnittliche 1 
Lohnsteuer ^) ®) | 

und Gesamtabzüge 

Beiträge und Steuern 
insgesamt ®) 

1950 

5 

2,6 

2 

9,6 

4,0 ( 4,4) 

13,6 

(14,0 ) 

1951 

5 

2,7 

2 

9,7 

5,2 ( 5,7) 

14,9 

(15,4 ) 

1952 

5 

2,8 

2 

9,8 

6,1 ( 6,6) 

15,9 

(16,4 ) 

1953 

5 

2,9 

2 

9,9 

5,1 ( 5,6) 

15,0 

(15,5 ) 

1954 

5 

2,9 

2 

9,9 

4,8 ( 5,2) 

14,7 

(15,1 ) 

1955 

5,5 2) 

2,9 

1,5 2) 

9,9 

4,9 ( 5,3) 

14,8 

(15,2 ) 

1956 

5,5 

2,9 

1,5 

9,9 

5,6 ( 6,1) 

15,5 

(16,0 ) 

1957 

7 3) 

3,0 

13) 

10,8 

4,4 ( 4,8) 

15,2 

(15,6 ) 

1958 

7 

3,1 

1 

11,1 

2,7 ( 2,9) 

13,8 

(14,0 ) 

1959 

7 

3,1 

1 

11,1 

3,6 ( 3,9) 

14,7 

(15,0 ) 

1960 

7 

3,2 

1 

11,2 

4,7 ( 5,1) 

15,9 

(16,3 ) 

1961 

7 

3,3 

14) 

10,9 

6,1 ( 6,6) 

17,0 

(17,5 ) 

1962 

7 

3,4 

0,7 4) 

10,9 

7,2 ( 7,8) 

18,1 

(18,7 ) 

1963 

7 

3,4 

0,7 

11,1 

7,9 ( 8,6) 

19,0 

(19,7 ) 

1964 

7 

3,4 

0,65 

11,05 

8,2 ( 8,9) 

19,25 

(19,95) 

1965 

7 

3,6 

0,65 

11,25 

8,3 ( 9,0) 

19,55 (20,25) 

1966 

7 

3,7 

0,65 

1 11,35 

9,0 ( 9,8) 

20,35 (21,15) 

1967 

7 

3,9 

0,65 

11,55 

9,3 (10,1) 

20,85 (21,65) 

1968 

7,5 

4,1 

0,65 

12,25 

9,8 (10,7) 

22,05 (22,95) 

1969 

8 

4,25 

0,65 

12,9 

10,1 (11,0) 

23,0 

(23,9 ) 

1970 

8,5 

4,0 

0,65 

13,15 

11,4 (12,4) 

24,55 (25,55) 

1971 

8,5 

4,3 

0,65 

13,45 

11,7 (12,7) 

25,15 

(26,15) 

1972 

8,5 

4,6 

0,65 

13,75 

12,1 (13,2) 

25,85 (26,95) 

1973 

9 

5,0 

0,65 

14,65 1 

12,1 (13,2) 

26,75 (27,85) 


h Trifft zu für Pflichtmitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung (KV) mit Lohn- und Gehaltsanspruch bis einschl. 

6 Wochen (bis 31. Dezember 1969 in der Regel Angestellte). (Für KV = gewogener Durchschnittssatz) 

“) ab April (kein Einfluß auf den Jahresdurchschnitt der Beiträge insgesamt) 

'^) ab März (Beiträge insgesamt ~ gewogener Jahresdurchschnitt) 

■‘) von August 1961 bis April 1962 keine Beiträge (Beiträge insgesamt gewogener Jahresdurchschnitt) 

'“’) Verheiratete ohne Kinder mit Durchschnittsverdienst (durchschnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicher- 
ten der ArV und AnV), es sei denn, dieses ist höher als die Beitragsbemessungsgrenze der KV. Dieser Fall ist 
bislang nur in den Jahren 1964, 1968 und 1969 akut geworden. Er wird es voraussichtlich wieder im Jahr 1972 (vgl. 
hierzu Tabelle 40 c) 

<^) in Klammern einschließlich Kirchensteuer (in Flöhe von 9 v. Ff. der Lohnsteuer) 
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Tabelle 44 c 


Relativ höchste Sozialversicherungsbeiträge 
(Arbeiter) 

in V. H. des Bruttoarbeitsentgelts einschließlich Arbeitgeberbeiträge 


Jahr 

RV 

Beiträge zur 

1 KV ' 

AV 

1 

Beiträge 

insgesamt 

Nachrichtlich Steuer- 

Durchschnittliche 1 
Lohnsteuer ^) ®) 1 

und Gesamtabzüge 

Beiträge und Steuern 
insgesamt ^) 

1950 

9,1 

5.5 

3,6 

18,2 

3,6 ( 4,0) 

21,8 (22,2) 

1951 

9,1 

5,5 

3,6 

18,2 

4,7 ( 5,2) 

22,9 (23,4) 

1952 

9,1 

5,5 

3,6 

18,2 

5,5 ( 6,0) 

23,7 (24,2) 

1953 

9,1 

5,5 

3,6 

18,2 

4,6 ( 5,1) 

22,8 (23,3) 

1954 

9,1 

5,6 

3,6 

18,3 

4,4 ( 4,7) 

22,7 (23,0) 

1955 

10,2 2) 

5,6 

2,7 2) 

18,3 

4,5 ( 4,8) 

22,8 (23,1) 

1956 

10,0 

5,6 

2,7 

18,3 

5,1 ( 5,6) 

23,4 (23,9) 

1957 

12,5 3) 

7,0 

1,8 3) 

21,0 

3,9 ( 4,3) 

24,9 (25,3) 

1958 

12,5 

7,5 

1,8 

21,8 

2,4 ( 2,6) 

24,2 (24,4) 

1959 

12,5 

7,5 

1,8 

21,8 

3,2 ( 3,4) 

25,0 (25,2) 

1960 

12,5 

7,5 

1,8 

21,8 

4,2 ( 4,5) 

26,0 (26,3) 

1961 

12,5 

8,4 

1,8 ^) 

21,9 

5,4 ( 5,9) 

27,3 (27,8) 

1962 1 

12,5 

8,5 

1,2 

21,9 

6,4 ( 6,9) 

28,3 (28,8) 

1963 

12,5 

8,5 

1,2 

22,2 

i 7,0 ( 7,7) 

29,2 (29,9) 

1964 

12,4 

8,7 

1,2 

22,3 

7,3 ( 7,9) 

29,6 (30,2) 

1965 

12,4 

8,7 

1,2 

22,3 

7,4 ( 8,0) 

29,7 (30,3) 

1966 

12,4 

8,9 

1,2 

22,5 

8,0 ( 8,7) 

30,5.(31,2) 

1967 

12,4 

9,0 

1,2 

22,6 

8,3 ( 9,0) 

30,9 (31,6) 

1968 

13,2 

9,0 

1,2 

23,4 

8,7 ( 9,4) 

32,1 (32,8) 

1969 

14,0 

9,2 

1,2 

24,4 

8,9 ( 9,7) 

33,3 (34,1) 

1970 

15,0 

7,1 

1,2 

23,2 

10,1 (11,0) 

33,3 (34,2) 

1971 

1 15,0 

7,6 

1,2 

23,7 

10,3 (11,2) 

34,0 (34,9) 

1972 

15,0 

8,1 

1,2 

24,2 

10,6 (11,6) 

34,8 (35,8) 

1973 

15,7 

8,7 

1,2 

i 25,6 

10,6 (11,5) 

36,2 (37,1) 


Galt bis zur Einführung der Lohnfortzahlung ab 1. Januar 1970 für Pflichtmitglieder der gesetzlichen Kranken- 
versicherung (KV) mit sofortigem Anspruch auf Barleistungen (in der Regel Arbeiter). Auch ab 1970 sind die 
Beiträge unter der Annahme berechnet, daß diese Grenze nicht überschritten ist. (Für KV = gewogener Durch- 
schnittssatz) 

') ab April (kein Einfluß auf den Jahresdurchschnitt der Beiträge insgesamt) 

■J ab März (Beiträge insgesamt = gewogener Jahresdurchschnitt) 

h von August 1961 bis April 1962 keine Beiträge (Beiträge insgesamt gewogener Jahresdurchschnitt) 

^) Verheiratete ohne Kinder mit Durchschnittsverdienst (durchschnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicher- 
ten der ArV und AnV), es sei denn, dieses ist höher als die Beitragsbemessungsgrenze der KV. Dieser Fall ist 
bislang nur in den Jahren 1964, 1968 und 1969 akut geworden. Er wird es voraussichtlich wieder im Jahr 1972 
(vgl. hierzu Tabelle 40 c) 

in Klammern einschließlich Kirchensteuer (in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer) 
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Tabelle 44 d 


Relativ höchste Sozialversicherungsheiträge 
(Angestellte) 

in V. H. des Bruttoarbeitsentgelts einschließlich Arbeitgeberbeiträge 


Jahr 

Beiträge zur 

RV ; KV 1 AV 

Beiträge 

insgesamt 

Nachrichtlich Steuer- 

Durchschnittliche 1 
Lohnsteuer ^) ^) | 

■ und Gesamtabzüge 

1 Beiträge und Steuern 
insgesamt 

1950 

9,1 

4,7 

3,7 

1 

! 17,5 

3,7 ( 4,0) 

21,2 (21,5) 

1951 

9,1 

4,9 

3,7 

17,7 

4,7 ( 5,2) 

22,4 (22,9) 

1952 

9,1 

5,1 

3,7 

17,9 

5,5 ( 6,0) 

23,4 (23,9) 

1953 

9,1 

5,2 

3,7 

18,0 

4,6 ( 5,1) 

22,6 (23,1) 

1954 

9,1 

5,2 

3,7 , 

18,0 

* 4,4 ( 4,7) 

22,4 (22,7) 

1955 

10,0 2) 

5,2 

2,7 2) 

18,0 

4,5 ( 4,8) 

22,5 (22,8) 

1956 

10,0 

5,2 

2,7 

18,0 

5,1 ( 5,6) 

23,1 (23,6) 

1957 

12,0 3) 

5,4 

1,8 3) 

19,5 

4,0 ( 4,3) 

23,5 (23,8) 

1958 

12,6 

5,6 

1,8 

20,0 

2,4 ( 2,6) 

22,4 (22,6) 

1959 

12,6 

5,6 

1,8 

20,0 

3,2 ( 3,5) 

23,2 (23,5) 

1960 

12,6 

5,7 

1,8 

20,1 

4,2 ( 4,6) 

24,4 (24,7) 

1961 

12,6 

6,0 

1,8 ^) 

19,7 

5,5 ( 5,9) 

25,2 (25,6) 

1962 

12,6 

6,1 

1,3 4) 

19,7 

6,5 ( 7,0) 

26,2 (26,7) 

1963 

12,6 

6,1 

1,3 

20,0 

7,1 ( 7,7) 

27,1 (27,7) 

1964 

12,6 

6,1 

1,2 

19,9 

7,4 ( 8,0) 

27,3 (27,9) 

1965 

12,6 

6,4 

1,2 

20,2 

7,5 ( 8,1) 

27,7 (28,3) 

1966 

12,6 

6,6 

1,2 

20,4 

8,1 ( 8,8) 

28,5 (29,2) 

1967 

12,6 

7,0 

1,2 

20,7 

8,3 ( 9,1) 

29,0 (29,8) 

1968 

13,4 

7,3 

1,2 

21,8 

8,7 ( 9,5) 

30,5 (31,3) 

1969 

14,2 

7,5 

1,2 

22,9 

8,9 ( 9,7) 

31,8 (32,6) 

1970 

15,0 

7,1 

1,2 ; 

23,2 

10,1 (11,0) 

33,3 (34,2) 

1971 

15,0 

7,6 

1,2 

23,7 

10,3 (11,2) 

34,0 (34,9) 

1972 

15,0 

8,1 

1,2 

24,2 

10,6 (11,6) 

34,8 (35,8) 

1973 

15,7 

8,7 

1,2 j 

25,6 i 

1 10,6 (11,5) 

36,2 (37,1) 


h Trifft zu für Pflichtmitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung (KV) mit Lohn- und Gehaltsanspruch bis einschl. 

6 Wochen (bis 31. Dezember 1969 in der Regel Angestellte). (Für KV = gewogener Durchschnittssatz) 

^) ab April (kein Einfluß auf den Jahresdurchschnitt der Beiträge insgesamt) 

^) ab März (Beiträge insgesamt — gewogener Jahresdurchschnitt) 

“*) von August 1961 bis April 1962 keine Beiträge (Beiträge insgesamt = gewogener Jahresdurchschnitt) 

’) Verheiratete ohne Kinder mit Durchschnittsverdienst (durchschnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicher- 
ten der ArV und AnV), es sei denn, dieses ist höher als die Beitragsbemessungsgrenze der KV. Dieser Fall ist 
bislang nur in den Jahren 1964, 1968 und 1969 akut geworden. Er wird es voraussichtlich wieder im Jahr 1972 
(vgl. hierzu Tabelle 40 c) 

in Klammern einschließlich Kirchensteuer (in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer) 
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Tabelle 45 


Sozialleistungsquoten 

Sozialleistungen (Reinausgaben) in v. H. des Sozialprodukts 


Jahr 1) 

Sozialbudget 
(institutionell) . 

Kosten der Sozialen Sicherung 
(IAA) 

Bruttosozial- 

produkt 

j Volkseinkommen 

Bruttosozial- 

produkt 

Volkseinkommen 

1950 



15,4 

20,1 

1955 



14,5 

18,8 

1960 



15,7 

20,3 

1963 

16,6 

21,7 

16,3 

21,2 

1964 

16,7 

21,8 

16,3 

21,3 

1965 

17,2 

22,6 

16,7 

21,9 

1966 

17,8 

23,5 

17,3 

22,8 

1967 p 

19,4 

25,8 1 

18,8 

25,1 

1968 p 

19,0 

24,8 

18,4 

24,1 

1969 s 

' 18,3 

24,1 

17,8 

23,4 

1970 s 

17,9 

23,4 

17,3 

22,7 

1971 s 

18,2 


17,6 


1972 s 

18,5 


17,8 


1973 s 

18,9 


18,2 



von 1950 an einsdiließlidi Berlin (West),- von 1960 an einschließlich Saarland 
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Tabelle 46 


Beitragsbemessungs- und Versicherungspflichtgrenzen 

in DM je Monat 


Gültig 

ab 

Beitragsbemessungsgrenze 

Versicherungspflicht- 

grenze 

ArV 

AnV 

KnV 

KV 0 

AV 

AnV 

1 

AV 

1. Juni 1949 

600 

700 

375 

375 

600 

600 

1. September 1952 

750 

1 000 

500 

500 

750 

750 

1. März 1957 




750 

1 250 

1 250 

1. Oktober 1957 



660 




1. Januar 1959 

800 

1 000 





1. Januar 1960 

850 

1 000 





1. Januar 1961 

900 

1 100 





1. Januar 1962 

950 

1 100 





1. Januar 1963 

1 000 

1 200 





1. Januar 1964 

1 100 

1 400 





1. Januar 1965 

1 200 

1 500 





1. Juli 1965 



900 2) 


1 800 

1 800 

1. Januar 1966 

1 300 

1 600 





1. Oktober 1966 




1 300 



1. Januar 1967 

1 400 

1 700 





1. Januar 1968 

1 600 

1 900 





1. Januar 1969 

1 700 

2 000 

990 5) 




1. Januar 1970 

1 800 

2 100 

1 200 

1 800 



1. Januar 1971 

1 900 

2 300 


1 900 



1. Januar 1972 

2 000 

2 500 


2 000 



1. Januar 1973 

2 200 

2 700 


2 200 



1. Januar 1974 

2 300 

2 900 


2 300 




gleichzeitig Versicherungspflichtgrenze für Angestellte 
ab 1. September 1965 

Vom 1. Januar 1967 an sind nur die Arbeitnehmer von der Versicherungspflicht ausgenommen, die Arbeitgeber- 
funktionen ausüben, sofern ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst die Versicherungspflichtgrenze in der Renten- 
versicherung der Angestellten übersteigt. 

Vom 1. Januar 1968 an sind alle Arbeiter und Angestellten versicherungspflichtig, 
ab 1. August 1969 
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Abkürzungsverzeichnis 


AFG == Arbeitsförderungsgesetz 

AKG "= Allgemeines Kriegsfolgengesetz 

Alhi Arbeitslosenhilfe 

AnV = Rentenversicherung der Angestellten 

ArV = Rentenversicherung der Arbeiter 

AV = Arbeitslosenversicherung 

AV/AF/BB = Arbeitslosenversicherung, Arbeitsförderung, berufliche Bildung 

AVAVG = Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

BAVAV = Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

BA = Bundesanstalt für Arbeit 

BKK = Bundesbahnbetriebskrankenkasse 

BMA = Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

BSHG Bundessozialhilfegesetz 

BSP = Bruttosozialprodukt 

BVG = Bundesversorgungsgesetz 

EG Europäische Gemeinschaften 

EGKS == Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

EUG = Eignungsübungsgesetz 

EWG ^ Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

GAL ^ Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 

G 131 — Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse nach Art. 131 des Grund- 

gesetzes 

GG = Grundgesetz 

HH = Haushalt 

HHG = Häftlingshilfegesetz 

IAA = Internationales Arbeitsamt 

vIWG Jugendwohlfahrtsgesetz 

KG = Kindergeld 

KnV = Knappschaftliche Rentenversicherung 

KöD ^ Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

KoFü ^ Kriegsopfertürsorge 

KOV = Kriegsopferversorgung 

KV ^ Krankenversicherung 

KVdR = Krankenversicherung der Rentner 

LAG = Lastenausgleich(-sgesetz) 

LAH = Landwirtschaftliche Altershilfe 

MuschG = Mutterschutzgesetz 

NOG = Neuordnungsgesetz 

ÖGD = öffentlicher Gesundheitsdienst 

PöD , = Pensionen im öffentlichen Dienst 

RKG = Reichsknappschaftsgesetz 

RV = Rentenversicherung 

RVO = Reichsversicherungsordnung 

SAEG = Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 

SB = Sozialbudget 

SozHi = Sozialhilfe 
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SVG = Soldatenversorgungsgesetz 

UbG ~ Unterhaltsbeihilfegesetz 

UV Unfallversicherung 

VE — Volkseinkommen 

Zeichenerklärung : 

nicht festgestellt oder Angabe sachlich nicht sinnvoll 
nichts vorhanden 

weniger als Hälfte der verwendeten Einheit 
Daten nicht vorhanden oder Fragestellung nicht zutreffend 

Zahlen in Klammern sind als Darunter- oder Davonzahlen nicht mitzu- 
addieren 

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen 


0 = 
leeres Feld ~ 
( ) 
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